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Vorbemerkung

Die Länder Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt und Thüringen sowie der Fleistaat Sachsen haben den Wissen-
schaftsrat gebeten, zur Um- und Neustrukturierung der Geisteswissen-
schaften an den Hochschulen Stellung zu nehmen. Die nachstehenden
Ausfütrrungen entsprechen dieser Bitte, indem sie Maßnahmen und
Perspektiven ftiLr eine möglichst rasche Neugestaltung geisteswissen-
schaftlicher Lelue und Forschung an den Universitäten der neuen Län-
der aufzeigen. Sie beziehen sich daher auf die akute Umbruchsituation
der betreffenden Hochschulen und wollen nicht als ,,Grundsatzpapier"
zwLage und Zukunft der Geisteswissenschaften überhaupt verstanden
sein.

Die in jüngster Zeit mit zunehmender Intensität geführten Diskussionen
über Innovationsbedürftigkeit und Innovationspotentiale der Geistes-
wissenschaften reichen von einer grundsätzlichen Infragestellung dieses
ihres Titels bis zu konkreten Vorschlägen zur Einftihrung neuer, stärker
berufsbezogener Studiengänge. Die hierbei erfolgten Anregungen zur
Entwicklungsfühigkeit einzelner Fächer und zur kulturwissenschaft-
lichen Neuorientierung der Geisteswissenschaften allgemein finden in
den folgenden Empfehlungen ihren Niederschlag. Allerdings konnte es
nicht deren Ziel sein, ein gtundlegendes Reformprogramm für die Gei-
steswissenschaften in ganz Deutschland zu formulieren. Insbesondere
bleiben Probleme wie das einer Reform der Magisterstudiengänge weit-
gehend ausgespart. Auch beschäftigen sich die folgenden Empfehlun-
gen nicht mit der derzeit stark diskutierten Frage einer gTundsätzlichen
Reform der Universitäten und insbesondere der Universitätslehre gene-

lrirrl. ""r 
Wissenschaftsrat bereitet dafür eine besondere Empfehlung

Statt dessen beschränken sich die folgenden Empfehlungen im wesent-
lichen auf kurz- bis mittelf'ristige Erfordernisse ftiLr eine tragfähige Aus-
gestaltung der geisteswissenschaftlichen Forschung und Lehre in Orien-
tierung an den in den neuen Ländern vorhandenen Potentialen und
Stärken einerseits wie Defiziten andererseits. Daß davon ausgehend
mögliche Neuerungen aufgezeigt werden, wo immer sich dies anbietet,
gehört ebenso dazu wie die Maßgabe, in einem ersten Schritt die Herstel-
lung bewährter Strukturen zu ermöglichen. Vorrangiges Ziel ist die
Schaffung von Voraussetzungen ftir eine gemeinsame Weiterentwick-
lung der Geisteswissenschaften an den Hochschulen in ganz Deutsch-
land.

Der Wissenschaftsrat hat zur Vorbereitung dieser Stellungnahme eine
Arbeitsgruppe eingesetzt, der auch Sachverständige angehörten, die
nicht Mitglieder des Wissenschaftsrates sind. Ihnen ist der Wissen-
schaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet.

Die Beratungen der Arbeitsgruppe erfolgten in weitgehender Abstim-
mung mit den Landeshochschulstrukturkommissionen und deren Ent-



würfen zu den einzelnen Fakultäten/Fachbereichen, soweit diese vor-
lagen.

Der Wissenschaftsrat hat die Stellungnahme arn 3. Juli 1g92 verab-
schiedet.



I. Ausgangslage und Zielsetzung

1. Gegenstand und Ziele

Gegenstand dieser Empfehlungen sind die Geisteswissenschaften als
diejenigen Kernfächer der alten Philosophischen Fakultät, die nach der
Ausgliederung der Naturwissenschaften sowie der Staats- und Wirt-
schaftswissenschaften dort verblieben sind: Philosophie, Geschichte,
Sprach- und Literaturwissenschaften einschließlich regionalspezifischer
Philologien sowie die,,Kleinen" kulturwissenschaft,lichen Fächer wie
z. B. Ethnologie/Volkskunde/Kulturanthropologie, Klassische Archäolo-
gie, Orientalistik, ferner auch Kunstgeschichte und Musikwissenschaft.
Zwischen diesen Einzelfächern bestehen teilweise sehr enge Verbindun-
gen. Darüber hinaus gibt es vielftiltige BertiLhrungspunkte zu den histo-
risch orientierten Sozial-, Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, für
deren Neustrukturierung bereits Empfehlungen des Wissenschaftsrates
vorliegenl) und die im folgenden nicht ausführlich behandelt werden.
Auch bleiben Fächer wie Pädagogik/Erziehungswissenschaften, Psy-
chologie, Geographie hier ausgeklammert, obwohl auch diese bisweilen
den,,Geisteswissenschaften" zugerechnet werden.

Die Empfehlungen sollen die notwendige Neuordnung der geisteswis-
senschaftlichen Disziplinen in den Universitäten der neuen Länder er-
leichtern. Sie beziehen sich
(1) auf die inhaltliche Bestimmung und organisatorische Ausgestaltung

der einzelnen Fächer;
(2) auf ihren Zusammenhang im Rahmen eines übergreifenden Kon-

zepts von Kulturwissenschaften, zu denen man Geistes- wie Sozial-
wissenschaften rechnen kann2) ;

(3) auf Ansätze zu überregionalen Schwerpunktbildungen, die zwischen
den Universitäten der neuen (aber auch der alten) Länder noch ge-
nauer abzustimmen wären.

Die Empfehlungen enthalten Vorschläge zur Neustrukturierung der
Geisteswissenschaften an den Universitäten. Sie sind komplementär zu
den vom Wissenschaftsrat im Juli 1991 vorgelegten Empfehlungen zu
den Geisteswissenschaften an den außeruniversitirren Forschungsein-
richtungen3;, deren Vorschläge zur inhaltlichen Orientierung der Gei-
steswissenschaften, zur engen Kooperation universitärer und außeruni-

9 Vgf. Wir.""schaftsrat, Empfehlungen zu Forschung und Lehre auf dem Gebiet der
Rechtswissenschaften in den neuen I;ändern. In: Empfehlungen zur l«inftigen Struktur
der Hochschullandschaft in den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin. Teil I. Köln
1992; sowie ders., Empfehlungen zum Aulbau der Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten an den Universitäten/Technischen Hochschulen in den neuen Bundesländern und
im Ostteil von Berlin, ebd.
2) Vgl. z. B. Wolfgang Frühwald u. a., Geisteswissenschaften heute. Eine Denkschrift,
Frankfurt/Main 1991.
3) Wissenschaftsrat, Stellungnahme zu den außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR auf dem Gebiet der Geistes-
wissenschaften. Köln I 992.



versilärer Forschung, zur Schwerpunktsetzung und zur organisatori-
schen Neuordnung hier aufgegriffen werden.

Die Geisteswissenschaften gehören zu den Fächern, in denen nach dem
Ende des staatssozialistischen Systems der DDR und nach der Befreiung
von einer doktrinären marxistisch-leninistischen Ideologie eine grund-
legende Um- und Neuorientierung erforderlich ist, und zwar in inhalt-
licher, struktureller und oft auch in personeller Hinsicht. Dieser allge-
meine Befund gilt unabhängig davon, daß das vielgestaltige Bild der
Geisteswissenschaften in der DDR, in der sich die einzelnen Fächer und
ihre Teile sehr unterschiedlich entwickeln konnten, jedes Pauschalurteil
verbietet. Im Unterschied zu Fächern wie Rechtswissenschaft oder Wirt-
schafts- r.rnd Sozialwissenschaften, die mit dem Gesellschaftssystem der
DDR noch enger verflochten waren, impliziert die Neu- und Umorien-
tierung der geisteswissenschaftlichen Fächer allerdings nicht deren voll-
ständigen Neuaufbau.

Die folgenden Empfehlungen zu den Geisteswissenschaften geben An-
regungen ftir eine zukunftsfähige, differenzierte Ausgestaltung und Wei-
terentwicklung dieser Fächer an den einzelnen Universitäten, wobei
dort vorhandene Leistungspotentiale und Stärken ebenso berücksichtigt
werden müssen wie historische TYaditionen, spezifische Defizite und Be-
lastungen. Die Empfehlungen umfassen Aussagen zum anzustrebenden
Grundbestand an geisteswissenschaftlichen Fächern, Hinweise zu Ver-
knüpfungen mit anderen Kulturwissenschaften, zu der für eine fachli-
che Mindestdifferenzierung erforderlichen Personalausstattung, zu orts-
typischen Besonderheiten und Schwerpunkten, zu wünschenswerten
innovativen Entwicklungen und Strukturmerkmalen sowie zur Koope-
ration mit anderen Forschungseinrichtungen. Angesichts der engen fi-
nanziellen Restriktionen der Landeshaushalte, die den Neuaufbau der
Hochschulen in den neuen Ländern erheblich erschweren, haben Aus-
sagen zur personellen Grundausstattung, die die Arbeitsfühigkeit eines
Faches sichert, eine besondere Bedeutung, zumal eine Personalausstat-
tung nach Maßgabe aktueller Studentenzahlen nicht sinnvoll ist. Nicht
thematisiert werden hier die genaue Art und Ausrichtung der an den ein-
zelnen Universitäten anzubietenden geisteswissenschaftlichen Studien-
gänge.

Trotz der Konzentration der Empfehlungen auf die neuen Länder wird
auch die Situation der Geisteswissenschaften in den alten Ländern nicht
völlig ausgeklammert. Zum einen sind deren Probleme in den Diskus-
sionen der letzten Jahre über ihre bisherige fachliehe und hochschul-
politische Entwicklung ntu allzu deutlich geworden. Zum anderen sind
in jenen Diskussionen Perspektiven für wünschenswerte Reformen der
Geisteswissenschaften formuliert worden, an die die vorliegenden Emp-
fehlungen anknüpfen konnten.

Die Empfehlungen haben in erster Linie die sechs klassischen Universi-
täten Greifswald, Halle, Jena, Leipzig, Rostock und - umrißhaft - die
Humboldt-Universität Berlin im Blick. Ins einzelne gehende Empfeh-
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lungen zur küLnftigen Entwicklung der Geisteswissenschaften an der
Humboldt-Universität Berlin erfordern allerdings eine Gesamt-Berliner
Betrachtung und damit eine detaillierte Bestandsaufnahme und verglei-
chende Betrachtung der Geisteswissenschaften an allen Berliner Uni-
versitäten. Diese Aufgabe ließ sich im Füahmen dieser Empfehlungen
nicht leisten.

Nicht behandelt werden in diesen Empfehlungen die Pädagogischen
Hochschulen. Wo diese als eigenständige Einrichtungen fortbestehen,
wird sich ihre Aufgabe im Sinne einer Arbeitsteilung zwischen Universi-
täten und Pädagogischen Hochschulen auf die Ausbildung von Grund-
und Regelschullehrern konzentrieren.4)

Auch die Universitätsneugründungen in Cottbus, FYankfurt/Oder und
Potsdam mußten hier weitgehend unberücksichtigt bleiben. Der Wissen-
schaftsrat wird zu diesen Neugnindungen gesondert Stellung nehmen.
Zur geplanten Neugnindung einer Universität in Erfurt wurde bereits
e:n,:,24. Januar 1992 eine Stellungnahme verabschiedet.S)

Schließlich enthalten die Empfehlungen auch einige knappe Hinweise
zur Ausrichtung der Geisteswissenschaften an Technischen Universitä-
ten, an denen eine Etablierung der das ingenieur- und naturwissen-
schaftliche Studium fLankierenden Kulturwissenschaften beabsichtigt
ist.

Der Wissenschaftsrat konnte sich mit den folgenden Empfehlungen auf
Angaben und Zwischenergebnisse der Landeshochschulstrukturkom-
missionen stützen, die auf seine Empfehlung hin eingerichtet wurden.6)
Die folgenden Empfehlungen wollen die noch nicht beendete Arbeit der
Landeshochschulstrukturkommissionen unterstützen und zur wün-
schenswerten Abstimmung zwischen ihnen beitragen.

2. Geisteswissenschaften international und in den alten Ländern: Merk-
male, Probleme und Perspektiven

a) Allgemeine Merkmale der Geisteswissenschaften

Der Begriff ,,Geisteswissenschaften", der eng auf die humanistische Tba-
dition des deutschen Wissenschafts- und Hochschulsystems verweist, ist
als Sammelbezeichnung fi.ir wichtige Kernfächer der alten Philosophi-
schen Fakultät noch immer in Gebrauch, jedoch keineswegs selbstver-
ständlich rmd unbestritten.

+l VSL lvi"r..rschaftsrat, Empfehlungen zur Lehrerbildung in den neuen Uändern. In:
Empfehlurgen zur künftigen Struktur der Hochschullandschaft in den neuen Ländern
und im Ostteil von Berlin. Teil I. Köln 1992.
5) 'ffissenschaftsrat, Stellungrrahme zur Gründung einer Universität in Erfurl, ebd.
6) Vgl. Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur Bildung von Hochschulstrukturkommis-
sionen und zur Berufungspolitik an den Hochschulen in den neuen Ländern und in Ber-
lin, ebd.
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Die amtliche Hochschulstatistik verwendet den Begriff nicht, sondern
zieht die Bezeichnung,,Sprach- und Kulturwissenschaften., vor. Sie um-
faßt neben den hier behandelten Fächern die psychologie und vor allem
auch die Pädagogik-Erziehungswissenschaften. Dies hat beispielsweise
zur Folge, daß es oft nur mit großen Vorbehalten möglich ist, aus diesen
offiziellen Statistiken genaue Angaben zu studenten und personalzah-
len der Geisteswissenschaften in dem Sinne, in dem diese Bezeichnung
hier verwendet wird, zu gewinnen.

Auch in anderen Sprachen hat der Begriff ,,Geisteswissenschaften,,
meist kein direktes Aquivalent. Im Englischen und Französischen kom-
men die Begriffe ,,humanities" und ,,sciences de l'homme.. am nächsten.
Diese sind jedoch - anders als der Begriff ,,Geisteswissenschaften,, - of-
fen genug, um dem im letzten Jahrzehnt starken Impuls zur Anthropolo-
gisierung des Wissens Raum zu geben, der das Wissen von der Natur und
von der Geschichte des Menschen auf neue Weise wieder zusammenzu-
führen sucht. Im Blick auf diese wissenschaftsgeschichtliche Neuorien-
tierung plädiert man seit einiger Zeit auch in Deutschland verstärkt da-
1'.i1,7) den Begriff ,,Geisteswissenschaften" dr-rrch den Begriff ,,Kultur-
wissenschaften" zrt ersetzen. Mit diesem Begriff soll zugleich der tat-
sächlich bestehenden Vielfalt von Methoden und Gegenständen dieser
Fächer Rechnung getragen werden, die ein klassisches Verständnis der
Geisteswissenschaften als,,verstehender Wissenschaften" nicht ange-
messen widerspiegelt. Der Begriff ,,Kulturwissenschaften,, bezieht auch
einen Teil der Sozial- und Verhaltenswissenschaften ein, denn in der Tat
ist die Tlennung zwischen Geistes- und Sozialwissenschaften, die seit
den 60er Jahren in einem ständigen Dialog arbeiten, heute überholt.

International präsentieren sich die modernen Geisteswissenschaften als
ein breites Spektrum thematisch und methodisch ausdifferenzierter
Fächer. Hauptarbeitsfelder, Erkenntnisinteressen und Arbeitsmethoden
haben sich in den letzten Jahrzehnten stark gewandelt. Nach wie vor
aber haben die methodologischen Grundlagen der deutschen Geistes-
wissenschaften ftir den Dialog der Disziplinen eine unersetzbare Bedeu-
tung, wenn es darum geht, einen Gegenstand aus seinem Begriff, aus sei-
ner Geschichte, aus seinem Zeichencharakter oder aus seiner Form, also
philosophisch, historisch, sprachlich oder ästhetisch zu verstehen.

Als Teil der Kultur(en), die sie behandeln, sind die modernen Geistes-
wissenschaften eng in außerwissenschaftliche Zusammenhänge einge-
bunden, von denen sie bedingt werden und auf die sie einwirken. Dies
drückt sich auch in der vielfach geäußerten Erwartung aus, daß die Gei-
steswissenschaften über ihren Status als positive Wissenschaften und die
damit zusammenhängenden Aufgaben der Erkenntnisgewinnung hin-
aus auch zur kultr.rrellen Orientierung und zur Deutung der Gegenwart
beitragen sollen. Diesen Aufgaben werden die Geisteswissenschaften je-

7) Vgl. FYtihwaldu. a., Geisteswissenschaftenheute. a. a. O.

t2



doch nur nachkommen können, wenn sie sich - mehr noch als dies in
Deutschland üblich war und ist - stärker ftir die technischen und indu-
striellen Gegebenheiten des gesellschaftlichen Lebens öffnen und damit
auch eine neue öffnung füLr: Kooperationen mit den Natur- und Technik-
wissenschaften ermöglichen.

In welchem Umfang und in welcher Weise die Geisteswissenschaften
solche besonderen Orientierungsfunktionen wahrnehmen können oder
übernehmen sollten, ist umstritten. In allen in den letzten Jahren wieder
stärker geführten Debatten um Stellung und Selbstverständnis der Gei-
steswissenschaften wurde allerdings herausgearbeitet, daß sie einerseits
wissenschaftliche Einsichten in die verschiedenen Bereiche der Kultur
zu erarbeiten, andererseits aber Orientierungs- und Bildungsleistungen
zu erbringen oder wenigstens zu ermöglichen haben, die Gesellschaft
und Öffentlichkeit von ihnen erwarten und die von anderen gesell-
schaftlichen Instanzen nicht oder nur teilweise erbracht werden können.
Einigkeit besteht freilich darin, daß eine so geforderte kulturelle Orien-
tierung keine exklusive Aufgabe der Geisteswissenschaften darstellen
kann. Ihre Leistr.rngen zur Orientierung von Individuen und Gesellschaf-
ten in der Gegenwart reichen von der kritischen Auseinandersetzung
mit weiterhin wirksamen Ttaditionen über Beiträge zur kollektiven Ver-
ständigung und Identitätsbildung bis zur Vermittlung von kognitiver
und praktischer Bildung, die zum vernünftigen Umgang mit den Proble-
men einer sich schnell wandelnden Welt in die Lage versetzen kann.
Neben der Erzeuggng, Überprüfung und Weiterentwicklung von Wissen
und Einsichten gehören mithin Leistungen der aufklärenden Vergewis-
serung und Orientierung zu den Aufgaben der Geisteswissenschaften.
Eben dies unterscheidet sie von anderen Wissenschaften und begnindet
ihre besondere gesellschaftliche Bedeutung. Diese unterschiedlichen
Aufgaben und Erwartungen machen das Geschäft der Geisteswissen-
schaften besonders schwierig, müssen sie doch auch der drohenden
Gefahr ihrer Überforderung entgegentreten.

b) Entwicklung und Perspektiven der Geisteswissenschaften in den al-
ten Ländern

Die in den 60er Jahren beginnende r.rnd bis zur Mitte der 70er Jahre
anhaltende starke Expansion des westdeutschen Hochschulsystems hat
auch in den geisteswissenschaftlichen Fächern zu einem enormen An-
stieg der Studentenzahlen und zu einer erheblichen Ausweitung der
Zahl derjenigen gefrihrt, die hauptberu-flich in Lehre und Forschung
tätig sind. Dabei wurde diese Expansion überwiegend von Aufgaben in
der Lehrerbildung, vom wachsenden Bedarf an Lehramtsabsolventen,
getragen. Forschungspolitische Anliegen und eine gezielte Forschungs-
ftirderung spielten ftir den personellen Ausbau der Geisteswissenschaf-
ten hingegen eine untergeordnete Rolle. Die großen Kernfächer der al-
ten Philosophischen Fakultät blieben in erster Linie Ausbildungsstätten
ftir Lehrer. Forschungspotentiale wuchsen vornehmlich als Funktion
der Kapazitätsausweitung in der Lehrerbildung.

13



Erst seit Ende der 70er Jahre wandten sich die Studierenden angesichts
drastisch verschlechterter Beschäftigungschancen auf dem Lehrerar-
beitsmarkt in größerer Zahl Magisterstudiengängen zu. Im Unterschied
zu Diplomstudiengängen, die auf bestimmte Berufsfelder abzielen und
eine starke Berufsorientierung aufweisen sollen, bietet das Magisterstu-
dium größere Variationsmöglichkeiten, so z. B. eine relativ freie Kombi-
nierbarkeit von Haupt- und Nebenfächern. Ausbildungsziele und -inhal-
te orientieren sich statt an beruflichen Tätigkeitsfeldern eher an Syste-
matik und Themen der wissenschaftlichen Einzeldisziplinen. Allerdings
gibt es im Gegensatz zu den Rechts-, Wirtschafts-, Ingenieur- und Natur-
wissenschaften für Absolventen geisteswissenschaftlicher Fächer außer-
halb von Schule und Hochschule auch keine klar strukturierten und auf-
nahmefähigen Teilarbeitsmärkte.

Nach dem Ende der Expansionsphase Mitte der 70er Jahre gerieten die
Geisteswissenschaften in der alten Bundesrepublik unter wachsenden
externen Rechtfertigungsdruck. Trotz weiter wachsender Studienanfän-
gerzahlen in den Magisterstudiengängen wurden in den Geisteswissen-
schaften seit 1977/78 keine neuen Stellen mehr geschaffen. Veränderun-
gen in der Studiennachfrage sowie neue Einschätzungen darüber, wel-
che Fächer forschungs- und technologiepolitisch als besonders flörde-
rungswi.irdig zu erachten sind, führten vielfach zu einer Verlagerung von
Stellen aus den Geisteswissenschaften-

Parallel dazu stellte sich in den betroffenen Disziplinen eine gewisse
Verunsicherung gegenüber den ktinftigen Aufgaben, dem Stellenwert
und Selbstverständnis der Geisteswissenschaften ein. Vielerorts war so-
gar von einer ,,Krise der Geisteswissenschaften" die Rede. Als Anhalts-
punkte dafür dienten folgende Entwicklungen: Das enorme Wachstum
der Personalstellen in den 60er und 70er Jahren war mit einer rasch zu-
nehmenden Differenzierung nach Fachgebieten und nach theoretisch-
methodischen Ansätzen verbunden. ImZluge der Hochschulreform wur-
den die traditionellen Philosophischen Fakult'äten vielerorts in kleinere
Fachbereiche aufgeteilt, Spezialisierung und Differenzierung der Diszi-
plinen beschleunigten sich. Im Ergebnis beider Entwicklungen verslärk-
te sich die methodische und institutionelle Zersplitterung der Geistes-
wissenschaften. Zugleich wurde im Gefolge grundlegender gesellschaft-
licher Wandlungen wie auch der Expansion des Hochschulsystems der
überkommene humanistische Bildungsbegriff zunehmend in Frage ge-
stellt, der den Geisteswissenschaften eine privilegierte Rolle bei der Ver-
mittlung des spezifischen Bildungsprogramms der deutschen Univer-
sität zugedacht hatte.

Gleichzeitig verstärkte sich seit Mitte der 80er Jahre die auch in der brei-
teren Öffentlichkeit geführte Diskussion um die künftigen Aufgaben der
Geisteswissenschaften im allgemeinen und über den Umfang und die
Art ihrer Ausbildungsleistungen im besonderen.

In der Auseinandersetzung mit diesen Entwicklungen sind in jtiLngster
Zeit einige Vorschläge erarbeitet worden, die beachtenswerte Perspek-
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tiven für die Konsolidierung und Weiterentwicklung der Geisteswissen-
schaften aufzeigen.B) So scheint Einigkeit darüber zu bestehen, daß ihre
eigene Zukunft, aber auch ihre Bedeutung für andere Disziplinen nicht
primär in einer weiteren Spezialisierung von Einzelfrchern, sondern zu-
nehmend im Versuch einer Öffnung gegenüber fachübergreifenden Fra-
gestellungen und Methoden zu suchen sein werden.

Eine solche,,kulturwissenschaftliche Öffnung" der Geisteswissenschaf-
ten läßt sich allerdings nur in fachübergreifenden Arbeitszusammen-
hängen und neuen Kooperationsformen verwirklichen. Die Zusammen-
führung verschiedener einzelwissenschaftlicher Perspektiven und
Methoden, empirischer und theoretischer Ansätze in gemeinsam zu be-
arbeitenden integrativen FYagestellungen und,,interdisziplinären Pro-
grammen" verspricht einen Ausweg aus der voranschreitenden Zersplit-
terung und Isolation der geisteswissenschaftlichen Fächer sowohf unter-
einander als auch gegenüber anderen Disziplinen. Nicht nur für die For-
schung, sondern auch ftir die Lehre könnten davon produktive Reform-
anstöße ausgehen.

Gegenstand dieser modernen Geisteswissenschaften wäre demnach,,die
kultr.uelle Form der Welt", wobei Kultur verstanden wird als ,,Inbegriff
aller menschlichen Arbeit und Lebensformen"9). Eine solche Definition
von ,,Kulttrr" erlaubt es, den Zusammenhang zwischen Geistes-, Sozial-
und Verhaltenswissenschaften zum Ausdruck zu bringen, indem sie auf
Handlungen (Tätigkeiten) und auf deren Reflexion, auf Lebensbedin-
gungen, Verhaltensweisen, Ideen und Ordnungssysteme der Menschen,
auf ihre sprachlichen wie nichtsprachlichen Ausdrucks- und Lebensfor-
men und auf ihre Schöpfungen verweist.

Die w[iLnschenswerte,,Modernisierung" der Geisteswissenschaften
durch verstärkte fticherübergreifende Zusammenarbeit bedarf einer ge-
zielten Förderung. Ein Modell hierfi.i,r sind ,,interdisziplinäre Zerttren"
innerhalb der einzelnen Universitäten (vgl. hierzu Kapitel II.A.2.). Ein
anderes Modell sind die vom Wissenschaftsrat empfohlenen, mit den
Hochschulen eng kooperierenden sieben geisteswissenschaftlichen For-
schungszentren in den neuen Ländern und in Berlin, die einen wichti-
gen Beitrag zur Konsolidierung und Stärkung geisteswissenschaftlicher
Forschungen im Rahmen fächer- und institutionenübergreifender
Kooperationsbeziehungen leisten sollen. r0)

Die geforderte öffnung der Geisteswissenschaften für fachübergreifen-
de FYagestellungen bedeutet nattirlich nieht, daß spezialisierte For-
schung und Lehre in den einzelnen Fächern zukünftig weniger notwen-
dig wären. Sie bilden die Basis für interdisziplinäre Programme, die

8) Vgl. z. B. Wolfgang F\rihwald u.a., Geisteswissenschaften heute, a. a. O., sowie Wolf-
gang PrinzlPeter Weingart (Hrsg.), Die sog. Geisteswissenschaften: Innenansichten,
Flankfurt/Main 1990.
9) F\rihwald u. a., Geisteswissenschaften heute, S. 40 f.
10) Vgl. Stellungnahme zu den außeruniversitären Forschungseinrichtulgen der ehe-
maligen Akademie der Wissenschaften der DDR auf dem Gebiet der Geisteswissen-
schaften. KöIn 1992.
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hohe Ansprüche an die Leistungsftihigkeit der beteiligten Disziplinen
stellen.

Interdisziplinarität setzt Disziplinarität voraus, sie ersetzt diese nicht.
Darauf hinzuweisen, ist angesichts der teilweise desolaten Situation der
Geisteswissenschaften an den Hochschulen der neuen Länder beson-
ders dringlich. Konsolidierung und Sicherung der Arbeitsftihigkeit in
den einzelnen Fächern müssen daher das erste Ziel ftir die dort erforder-
liche Neuorientierung der Geisteswissenschaften darstellen.

Auch in der Ausbildung wird die öffnung für Problemzusammenhänge
empfohlen, die jenseits traditioneller Fachzuständigkeiten eine Bearbei-
tung durch verschiedene Fächer, teilweise bis hin zu den Natur- und In-
genieurwissenschaften, verlangen. Im Zeichen zunehmender wirtschaft-
licher und politischer internationaler Verflechtungen wird von geistes-
wissenschaftlichen Fächern vielerorts auch ein Beitrag zur Vermittlung
,,interkultureller Kompetenz" erwartet, also Wissen über und Verständ-
nis ftir unterschiedliche Kulturen und Lebensformen z. B. in einem
neuen,,Europa der Nationalitäten".

Fähigkeiten zur raschen Erfassung und zu einer füLr den Verwendungs-
zweck angemessenen sprachlichen Aufbereitung komplexer Sachver-
halte werden neben soliden Ftemdsprachenkenntnissen als Kompeten-
zen verstanden, deren Vermittlung durch das Studium, ggf. gestützt
durch besondere Studieneinheiten und Kurse, den Absolventen geistes-
wissenschaftlicher Studiengänge bessere Berufschancen auf dem
Arbeitsmarkt verschaffen sollen. Die Anforderungen außerschulischer
Tätigkeitsfelder besser zu berücksichtigen und die Arbeitsmarktchancen
der Absolventen zu erhöhen, ist auch das Ziel von Versuchen eines stär-
keren Einbezuges von Informatikanwendungen in die Fachausbildung.
Ferner wird an einigen Universitäten versucht, durch praxisorientierte
Veranstaltungsangebote und Praktika berufsrelevante Fähigkeiten zu
vermitteln und den Studierenden den Übergang in das Berufsleben zu
erleichtern.

Die Einrichtung neuer, stärker berufsorientierber Studiengänge sollte
nicht allein Sache der Universitäten sein. Bereits in seinen ,,Empfehlun-
gen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den 90er Jahren" (Köbl
1991) hat der Wissenschaftsrat gerade für den Bereich der praxisbezoge-
nen sprach-, kultur- und sozialwissenschaftlichen Ausbildung den Wett-
bewerb zwischen den Hochschulen und die Einrichtung entsprechender
Studiengänge an den Fachhochschulen empfohlen (vgl. II.A.5.).

Unabhängig von den Reformversuchen friLr berufsorientierte Magister-
studiengänge wird an den Universitäten die Lehrerausbildung auch
ktinftig eine wesentliche Aufgabe zumindest der großen geisteswissen-
schaftlichen Fächer bleiben.

3. Zur Entwicklung der Geisteswissenschaften in der DDR und an den
Hochschulen der neuen Länder

Wie in der Stellungnahme zur Gesamtsituation der Geisteswissenschaf-

16



ten in der DDRII) im einzelnen näher ausgefi.ihrt, stellen sich die Pro-
bleme und Schwachstellen zum Teil anders und durchweg als viel gra-
vierender dar als die oben beschriebenen Probleme der Geistesw"issen-
schaften in den alten Bundesländern. Vorschläge für die notwendige
Um- trnd Neuorientierung der Geisteswissenschaften haben deshalb zu-
nächst den daraus resultierenden besonderen Handlungsbedarf zu be-
rücksichtigen, auch wenn sie die aus den Erfahrungen in den alten Län-
dern gewonnenen Perspektiven ftir eine wünschenswerte Weiterent-
wicklurng der Geisteswissenschaften im Blick behalten sollten.

Der Begriff ,,Geisteswissenschaften" wurde - wegen seiner btiLrgerlich-
idealistischen Wurzeln - im offiziellen Sprachgebrauch der DDR ver-
mieden. Die Geisteswissenschaften wurden neben Ökonomie, Soziolo-
gie, Sozialpsychologie usw. den,,Gesellschaftswissenschaften" zuge-
rechnet. Entsprechend dem marxistisch-leninistisehen Wissenschafts-
verständnis hatten diese die Aufgabe zu übernehmen, ,,Gesetzmäßig-
keiten" der gesellschaftlichen Entwicklung aufzusptiren und
gesellschaftlichen Interessen zu dienen, wie sie von der Stäats- und Par-
teiftihrung definiert wurden.

Obwohl sich diese allgemeine politische Fremdbestimmung und ver-
suchte Instrumentalisierung in den einzelnen Fachgebieten sehr unter-
schiedlich auswirkten und obwohl auch in den Geisteswissenschaften
beachtliche Forschr.rngsleistungen erbracht wurden, führten sie, verbrm-
den mit Kommunikationsbeschränkungen und Restriktionen verschie-
denster Art, insbesondere in ,,politiknahen" Fächem zu charakteristi-
schen Deformationen. Neben der geforderten Ausrichtung der Arbeiten
an marxistisch-leninistischen Doktrinen und einer strikten, von der SED
gesteuerten Personal- und Themenauswahl, die von Reisebeschränkun-
gen und Publikationsverboten begleitet wwden, sind unter den Behin-
derungen vor allem die sehr ungleichgewiehtige Förderung der Fächer
und Teildisziplinen je nach dem Grad ihrer gesellschaftlich-politischen
Nützlichkeit oder Akzeptanz sowie die unterentwickelte Öffentlichkeit
und Wissenschaftskommunikation zu nennen. Ahnliche Behinderungen
gab es in fast allen Wissenschaften der DDR, doch mußten die geistes-
wissenschaftlichen Fächer, in denen Kritik r.rnd Selbstkritik, der Diskurs
und die Konkur:renz unterschiedlichster Fragestellungen eine sehr hohe
Bedeutung haben, darunter besonders leiden. Die von außen erzwunge-
ne mangelnde thematische und methodische Vielfalt von Forschungs-
ansätzen - bei zum Teil starker Anlehnung an die sou{etischen Wissen-
schaften - koppelte viele dieser Fächer hinsichtlich neuer Ansätze und
produktiver Kontroversen von der aktuellen Entwicklung in den west-
lichen Ländern ab. Verbunden mit mangelnden Leistungsanreizen führ-
te dieses System bisweilen sogar zum Frovinzialismus. Allerdings stieß

1l) Wissenschaftsrat, Stellungnahme zu den außeruniversitären Forschungseinrich-
tungenderehemaligenAkademie der Wissenschaften der DDRauf dem Gebiet der Gei-
steswissenschaften. Köln 1992, Kap. A.II.
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die politische Instrumentalisierung der Fachwissenschaften insbesonde-
re in politikferneren Gebieten auf deutlich erkennbare Grenzen.

In den 40 Jahren, während derer die DDR bestand, hat es dort keine ein-
zige Universitätsneugründung gegeben. Neu errichtet wurden lediglich
- zumeist technische - Spezialhochschulen, denen im Laufe ihrer Ent-
wicklung dann teilweise der Status einer Technischen Hochschule bzw.
Universität zuerkannt wwde. Geisteswissenschaftliche Fächer waren
und blieben in der DDR auf die bereits vor 1949 bestehenden traditions-
reichen Universitäten Berlin, Greifswald, Halle, Jena, Leipzig und Ro-
stock beschränkt. Sie nahmen dort überwiegend Aufgaben in der
Lehrerausbildung wahr. Diplom-Lehrer in geisteswissenschaftlichen
Fächern wurden jedoch nicht nur an diesen Universitäten, sondern da-
neben auch an den Pädagogischen Hochschulen der DDR ausgebildet.

Im Gefolge der IlL Hochschulreform von 1968/69 wwden die ,,kleine-
ren" kulturwissenschaftlichen Fächer unter der Devise,,Konzentration
und Profilierung" personell erheblich ausgedüLnnt, teilweise sogar ausge-
löscht, und vielfach unter Verlust ihrer eigenen grundständigen Ausbil-
dung in andere, größere Sektionen zwangsintegriert. Als ,,kleine Einrich-
tungen" wurden sie dort teilweise am Rande des Existenzminimums
fortgeführt; sie hatten Dienstleistungsaufgaben füLr andere Studiengänge
zu leisten (2. B. Ur- und Fhihgeschichte für den Studiengang Geschich-
te, Kunstgeschichte ftir den Studiengang Germanistik).

Durch die,,Anweisung zur Förderung ausgewählter gesellschaftswissen-
schaftlicher Disziplinen" von 1972 wurde diesen stark reduzierten ,,Klei-
nen Fächern" eine Existenzgarantie eingeräumt, die ihnen, oft gestützt
über die Betreuung von Sammlungen, ein minimales Weiterbestehen
ermöglichte.

Nach 1968 sollten Forschungsaufgaben in der DDR weitgehend aus den
Hochschulen an die Akademie der Wissenschaften verlagert werden.
Auch in den Geisteswissenschaften wurde deshalb in den Instituten der
Akademie der Wissenschaften der DDR ein Forschungspotential außer-
halb der Universitäten geschaffen, das in dieser Struktur und in diesem
Verhdltnis zur universitären Forschung im Wissenschaftssystem der
alten Bundesrepublik keine Entsprechung fand. Dennoch trifft nicht zu,
daß es zwischen Hochschulen und Akademie eine Arbeitsteilung derart
gegeben habe, daß die Forschung ausschließlich letzterer vorbehalten
geblieben wäre, wlihrend die Universitäten zu reinen Ausbildungsstät-
ten degradiert worden wären. Zwar bestand zwischen der Akademie und
den Hochschulen ein erkennbares Gefälle, soweit Bibliotheksausstat-
tung, Arbeits- und Reisemöglichkeiten betroffen waren. Dennoch wur-
den auch an den Hochschulen anerkannte Forschungsleistungen
erbracht.

Insgesamt gab es sowohl an den Hochschulen als auch an den geisteswis-
senschaftlichen Instituten der Akademie manche Nischen im Wind-
schatten der Politik, in denen traditionsreiche wissenschaftliche Unter-
nehmungen fortlebten und in denen trotz widriger Umstände professio-
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nelle und disziplinäre Identität bewahrt werden konnten. Dies machte es
möglich, bedeutende wissenschaftliche Leistungen zu vollbringen, auch
wenn diese weniger auf dem Feld neuer theoretischer Ansätze und Ent-
würfe zu findenwaren.

Es ist schließlich auch nicht zu übersehen, daß die Orientierung an
marxistischen Grundpositionen in einigen geisteswissenschaftlichen
Teilbereichen - etwa in der Agrargeschichte, in der Volkskunde oder in
der Literaturgeschichte - wissenschaftlich produktive Impulse zu geben
und fruchtbare neue Wege aufzuzeigen vermochte. In ähnlicher Weise
führten die zumeist willkürlichen Strukturentscheidungen zur Konzen-
tration und Zwangsintegration geisteswissenschaftlicher Fächer in grö-
ßere Struktureinheiten an den klassischen Universitäten in einigen Fäl-
len zur Herausbildung interessanter und potentiell vielversprechender
Arbeitsbereiche, an die die Weiterentwicklung der Geisteswissenschaf-
ten in den neuen Ländern anknüpfen sollte. Beispiele hierfü,r sind die
,,Orient-Archäologie" an der Universität Halle sowie an der Universität
Leipzig die Ttanslationslinguistik und - trotz ihrer hohen politischen
Belastung - die,,Afrika- und Nahostwissenschaften".

Insgesamt boten die Geisteswissenschaften in der DDR ein vielfältiges,
oft auch ein widersprüchliches Bild. Es läßt sich in dem Befund zusarn-
menfassen, daß politiknahe und gegenwartsbezogene Fachgebiete zwar
quantitativ erheblich ausgebaut, oft jedoch inhaltlich stark belastet
waren, während weniger gegenwartsbezogene und politikferne Wissen-
schaftsgebiete quantitativ verkümmerten, aber ihre wissenschaftliche
Substanz oft bewahren und weiterentwickeln konnten.

Dasselbe Bild zeigt sich in Form von Unterschieden innerhalb der gro-
ßen geisteswissenschaftlichen Fächer an den Hochschulen. Während
beispielsweise in der Geschichtswissenschaft die Gebiete Geschichte der
DDR, des Sozialismus und der Arbeiterbewegung sowie die Zeitge-
schichte stark gefordert wurden, blieben alte, mittelalterliche und fnih-
neuzeitliche Geschichte ebenso vernachlässigt wie westeuropäsche und
weite Teile der außereuropäschen Geschichte. Alte Geschichte und
Klassische Archäologie waren überhaupt nur noch in Resten vorhanden.
Auch in den Sprach- und Literaturwissenschaften wurde die historische
Dimension stark vernachlässigt. Klassische Philologie, Mediävistik und
Sprachgeschichte überlebten nur in Schrumpfformen, während die Rus-
sistik als Teilbereich der Slawistik übermäßig stark ausgebaut war.
Außerst schwach entwickelt waren Lehre und Forschung über Sprache
und Literatur nichtsozialistischer Länder, mithin auch Anglistik/Ameri-
kanistik und Romanistik. Zu den vernachlässigten oder nur rudimentär
entwickelten Fächern gehörten schließlich auch Kunstgeschichte und
Musikwissenschaft.

Wie in allen anderen Fächern auch, war das Studium der Geisteswissen-
schaften an den Universitäten der DDR durch hohe Spezialisierung und
starke Verschulung sowie dadurch gekennzeichnet, daß die Lehre über-
wiegend von auf Dauer beschäftigten wissenschaftlichen Mitarbeitern
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getragen wurde. Dabei führte die meist sehr frühe Einweisung der wis-
senschaftlichen Mitarbeiter in Dauerstellen zu einem auffäIligen Mangel
nicht nur an Mobilität zwisehen den Hochschulen sowie zwischen den
Hochschulen und den außeruniversitären Forschungseinrichtungen,
sondern auch zu einem Mangel an Leistungsanreizen zur Weiterqualifi-
kation. Die entsprechend schweren Defizite in der wissenschaftlichen
Nachwuchsförderung gehören mit zu den - struktr-rell - bezeichnend-
sten Schwächen des Hochschulsystems der DDR.

Im Zuge der Entwicklung seit 1989 wurden an allen Universitäten die
Marxismus/Leninismus-Sektionen aufgelöst. Die seitdem in Gang ge-
kommene Umstrukturierung der geisteswissenschaftlichen Fächer ist
durch Unsicherheit sowohl hinsichtlich der weiteren Zielsetzungen und
Inhalte als auch hinsichtlich der organisatorischen und materiellen Be-
dingungen ftir die weitere Arbeit geprägt. Auch die Ungewißheit über
das persönliche Schicksal der Hochschulmitarbeiter darf in diesem Zu-
sammenhang nicht unerwähnt bleiben. Insgesamt ergibt sich auch hier
ein äußerst widersprüchliches, facettenreiches und sich rasch änderndes
Bild.

Während viele der vormals - gewiß oft erzwungenen und mehr äußer-
lich beschworenen als inhaltlich akzeptierten - marxistisch-leninisti-
schen Grundpositionen bereits mit dem absehbaren Ende der DDR
schnell aufgegeben wurden, kam es nicht oder nur in einigen Ansätzen
zur Suche nach einem grundlegenden Neuanfang. Nach Jahrzehnten
verordneter ideologischer Grundpositionen und verordneter,,Interdis-
ziplinarität", in deren Gefolge einige Fächer an den Rand ihrer Existenz-
fühigkeit gerieten, wird der Neuanfang nun des öfteren in Anknüpfung
an Bewährtes, im Rückgriff auf herkömmliche Methoden, konventionel-
le Themen und ältere Arbeitsformen gesucht. Anstelle einer Öffnung
gegenüber fachübergreifenden Themen und Arbeitsformen dominiert
die Rückbesinnung auf das einzelne Fach. Eine Neigung zur emeuten
Abschottung der einzelnen Fächer voneinander, etwa in der strikten phi-
lologischen Orientierung der Sprach- und Literaturwissenschaften, ist
unübersehbar. In der Vergangenheit hatte ein Rückzug auf rein philolo-
gisches Arbeiten oft auch eine abwehrende Funktion gegen die Gefahr
ideologischer Vereinnahmung. In der neuen Situation stellt sich dies
jedoch anders dar, und ein Fortleben der weiterhin sich abzeichnenden
Tendenz könnte die Chancen des Neuanfangs und einer längerfristig
produktiven Weiterentwicklung gefährden.

Die Diplomausbildung in den Geisteswissenschaften wurde mittlerweile
eingestellt und läuft aus. An den Universitäten wurden bereits zum Win-
tersemester 1990/91 in den Geisteswissenschaften - Vorgaben der staat-
lichen Prüftmgsordmrngen folgend - neue Lehramtsstudiengänge ange-
boten und eine F\ille teilweise hochspezialisierter Magisterstudiengänge
neu eingeftitrrt. Obwohl die für eine solche Ausbildung erforderliche
,,kritische Masse" an wissenschaftlichem Personal in vielen Fällen nicht
erreicht wird, streben fast alle an den Universitäten verbliebenen ,,Klei-
nen Fächer" und Teilfächer eigene grundständige Studiengänge an.
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Zum Teil ist dies als verständliche Reaktion aufden nach 1968 verordne-
ten Entzug eigener Fachstudiengänge zu interpretieren. Zum Teil wird
darin aber auch das Bemtihen der Fachvertreter erkennbar, Bedeutung
und Ausstattung des eigenen Faches zu sichern und auszubauen.

Die organisatorische Neugliederung der Universitäten und die Neustruk-
turierung der Hochschullandschaft insgesamt sind in den einzelnen
neuen Ländern unterschiedlieh weit vorangeschritten. Sofern dazu von
den Landeshochschulstrukturkommissionen oder von den einzelnen
Universitäten die Geisteswissenschaften betreffende Vorschläge vorge-
legt worden sind, wr.rden diese zumeist noch nicht umgesetzt. Aller-
dings sind fi.ir fast alle der hier behandelten ,,großen" geisteswissen-
schaftlichen Fächer sowohl an den sechs klassischen Universitäten als
auch an den NeugrtiLndungen Potsdam und Cottbus sowie an den beiden
Technischen Universitäten Dresden und Chemnitz bereits zahlreiche
Grti,ndungsprofessuren ausgeschrieben worden, teilweise finanziert aus
Mitteln des Hochschulerneuerungsprogrtunms.

Erneuerung, Umstrukturierung und der partiell notwendige Neuaufbau
der Geisteswissenschaften werden durch die nach wie vor bestehende
Unsicherheit über die ktinftig verfügbare Zahl von Personalstellen
erheblich belastet. Angesichts der extremen Finanzknappheit und der
vergleichsweise üppigen Personalausstattung aus DDR-Zeiten muß mit
erheblichen Stellenki.irzungen in den Hochschulen gerechnet werden.
Damit sind die Spielräume für die notwendige personelle Erneuerung
und für einen Ausbau in den Geisteswissenschaften sehr klein. Hinzu
kommt, daß die als ideologisch besonders vorbelastet geltenden Geistes-
wissenschaften in der Konkurrenz der Fächer und Interessen um insge-
samt schmalere Ressourcen unter erheblichem inneruniversitären
Druekstehen.

Die notwendige Neuorientierung und personelle Emeuerung in den Gei-
steswissenschaften stoßen auf zum Teil erhebliche Schwierigkeiten.
Zweifellos könnten die Universitäten aus derAuflösung der Institute der
Akademie der Wissenschaften der DDR und durch die Beschäftigung
ehemals dort tätiger Wissenschaftler aus Mitteln des Wissenschaftler-
Integrationsproglamms (WIP) Gewinn ziehen. Doch hat eine tatsäch-
liche Integration in den meisten Fällen bislang kaum stattgefunden. Je-
denfalls ist schon jetzt deutlich, daß die nur zweijährige Laufzeit des
Hochschulerneuerungsprogramms (HEP) nicht genügen kann, um die
Eingliederung von gut bewerteten Beschäftigten der vormals
außeruniversittiren Institute in die Hochschulen wirksam zu unterstüt-
zen. Außerordentlich hinderlich füLr die Integration von Akademiewis-
senschaftlern in die Hochschulen wirkt sich auch der Umstand aus, daß
ftiLr diese unklar ist, wie sich die über das WIP im HEP finanzierten Be-
schäftigungsverhältnisse auf ihren Stellenhaushalt auswirken. Deswe-
gen hat die Wissenschaftliche Kommission bereits im Juli 199112) und

12) VgI. Wissenschaftliche Kommission des Wissenschaftsrates, Stellungnahme zum
Hochschulerneuerungsprogramm. Düsseldorf, JuIi 1991.
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erneut im Januar 199213) eine Verlängerung der Laufzeit des WIP auf
fi.iLnf Jahre empfohlen. Darüber hinaus sind an den aufnehmenden
Hochschulen organisatorische und personelle Vorkehrungen zu treffen,
um die bisher noch kaum verbesserte Integration in Gang zu setzen.

Infolge der nur schwierig zu realisierenden ErneuerLrngsprozesse droht
in den Geisteswissenschaften an vielen Universitäten die Gefahr über-
mäßiger inhaltlicher und personeller Kontinuität. Außerdem herrscht
erhebliche Verunsicherung vor. Je länger sich diese Praxis hinzieht,
desto geringer werden die Chancen fliLr einen konstruktiven Neubeginn
und desto geringer wird die Aussicht, daß die Geisteswissenschaften an
den Universitäten der neuen Länder rasch mit denen in den alten Län-
dern konkurrieren können. Deshalb erkennt der Wissenschaftsrat auch
und gerade in den Geisteswissenschaften einen dringenden Handlungs-
bedarf, durch schnelle Entscheidungen, gezielte Strukturmaßnahmen
und Ausbau- bzw. Erneuerungssignale den Neuorientierungsprozeß
nachhaltig zu beschleunigen.

4. Ausbildungskapazitäten und Personalstellen in den Geisteswissen-
schaften in der DDR und in den alten Ländern

Bereits bei einem Vergleich einiger quantitativer Eckdaten werden
erhebliche Diskrepanzen in der Entwicklung des Hochschulausbil-
dungssystems in beiden deutschen Staaten vor 1990 deutlich, die den
mittel- bis längerfristigen Nachhol- und Umstrukturierungsbedarf an
den ostdeutschen Hochschulen illustrieren können: In der DDR stieg die
Gesamtzahl der Studierenden von 1949 bis 1970 schneller als in der
Bundesrepublik, erreichte 1972 mit i61.000 ihren Höchststand, grng da-
nach als Folge administrativer Beschränkungen des Hochschulzugangs
bis 1978 kontinuierlich zurück und stagnierte seit 1980 bei etwa 130.000.
Entsprechend den damaligen ökonomischen Leitvorstellungen und
nach dem Vorbild der Sou{etunion erfolgte die Expansion des Hoch-
schulwesens während der 50er und 60er Jahre im wesentlichen über die
Etablierung einer spezialisierten Hochschulausbildung und über die
Neugnindung entsprechender Spezialhochschulen, insbesondere im Be-
reich technischer und betriebswirtschaftlicher Fächer.

Demgegenüber lagen die Zuwachsraten der Studienanfängerzahlen in
der alten Bundesrepublik in den 50er und 60er Jahren vielfach unter den
Vergleichswerten der DDR, um diese jedoch in den 70er Jahren zu über-
treffen. Im Unterschied zur DDR wurde die Expansion nicht administra-
tiv,,eingefroren", sondern setzte sich auch in den 80er Jahren fort. Stan-
den die Studentenzahlen von DDR und Bundesrepublik 1959 im Ver-
hältnis von 1:4, 1970 im Verhältnis von 1:3,5, betrug das Verhältnis be-
reits 1980 1:12. 1988 standen bei einem Bevölkerungsverhältnis von 1:4

13) Vgl. WissenschafUiche Kommission des Wissenschaftsrats, Sieben Forderungen für
die Neuordnung der Hochschul- und Forschungslandschaft, Pressemitteilung des
Wissenschaftsrates vom 27. Januar 1992.
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132.400 Studierenden in der DDR 1.416.000 Studierende in der Bundes-
republik gegenüber.

Bei der Zahl der Hochschulabsolventen ist der Abstand zwischen der
DDR und der alten Bundesrepublik geringer als bei den Studentenzah-
len, weil in der DDR kürzer studiert wurde und nur wenige Studenten
die Hochschule ohne Abschluß verließen. 1988 tegten an den Hochschu-
len der DDR rd. 25.200 Studenten ein Abschlußexamen ab, in der Bun-
desrepublik waren es 138.600. Die sich daraus ergebende Relation von
1:5,5 unterscheidet sich erheblich von der Relation der Studentenzahlen,
die 1988 bei 1:10,7lag.

Wegen der unterschiedlichen Nomenklatur und der unterschiedlichen
Ausbildungsstrukturen ist ein quantitativer Vergleich zwischen der
Situation und zwischen den Relationen einzelner Fächergruppen an den
Hochschulen der DDR und denen der alten Bundesländer nur sehr be-
grenzt möglich. Dennoch ist leicht zu erkennen, daß die Hochschulaus-
bildung in der DDR, den politischen Leitvorstellungen zur ,,Meisterung
der wissenschaftlich-technischen Revolution" entsprechend, den tech-
nischen Wissenschaften bei einer weitgehend fehlenden Differenzierung
von Hochschularten und -abschlüssen ein weitaus stärkeres Gewicht zu-
erkannte, als es in den alten Ländern der Fall war und ist. Bei einer ins-
gesamt wesentlich niedrigeren Hochschulfrequenz lagen die Anteile der
Studienanflinger in diesen Disziplinen mit zuletzt ca. 37 0/o um mehr als
die Hälfte über denen in den alten Ländern (24V0).

Das relative Gewicht der hier behandelten Geisteswissenschaften war
also an den Hochschulen der DDR weitaus geringer als an denen der al-
ten Bundesrepublik. Nach der amtlichen Hochschulstatistik waren zum
Wintersemester 1990/91 an allen Hochschulen der alten Länder insge-
samt 359.697 Studierende in den beiden Fächergruppen ,,Sprach- und
Kulturwissenschaften/Sport" (worunter allerdings auch Pädagogik und
Psychologie gerechnet werden) sowie,,Kunst/Kunstwissenschaften"
eingeschrieben. Dies entsprach einem Anteil von24,9Vo an allen Studie-
renden. Demgegenüber entfielen an allen Hochschulen der neuen Län-
der nur 17.959 Studierende - ein Anteil von 13,870 - auf die beiden in der
Hochschulstatistik der DDR vorgesehenen Fächergruppen,,Kultur-,
Kunst- und Sportwissenschaften" sowie,,Sprach- und Literaturwissen-
schaften".

Besonders krasse Unterschiede zeigen sich bei einem Vergleich von Stu-
denten- und Studienanfängerzahlen in den nicht auf das Lehramt bezo-
genen Studiengängen (Magister und Diplom). Während diese seit Ende
der 70er Jahre infolge der Restriktionen auf dem Lehrerarbeitsmarkt
auch für die Geisteswissenschaften in den alten Ländern eine wachsen-
de Bedeutung gewonnen haben, blieben sie in der Hochschulausbildung
der DDR, entsprechend dem geplanten Bedarf an solchen Absolventen
im Wissenschaftssystem und in gesellschaftlichen Institutionen, ausge-
sprochen marginal. An den Universitäten und Gesamthochschulen der
alten Länder zählte man 1989 insgesamt 33.638 Studienanflinger (erstes
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und zweites Fachsemester im WS 1989/90) in Magister- und Diplomstu-
diengängen in den Fächern Philosophie, Geschichte, Sprach- und Kul-
turwissenschaften, Kunst- und Musikwissenschaft.

Ohne Berücksichtigung von Diplom-Lehrern und,,Sprachmittlern"
waren es 1988 an allen Hochschulen der DDR in den entsprechenden
Fächern hingegen nur 401 Studienanfänger im Direktstudium, bei einer
Gesamtzahl von 1.537 Studierenden.

Unabhängig von den künftigen Aufgaben der Geisteswissenschaften in
der Lehrerbildung und unabhängig von der daraus resultierenden Nach-
frage nach Studienplätzen muß im Zuge einer allmählichen Anglei-
chung der Lebensverhältnisse in den neuen Ländern an die in den alten
Ländern somit auch in den Geisteswissenschaften mit erheblich steigen-
den Studentenzahlen an den ostdeutschen Hochschulen gerechnet
werden.

Während auf die Geisteswissenschaften in der DDR ein deutlich geringe-
rer Anteil an den Gesamtstudentenzahlen entfiel als in der alten Bun-
desrepublik, lag der Anteil der Geisteswissenschaften am ,,wissenschaft-
lichen Personal" in der DDR deutlich höher. Im Jahre 1988 entfrelen in
den alten Ländern von 102.100 hauptamtlich beschäftigten Wissen-
schaftlern 14.600 (ca. 1470) auf die Fächergruppe ,,Sprach- und Kultur-
wissenschaften/Sport". In der DDR waren es zur gleichen Zeit mit einem
Gesamtbestand von 38.900 Wissenschaftlern 8.100 (ca. 20Vo).In diesen
Angaben ist der hohe Personalbestand in den Sektionen füLr Marxismus-
Leninismus enthalten, zu dem jedoch keine separat ausgewiesenenZah-
len vorliegen. Deswegen lassen sich aus diesem Vergleich keine Rück-
schlüsse auf einen möglichen Stellenüberhang ziehen.

Einen gewissen Anhaltspunkt flir das ktinftige Gewicht der Geisteswis-
senschaften an den Hochschulen der neuen Länder liefert ein differen-
zierter Blick auf die Verhältnisse in den alten Ländern. An den Universi-
tätenla) der alten Bundesrepublik gab es 1988 in den hier behandelten
geisteswissenschaftlichen Fächern insgesamt 2.7 1 3 Professr-ren (C2 bis
C4) und 4.648 weitere Stellen für wissenschaftliches Personal (Assisten-
ten, wissenschaftliche Mitarbeiter, Lektoren). Darin sind die aus Dritt-
mitteln fi nanzierten Wissenschaftler nicht enthalten.

Eine direkte Umrechnung solcher Zahlen - etwa entsprechend den
Bevölkerungsrelationen zwischen alten und neuen T..ändern - als Para-
meter ftiLr die Hochschulentwicklungsplanung und ftir den küLnftigen
Stellenbedarf der Geisteswissenschaften in den neuen Ländern wäre
jedoch wenig sinnvoll. Abgesehen von der Problematik eines solchen
Verfahrens, das einen kontingenten Ist-Zustand zur Norm deklarieren
würde, wären damit keinerlei Hinweise auf die strukturellen Anforde-
rungen der einzelnen Fächer und Hochschulen und auf den dort beste-
henden besonderen Handlungsbedarf zu gewinnen.

14) Einschließlich Gesamthochschulen, ohne Pädagogische Hochschulen, Kunst- und
Musil<hochschulen sowie Theologische Hochschulen.
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Deshalb verzichtet der Wissenschaftsrat darauf, in diesen Empfehlun-
gen Planungseckdaten ftir die künftige Gesamtzahl von Studienplätzen
und Personalstellen in den Geisteswissenschaften an den Universitäten
der neuen Länder vorzulegen.

5. Schwerpunkte und Gliederung der Empfehlungen

Anspruch und Ziel dieser Empfehlungen ist es, unabhängig von der nur
schwer abschätzbaren Studienplatznachfrage und dem sich daraus erge-
benden Personalbedarf längerfristige Entwicklungsperspektiven ftir die
Geisteswissenschaften an den Hochschulen der neuen Länder aufanzei-
gen. Infolge der in den vergangenen Jahrzehnten höchst unterschied-
lichen Entwicklung der Geisteswissenschaften in den beiden deutschen
Teilstaaten besteht hier - auch mit Blick auf internationale Standards
und Entwicklungen - an den Hochschulen der neuen Länder ein drin-
gender Nachhol- und Neuorientierungsbedarf. Die Neustrukturierung
der Hochschullandschaft in den neuen Ländern sollte genutzt werden,
durch eine entsprechende Ausstattung, Ausrichtung und Organisation
der Geisteswissenschaften nicht nur solche Defizite zu korrigieren, die
durch ihre Aufgaben und durch ihre Lage im Wissenschaftssystem der
DDR entstanden sind.

Vielmehr bietet sich hier auch die Chance, erkennbare Schwachstellen
und Fehlentwicklungen der Geisteswissenschaften in den alten Ländern
zu vermeiden und Innovationen einzuführen.

Die folgenden Empfehlungen enthalten keinen detaillierten fUahmen-
Entwicklungsplan ftir alle hier behandelten Hochschulen und Fächer.
Statt dessen zielen die Empfehlungen darauf ab, ein allgemeines Grund-
konzept für ein ausgewogenes, leistungsfähiges Spektrum geisteswissen-
schaftlicher Fächer, fi.iLr allgemein wünschenswerte Strukturmerkmale,
für die notwendige inhaltliche Differenzierung und personelle Ausstat-
tung der einzelnen Fächer sowie für örtliche Besonderheiten zu präsen-
tieren. Die Vorschläge fiiLr: solche ortstypischen Schwerpunkte suchen
dabei den Erfordernissen einer überregionalen Koordination des Lei-
stungsspektrums der hier behandelten Fächer Rechnung zu tragen.

Ein besonderes Augenmerk wird dabei inhaltlichen und strukturellen
Innovationen geschenkt, die sowohl den verschiedenen Einzeldiszipli-
nen längerfristig interessante Entwicklungsperspektiven eröffnen kön-
nen als auch ihre Einbettung und Kooperation mit anderen Fächern
erleichtern sollen. Damit soll einerseits eine Korrektur spezifisch DDR-
bedingter Defizite in den Geisteswissenschaften möglich werden, aller-
dings auch eine Anknüpfung an die an den einzelnen Universitäten
zweifellos vorhandenen Stärken, wo immer dies sinnvoll und möglich
ist.

Jede der sechs klassischen Universitäten in den neuen Ländern weist
aufgrund der Hochschulpolitik der DDR, zum Teil aber auch durch älte-
re Tbaditionen, gewisse Besonderheiten auf, die zum Ausgangspunkt
künftiger Schwerpunktbildungen werden können. Ein besonderes An-
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liegen dieser Empfehlungen ist die Stärkung und Förderung der in der
DDR vielfach stark vernachlässigten ,,Kleinen Fächer", die ein wertvol-
les Potential für die angestrebte kulturwissenschaftliche Öffnung der
Geisteswissenschaften darstellen. Diese Fächer werden nicht an allen
Hochschulen in voller Breite vertreten sein können. Neben örtlichen
Schwerpunkten innerhalb der,,großen" lehrerbildenden geisteswissen-
schaftlichen Fächer prägen Auswahl und Ausrichtung der ,,Kleinen
Fächer" das geisteswissenschaftliche Profil einer Universität in besonde-
rem Maße.

Es ist ein besonderes Anliegen dieser Empfehlungen, Vorschläge ftiLr
eine ,,ortstypische Aura" der Geisteswissenschaften an den einzelnen
Hochschulen zu entwickeln, Akzentsetzungen, die sich aus dem Spek-
trum der dort vorzusehenden ,,Kleinen Fächer", aus besonderen Spezia-
litäten in den gfößeren Geisteswissenschaften und aus fachübergreifen-
den Arbeitsschwerpunkten begründen. Damit soll eine standortspezifi-
sche Profilierung der Geisteswissenschaften sowohl im Verbund mit
anderen Kulturwissenschaften als auch untereinander möglich werden,
gestützt und flankiert durch flexible, gegenüber der fachlichen Gliede-
rung subsidiäre Organisationsstrukturen wie beispielsweise fachbereich-
sübergreifende inneruniversitäre,,Zentren" oder Arbeitskreise. Beson-
dere Beachtung verdient aber auch die Verknüpfung und Kooperation
der Geisteswissenschaften an den einzelnen Universitäten mit den vorn
Wissenschaftsrat empfohlenen geisteswissenschaftlichen Zentren und
anderen außeruniversitären Forschungseinrichtungen.

Solche standortspezifrschen Schwerpunkte in Forschung und Lehre sol-
len dazu beitragen, die Wahlmöglichkeiten der Studierenden zu erwei-
tern, den Wettbewerb zwischen den einzelnen Universitäten zu fördern
und die Möglichkeiten wissenschaftlicher Innovationen optimal auszu-
schöpfen.

Die nachstehenden Empfehlungen gliedern sich in drei Teile. In Kapitel
II.A. werden zunächst Vorschläge für ein wünschenswertes Fächerspek-
trum der Geisteswissenschaften an allen Universitäten vorgestellt und
einige allgemeine Strukturfragen behandelt, die für alle Geisteswissen-
schaften von Belang sind (Organisationsstrukturen, Personalausstat-
tung, Infrastruktur, Organisation von Lehre und Studiurn).

Die einzelnen geisteswissenschaftlichen Fächer werden in Kapitel II.B.
behandelt. Nach einem kurzen Blick auf ihre bisherige Situation in der
DDR und auf die daraus folgenden besonderen Defizite und Stärken
werden die ftiLr diese Fächer an den einzelnen Hochschulen derzeit ge-
planten Entwicklungen und Strukturentscheidungen dargestellt, soweit
dies angesichts der raschen Veränderungen und unvollständigen Infor-
mationen möglich ist. In einem dritten Schritt werden sodann die für
eine angemessene Vertretung dieser Fächer notwendigen Fachgebiete
erläutert, wünschenswerte Spezialisierungen aufgezeigt und darauf auf-
bauend eine personelle Ausstattung empfohlen, die unabhängig von der
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tatsächlichen Studienplatznachfrage gemäß den allgemein üblichen
Standards gewährleistet sein sollte.

Kapitel II.C. enthält schließlich frir die einzelnen Länder und Universitä-
ten Vorschläge zum Spektrum der dort zu führenden Geisteswissen-
schaften, für besondere Akzente innerhalb der einzelnen Fächer und füLr

fachübergreifende Schwerpunkte.
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II. Empfehlungen

A. Allgemeine Strukturmerkmale

1. Fächerspektrum

Die wissenschaftliche Bedeutung und Zukunft der Geisteswissenschaf-
ten als Teil der Kulturwissenschaften liegt heute weniger denn je in ei-
ner immer weiteren fachlichen Differenzierung oder einer methodi-
schen und organisatorischen Abschottung einzelner Fächer und Fachge-
biete. Eine fruchtbare Weiterentwicklung verspricht vielmehr ihre me-
thodische und thematische Öffnung sowohl untereinander als auch ge-
genüber benachbarten Disziplinen mit dem Ziel einet fachübergreifen-
den Thematisierung von Kultur als Inbegriff aller menschlichen Arbeit
und Lebensformen.

Deshalb bedtirfen die einzelnen Teildisziplinen der Einbettung in einen
Verbund aufeinander bezogener Disziplinen. Erst ein genügend reich-
haltiger Fächerverbund ermöglicht fruchtbares wissenschaftliches
Arbeiten in Lehre und Forschung. Unbeschadet dessen kann es nicht
darum gehen, einem Vollständigkeitsideal das Wort zu reden, das ein be-
stimmtes Fächerspektrum zu einem in sich geschlossenen Kanon not-
wendig einzurichtender Fächer erheben würde. Die methodische, the-
matische und disziplinäre Vielfalt der Geisteswissenschaften - als Teil
der Kulturwissenschaften - erlaubt, aber erfordert auch eine ortsspezifi-
sche, an der jeweiligen wissenschaftlichen Umgebung ausgerichtete Ab-
stimmung bei der Auswahl der an einer Universität vertretenen Fächer.

Bei lehrerbildenden Fächern ist darauf zu achten, daß die personelle
Ausstattung ein Studienangebot im vollen Umfang des Schulfachs er-
laubt nnd daß sich den Studierenden eine hinreichende Zahl sinnvoller
Fächerkombinationen bietet.

Auch im Hinblick auf Magisterstudiengänge gilt, daß breite Kombina-
tionsmöglichkeiten die Attraktivität einer Hochschule stärken und des-
halb ein wichtiges Kapital im Standortwettbewerb bilden.

Nach Ansicht des Wissenschaftsrates sollten die neuen Länder die Ein-
richtung neuer Fächer nur dann in Angriff nehmen, wenn die in Kapitel
II.B. dieser Empfehlungen aufgezeigte personelle Mindestausstattung
und damit aueh die notwendige Breite von Lehre und Forschung vor Ort
mittelfristig gesichert sind. Erneuerung und Konsolidierung der vorhan-
denen Fächer und Wiederaufbau der auf Restformen reduzierten Fächer
sollten Vorrang haben vor der Komplettierung eines unterstellten
Fächerkanons durch einzelne, nicht ausreichend ausgestattete und des-
wegen kaum zur Arbeitsfühigkeit gelangende Professuren. Der Wissen-
schaftsrat empfiehlt den neuen Ländern, für die Geisteswissenschaften
mittel- und längerfristige Ausbaukonzepte vorzusehen und einen stufen-
weisen Aufbau zu planen.
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Sofern vorgesehen ist, in das Fächerspektrum an Technischen Hoch-
schulen, die aus jetziger Sicht nicht zu voll ausgebauten Universit'äten
erweitert werden sollen, neben den dort hauptsächlich vertretenen tech-
nischen und natr.rwissenschaftlichen Disziplinen auch geisteswissen-
schaftliche Fächer aufzunehmen, sollten diese nach Ansicht des Wissen-
schaftsrates keinesfalls nur im Sinne eines ergänzenden ,,studium gene-
rale", sondern in enger Verzahnung mit technisch-naturwissenschaftlich
ausgerichteten Studiengängen geführt werden. So könnten beispielswei-
se das Fach Geschichte mit besonderer Schwerpunktsetzung auf Tech-
nikgeschichte, die Kunstwissenschaften schwerpunktmäßig durch
Architektur und Baugeschiehte und die Philologien unter besonderer
Berücksichtigung der Fachsprachenforschung einerseits oder landes-
kundlicher Lehrangebote andererseits vertreten sein.

2. Organisationsstrukturen und fächerübergreifende Schwerpunkte

Die Geisteswissenschaften weisen an den Hochschulen der alten Länder
eine außerordentliche, kaum noch zu überschauende Vielfalt organisato-
rischer Anbindungen und Institutionalisierungsmodelle auf. Diese Viel-
falt korrespondiert mit der Heterogenit'ät ihres jeweiligen disziplinären
Selbstverständnisses, ihrer Gegenstände und Arbeitsweisen. An einigen
wenigen Universitäten überlebten die großen traditionellen Philosophi-
schen Fakultäten mit einer organisatorischen Binnendifferenzierung
nach Instituten und/oder Seminaren ftir die einzelnen Fächer oder Teil-
gebiete. An anderen, vor allem neu gegniLndeten Universitäten wurden
organisatorisch nicht weiter untergliederte Ein-Fach-Fachbereiche ein-
gerichtet. Und an einigen Orten gibt es über die jeweiligen Grundformen
der Institutionalisierung hinaus vor allem zur Förderung von For-
schungsaktivitäten mehr oder minder flexible Querstrukturen (2. B.
Fachgruppen, Zentraleinheiten, Universitätsschwerpunkte). 1 5;

Bereits diese reale Vielfalt von Organisationsmodellen, welche jeweils
spezifische Vor- und Nachteile aufweisen, läßt erkennen, daß bis ins ein-
zelne Detail gehende Vorgaben und Institutionalisierungsempfehlungen
weder möglich noch ratsam sind. Eine generell verbindliche Empfeh-
lung wäre auch deshalb kaum angezeigt, weil die jeweils angemessene
Organisationsform von so unterschiedlichen Gesichtspunkten wie der
Größe der Universität, Art und Größe der vertretenen Fächer, deren
räumlicher Situierung, der Bibliotheksorganisation, angebotenen Stu-
diengängen und Forschungsschwerpr.rnkten abhängt. Auch können
durchaus Unterschiede zwischen der korporationsrechtlichen und orga-
nisatorischen Zugehörigkeit des wissenschaftlichen Personals bestehen.
Auf der Ebene von Entscheidr-rngskompetenzen ist zwischen Personal-
und Haushaltsangelegenheiten, akademischen Qualifrkationsentschei-
dungen r;nd Verantwortlichkeiten ftir angebotene Studiengänge zu
unterscheiden.

15) Vgl. P. Weingart u. a., Die sog. Geisteswissenschaften: Außenansichten, Flankfurt/
Main 1991, S. 252 ff.
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Allerdings lassen sich einige Bedingungen spezifizieren, die in jedem
Fall erfüllt werden müssen:

a) Um die Zusammenhänge der einzelnen geisteswissenschaftlichen
Fächer zu verdeutlichen und um deren Zusammenarbeit zu fördern,
sollten grundsätzlich möglichst große Organisationseinheiten ange-
strebt werden, denen sowohl Haushalts- als auch Qualifikationsent-
scheidungen zukommen. Allerdings müssen diese Organisationsein-
heiten überschaubar und funktionsfähig bleiben. An kleineren Uni-
versif,äten erscheint daher eher das Modell der Philosophischen
Fakultät(en) von Vorteil, während sich an größeren Universitäten die
Einrichtung nicht zu kleiner Fachbereiche empfiehlt.

b) Was die weitere Binnengliederung der Fachbereiche/Fakultäten
angeht, wird sich eine Gliederung in fachliche Einheiten (in der Re-
gel aus mehreren Professuren bestehend) anbieten (,,Abteilungen",
,,Seminare",,,Institute"). Falls an größeren Universitäten Institute
eingerichtet werden, sollten diese primär als wissenschaftliche Ar-
beitseinheiten mit möglichst durchlässigen Grenzen verstanden wer-
den. Kleinstinstitute (,,Ein-Mann-Institute") sollten ausgeschlossen
bleiben.

c) Frir die Organisation der und die Verantwortung für die Lehre ist eine
lehrstuhlübergreifende (und in der Regel institutsübergreifende)
Organisationsform unverzichtbar. Im Regelfall wird dies der Fachbe-
reich sein.

d) Quer zu diesen für die disziplinäre Situierung der Fächer und für die
Zuordnung der einzelnen Wissenschaftler primären Organisations-
formen (Fakultät, Fachbereich, Institut) empfiehlt der Wissen-
schaftsrat fachübergreifende, flexible Organisationsformen, welche
die geforderte Kooperation der einzelnen Fächer erleichtern und die
kulturwissenschaftliche Öffnung der Geisteswissenschaften beför-
dern können. Solche gegenüber der Fachzuordnung subsidiären in-
terdisziplinären Forschungsbeziehungen sollten, wo immer sach-
dienlich, als ,,Querstrukturen" institutionalisiert werden - etwa in
Form festgefügter Arbeitskreise oder inneruniversitärer Zentren, die
Wissenschaftler aus verschiedenen Fächern, gestützt durch Doppel-
mitgliedschaften in Fachbereichen/Instituten und Zentren, zusam-
menftihren. Um das Ziel einer Förderung der fachübergreifenden
Zusammenarbeit erreichen zu können, sollten diese inneruniversitä-
ren Zentren auch mit Sach- und Personalmitteln ausgestattet sein,
die eine Mitarbeit für die einzelnen Wissenschaftler attraktiv ma-
chen. Anders als die vom Wissenschaftsrat empfohlenen und derzeit
in Gnindung befindlichen außer- bzw. interuniversitären Zentrenl6),
mit denen gegebenenfalls enge Zusammenarbeit anzustreben ist,

16) Vgl. Wissenschaftsrat, Stellungnahme zu den außeruniversitären Forschungsein-
richtungen der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR auf dem Gebiet der
Geisteswissenschaften. Köln 1992.
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sollten die inneruniversitären Zentren jedoch nur zeitlich befristet
eingerichtet werden. Eine regelmäßige Begutachtung unter Beteili-
gung externer Wissenschaftler sollte darüber entscheiden, ob eine
(wiederum nur mittelfristige) Verlängerung des Zentrums sinnvoll
erscheint, ob es seine Aufgabenstellung verändern oder ob es aufge-
löst werden sollte.

e) Der Wissenschaftsrat spricht sich deswegen daftiLr aus, auf der Ebene
der Hochschule einen zentralen Pool mit Forschungsmitteln und be-
fristeten Personalstellen einzurichten, der von einer Forschungs-
kommission verwaltet und in einem inneruniversitären Wettbewerb
vergeben wird. Die Ressourcen müssen flexibel verwendbar bleiben
und di.iLrfen nicht in die permanente Grundausstattung einzelner
Arbeitseinheiten eingehen.

Der zentrale Pool zur Mittelvergabe fijr Forschungsprojekte sollte
dagegen auf Dauer bestehen. Zum einen ist nur auf diese Weise die
für wechselnde Schwerpunktbildungen im Sinne der genannten
inneruniversitären Zentren erforderliche Flexibilität zu gewährlei-
sten. Zum anderen wäre dadurch auch ein Anreiz zttr Bildung kleine-
rer Arbeitsgruppen geschaffen, die sich für bestimmte Forschungs-
vorhaben um Mittel aus dem Pool bewerben können.

Mit der Bildung solcher fächerübergreifender Schwerpunkte, die ent-
weder gewachsene wissenschaftliche Traditionen fortführen oder inno-
vative Entwicklungen aufgreifen, können die Geisteswissenschaften an
den einzelnen Universitäten ein ortsspezifisches Profil gewinnen. Dieses
sollte die örtlichen Stärken betonen und vor allem auch die Einbettung
der ,,Kleinen Fächer" berücksichtigen. Auch im Interesse eines stärke-
ren Wettbewerbs zwischen den einzelnen Hochschulen ermuntert der
Wissenschaftsrat die neuen Länder nachdnicklich zur Bildung solcher
ortsspezifischer Universitätsschwerpunkte.

3. Personalausstattung

Ziel muß eine personelle Ausstattung sein, die es den Universitäten in
den neuen Ländern erlaubt, die jeweiligen Fachgebiete in Forschung
und Lehre konkurrenzfähig zu vertreten. Die Personalausstattung eines
geisteswissenschaftlichen Faches läßt sich nicht aus den aktuellen oder
den erwarteten Studentenzahlen ableiten, wie dies in ftilschlicher Um-
kehrung der für Zwecke der Berechnung von Zulassungszahlen entwik-
kelten Kapazitätsverordnung (KapVo) bisweilen angenommen wird. In
Abschnitt II.B. dieser Empfehlungen werden die für eine angemessene
Vertretung der hier behandelten geisteswissenschaftlichen Fächer in
Lehre und Forschung notwendigen fachlichen Differenzierungen/Fach-
gebiete aufgezeigt und darauf aufbauend eine ,,normale" Personalaus-
stattung (,,Normalausstattung" ) vorgestellt. Dabei wird davon ausgegan-
gen, daß zumindest die obligatorischen, möglichst aber auch die anderen
für eine qualifizierte Ausbildung notwendigen Lehrgebiete durch Pro-
fessuren vertreten sein sollten.
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Innerhalb der für die einzelnen Fächer vorgeschlagenen Nomalausstat-
tung bleiben hinreichende Spielräume für ortsspezifische Profile und
Schwerpunktbildungen. Diese Normalausstattung sollte längerfristig
nicht wesentlich unterschritten werden. In Abhängigkeit von der Größe
einer Universität und von den Studentenzahlen können und sollten über
diese Normalausstattung hinaus weitere Professuren eingerichtet
werden.

Allerdings wird der Auf- und Ausbau der einzelnen Fächer, realistisch
betrachtet, an den verschiedenen Universitäten nur schrittweise erfol-
gen können. Bei den nachfolgenden fachspezifischen Empfehlungen
zur personellen Ausstattung (vgl. II.B) wird daher neben der Normalaus-
stattung noch eine Mindestausstattung unterschieden. Die jeweiligen
Angaben hierzu benennen Minimalanforderungen, denen von Beginn
an Genüge geleistet werden muß.

Der Wissenschaftsrat sieht es grundsätzlich ftir die Mindestausstattung
eines Faches, das als Hauptfach studiert werden kann, als erforderlich
an, daß dieses Fach im Interesse eines Mindestmaßes an Pluralität mit
wenigstens einer C4- und einer C3-Stelle ausgestattet wird . (Zw Zahl der
Mitarbeiter s. u.). Dieser Grundsatz gilt unabhängig von der Studenten-
zahl. Im übrigen sollte sich die Personalausstattung der ,,Kleinen
Fächer" an deren konkreten Aufgaben und ihrer Verankerung am Ort
ausrichten. Das jeweilige fachliche Umfeld und die ortsspezifischen
Schwerpunkte machen insoweit verschiedene Zahlen und Arten von
Personalstellen erforderlich.

Ausführungen zur Fachdidaktik finden sich im folgenden Abschnitt
(II.A.4.). In den fachspezifischen Empfehlungen (Kap. II.B.) wird dem-
entsprechend auf explizite Angaben zur erforderlichen oder wünschens-
werten Vertretung der Fachdidaktik verzichtet. Dafür einzurichtende
Frofessuren sind in den Angaben zur personellen Ausstattung der ein-
zelnen Fächer nicht enthalten, dtirfen jedoch insgesamt nicht fehlen.

Die bei der Normalausstattung zur unabdingbaren Mindestausstattung
hinzukommenden Professuren beziehen sich in der Regel auf ortsspezi-
fische Schwerpunktbildungen. Dies soll jedoch nicht bedeuten, daß sol-
che die verschiedenen Universitäten unterscheidende Profilierungen
nicht auch schon bei den Berufungen im ILahmen der Mindestausstat-
tr.rng berücksichtigt werden könnten. Im Gegenteil, ungeachtet der fach-
lichen Breite, die von jedem Inhaber einer von vorerst nur wenigen pro-
fessorenstellen abgedeckt werden muß, sollte bereits bei deren Beset-
zung auf eine entsprechende Profilierung geachtet werden, die dann
dr.rrch Einrichtung weiterer Professuren verstärkt werden könnte.

Bereits bei der fächerspezifischen Ausdifferenzierung der Mindestaus-
stattung und hier insbesondere im Falle der ,,Kleinen Fächer", vor allem
aber im Zuge der darüber hinausgehenden Auf- und Ausbaubestrebun-
gen ist es dringend geboten, daß eine überregionale und - mit Blick auf
die Hochschulstandorte Halle und Leipzig sowie Berlin und Potsdam -
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auch länderübergreifende Abstimmung von Studienangeboten und
Schwerpunktbildungen erfolgt. Ein forcierter Ausbau weniger Schwer-
punkte an ausgewlihlten Orten verdient nach Auffassung des Wissen-
schaftsrats den Vorzug vor dem Bestreben, an möglichst allen Orten
gleichzeitig ein möglichst weites Spektrum von Fachgebieten aufzu-
bauen.

Bei der Definition der Professuren und ihrer Besetzung muß berücksich-
tigt werden, daß die innere Vielfalt der Zugriffe, Flagestellungen und
Methoden eine wichtige Bedingung der Leistungsftihigkeit geisteswis-
senschaftlicher Forschung und Lehre zu sein pflegt. Dieser Grundsatz
wurde in der DDR aus politisch-ideologischen Gründen systematisch
verletzt. Ihm ist durch Neuberufungen Rechnung zu tragen. Die Zusam-
menarbeit von Wissenschaftlern r.mterschiedlicher Herkunft aus Ost und
West - als Mitglieder ein und desselben Fachbereichs ist dringend anzu-
streben. In der Fl,egel dürfte das Ziel weder in der völligen Ersetzung des
bisher in den geisteswissenschaftlichen Bereichen tätigen wissenschaft-
lichen Personals durch Neuberufungen und Neubesetzungen aus dem
Westen noch in der ausschließlichen Weiterbeschäftigung bisher in die-
sen Bereichen tätiger Wissenschaftler liegen, sondern in einer angemes-
senen Kombination von Neuberufung und Weiterbeschäftigung
(,,Durchmischung"). Besondere Beachtung verdient in diesem Zusam-
menhang auch der wissenschaftliche Nachwuchs: Im sogenannten Mit-
telbau sollte auf eine starke Berücksichtigung von wissenschaftlichen
Mitarbeitern aus den neuen Ländern geachtet werden.

Stärker als bisher sollten Wissenschaftler aus dem Ausland als Hoch-
schullehrer und Mitarbeiter in den geisteswissenschaftlichen Fächern
gewonnen werden. Dies ist in anderen Ländem - z.B. USA - viel übli-
cher als in Deutschland und entspricht dem Sachverhalt, daß auch die
Geisteswissenschaften auf internationaler Kooperation und Kommuni-
kation beruhen.

Die Relationen zwischen den verschiedenen Stellenarten für wissen-
schaftliches Personal sollten ebenso wie die Lehrdeputate für promo-
vierte wissenschaftliche Mitarbeiter möglichst flexibel gestaltet werden.
Insbesondere empfiehlt es sich, in der Personalausstattung keine starke
Differenzierung zwischen C4- und C3-Professuren vorzunehmen. Zw
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, die eine besondere Be-
deutung für die weitere Entwicklung der einzelnen Fächer hat, sollten
auch Hochschuldozenturen ftir habilitierte Nachwuchswissenschaftler
zur Verfrigung stehen.

Im Durchschnitt sollten auf eine Professur eine Stelle frir einen wissen-
schaftlichen Mitarbeiter oder Assistenten, Mittel zur Beschäftigung von
zwei wissenschaftlichen Hilfskräften sowie eine halbe bis eine ganze
Stelle fi.ir nichtwissenschaftliche Mitarbeiter (ohne Bibliothekskräfte)
entfallen. Auf eine explizite Festlegung eines Anteils der Stellen fiir
Assistenten an der Gesamtzahl der Stellen für wissenschaftliche Mitar-
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beiter/Assistenten wird hier verzichtet, weil sich diese Differenzierung
in der Realität nicht bewährt hat und - solange es solche Differenzierun-
gen gibt - die Assistentenstellen flexibel vergeben werden und nicht un-
bedingt einzelnen Professuren zugeordnet werden sollten.

Allerdings sind die genannten Richtgrößen rein rechnerisch zu verste-
hen. Je nach Fach ist ebenso von einer möglicherweise höheren Anzahl
von wissenschaftlichen Mitarbeitern/ Assistenten auszugehen, wie um-
gekehrt diese Rechengrundlage keine feste Zuordnung im Sinne eines
Anspruches - derart, daß jeder Professur eine Assistentenstelle zusttiLn-
de - impliziert. In vielen Fällen wird ein Teil dieser Stellen dem ganzen
Fachbereich/Institut, nicht einzelnen Professuren zugehören. In welcher
Höhe die Zahl der tatsächlich einzurichtenden Stellen fiiLr wissenschaft-
liche Mitarbeiter/Assistenten bzw. wissenschaftliche Hilfskräfte vom an-
gegebenen Durchschnitt abweicht, ist fachspezifisch und hier nicht zu-
letzt nach Maßgabe der Lehranforderungen zu entscheiden. In Abhän-
gtgkeit von den örtlichen Gegebenheiten kann sich auch der Bedarf an
Stellen für nichtwissenschaftliche Mitarbeiter z.B. zttr Betreuung von
Seminarbibliotheken oder von Sammlungen als höher darstellen. Um
den wissenschaftlichen Nachwuchs zu fördern und um die für die Fort-
entwicklung des Faches notwendige ElastiziEit zu sichern, sollten Dau-
erstellen für wissenschaftliche Mitarbeiter nur in Ausnahmefällen und
nur für klar deflnierte Aufgaben eingerichtet werden. Der Anteil unbe-
fristeter Stellen im akademischen Mittelbau ist gering zu halten.

Ftir die Fremdsprachenausbildung in den sprach- und literaturwissen-
schaftlichen Fächern, aber auch fi.iLr Hörer aller Fakultäten, ist auch eine
angemessene Zahl von Stellen für muttersprachliche Lektoren einzu-
richten. An der Vermittlung breiter Fremdsprachenkenntnisse besteht
in den neuen Ländern ein besonders großer Nachholbedarf. Zusätzlich
können Gastprofessuren, deren Inhaber regelmäßig wechseln, zu einer
verbesserten Ausbildung beitragen. Gerade auch in personell schwächer
besetzten Fächern bieten solche Gastprofessuren ein probates Instru-
ment, in der Lehre Abwechslung und Breite zu sichern und Monotonie
zu verhindern.

4. Faehdidaktik

Eine Reihe der geisteswissenschaftlichen Fächer hat auch künftig we-
sentliche Aufgaben in der Lehrerbildung, wobei der Fachdidaktik eine
besondere Rolle zukommt. Dies gilt um so mehr, als die Fachdidaktik
sich nicht ausschließlich auf Belange des Schulunterrichts bezieht, son-
dern auch allgemeine Fragen der Vermittlung und Wirkung fachwissen-
schaftlicher Erkenntnisse z. B. in der Öffentlichkeit berücksichtigt.

Aufgaben und Gegenstand der Fachdidaktik sind einmal die Auswahl
fachlicher Inhalte als Unterrichtsgegenstände und Lernziele für Schüler
unterschiedlicher Schularten und Schulstufen und damit zusammen-
hängend die Entwicklung von Curricula. Zum anderen geht es um die
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Entwicklung von Unterrichtmethoden und von Verfahren der lemziel-
bezogenen Leistungsbeurteilung. Schließlich reflektiert die Fachdidak-
tik auf Bedingungen und Funktionen der Vermittlung fachwissenschaft-
licher Erkenntnisse in der öffentlichkeit, also etwa im Bereich der Ge-
schichte auf Geschichtsbewußtsein, Tladition, Erinnerung und Kritik.
Diese Aufgaben haben sowohl fachwissenschaftliche wie verhaltenswis-
senschaftlich-pädagogische Aspekte, die eine systematische Verknüp-
fung und Integration dieser beiden Aspekte und der sie fundierenden
Fach- und Verhaltenswissenschaften erfordern. F\ir die geisteswissen-
schaftlichen Eächer mit umfangreichen Aufgaben in der Lehrerbildung
ist daher eine entsprechende personelle Ausstattung der Fachdidaktik
erforderlich.

Die Institutionalisierung der Fachdidaktik sollte der Notwendigkeit ei-
ner doppelten Einbindung der Fachdidaktiken Rechnung zu tragen ver-
suchen und einseitige Lösungen entweder alleinige Zuordnung zu den
Erziehungswissenschaften oder alleinige Zuordmrng zu den Fachwis-
senschaften - vermeiden. In den Empfehlungen zur Lehrerbildung in
den neuen Ländern hat der Wissenschaftsrat zwei Organisationsmodelle
vorgeschlagenl?), die beide eine Kooperation der Fach- und der Verhal-
tenswissenschaften, wie sie für Aufgaben in der Lehrerbildung unerläß-
lich ist, ermöglichen:

- Bei einer Zuordnung zu den Fachwissenschaften wird die institutio-
nelle Zuordnung der Fachdidaktiker zu einer Verhaltenswissenschaft
durch die verbindliche Zweitmitgliedschaft im Fachbereich Erzie-
hungswissenschaft oder Psychologie geschaffen.

- Bei einer Institutionalisierung der Fachdidaktik in einem erziehungs-
wissenschaftlichen Fachbereich oder einer fachübergreifenden, aber
noch bereichsspezifischen Organisationsform wird die institutionelle
Verbindung zu den Fachwissenschaften durch obligatorische Mit-
gliedschaften der Fachdidaktiker im jeweils einschlägigen Fachbe-
reich sichergestellt.

Als ein drittes Modell bietet sich ftir bestimmte Bereiche, namentlich die
Didaktik des Sprachunterrichts, eine kooperative Organisation anstelle
der beiden vorgenannten Institutionalisierungsformen der Fachdidaktik
an. Sie besteht darin, daß der Vertreter der Angewandten oder der Kon-
trastiven Sprachwissenschaft (Bereich Allgemeine und Vergleichende
Sprachwissenschaft), die sprachwissenschaftlichen Fachvertreter der je-
weiligen Fremdsprachen-Philologie und Vertreter der deutschen
Sprachwissenschaft zunächst die Bereiche feststellen, in denen auf-
grund struktureller Unterschiede deutsche Schüler Schwierigkeiten mit
dem Erwerb der jeweiligen Flemdsprachen haben müssen. In einem

l7) Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur I-ehrerbildung in den neuen Ländern. In:
Empfehlungen zur künftigen Struktur der Hochschullandschaft in den neuen Ländern
und im Ostteil von Berlin. Teil I. KöLl 1992, S. 113 f.
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weiteren schritt werden dann, in Zusammenarbeit mit den vertretern
der Pädagogik/Didaktik/Psychologie, Modelle für die optimale vermitt-
lung der problematischen Strukturen entwickelt. Eine solche kooperati-
ve Iäsung vermeidet nicht nur die stets gegebene Gefahr des Dilettantis-
mus. Sie enibrigt zudem spezifische Fachdidaktik-stellen ftiLr jede ein-
zelne Sprache, die dann den Fachwissenschaften zugute kommen kön-
nen. Sie erfordert statt dessen jedoch einen höheren gemeinsamen, über
die einzelne Disziplin hinausgehenden Lehr- und Forschungsaufwand
und ist deshalb letztlich zwar nicht kostengr.instiger, aber durch die
Kooperation von Fachleuten ungleich effektiver.

5. Infrastruktur

Die Geisteswissenschaften sind heute längst nicht mehr reine Buchwis-
senschaften. In wachsendem Maße nutzen auch sie elektronisch gestütz-
te Informationstechniken und neue Medien. Dennoch bleiben gut ausge-
stattete Bibliotheken und leistungsfähige Bibliothekssysteme in allen
Kulturwissenschaften wesentliche Grundbedingungen ftiLr erfolgreiche
Lehre und Forschung.

Die Hochschulbibliotheken in den neuen Ländern können diesen Anfor-
derungen bei weitem nicht Genüge leisten. Bei einer oftmals sehr guten
Ausstattung mit Altbeständen an Literatur gibt es empfindliche
Bestandslücken vor allem bei der naeh 1945 in westlichen Ländern er-
schienenen wissenschaftlichen Literatur. Räumliche Unterbringung, Er-
sehließung und Nutzungsmöglichkeiten der Buchbestände sind an vie-
len Standorten nur als katastrophal zu bezeichnen. Eine rasche Verbes-
serung dieser Situation verlangt deshalb besondere Aufmerksamkeit
und ist eine unerläßliche Voraussetzung für die weitere Entwicklung gei-
steswissenschaftlicher Fächer an den dortigen Universitäten.

Die neuen Länder haben bereits eine Reihe von Neubauvorhaben ftiLr
Hochschulbibliotheken zur Aufnahme in den Rahmenplan angemeldet.
Der Wissenschaftsrat hat am 24. Januar 1gg2 ,,Empfehlungen zur Siche-
rung der Literaturversorgung an den Hochschulbibliotheken der neuen
Länder und im Ostteil von Berlin" verabschiedet, die auf notwendige
und dringliche Sofortmaßnahmen zur Sicherung der Aufstellung und
Zugänglichkeit der Bestände sowie für die Beschaffung von über das
Hochschulbauförderungsgesetz zu finanzierenden Büchergrrrndbestän-
den abzielen. Der wissenschaftsrat unterstreicht an dieser stelle noch
einmal den erheblichen Bedarf an Investitions- und sachmitteln für den
Aufbau einer leistungsfähigen Literaturversorgung, auf die die Geistes-
wissenschaften in besonderem Maße angewiesen sind.

Der Wissenschaftsrat sieht in einem einschichtigen Bibliothekssystem,
einer möglichst weitgehenden baulichen Zusammenfassung der Buch-
bestände und in der FYeihandaufstellung Vorteile gegenüber dem in
Deutschland an alten Universitäten vorher:rschenden zweischichtigen
System von Universitäts- und Institutsbibliotheken. Die Etablierung
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eines einschichtigen Systems und die Ausschöpfung seiner Leistungs-
möglichkeiten durch eine generelle Freihandaufstellung eines möglichst
gtoßen Teils der Bestände setzt jedoch räumliche Bedingungen voraus,
die derzeit und möglicherweise auch auf längere Sicht nicht allerorts ge-
geben sind. Daher kann es aufgrund der Gegebenheiten am Ort notwen-
dig werden, von dieser Grundregel abzuweichen. In jedem Fall sollten
aber eine möglichst gute und freie Zugänglichkeit sowie - sofern die
Größe der Hochschule und die örtlichen Verhältnisse dies erlauben - die
Zusammenfassung möglichst breiter fachlicher Bestände an einem Ort
gesichert sein. Hierbei ist z. B. auch an ein einschichtiges Bibliotheks-
system aus zentraler Universitätsbibliothek und möglichst großen,
dezentralen Fachbereichsbibliotheken zu denken.

In einigen geisteswissenschaftlichen Fächern gehören Videotheken in-
zwischen zu den für leistungsf?ihige Forschung und Lehre notwendigen
Infrastruktureinrichtungen. Dank wesentlich verbesserter Leistungen
und Techniken hat die Nutzung moderner Rechner für die Bearbeitung
von Forschungsvorhaben, aber auch für die Lehre, in allen Bereichen
der Geisteswissenschaften in den letzten Jahren enorm zugenommen,
wenn auch in den einzelnen Fächern und Fachgebieten in sehr unter-
schiedlichem Maße. Die Anwendungsfelder gehen über bloße Textver-
arbeitung mittlerweile weit hinaus. Die Verfügbarkeit leistungsftihiger
Rechner hat in vielen geisteswissenschaftlichen Fächern eine stärkere
Hinwendung zu quantitativen Methoden ermöglicht und sowohl in den
historischen Wissenschaften als auch in den Sprach- und Literaturwis-
senschaften wichtige neue Arbeitsfelder erschlossen (2. B. in der Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte, Linguistik, in den Medienwissenschaften).
Eine angemessene Rechnerausstattung - je nach Bedarf und Fachgebiet
bis hin zur Ebene von Workstations - sowie Möglichkeiten zur Nutzung
von Datenbanken (2. B. zur Literaturrecherche) sowie von Datennetzen
(2. B. DFN) gehören deshalb ebenfalls zu den heute unverzichtbaren
Voraussetzungen für gute Forschung und Lehre in den geisteswissen-
schaftlichen Fächern.

Die Universitäten in den neuen Ländern sollten ein möglichst reichhalti-
ges Angebot für die Vermittlung von Fremdsprachen nicht nur für Stu-
dierende der Sprach- und Literaturwissenschaften, sondern auch füLr
Hörer aller Fakultäten gewährleisten. Der Wissenschaftsrat empfiehlt,
fti'r diesen sprachpraktischen Unterricht ein zentrales Sprachlehrinstitut
einzurichten. Eine solche Organisationsform der Fremdsprachenver-
mittlung kommt vor allem für Latein- und Griechischkurse sowie für
das Englische und die romanischen und slawischen Sprachen in Be-
tracht, in denen eine große studentische Nachfrage gesichert ist.

Sprachlehrangebote ftiLr weniger nachgefragte Sprachen wie z. B. man-
che slawische oder asiatische Sprachen sollten hingegen grundsätztich
von den sprach- und literaturwissenschaftlichen Fachbereichen über-
nommen werden, ggf. mit Ausnahme von allgemeineren Einführungs-
kursen.
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6. L,ehre und Studium

6.1. Studienzeiten, Betreuungsrelation und Personalbedarf

Die vielfach geäußerte Kritik am geisteswissenschaftlichen Studium in
den alten Ländern läßt sich in drei Punkten zusammenfassen: Lange
Studienzeiten, niedrige Studienerfolgsquoten (d.h. eklatantes Mißver-
hältnis von Studienanfänger- und Absolventenzahlen) und eine in der
Regel ausschließliche Fachorientierung der Ausbildungsinhalte und
-ziele. Kenntnisse, Ffiigkeiten und Arbeitstechniken, wie sie für eine
spätere Berufstätigkeit der Absolventen außerhalb von Hochschule und
Wissenschaft relevant sein könnten, würden nicht oder nur unzurei-
chend vermittelt, so daß viele Absolventen erhebliche Schwierigkeiten
beim Übergang in einen Beruf hätten und in aufwendigen Umschu-
lungsmaßnahmen ftir zumeist nicht ausbildungsadäquate Berufstätig-
keiten nachqualifiziert werden müßten.

Bei der Neuordnung der Studiengänge an den Universitäten der neuen
Länder sollten diese Probleme bedacht und einer Lösung zugefüürrt wer-
den. Dies betrifft zunächst die Studienzeiten. Sie waren an den Hoch-
schulen der DDR dank straff organisierter Studiengänge, entsprechend
terminierter Prüfungen und Wiederholungsmöglichkeiten sowie nicht
zuletzt auch dank wesentlich besserer Personalrelationen und gesicher-
ter Berufsperspektiven sehr viel kürzer als in der Bundesrepublik. Vor-
gegebene Studienzeiten wurden fast immer eingehalten - wenn auch
um den Preis einer weitgehenden Verschulung des Studiums, einer
praktisch aufgehobenen Studierfreiheit und einer strikten Einbindung
der Studenten in ,,Seminargruppen" oder ,,Kollektive". Der Wissen-
schaftsrat hielte es ftiLr verfehlt, wegen solcher in der Vergangenheit
überzogenen Lenkungsmaßnahmen nunmehr auf eine deutliche Struk-
turierung der Studiengänge, z. B. durch feste Studienabschnitte, dr.rch
eine obligatorische Studienberatung und durch eine angemessene Zahl
studienbegleitender Prtifungen, zu verzichten. Die Unterteilung von
Grundstudium, Hauptstudium und Aufbaustudium hat sich im Kern be-
währt, wobei der Raum füLr Aufbaustudiengänge in dem Maße zunimmt,
in dem es gelingt, die Studienzeiten für das Grund- und Hauptstudium
kurz zu halten.

Neben dem Einsatz fortgeschrittener Studenten als Tutoren innerhalb
von und begleitend zu Grundstudienveranstaltungen sollten - in An-
knüpfung an die Praxis angelsächsischer Hochschulen, aber auch an die
,,Seminargruppen" der ehemaligen DDR - auch die Professoren und
wissenschaftlichen Mitarbeiter kontinuierliche Beratungsaufgaben füLr

eine feste Gruppe von Studenten übernehmen und diese als ,,Mentoren"
durch ihr Studium hindurch begleiten. Effektive Beratungsgespräche
und enge Kontakte zu den Lehrenden sind geeignete Mittel, die Heraus-
bildung klarer Studienperspektiven zu unterstützen.

Eine für den Studienerfolg maßgebliche kompetente Vermittlung von
Lehrinhalten erfordert nach Ansicht des Wissenschaftsrates, daß die
Lehre in geisteswissenschaftlichen Studiengängen im wesentlichen
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durch Professoren erbracht wird. Dies gilt auch und gerade für das
Grundstudium.

Enge und umfangreiche Kontakte zwischen Lehrenden und Studieren-
den bilden eine wichtige Voraussetzung ftir ein erfolgreiches Studium
und damit auch für kürzere Studienzeiten. Hohe Zulassungszahlen und
ungi.iLnstige Betreuungsrelationen gefährden diese Ziele.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt den neuen Ländern, für eine übergangs-
phase von fünf Jahren von einer Berechnung der Zulassungszahlen
nach Höchstlastbedingungen abzusehen und, die Möglichkeiten der Ka-
pazitätsverordnung (KapVO) nutzend, eine entsprechend niedrigere Zu-
lassungszahl ftir die geisteswissenschaftlichen Fächer vorzusehen.
Deren Neuorientiertrng und weiterer Auf- und Ausbau würden bei der
Zulassung von Studierenden nach den dafür einschlägigen Höchstlast-
bedingungen erheblich belastet. Die KapVO ist insbesondere nicht als
Instrument zur Ermittlung des Personalbedarfs einzusetzen. Die daraus
abgeleiteten übermäßig gfoßen Betreuungsrelationen wi.irden die ange-
strebte Verbesserung der Ausbildungsqualität gefährden und die nieht
zuletzt deshalb unbefriedigende Ausbildungssituation in den Geistes-
wissenschaften an den Universitäten der alten Ländern rasch auch an
denen der neuen Länder herbeifti*rren.l8)

6.2. Studiengänge

Die Studienangebote in den Geisteswissenschaften sollten - wo immer
dies durch den Zuschnitt der Fächer und die Vorschriften der staatlichen
Prüfungsordnungen möglich ist - grundsätzlich sowohl Magister- als
auch Lehramtsstudiengänge umfassen. Zwischen Lehramts- und Magi-
sterstudiengängen sollte ein Höchstmaß an Durchlässigkeit gewährlei-
stet sein, möglichst bis gegen Ende des Studiums. Ferner empfiehlt es
sich, eine wechselseitige Anerkennung äquivalenter Examensleistungen
zuzulassen. Bei Kandidaten, die sich beide Examina sichern wollen, ver-
kürzt sich dadurch das Studium gegebenenfalls um ein ganzes Jahr.

Die Magisterstudiengänge sollten nicht zu schmal auf einzelne Fächer
oder Fachgebiete ausgelegt werden. Sie sollten auch unkonventionelle
Kombinationen mit anderen, nicht nur benachbarten Fächem und dar-
über hinaus - wo immer dies sinnvoll und möglich ist - bereits inner-
halb des Magisterstudiengangs eine Öffnung gegenüber anderen Fä-
chern im Sinne von,,Kombinationsstudiengängen" vorsehen. Insbeson-
dere die öffnung fremdsprachlicher Prtifungsfüctrer für Studierende
ganz anderer Fachrichtungen stellt eine wichtige Aufgabe dar, die in den
jeweiligen Prüfungsordnungen berücksichtigt werden sollte. Gemein-
sann von Wissenschaftlern verschiedener Fächer getragene Lehrveran-

f S) Vgl. b...it" Wissenschaftsrat, Empfehh.rngen zu Forschung und Lehre auf dem Ge-
biet der Rechtswissenschaft in den neuen Ländern. In: Empfehlungen zur ktinftigen
stmktur der Hochschullandschaft in den neuen uindern und im ostteil von Berlin.
Teil I, Köln 1992; sowie Wissenschaftsrat, Empfehlungen für die Planungen des perso-
nalbedarfs der Universitäten, Köln 1990.
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staltungen sind wtirrschenswert und sollten angeboten werden, wo im-
mer dies möglich ist. Darüber hinaus ist eine möglichst flexible Anrech-
rurng von Lehrveranstaltungen und dort erbrachten Leistungsnachwei-
sen ftiLr alle Studiengänge vorzusehen.

Eine solche Öffm;ng der geisteswissenschaftlichen Fächer empfiehlt
sich auch deshalb, weil es den Universitäten nur auf diese Weise möglich
sein wird, in den ,,Wettbewerb der Hochschulen" einzutreten, wie er
nach Ansicht des Wissenschaftsrates die Hochschulentwicklung der
kommenden Jahre kennzeichnen sollte. Insbesondere für den Bereich
der Sprach-, Kultur- und Sozialwissenschaften hat der Wissenschaftsrat
nachdrücklich zur Einrichtung von Studiengängen an Fachhochschulen
geraten, die beispielsweise ,,auf konzeptionelle und administrative Tätig-
keiten im Dienstleistungssektor vorbereiten oder für Tätigkeiten qualifi-
zieren, die neben betriebswirtschaftlichen Kenntnissen auch Sprach-
kompetenzen erfordern. 19) Bei der Einrichtung vergleichbarer Studien-
angebote an den Universitäten sollte daher auf die zunehmende Be-
deutung der Fachhochschulausbildung geachtet und eine universitäts-
spezifische Profilierung angestrebt werden, die Doppelungen vermeidet.

Weitere Beiträge zu einer dringend erwüLnschten Reform geisteswissen-
schaftlicher Studien könnten - abgesehen von dem Erwerb berufsprak-
tisch verwertbarer Kenntnisse und Arbeitstechniken z. B. durch Infor-
matik- oder BWL-Kurse - in fremdsprachenorientierten Eingangsstu-
dien sowie in interdisziplinären Projektstudien bestehen. Beide Unter-
richtsmodelle zielen darauf ab, die enge fachliche Spezialisierung - übri-
gens nicht nur von Studenten der Geisteswissenschaften - aufzubre-
chen, Perspektiven zu erweitern und damit auch den reflektierten Um-
gang mit spezialisiertem Fachwissen einzuüben.

Die sich abzeichnende Verflechtung verschiedensprachlicher Regionen
in Ewopa und die für 1993 angestrebte Niederlassungsfreiheit in den
Staaten der Europäschen Gemeinschaft machen gerade in größeren
Staaten mit ihrer vorwiegend einsprachigen Bevölkerung eine Verstär-
kung der Mehrsprachigkeit auf allen kultur- und sozialwissenschaft-
lichen Studiengebieten notwendig. Ein zusätzlicher Spracherwerb wird
allerdings, wie Erfahrungen zeigen, für das Fachstudium nur dann wirk-
saln, wenn er schon in den ersten Semestern erfolgt. Empfehlenswert
erscheint deshalb die Möglichkeit eines Magisterstudiengangs, der im
ersten Studienjahr die Konzentration auf zwei Fremdsprachen ermög-
licht, die nicht philologisch ausgerichtet sein sollten. Das erlaubt eine
Orientierung, die im Anschluß daran ein besonders zielstrebiges Studi-
um ermöglicht.

Eine fächerübergreifende Zusammenarbeit wird ftir die Geisteswissen-
schaften auch notwendig, wenn sie sich, der alten europäschen Tradi-
tion der Artistenfakultät folgend, überkommenen oder neuen Formen

19) Wissenschaftsrat, ,,Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den
90erJahren" (KöIn 1991), S.78.
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einer Propädeutik bzw. Grundausbildung fti,r alle Fakultäten in stärke-
rem Ausmaß und in besser organisierten Formen widmen. Insbesondere
in den neuen Bundesländern, in denen ein marxistisch-leninistisches
Grundstudium als orthodoxe und einseitige Form einer solchen Grund-
ausbildung auszuräumen war, ist diese Ausräumung meist ersatzlos ge-
schehen. Da auch an den Universitäten der alten Bundesländer der
Wunsch nach der Einrichtung solcher Lehrveranstaltungen immer wie-
der erhoben wird, böte die Neueinrichtung geisteswissenschaftlicher Fa-
kultäten die Gelegenheit, mindestens ftiLr deren Studenten, aber auch für
Studenten aller Fakultäten Konzepte für ein derartiges Lehrangebot zu
erarbeiten, dem auch die Aufgabe zufiele, den Ort der fachwissenschaft-
Iichen Ausbildung im Gefüge der Wissenschaften wie der individuellen
und gesellschaftlichen Lebensgestaltung sichtbar zu machen.

Interdisziplinäre Projektstudien, die durch eine scharfe Begrenzung
ihres Gegenstandes auf ein praxisbezogenes, jedoch nicht fachspezifi-
sches, sondern fachübergreifend zu bearbeitendes Thema gekennzeich-
net sind, sollten als Wahlpflicht-Veranstaltungen in der zweiten Studien-
hälfte (Hauptstudium) angeboten werden. In einem solchen ein- oder
zweisemestrigen, das Fachstudium begleitenden Projekt würden - je
nach Zuschnitt urrd Definition des Themas - unterschiedliche diszipli-
näre Kompetenzen und Perspektiven aus den Geistes- und Sozialwis-
senschaften, Natur- und Technikwissenschaften, Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaften zusarnmengeführt. Das Studienziel sollte dabei
weniger in der Herstellung einer Konvergenz der verschiedenen wissen-
schaftlichen Zugänge liegen als vielmehr in der Erfahrung unterschied-
licher Kompetenzen und Interessenlagen sowie in der Einsicht, daß eine
Lösr;ng alltäglicher komplexer Gegenwartsprobleme über fachwissen-
schaftliches Wissen hinaus politische, soziale und wirtschaftliche Priori-
täts- und normative Wertentscheidungen erfordert.

In den Philologien sollten Exkursionen in das jeweilige Sprachgebiet in
den Studienordnungen vorgesehen werden. Diese Exkursionen sollten
im Zusammenhang von Projektstudien vorbereitet und durchgeführt
werden. Wo immer sinnvoll und möglich, sind Exkursionen auch in an-
deren Studiengängen wtturschenswert. Vor allem in den Philologien soll-
ten die Studierenden darüber hinaus auch längerfristige Studienaufen-
thalte an ausländischen Hochschulen absolvieren und bei der Organisa-
tion von ihrer Heimatuniversität unterstützt werden. Dies könnte insbe-
sondere dadurch geschehen, daß in Zusammenarbeit mit ausländischen
Hochschulen integrierte Auslandsstudiengänge entwickelt werden.

II. B. Einzelne Fächer

Vorbemerkung: Die folgenden Abschnitte zu den einzelnen Fächern
bzw. Fächergruppen gliedern sich jeweils in

a) eine Skizze der Situation des Faches in der DDR bzw. zur Entwick-
lung des Faches allgemein,
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b)

c)

1.

eine Beschreibung der an den Hochschulen geplanten Entwicklun-
gengemäß dem derzeitigen (Frtihjahr 1992) Planungsstand; sowie
Empfehlungen, insbesondere zur personellen Mindest- und Normal-
ausstattung.

Philosophie

Zur Situation des Faches in der DDR

Die Philosophie ist eine Disziplin besonderer Art, da sie keinen festen
Gegenstandsbereieh hat und häufig, gerade auch im Hinblick auf ihre
Grundlagenorientierung, in ein problematisches Verhältnis zu ideologi-
schen Systembildungen tritt. In diesem Fall dient sie vor allem Legiti-
mationszwecken. Im Wissenschafts- und Hochschulsystem der DDR
kam der Philosophie eben deshalb eine prominente Funktion und Stel-
lung zu, die sie von den übrigen Geisteswissenschaften (mit Ausnahme
der Geschichte) deutlich r.rnterschied. Dies macht es - auch im Hinblick
auf den hier besonders dringlichen Erneuerungsbedarf - sinnvoll, die
Situation dieses Faches ausführlicher darzustellen als die anderen hier
behandelten Fächer.

Zur Aufgabe der Philosophie an den Hochschulen und am ehemaligen
Zentralinstitut für Philosophie der Akademie der Wissenschaften der
DDR gehörten die Legitimation des sozialistischen Staats- und Gesell-
schaftssystems und die gesellschaftliche Bewußtseinsbildung innerhalb
dieses Systems. Innerhalb der Wissenschaften hatte die Philosophie -
reduziert auf marxistisch-leninistische Philosophie - die Rolle einer
Leitdisziplin, im Rahmen der Hoch- und Fachschulausbildung die
Funktion der Sicherung eines marxistisch-leninistischen Pflichtpro-
gmmms für Studierende aller Fachrichtungen:

An den Hochschulen war sie in eigenständigen Sektionen Marxistisch-
Leninistische Philosophie und Marxismus-L,eninismus organisiert. Letz-
tere waren mit Ausnahme der Technischen Universität Dresden und der
Universität Greifswald, die ein Fernstudium mit dem Studienziel ,,Di-
plom-Philosoph" anboten, keine immatrikulierenden Einrichtungen.
Die an allen Universitäten und Hochschulen der DDR existierenden
Sektionen Marxismus-Leninismus wurden 1990 ohne irgendwelche
Nachfolgeeinrichtungen aufgelöst. Als grundständiges Studium konnte
Marxistisch-Leninistische Philosophie - und keine andere - in einem
zehnsemestrigen Direktstudium oder in einem elfsemestrigen Femstu-
dium an den Sektionen Marxistisch-Leninistische Philosophie der Hum-
boldt-Universität Berlin und der Universitäten Halle, Leipzig und Jena
sowie (nur als Fernstudium) an dem Institut für Marxistisch-Leninisti-
sche Philosophie in Greifswald und an der Sektion Philosophie und Kul-
turwissenschaften in Dresden studiert werden. Darüber hinaus gab es an
der Universität Leipzig seit 1974 einen weiteren selbständigen Studien-
gang für Diplomlehrer für Marxismus-Leninismus.
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Diese immatrikulierenden Sektionen und Institute - von diesen und nur
von diesen ist im folgenden die Rede - entstanden im Zuge der III.
Hochschulreform im Jahre 1969 aus den vormaligen Instituten für Phi-
losophie. Damit wurde endgültig die Identifikation von Marxismus und
Philosophie unter dem Titel,,Marxistisch-Leninistische Philosophie"
vollzogen. Im Dezember 1989 waren in den genannten Hochschulen ins-
gesamt 68 Hochschullehrer und weitere 126 wissenschaftliche Mitarbei-
ter tätig:

Univemität wisrenrch.
Mitärbeiter

Berlin (HU)
Leipzig
Halle
Jena
Greifswald
Dresden (TU)

Die Sektion Philosophie und Kulturwissenschaften geht auf die 1924 an
der Technischen Hochschule Dresden eingerichtete kulturwissenschaft-
liche Abteilung zurück. Nach 1945 wurde diese Abteilung um ein philo-
sophisches Seminar erweitert. Beide Einrichtungen waren dann Be-
standteile des philosophischen Instituts, das 1968 in die Sektion Philoso-
phie und Kulturwissenschaften umgewandelt wurde. Nicht übernom-
men wurden aus dieser Sektion die Bereiche Philosophie, Soziologie und
Kulturwissenschaften. Geblieben ist der Bereich Technik- und Wirt-
schaftsgeschichte.

Als Ziel des Philosophiestudiums in der DDR wurde postuliert: ,,Die Stu-
denten müssen nach Abschluß ihres Studiums fähig sein, als Propagan-
disten der marxistisch-leninistischen Philosophie zu arbeiten, an der so-
zialistischen Bewußtseinsentwicklung und der Erziehung sozialistischer
Persönlichkeiten mitzuwirken r.rnd die Entwicklung der marxistisch-
leninistischen Theorie in Forschung und Lehre zu ft)rdern.20) Auch vom
Lehrkörper wurde ein entsprechend motiviertes Wirken verlangt und
notfalls erzwungen.

Die organisierte Durchsetzung der marxistisch-leninistischen Philoso-
phie bedeutete nicht nur eine weitgehende Ideologisierung des philoso-
phischen Denkens, sondern auch dessen parteipolitische Instrumentali-
sierung. Sie war mit einer weitgehenden ideologischen Disziplinierung
verbunden und führte schon in den 50er Jahren zur Entlassung bzw.
Zwangsemeritierung nicht konform denkender Wissenschaftler und zur
Zwangsexmatrikulation ähnlich denkender oder als so denkend ver-
dächtigter Studenten.

20) Studienplan für die Grundstudienfichtung Marxistisch-Leninistische Philosophie
zurAusbildungan Universitäten und Hochschulen der DDR, Berlin 2/1981, S. 3.

43
29
24
t4
4

t2

11

4
I

3

3
3

t2
11

4
3
3
4

43



Verstärkt wurde diese,,Gleichschaltung" und angestrebte parteipoliti-
sche Instrumentalisierung der Philosophie durch die nach sowjetischem
Vorbild vollzogene institutionelle TYennung von Forschung und Lehre
in Akademie einerseits und Hochschule andererseits. Zwar hat sich die-
ses Frinzip in der vorgesehenen Absolutheit nicht realisieren lassen.
Dennoch hat es nicht unwesentlich zur Dogmatisierung und Erstarmng
marxistisch-leninistischen Philosophierens beigetragen, wurde doch
auch die Forschung der Leitung, Planung und Kontrolle durch die SED
unterworfen. Die Folge war eine weitgehende Abkoppelung von moder-
nen Entwicklungsrichtungen im Fach Philosophie, die vor allem von
Westeuropa und Nordamerika bestimmt wwden. Wahrgenommen und
aufgearbeitet wwde diese Entwicklung nur unter der dogmatisch ver-
kürzten Perspektive einer sogenannten ,,Kritik der bürgerlichen Philo-
sophie". Systematische Bereiche der Philosophie wie Wissenschafts-
theorie, Erkenntnistheorie, Sprachphilosophie und Ethik konnten nur
ansatzweise und dann auch noch zumeist dogmatisch verkürzt verfolgt
werden. Selbst in der Philosophiegeschichte dominierte die Auseinan-
dersetzung mit Entwicklungen und Theorien des 19. und des 20. Jahr-
hunderts, während ältere Ansätze und Grundströmungen zumeist ver-
nachlässigt wurden.

Ttotz normierter Studienpläne konnten sich über Forschungsarbeiten,
die zum Teil an historische Traditionen anschlossen, an den Sektionen
und an dem der Sektion ,,Marxismus-Leninismus" angegliederten Insti-
tut für Marxistisch-Leninistische Philosophie unterschiedliche Schwer-
punkte und Profile herausbilden. Zu diesen lokalen Besonderheiten ge-
hörten die Konzentration auf Erkenntnistheorie und Geschichte der Phi-
losophie in Leipzig, auf philosophische Fragen der Naturwissenschaften
in Berlin, auf die Periode der klassischen deutschen Philosophie in Jena,
auf die (sozialwissenschafUich verstandene) Wissenschaftstheorie in
Halle, auf Sprachphilosophie in Greifswald, auf Technikphilosophie und
spätmittelalterliche Philosophie in Dresden. Solche Entwicklungen
wurden auch durch die Anfang 1970 beginnende Ausgliederung des
Fachgebietes Logik aus dem Verband der durch den Marxismus-Leni-
nismus dominierten Philosophie begünstigt. Vor allem in Leipzig, aber
ansatzweise auch an den fünf übrigen Universitäten, führte dies zu ei-
nem Verstrindnis der Logik als einer Strukturwissenschaft und zur Aus-
differenzierung eines besonderen Wissenschaftsbereiches, der Lehrve-
ranstaltungen ftiLr alle Fächer der Universität einschließlich der Mathe-
matik anbot und lediglich aus verwaltungstechnischen Gründen zu-
nächst noch der Sektion Marxistisch-Leninistische Philosophie ange-
schlossen blieb. Die ihm angehörenden Wissenschaftler sind daher nicht
im oben angegebenen Personalbestand dieser Sektionen berücksichtigt
worden. An der Universität Leipzig handelte es sich hier um drei Profes-
soren, zwei Dozenten und zwei wissenschaftliche Mitarbeiter, an der
Humboldt-Universität Berlin um einen Professor, zwei Dozenten und
zwei wissenschaftliche Mitarbeiter, an der Universilät Jena um einen
Professor und an der Universität Ha1le um einen Professor und einen
wissenschaftlichen Mitarbeiter.
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Vor allem die Entwicklung der Logik seit den 70er Jahren, aber auch die
anderen örtlichen Besonderheiten lassen erkennen, daß sich die Philoso-
phie in der DDR in einigen Bereichen dem völligen Zugriff der Partei zu
entziehen vermochte und dabei auch Verbindungen zu westlichen philo-
sophischen Entwicklungen, insbesondere innerhalb der analytischen
und konstruktivistischen Philosophie, halten konnte. Die parteipoliti-
sche Ideologisierung und Dogmatisierung der marxistisch-leninistischen
Philosophie war in den früher als ,,Historischer und dialektischer Mate-
rialismus" und als ,,Kritik der bürgerlichen Philosophie" bezeichneten
Fachgebieten/Bereichen besonders groß, in der Philosophiegeschichts-
beschreibung im allgemeinen geringer und in der Logik nahezu nicht ge-
geben. In den 80er Jahren zeichnete sich ein allmählicher Erosionspro-
zeß des Marxismus-Leninismus ab, der sich auch in zunehmenden Ver-
suchen ausdrückte - möglichst sogar im Kontakt mit westlichen Philoso-
phen -, neue Denkansätze zu erarbeiten.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Die Regierungen der neuen Länder und des Landes Berlin haben späte-
stens im Dezember 1990 beschlossen, die ftiLr Philosophie immatrikulie-
renden Einrichtungen nicht als Landeseinrichtungen zu übernehmen,
sondern gemäß Art. 13 Abs. 1 des Einigungsvertrages abzuwickeln. Da-
von ausgenommen blieb lediglich der Bereieh Logik an der Universität
Leipzig.

Infolge der besonderen ideologischen Belastungen und der durch sie be-
wirkten Verwerfungen der Philosophie in der DDR wird in den Hoch-
schulen der neuen Länder ein vöIliger Neuaufbau des Faches erforder-
lich.

An der Humboldt-Universität Berlin und an den Universitäten Halle,
Jena und Leipzig wurden bereits zum WS l99ll92 Magisterstudiengänge
in Philosophie angeboten (Haupt- und Nebenfach). Der Lehrbetrieb in
diesen neuen Studiengängen und in den Studienprogrammen, die den
schon bisher dort Studierenden einen Studienabschluß als ,,Diplom-Phi-
losoph" ermöglichen sollen, wird von Gastdozenten aus den alten Bun-
desländern und von Wissenschaftlern mit Zeitverträgen, vor allem aus
dem akademischen Mittelbau, abgedeckt. An allen sechs klassischen
Universitäten der neuen Länder ist die Bildung von ,,Instituten ftiLr Phi-
losophie" vorgesehen.

Der Neuaufbau des Faches hat in allen neuen Ländern bereits begonnen.
tr\ir alle in Frage kommenden Universitäten haben die neuen Llinder,
Empfehlungen des Wissenschaftsrates folgend, Struktur- und Beru-
fungskommissionen eingesetzt. Die Ausrichtungen der frir die einzelnen
Universitäten bereits ausgeschriebenen Philosophie-Professuren weisen
ein hohes Maß an Kongruenz auf und tragen den Grunderfordernissen
des Faches an einer Universität Rechnung. Im einzelnen sind folgende
Professuren geplant (und zu einem erheblichen Anteil bereits ausge-
schrieben worden):
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An der Humboldt-Universität Berlin sind insgesamt 10 Professuren ge-
plant, darunter 1 ftir Theoretische Philosophie, 1 für Praktische Philoso-
phie mit Schwerpunkt Ethik, 1 für Praktische Philosophie mit Schwer-
punkt Sozial- und Rechtsphilosophie, 1 ftiLr Wissenschaftstheorie der Na-
turwissenschaften, 1 für Wissenschaftstheorie der Kulturwissenschaften,
1 für Philosophie mit Schwerpunkt Logik und 1 für Philosophische Pro-
pädeutik. Ferner werden 3 Professuren mit spezielleren Schwerpunkten
wie Cognitive Science, Angewandte Ethik, Technikfolgenabschätzung
und Deutscher Idealismus angestrebt. Zu den Aufgaben aller Professu-
ren soll jeweils die Vertretung einer Periode der Geschiehte der Philoso-
phie in Forschung und Lehre gehören.

An der Universität Greifswald sind folgende 4 Professuren geplant: 1 mit
Schwerpunkt Erkenntnistheorie, Logik oder Sprachphilosophie, 1 füLr

Praktische Philosophie, 1 mit Schwerpunkt Tlsttretit< und/oder Kultur-
philosophie und 1 mit Schwerpunkt Philosophische Anthropologie und
Geschichtsphilosophie oder Religionsphilosophie.

An der Universität Rostock sind 3 Professuren geplant: 1 ftiLr Theoreti-
sche Philosophie, 1 ftiLr Praktische Philosophie und 1 für Formale Philo-
sophie.

An der Universität Halle sind insgesamt 3 Professuren geplant, und zwar
jeweils eine ftir die Schwerpunkte Theoretische Philosophie, Praktische
Philosophie und Geschichte der Philosophie.

An der Universität Jena sind 6 Professuren geplant, 1 für Philosophie
mit Schwerpunkt Logik/Methodologie und Wissenschaftstheorie der Na-
turwissenschaften, 1 fi.iLr Philosophie mit Schwerpunkt Theoretische
Philosophie und Schwerpunkt Wissenschaftstheorie der Kulturwissen-
schaften, 2 für Philosophie mit Schwerpunkt Praktische Philosophie:
Ethik sowie 2 mit Schwerpunkt Geschichte der Philosophie (Deutscher
Idealismus).

An der Universität Leipzig sollen die beiden Schwerpunkte Theoreti-
sche Philosophie und Praktische Philosophie mit jeweils 2 Professuren
vertreten sein, wobei in beiden Fällen die eine Professur zugleich eine
Epoche oder Richtung der philosophischen Tradition und die zweite ein
Spezialgebiet (Kognitionswissenschaften oder Philosophie der experi-
mentellen Wissenschaften bzw. Kulturphilosophie oder philosophische
Anthropologie) vertreten soll. Ferner soll es eine Professur für Geschich-
te der Philosophie mit systematischem Schwerpunkt geben. Die Logik
soll mit 2 Professuren, die Wissenschaftstheorie mit 1 Professur veran-
kert sein. Später soll außerdem eine Professur fiir Spezialphilosophie
und Semiotik hinzukommen. Die Rechtsphilosophie soll mit 1 Professur
innerhalb der Juristischen Fakultät vertreten sein.

Das Land Sachsen beabsichtigt für die Technische Universität Dresden
l Professur ftir Praktische Philosophie (Schwerpunkt Ethik), 1 Profes-
sur für Theoretische Philosophie, 1 Professur ftir Technikphilosophie
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und 1 Professur für Logik und Wissenschaftstheorie als Anfangsausstat-
tung des Instituts ftir Philosophie.

Ftir die vom Land Brandenburg neu gegri.indeten Universitäten sind
nach dem gegenwärtigen vorläufigen Planungsstand in Potsdam 1 Pro-
fessur ftir Geschichte der Philosophie, 1 Professur ftir Sozialphilosophie
und 2 Professuren fi.lr Praktische Philosophie, in Flankfurt/Oder 1 Pro-
fessur für philosophische Grundlagen kulturwissenschaftlicher Analyse,
in Cottbus 1 Professur für Ethik und Technikphilosophie vorgesehen.

c) Empfehlungen

Die genannten Ausschreibungen beschränken sich - mit Ausnahme je-
ner fiir die Humboldt-Universität, wo im Anschluß an die große, mit der
Berliner Universität verbundene Ttadition in der Philosophie ein beson-
derer institutioneller Schwerpunkt entstehen soll - im weseftlichen auf
die Erfüllung der Grunderfordernisse des Faches Philosophie an einer
Hochschule. Zu diesen Grunderfordernissen einer fachlichen Mindest-
differenzierung gehören, einer alten und bewährten Einteilung entspre-
chend, die Theoretische und die Praktische Philosophie. Unter Theoreti-
scher Philosophie sind vor allem die Bereiche Erkenntnistheorie, allge-
meine und fachspezifische Wissenschaftstheorie, Sprachphilosophie
und (soweit nicht gesondert vorgesehen) Logik zu verstehen. Die Prakti-
sche Philosophie umfaßt die Bereiche Ethik, Politische Philosophie,
Rechtsphilosophie und (soweit nicht gesondert vorgesehen) Anthropo-
logie, Kulturphilosophie und Asthetik.

Beiden Bereichen der Theoretischen und der Praktischen Philosophie
kommt in Forschung und Lehre gleiches Gewicht zu, wobei Teile der
Theoretischen Philosophie wie z. B. Logik und Sprachphilosophie auch
propädeutische Aufgaben für die Bereiche der Praktischen Philosophie
und fiir andere Disziplinen erfüllen. Die Bereiche der Praktischen Philo-
sophie weisen im übrigen - vor allem dann, wenn etwa Anthropologie
und Asthetik hinzukommen - eine größere Ausdifferenzierung äuf, de-
nen hier in besonderem Maße auch interdisziplinäre Bezüge zu anderen
Wissenschaftsbereichen - etwa zu den Sozialwissenschaften - entspre-
chen.

Die Philosophie ist mit ihren Bereichen der Theoretischen und der prak-
tischen Philosophie eine systematische, keine historische Disziplin.
Gleichwohl nimmt die Philosophiegeschichte in Forschung und Lehre
einen großen Raum ein, der unter besonderen ortsspezifrschen Bedin-
gungen neben der Wahrnehmung der Geschichte der Philosophie durch
die systematischen Professuren auch die Einrichtung einer Stelle füLr Ge-
schichte der Philosophie (aber immer mit systematischem Bezug) recht-
fertigen kana. Auch die Beschäftigung mit Philosophiegeschichte steht
unter einem systematischen, keinem rein historischen Interesse. philo-
sophiegeschichte ist Teil der argumentativen und begründungsorientier-
ten Form der Philosophie und muß daher auch in enger Verbindung mit
ihren systematischen Aufgaben gesehen und betrieben werden. Das
quantitative Übergewicht rein philosophiehistorischer Arbeiten hat im
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übrigen dazu geführt, daß Philosophie häuftg als reines Exempel einer
Geisteswissenschaft angesehen wird. Ihr systematischer Ort liegt aber
zwischen allen Disziplinen, was insbesondere in der disziplinären Be-
deutung erkenntnistheoretischer und wissenschaftstheoretischer Arbei-
ten bzw. der historischen Entwicklung der Erkenntnistheorie zur (allge-
meinen und speziellen) Wissenschaftstheorie deutlich wird.

Da die genannte Fächer- und Bereichsvielfalt innerhalb der Philosophie
breite Kompetenzen erfordert, hält der Wissenschaftsrat als personelle
lVormalausstattung dieses Faches an einer Hochschule insgesamt 3 Pro-
fessuren (mit den Denominationen Logik und/oder Allgemeine Wissen-
schaftstheorie, Theoretische Philosophie, Praktische Philosophie) und
etwa 2 weitere Professuren zur besonderen Berücksichtigung einzelner
Bereiche (2. B. Philosophische Anthropologie, Rechtsphilosophie, Kul-
turphilosophie oder Asthetik) ftir erforderlich.

Die Einrichtung einer Professur für Logik und/oder Allgemeine Wissen-
schaftstheorie entspricht der modernen Wissenschaftsentwicklung (2. B.
der innerhalb der Logik hin zur mathematischen Logik) und entlastet
den Bereich der Theoretischen Philosophie von solchen Aufgaben, die
als philosophische Aufgaben vornehmlich im Bereich anderer Diszipli-
nen (2. B. der Mathematik oder der Naturwissenschaften) liegen. Sie
setzt daher ein hinreichend ausgeprägtes naturwissenschaftliches Um-
feld voraus.

Als Mindestausstattung des Faches Philosophie sind somit zwei Profes-
suren für Theoretische und Praktische Philosophie sowie eine weitere
Professur erforderlich.

Die bei der Normalausstattung hinzukommenden Professuren sollten
zur gezielten ortstypischen Profilierung der Philosophie an einer Uni-
versität bzw. zw Verstärkung des ortstypischen Profrls eingesetzt wer-
den. Solche Besonderheiten sollten dabei insbesondere das disziplinlire
Umfeld bzw. spezifische Fächerkonstellationen und Schwerpunktbil-
dungen der jeweiligen Hochschule, aber auch die dortigen Ttaditionen
der Philosophie berücksichtigen.

Philosophiehistorische Aufgaben in Forschung und Lehre sollten, ent-
sprechend der Rolle der Philosophiegeschichte innerhalb des systemati-
schen Profils der Philosophie, von allen Professuren wahrgenommen
werden, wie dies auch in den Ausschreibungen für die Professuren an
der Humboldt-Universit'ät vorgesehen ist. Einzelne Phasen der Philoso-
phiegeschichte (2. B. Antike Philosophie oder Mittelalterliche Philoso-
phie) oder bestimmte Aspekte der Philosophiegeschichte (2. B. Ge-
schichte der Logik oder Geschichte der Ethik) wären dabei als fest etab-
lierte Forschungs- und Lehrgebiete mit den Professuren zu verbinden.
Hingegen hält es der Wissenschaftsrat nicht für empfehlenswert, jenseits
und quer zu dieser vorgeschlagenen Systematik des Faches reine philo-
sophiehistorische Professuren einzurichten. Diese könnten die Verbin-
dung zu den systematisch orientierten Teilen der Philosophie allzu
leicht verlieren und die Philosophie als eine überwiegend historische
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Disziplin erscheinen lassen, was dem Entwicklungsstand und den An-
forderungen an das Fach nicht länger gerecht würde. In analoger Weise
gilt dies ftir besondere philosophische Orientierungen und Ansätze (2.8.
Phänomenologie, Hermeneutik, marxistische Philosophie), die keine
durch Stellen definierte Institutionalisierung erfahren sollten. Diese ge-

hören zum jeweiligen Profil der Philosophie, aber nicht zu ihrem norma-
len Stellenbestand.

Insgesamt bietet der Neuaufbau der Philosophie in den neuen Ländern
die Chance, daß sie ihre grundlagenorientierten Aufgaben an den dorti-
gen Hochschulen sachlich und institutionell besser wahrnimmt, als dies
an den Hochschulen der alten Länder vielfach der Fall ist. Dazu sind in
Abstimmung mit anderen Fächern und Disziplinen sowohl geeignete in-
stitutionelle Vorkehrungen (2. B. Zentrumsbildungen) als auch organi-
satorische Absprachen (2. B. Aufnahme der Philosophie in die Studien-
ordnungen anderer Fächer) erforderlich.

Neben und in Verbindung mit der genannten Grundlagenorientierung
sind bei einem Neuaufbau des Faches Besonderheiten des universitären
Umfeldes und sich daraus ableitende Möglichkeiten zur Schwerpunkt-
bildung zu beachten. Einige Vorschläge hierzu sind in Abschnitt [. C.

dieser Empfehlungen enthalten.

2. Geschichte

a) Zur Situation des Faches in der DDR

Neben der Philosophie spielte die Geschichtswissenschaft im Wissen-
schaftssystem und an den Hochschulen der DDR eine besondere Rolle
für die von der ,,Partei der Arbeiterklasse" angeleitete Gestaltung der
,,sozialistischen Gesellschaft" und ftir die Legitimation dieses Systems
durch eine scharfe Abgrenzung von ,,bürgerlicher Ideologie" und ,,Impe-
rialismus". Sie hatte der Erarbeitung und Vermittlung eines partei- und
staatstragenden Geschichtsbildes zu dienen. Dieses betonte die Funk-
tion von Klassenkämpfen und eine gesetzmäßige Abfolge einzelner
historischer Epochen und postulierte den Sozialismus als Ziel aller
Geschichte.

Hauptaufgabe der Hochschulen war dabei die Ausbildung von Diplom-
Lehrern mit der Fachkombination Geschichte/Staatsbtirgerkunde oder
Geschichte/Deutsch. An den Universitäten und Pädagogischen Hoch-
schulen der DDR waren nach der amtlichen Hochschulstatistik im Jahre
1988 insgesamt 2927 Studenten für diese Lehramtsstudiengänge einge-
schrieben. ,,Diplom-Historiker" wurden hingegen in weit geringerer
Zahl (1988 gab es insgesamt nur 267 Direktstudierende) ausschließlich
an den sechs klassischen Universitäten ausgebildet, mit einem deut-
Iichen Übergewicht der Humboldt-Universität Berlin und der Universi-
tät Leipzig.

An allen diesen Universitäten war die Geschichtswissenschaft in eige-
nen Sektionen für Geschichte bzw. Geschichtswissenschaft organisiert.
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Die Alte Geschichte wurde jedoch - uite z. B. in Jena oder in Halle -
manchenorts auch in eigenständige Sektionen Altertumswissenschaften
bzw. Orient- und Altertumswissenschaften einbezogen.

Die politische Indienstnahme der Geschichte ftiürrte zunächst in allen
Teilgebieten des Faches zur Forderung nach einer strikten Orientierung
an historisch-materialistischen Betraehtungsweisen, oft auch im Sinne
einer dogmatischen Anwendung marxistisch-leninistischer Grundsätze.
Es fehlte an der notwendigen inhaltlichen und methodischen Vielfalt. In
einigen Bereichen (2. B. in der Zeitgeschichte) führte dies nicht selten
dazu, daß die Grenze zwischen Geschichtswissenschaft, Geschichtspro-
paganda und Geschichtsklitterung überschritten wurde. Darüber hinaus
bewirkte dies aber auch einen sehr ungleichgewichtigen Ausbau der ver-
schiedenen Fachgebiete, je nach dem Grad ihrer vermeintlichen Nütz-
lichkeit, Notwendigkeit und Akzeptanz. Vor allem politiknahe Teilberei-
che wie die Geschichte der Arbeiterbewegung und des Sozialismus, aber
auch die Neuere/Neueste Geschichte insgesamt waren personell stark
überbesetzt. Politikfernere Teilbereiche wie die Mittelaltertiche und vor
allem die Alte Geschichte hatten zwar in geringerem Maße unter politi-
scher Fremdbestimmung und deren Folgen zu leiden. Dafür wwden sie
aber an den Hochschulen stark dezimiert und an einigen sogar ganz ab-
gebaut. Auch die Landesgeschichte wurde nicht gemäß ihrer Bedeutung
geftirdert.

Weniger stark zurückgenommen, doch deutlich vernachlässipg wurde
das Teilgebiet Deutsche bzw. Europäsche Geschichte der Frühen Neu-
zeit. Die Geschichte der Bundesrepublik war ebenso wie die Geschichte
Wester.rropas und Nordamerikas an den Hochschulen nicht oder kaum
vertreten. Die sogenannte Orientforschung, d. h. die Erforschung von
Geschichte, Sprachen, Kultur und Geographie Afrikas und Asiens, war
hingegen an zwei Universitäten breiter ausgebaut: die Asien-/ Afrikawis-
senschaften an der Humboldt-Universität Berlin und die Nordafrika-/
Nahostwissenschaften an der Universität Leipzig.

Seit den 80er Jahren war in der Geschichtswissenschaft der DDR eine
größere Aufgeschlossenheit auch gegenüber vorher vernachlässigten
oder sogar tabuisierten Gegenstandsbereichen, Methoden und Fragestel-
lungen zu beobaehten. Diese - allerdings schwach bleibenden - Ansätze
zu einer weniger selektiven, eher ganzheitlichen Sicht auf die Geschich-
te unter Einschluß neuer sozialgeschichtlicher Fragestellungen erbrach-
ten Forschungsergebnisse und Wertungen, die sich von frtiLher üblichen
Klischees und dogmatischen Lehrsätzen unterschieden.

Interessante, auch in den westlichen Ländern beachtete Neuorientierun-
gen der Geschichtswissenschaft gingen nicht nur von Teilbereichen der
Sozialgeschichte aus. Auch in der Volkskunde wurde schon früh eine
produktive Verbindung von herkömmlich-volkskundlichen mit sozial-
und wirtschaftsgeschichtlichen Ansätzen verfolgt. Ahnhches gilt frir die
Agrargeschichte und die vergleichende Revolutionsforschung, die zu
den Stärken der Geschichtswissenschaften in der DDR zu rechnen sind,
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und für andere Teilbereiche, in denen empirisch sorgftiltige trnd ertrag-
reiche Forschungen vorgelegt wurden.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Anders als die Philosophie ist die Geschichte in den Hochschulen der
neuen Länder nicht überall abgewickelt worden. Allerdings ist auch in
der Geschichtswissenschaft an den Hochschulen der neuen Länder eine
grundlegende paradigmatische Neuorientierung notwendig, d. h. eine
über die bisherigen Ansätze weit hinausgehende öffnung gegenüber
neuen Flagestellungen, Methoden und Arbeitsfeldern. Diese kann und
muß ebenso wie eine gezielte Stärkung bisher vernachlässigter Teilbe-
reiche im wesentlichen durch neu zu besetzende Professuren erfolgen.

Die Länder Berlin und Thüringen haben gemäß Artikel 13 Abs. 1 des
Einigungsvertrages zum 31. 12. 90 die Sektionen/Fachbereiche Ge-
schichte der Humboldt-Universität Berlin und der FYiedrich-Schiller-
Universität Jena nicht als Landeseinrichtungen überlommen, wobei die
Abwicklungsentscheidung des Landes Berlin in der Folge gerichtlich
zurückgenommen wurde. An der Universität Leipzig wurden lediglich
die Wissenschaftsbereiche Geschichte der UdSSR, der KPdSU und des
Sozialistischen Weltsystems, Geschichte der DDR und der SED sowie
Methodik des marxistisch-leninistischen Unterrichts als Teilbereiche
der Sektion Geschichtswissenschaft abgewickelt. In Halle erfolgten kei-
ne Abwicklungen im Bereich der Geschichtswissenschaften, desglei-
chen in Greifswald und Rostock.

An der Humboldt-Universität Berlin werden - abgesehen von zwei ur-
und frtihgeschichtlichen (1 C4 und 1 C3) und 3 ethnologisch-volkskund-
lichen Professuren (1 C4 und 2 C3) - 20 geschichtswissenschaftliche Pro-
fessuren geplant (davon voraussichtlich 17 C4 und 3 C3). In 13 Fällen
sind - bis Mitte März 1992 - Ausschreibungen erfolgt und Rufe ergan-
gen: 2 in Alter Geschichte, 2 in Mittelalterlicher Geschichte, 1 in Ge-
schichte der frühen Neuzeit, 1 in Neuerer Geschichte (Schwerpunkt 19.

Jahrhundert), 1 in Neuerer Geschichte (Schwerpunkt 20. Jahrhundert),
1 in Zeitgeschichte, 1 in Preußischer Geschichte, 1 in Sozialgeschichte,
1 in Wissenschaftsgeschichte, 1 in Westeuropäscher Geschichte und 1 in
Osteuropäischer Geschichte (Schwerpunkt Rußland und Sowjetunion).
(7 dieser Rufe wurden bis Mitte Mäirz 1992 bereits angenommen.) -
2 weitere Professuren befinden sich auf dem Weg durch die beschlußfas-
senden Instanzen: 1 fti,r Landesgeschichte mit Schwerpunkt Berlin-
Brandenburg und 1 ftir Geschichte Ost-Mitteleuropas (19./20. Jahrhun-
dert). - 5 weitere Professuren werden von der Struktur- und Berufungs-
kommission geplant: 1 ftir Nordamerikanische Gesehichte, 1 ftiLr Latein-
amerikanische Geschichte, 1 für Geschichte der internationalen Bezie-
hungen, 1 füLr historische Fachinformatik (als Stiftungsprofessur) und 1

flir Fachdidaktik. - Der überwiegende Teil der schon vor 1989 hier leh-
renden und forschenden Hochschullehrer ist daneben weiter im Amt. -
Im Ergebnis wird der Fachbereieh Geschichtswissenschaft der HUB mit
bis zu 20 neu berufenen, vorwiegend aus den westlichen Bundesländern

51



kommenden Geschichtsprofessoren - zuzüglich einer noch nicht festste-
henden Zahl weiterbeschäftigter Hochschullehrer aus DDR-Zeiten - ei-
ner der größten in Deutschland sein, auch wenn man die bis zu b wei-
teren ihm angehörigen Professuren (Ur- und Frühgeschichte sowie Eth-
nologie) nicht mitrechnet.

An der Universität Rostock sollen - neben einer Professur ftir Alte Ge-
schichte - voraussichtlich 6 Professuren füLr Geschichte bestehen: Mit-
telalterliche Geschichte, Neuere Geschichte, Neueste Geschichte, Neu-
este Geschichte unter besonderer Berücksichtigung der Europäschen
Zeitgeschichte nach 1945, Europäische Geistesgeschichte einschließlich
Historische Methodologie sowie Mecklenburgische Landesgeschichte.
Hinzu kommt eine Professur ftir Didaktik der Geschichte.

An der Universität Greifswald sind - gleichfalls neben einer professur
für Alte Geschichte - 7 Professuren geplant: 3 davon wie in Rostock fi.ir
Mittelalterliche Geschichte (einschließlich Historische Hilfswissenschaf-
ten), Neuere und Neueste Geschichte, außerdem je 1 füLr Hansegeschich-
te, Mittelosteuropäsche Geschichte (Polen und/oder Baltikum), Nordi-
sche Geschichte und Pommersche Landesgeschichte. Auch in Greifs-
wald soll eine Professur für Didaktik der Geschichte hinzukommen.

In Jena sind 7 Professuren (C4) neu ausgeschrieben worden: je 1 für Atte
Geschichte, Mittelalterliche Geschichte, Landesgeschichte ThüLringens,
FYrihe Neuzelt, 19.120. Jahrhundert, Zeitgeschichte sowie Sozial- und
Wirtschaftsgeschichte.

An der Universität Halle soll das ,,Institut für Geschichte"aus 8 Professu-
ren (C4 und C3) bestehen: Geschichte des Mittelalters, Neuere Geschich-
te (16.-18. Jahrhundert), Neuere und Neueste Geschichte (19. und 20.
Jahrhundert-Gründungsprofessur), Zeitgeschichte, Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte, Osteuropäische Geschichte und Landesgeschichte
Sachsen-Anhalts. Vorgesehen ist, zwecks Verknüpfung mit dem ent-
stehenden Zentrum frir Aufklärungsforschung und innerhalb desselben,
1 weitere Professur füLr Geschichte des 18. Jahrhunderts (gemeinsame
Berufung). 1 Professur für Alte Geschichte gehört dem Institut für Alter-
tumskunde an.

Mit einer Ausnahme sind diese Professuren noch nicht ausgeschrieben
worden. Lehre und Forschung werden weiterhin durch Hochschullehrer
wahrgenommen, die bereits vor 1989 im Amt waren. Sie werden durch
Gastprofessoren unterstützt.

An der Universität Leipzig sollen im Institut für Geschichte zuktinftig 11
Professuren bestehen: Mittelalterliche Geschichte, Mittelalterliche und
Byzantinische Geschichte, Frühe Neuzeit, Neuere und Neueste Ge-
schichte (Stiftungsprofessur), Neuere Geschichte, Neuere Geschichte
und Zeitgeschichte, Geschichte Ost- und Südosteuropas, Vergleichende
Geschichtswissenschaft mit Schwerpunkt Iberoamerika, Archivwissen-
schaft und historisehe Hilfswissenschaften, Sozialgeschichte, Sächsische
Landesgeschichte. Hinzu kommt eine Professur für Didaktik der Ge-
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schichte einschließlich Theorie der Geschichte. Ur- und Fftihgeschichte
sowie Alte Geschichte aus dem Institut fiir Altertumskunde sollen in
Zweitmitgliedschaft im Institut für Geschichte vertreten sein. In einer
Ausbauphase sollen 4 weitere Professuren eingerichtet werden: Zeltge-
schichte Ost- und Südosteuropas, Geschichte des Mittelalters, Verglei-
chende Geschichtswissenschaft mit Schwerpunkt Mittel- und Westeuro-
pa, Methoden empirischer Geschichts- und Kulturwissenschaften.

Im FYeistaat Sachsen wird das Fach Geschichte ferner auch an der TU
Chemnltz-Zwickau und an der TU Dresden vertreten sein. Ftir die TU
Chemnltz-Zwickau sind innerhalb eines Instituts für Philosophie, Psy-
chologie und Geschichte 5 Geschichtsprofessuren (inkl. Alte Geschich-
te) geplant. An der TU Dresden soll es ein eigenes Institut für Geschichte
geben (innerhalb der Fakultät für Philosophie, Geschichts- und Sozial-
wissenschaften). Dort sollen zunächst 9 Professuren füLr Geschichte be-
stehen. In einer Ausbauphase soll eine weitere Professur hinzukommen.
Ferner soll an diesem Institut auch die Klassische Philologie vertreten
sein (zunächst mit einer latinistisch ausgerichteten, mittelfristig auch
mit einer gräzistisch ausgerichteten Professur).

An der Universität Potsdam soll das Fach Geschichte einen von drei pro-
filbildenden Schwerpunkten ausmachen. Dazu soll das Fach mit insge-
samt 14 Professuren (darunter eine ftiLr: Didaktik der Geschichte) nach
seiner klassischen Strukturierung in Altertum, Mittelalter, tr)r.ihe Neu-
zeit, Neuere Geschichte und Zeitgeschichte vertreten sein.

Während die Universitäten Berlin und Jena die volle Chance des Neu-
aufbaus nutzen können, wird es in Greifswald, Halle, Leipzig und Ro-
stock darauf ankommen, daß es gelingt, trotz der unumgänglichen Re-
duktion der bisherigen Personalausstattung eine hinreichende Anzahl
von Neuberufungen von außen durchzuftihren, so daß eine produktive
Kombination von Wissenschaftlern verschiedener Orientierung und ver-
schiedener Sozialisation - aus Ost und West - erreicht wird.

c) Empfehlungen

Die Geschichtswissenschaft befaßt sich auf der Grundlage kritisch ge-
sicherter Quellen mit der Geschichte der Menschen, ihrer Lebensbedin-
gungen und Lebensformen, ihrer Einstellungen, Tätigkeiten und Schöp-
fungen. Sie erforscht die Voraussetzungen und Erscheinungsformen des
historischen Wandels, wobei sie Politik, Sozialstruktur, Wirtschaft und
Kultur als gesellschaftliche Teilsysteme ebenso untersucht wie den
Wandel ganzer Gesellschaften in ihrem Zusammenhang. In den letzten
Jahrzehnten hat sie sich vornehmlich der Untersuchung von Strukturen
und Prozessen zugewandt, in jüngster Zertauch der Geschichte der Er-
fahrungen und Lebensweisen. Ereignisse, einzelne Personen und deren
Handlungen stehen nicht länger im Mittelpunkt ihres Interesses, dürfen
jedoch nicht vernachlässigt werden. Auch hat die Politikgeschichte ihre
traditionelle Leitfunktion eingebüßt, während kultur- und sozial-
geschichtliche Fragen r.rnd die Verknüpfung verschiedener Perspekti-
ven und Methoden an Interesse gewonnen haben. Zugleich vollzog sich

53



eine weitgehende Öffnung der Geschichtswissenschaft gegenüber so-
zialwissenschaftlichen Methoden und Erkenntnisinteressen. Moderne
Geschichtswissenschaft versteht sich daher als Geistes- und Sozialwis-
senschaft zugleich.

Die herkömmliche periodische Untergliederung der Geschichtswissen-
schaft in die Teilf?icher Alte, Mittelalterliche und Neuere/Neueste Ge-
schichte bildet zwar nach wie vor das primäre innerfachliche Differen-
zierungsmerkmal. Quer dazu bestehen aber mit Landesgeschichte, Wirt-
schaftsgeschichte und Sozialgeschichte epochenübergreifende Kernfä-
cher der Geschiehtswissenschaft, die durch regionalbezogene oder son-
stige Spezialisierungen sowie historische Hilfswissenschaften ergänzt
werdenkönnen.

An den größeren Universitäten der alten Länder ist die Geschichts-
wissenschaft mittlerweile überwiegend in eigenständigen Fachberei-
chen organisiert. Allerdings gibt es auch hier noch eine große Vielfalt un-
terschiedlicher Institutionalisierungsformen (Seminare, Institute, Abtei-
lungen), und zwar nicht nur dort, wo die klassische Philosophische
Fakulttit als Grundstruktur fortbesteht.

Der Wissenschaftsrat empfrehlt, das Fach an allen Hochschulen mit gei-
steswissenschaftlichen Studienangeboten in ausreichendem Umfang zu
etablieren. Es pflegt vielfältige Austauschbeziehungen zur Philosophie,
zu den Sozialwissenschaften, zu allen Sprach- und Literaturwissenschaf-
ten, zul Kunstwissenschaft, zur Archäologie und zur Volkskunde/Ethno-
logie. Diese Disziplinen bezeichnen das notwendige Umfeld, aus dem für
Historiker fruchtbare Möglichkeiten zur Forschungskooperation bzw.
für die Kombination von Studienfrchern resultieren.

Im Hinblick auf diese Zusammenhänge, aber auch zur Sicherung einer
bundesweit vergleichbaren und einheitlichen Lehrerausbildung in die-
sem Fach, sind Alte Geschichte, Mittelalterliche Geschichte, Neuere Ge-
schichte und Zeitgeschichte als epochenspezifische Teilfächer sowie
Landesgeschichte und Wirtschafts- und Sozialgeschichte als epochen-
übergreifende Ergänzungen unentbehrlich. Als personelle Mindestaus-
stattung, die ein funktionsfähiges Potential an historischer Lehre und
Forschung sichern kann, empfiehlt der Wissenschaftsrat daher für das
Fach Geschichte sieben Professuren mit folgenden Denominationen:
Alte Geschichte, Mittelalterliche Geschichte, Neuere Geschichte
(Schwerpunkt 16. bis 18. Jahrhundert), Neuere Geschichte (Schwer-
punkt 19.120. Jahrhundert), Zeitgeschichte (vor allem seit 1945), Landes-
geschichte und Sozialgeschichte (diese eventuell in Verbindung mit
Kulturgeschichte). Dabei muß - schon im Füahmen der Mindestausstat-
tung - die Geschichte von nichtdeutschen Ländern innerhalb und au-
ßerhalb Europas gebührend berücksichtigt werden, um die immer noch
dominierende Ausrichtung auf deutsche Geschichte in der hiesigen Ge-
schichtswissenschaft zu mildern.
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Um eine NormaJausstattung zu erreichen, sollten zwei weitere durch
Professuren vertretene Teilfticher zur Verstärkung der örtlichen
Schwerpunktbildung hinzukommen.

Eine Professur fi.ir Wirtschaftsgeschichte sollte nach Ansicht des Wissen-
schaftsrates auf jeden Fall dann innerhalb der Geschichtswissenschaft
eingerichtet (und dort eventuell mit der Sozialgeschichte verknüpft)
werden, wenn die Wirtschaftsgeschichte (noch) nicht in den wirtschafts-
und sozialwissenschaftlichen Fachbereichen der Hochschule vertreten
ist. Wo dies der Fall ist, sollte eine enge Kooperation zwischen der Pro-
fessur für Wirtschaftsgeschichte im Fachbereich Wirtschafts- oder
Sozialwissenschaften und der Professur für Sozialgeschichte (eventuell
Sozial- und Kulturgeschichte) im Fachbereich Geschichtswissenschaf-
ten angestrebt werden.

Die Vertretung der Zeitgeschichte (vor allem nach 1945) durch eine eige-
ne Professur (gegebenenfalls C3), die nicht in allen Universitäten der al-
ten Länder gewährleistet ist, erscheint angesichts der großen Bedeutung
dieses Gebietes - besonders der Geschichte der DDR - ftir die politische
Kultur, für das kollektive Selbstverständnis und für die Zukunftsorien-
tierung in den neuen Ländern besonders wichtig. Im Bereich der Zeitge-
schichte sollten die vielfältigen Kooperationsmöglichkeiten mit der Poli-
tikwissenschaft ausgeschöpft werden, z.B. auch durch Doppelmitglied-
schaften der Stelleninhaber in beiden Fachbereichen/Instituten.

Eine wünschenswerte Ergänzung der personellen Mindestausstattung
erkennt der Wissenschaftsrat ferner in einer Vertretung der Alten Ge-
schichte sowie der Mittelalterlichen Geschichte durch jeweils zwei Pro-
fessuren mit chronologisch oder regional unterschiedlichen Schwer-
punkten.

tr\ir eine qualifizierte Ausbildung im Fach Geschichte sind darüber hin-
aus weitere Lehrangebote in Geschichtstheorie, in den wichtigsten
Fremdsprachen (Latein, Griechisch, Flanzösisch, Englisch) und in
grundlegenden Theorien und Methoden der Sozialwissenschaften vor-
zusehen.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, durch Einrichtung zweier Professuren
frtu'weitere Teilgebiete der Geschichte im Iüahmen der Normalausstat-
tung an den einzelnen Universitäten r.rnterschiedliche Schwerpunkte zu
setzen. Eine solche standortspezifische Profilierung ist geeignet, den
Studierenden Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen Schwer-
punkten zu bieten, den Wettbewerb zwischen den einzelnen Hochschu-
len zu ftirdern und wissenschaftliche Innovationsmöglichkeiten auszu-
schöpfen. Dabei sollten regionale und lokale T?aditionen des jeweiligen
Hochschulstandortes und Kooperationsmöglichkeiten mit außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen berücksichtigt werden.

Die ,,profrlbildenden" Professuren können etwa der Geschichte einzel-
ner Teile Ewopas, der außeretrropäischen Geschichte, der historischen
Komparatistik oder einzelnen systematischen Teilbereichen gewidmet
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sein. Innerhalb der Hochschule sind regionalwissenschaftliche Schwer-
punkte in Abstimmung und in gemeinsamer Trägerschaft mit anderen
Fächern/Fachbereichen anzustreben. Professuren füLr Ost- und Süd-
osteuropäsche Geschichte und für die Geschichte Nord-, West- und
Südeuropas sind ebenso wtinschenswert wie Professuren mit einem au-
ßereuropäschen Schwerpunkt in Afrika, im Nahen Osten, in Südasien,
in Ostasien, in Latein- oder in Nordamerika, jeweils möglichst unter Be-
tonung des historischen Vergleichs.

Beim Auf- und Ausbau der Geschichtswissenschaft an den Universitä-
ten der neuen Länder sollte neueren wissenschaftlichen Entwicklungen
wie der Kultur- und Mentalitätengeschichte besonders Rechnung getra-
gen werden, z.B.in Verbindung mit der Sozialgeschichte. Auch die Ein-
richtung von Professuren für Wissenschafts- und/oder Technikgeschich-
te verspricht besondere Innovations- und Entwicklungschancen. Als
weitere Ergänzungen der Grundausstattung kommen Vor- und trYtihge-
schichte, Byzantinistik, Theorie und Geschichte der Geschichtswissen-
schaft sowie Historische Hilfswissenschaften (ggf . verbunden mit Mit-
telalterlicher Geschichte und/oder Landesgeschichte) in Betracht, fer-
ner Spezialgebiete wie Unternehmensgeschichte, Geschichte der Ge-
schlechterbeziehungen oder Jüdische Geschichte. Besondere Beach-
tung verdienen schließlich auch Verknüpfungen des Faches Geschichte
mit historischen Teilgebieten in anderen Disziplinen wie z.B. Rechtsge-
schichte, Kirchengeschichte, Agrargeschichte oder Medizingeschichte.

Die Bildung solcher ortstypischer Schwerpunkte und die Förderung von
Spezialgebieten darfallerdings nicht zu Lasten der Kernbereiche des Fa-
ches Geschichte gehen. Eine Behebung der oben beschriebenen wissen-
schaftlichen Defizite, die - gemessen an westdeutschen und internatio-
nalen Standards - infolge der vergangenen Entwicklung des Faches an
den Hochschulen der neuen Länder bestehen, sollte nach Ansicht des
Wissenschaftsrates höchste Priorität besitzen.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt den Universitäten der neuen Länder,
durch neue, auch fachübergreifende Organisationsformen und Koopera-
tionen mit außeruniversilliren Institutionen eine gezielte Abhilfe für die-
se Mängel zu suchen. Möglichkeiten hierfüLr wären z. B.

- in Historischer Landeskunde eine Kooperation zwischen Landesge-
schichte, regionaler Sprachgeschichte und Namenkunde, Volkskunde
und Archäologie sowie ein Zusammenwirken mit Archiven, Boden-
denkmalpflege, Historischen Landeskommissionen und Projekten
der ehemaligen AdW;

- in moderner Sozial- und Wirtschaftsgeschichte eine Kooperation zwi-
schen Geschichte, Soziologie und Volkswirtschaft sowie ein Zusam-
menwirken mit der in Halle eingerichteten Kommission zur Erfor-
schung des sozialen und politischen Wandels in den neuen Ländern
(KOSOPOWA) oder mit dem Zentrum fiir Zeitgeschichtliche Studien
inPotsdam;
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- in slawischer Altertumskunde und Geschichte der deutsch-slawi-
schen Beziehungen eine Kooperation zwischen Geschichte, Archäolo-
gie und Slawistik mit dem Ziel einer Stärkung der historischen Kom-
ponente in der Slawistik sowie Zusammenwirken mit verschiedenen
Projekten der ehemaligen AdW zur Siedlungsarchäologie, Namen-
kunde, Regionalgeschichte;

- z.B. durch historisch-philologische Regionalschwerpunkte in den ein-
zelnen Universitäten zu Nordeuropa, zum Baltikum, zu Rußland, Ost-
Mitteleuropa und dem Balkan, aber auch zu Westeuropa gemäß län-
derübergreifenden Absprachen.

Auch für ein kulturwissenschaftliches Begleitstudium an Technischen
Universitäten bildet die Geschichte ein Kernfach, das durch eine den
Aufgaben entsprechende personelle Grundausstattung zu sichern ist.
tr\ir solche Fälle bieten sich Schwerpunkte in der Neueren und Neuesten
Geschichte, aber auch in der Wirtschafts-, Sozial- oder Technikgeschich-
te an.

Maßgebliche Gesichtspunkte für die inneruniversitäre Organisation der
Geschichtswissenschaft sind die Studieng2inge, die Bibliothekssituation
und die Größe der Hochschule. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, gmnd-
sätzlich die Bildung eigenständiger Fachbereiche und einen Verzicht auf
weitere Binnengliederungen nach Instituten o.ä. anzustreben, um den
Zusammenhang des Faches zu betonen und um die Zusammenarbeit in
Lehre und Forschung zu erleichtern. Dabei ist sich der Wissenschaftsrat
bewußt, daß über die angemessene Form zur Erreichung dieser Ziele in
Ansehung örtlicher Gegebenheiten entschieden werden muß. Ein
Höchstmaß an Flexibilität sollte aber gesichert und eine Isolation einzel-
ner Teilbereiche vermieden werden.

3. Sprach- und Literaturwissenschaften

3.0. Allgemeine Bemerkungen

Anders als die international ausgerichteten Disziplinen der Kunst- und
Musikwissenschaft und anders auch als das Fach Geschichte blieben die
philologischen Disziplinen seit ihrer Ablösung aus der Klassischen Phi-
lologie durchweg auf eine Nationalsprache oder auf spezifische Sprach-
regionen eingegrenzt. Dieser Zuschnitt entspricht der bedeutenden kul-
turpolitischen Rolle, die den volkssprachlichen Philologien bei der Ent-
faltung der europäschen Nationalstaaten ntfiel. Zrt dessen Verfestigung
trägt aber nicht zuletzt auch die Einteilung der Schulfächer bei, denen
neben dem Spracherwerb jeweils auch die Literatur eines Sprachgebie-
tes zugeordnet bleibt.

Die starke Prädominanz dieser regionalen Gliederung und die Korres-
pondenz der Philologien mit je verschiedenen Schulfächern haben eine
systematische Theoriebildung über ihren Gegenstand, Sprache und Li-
teratur, lange behinderl. Zww hat sich eine von der Verwandtschaft der
indogermanischen Sprachen ausgehende Vergleichende Sprachwissen-
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schaft schon seit dem frütren 19. Jahrhundert vor allem in Deutschland
verselbständigt, eine systematische oder vergleichende Literaturwissen-
schaft blieb dagegen an deutschen Universitäten bis 1945 gegenüber ost-
und westeuropäschen sowie nordamerikanischen Entwicklungen deut-
lich zurück. Die spät einsetzende und dann rasch nachgeholte Entwick-
lung der Linguistik in Deutschland und die Einrichtung von Studiengän-
gen ftir Allgemeine und Vergleichende Literaturwissenschaft nach dem
Zweiten Weltkrieg tragen deshalb nicht nur einer neuen politischen
Orientierung nach dem Zweiten Weltkrieg, sondern auch der notwendi-
gen Ausfüllung eines langjlihrigen Defizits Rechnung.

Auch in den einzelnen Philologien haben sich aufgrund der Anreiche-
rung systematischer Fragestellungen seit den 60er Jahren sprachwissen-
schaftliche und literaturwissenschaftliche Fachrichtungen innerhalb des
Lehrkörpers und im Studienangebot so weit verselbständiS, daß in den
größeren neusprachlichen Philologien daraus jeweils eigene Teilstudien-
gänge entstanden sind. Dort, wo an kleineren Universitäten - wie in
Konstanz und in Bielefeld - Sprachwissenschaftler und Literaturwissen-
schaftler sich jeweils über die einzelnen Philologien hinweg zu gemein-
samen Forschungen und einem abgestimmten Lehrangebot verbinden
konnten, war der von einer solchen Kooperation ausgehende innovative
Effekt aufForschung und Lehre alsbald unverkennbar.

Auch angesichts der wünschbaren Konzentration einer die Einzelspra-
chen übergreifenden Sprach- und Literaturwissenschaft bleiben die ein-
zelnen Philologien als Forschungs- und als Lehrgebiet jewei-Is auch ein
Grundlagenfach ftiLr die kulturwissenschaftliche Erschließung einer eth-
nischen oder politischen Region. Allerdings wird die zunehmende Ver-
flechtung der Nationalsprachen und -kulturen, die mit dem Zusammen-
wachsen der Europäischen Gemeinschaft und der Öffnung zu den mit-
tel- und osteuropäschen Staaten zu erwarten ist, auch diesen Aufgaben-
bereich der Sprach- und Literaturwissenschaften weiterhin verändern.

Schließlich bleibt die Lehrerausbildung frir die Schulfticher - deren Fte-
form allerdings ebenso zu bedenken ist - eines der wichtigen Aufgaben-
felder der Klassischen Philologie, der Germanistik und der größeren
neusprachlichen Philologien; das darüber hinausreichende Berufsspek-
trum ftir Absolventen eines Magister-Studiums hat sich zwar mit der
Entwicklung des Weiterbildungsbereichs, der Unterhaltungs- und Ftei-
zeitindustrien sowie der internationalen Wirtschaftsbeziehungen weiter
angereichert, jedoch noch nicht zu spezifrschen Beschäftigungsmustern
verfestigt.

Die literatr.r- und sprachwissenschaftlichen Disziplinen an den DDR-
Universitäten waren mit der Auflösung der philologischen Institute seit
1969/1970 in der Regel in getrennten,,Sektionen" organisiert, die wieder-
um von getrennt voneinander operierenden staatlichen Stellen kontrol-
liert wurden. Deren Lenkung war arn stärksten dort, wo die Gegenstän-
de der khre und Forschung in enger Berührung mit den schulischen,
kulturpolitischen und ideologischen Leitlinien der Staatsführung stan-
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den. Im Mittelpunkt der zentralen Aufmerksamkeit stand die sogenann-
te ,,Erbetheorie", die darauf ausgerichtet war, die literatur- und sprachge-
schichtlichen Entwicklungen im Sinne der auf den ,,Sozialismus" zu-
steuemden historischen Fortschrittslinien zu interpretieren. Die daraus
resultierenden Belastungen wirkten sich vor allem im Hinblick auf die
alteren, vor allem die mittelalterlichen Epochen aus, die in Forschung
und Lehre nur eine untergeordnete Rolle spielten, auf die ,,spätbtirger-
lichen" Entwicklungen des 20. Jahrhunderts, die vorwiegend nur Ge-
genstand der ,,Auseinandersetzungen" sein durften, und auf den Um-
gang mit der zeitgenössischen DDR-Literatur und deren Autoren, soweit
sie den,,sozialistisch-realistischen" Kanonisierungen widersprachen. In
theoretischer Hinsicht blieb die ,,Realismus"-Theorie dominant, wenn es
in den letzten zwei Jahrzehnten auch Bemtihungen gab, sie zu entdog-
matisieren.

Im Schatten der politisch-ideologischen Behinderungen und am Rande
der offiziellen Doktrinen waren bemerkenswerte Leistungen möglich
vor allem durch Rückbesinnung auf die philologischen Tladitionen,
durch unorthodoxen Gebrauch marxistischer Anregungen, durch se-
riöse wissenschaftliche Editionstätigkeit und durch Einschleusung neu-
erer theoretisch-systematischer Entwicklungen auch transphilologi-
scher Provenienz, die zum Teil bis in die theoretische Linguistik und die
Allgemeine und Vergleichende Literaturwissenschaft hineinreichten.
Daneben entwickelten sich eine umfangreiche Fachsprachenforschung
und unterschiedliche Richtungen einer funktional bzw. kommunikativ
orientierten Linguistik.

Eine Neustrukturierung der Sprach- und Literaturwissenschaften sollte
der oben ausgeführten dreifachen Bindung

- der Verselbständigung sprachwissenschaftlicher und literaturwissen-
schaftlicher Forschungs- und Lehrgebiete über die Grenzen einzelner
Philologien hinweg,

- der fundierenden Rolle der einzelnen Philologien bei der Konzeption
regional begrenzter, kulturwissenschaftlicher Forschungs- und Lehr-
einheiten

- und schließlich ihrer Aufgabe der Lehrerbildung für einzelne Schul-
fächer

gleichermaßen Rechnung tragen. Das macht über ihre bisherige diszipli-
näre Einteilung hinaus zusätzliche oder neuartige Verstrebungen erfor-
derlich. Andererseits gibt der komplexe Aufgabenbereich der Sprach-
und Literaturwissenschaften den einzelnen Universitäten aber auch die
Chance zu profilgebenden Schwerpunkten und Kombinationen. Dabei
zeichnen sich verschiedene Möglichkeiten ab, der einen oder der ande-
ren F\rnktion durch eine entsprechende Binnengliederung ein besonde-
res Gewicht zu geben.



1. Nicht sogleich an allen, wohl aber an den größeren Universitäten
könnte die Einrichtung einer Allgemeinen Sprachwissenschaft und
einer Allgemeinen und Vergleichenden Literaturwissenschaft die
Möglichkeit geben, der systematischen Sprach- bzw. Literaturfor-
schung und -lehre durch eigene Studiengänge Gewicht zu verleihen.

2. Dort, wo die Zusammenfassung aller, mindestens der Neueren Philo-
logien zu einem Fachbereich dessen verträgliche Größe sprengen
würde, kann die Einrichtung je eines sprachwissenschaftlichen und
eines literaturwissenschaftlichen Fachbereichs von erheblichem Ge-
wicht ftiLr eine effektivere Kooperation der Philologien sein.

3. Regionalwissenschaftliche Zentralinstitute, wie sie in Berlin existie-
ren und in und außerhalb von Berlin weiterhin geplant sind, können
die ihnen zuzuordnenden Sprach- und Literaturwissenschaften als
Grundlagenfächer eines kulturwissenschaftlichen Studienangebots
aufnehmen.

4. Für die mediävistischen Bereiche der Philologien, die in der DDR
durchweg stark reduziert oder mit Professuren überhaupt nicht mehr
versehen waren, empfiehlt sich mindestens an einer Universität ein
engerer Zusammenschluß in Kooperation mit einem Lehrstuhl für
Mittellateinische Philologie; so könnte einem allenthalben noch an-
haltenden Defizit in der Erforschung des Austausch- und Ablösungs-
prozesses zwischen der ,,lingua franca" und den Volkssprachen pro-
duktiv begegnet und damit zugleich ein profilgebender Forschungs-
schwerpunkt eingerichtet werden.

5. Die Germanistik als landessprachliche Philologie sollte sowohl im
Rückblick auf ihre vergangene Instrumentalisierung zu einer beson-
deren ideologischen Steuerung der philologischen Arbeit als auch im
Vorausblick auf ihre zukünftig stärker vermittelnden Aufgaben auf
keinen Fall als selbständiger Fachbereich von den anderen Philolo-
gien abgetrennt werden.

Die aus diesen Möglichkeiten jeweils gewählte, primäre Binnenstruktur
der Sprach- und Literaturwissenschaften sollte wegen der beschriebe-
nen Komplexität ihrer Aufgaben in jedem Falle ergänzt werden durch
eine Querstruktur, die Gelegenheit zur Assoziierung von sprach- und
literaturwissenschaftlichen Forschungen mit komplementärer systema-
tischer bzw. regionaler Zielsetzung gibt. Ein Forschungsausschuß, dem
Mitglieder aller Philologien angehören, sollte diese und andere schwer-
punktsetzende Projekte koordinieren.

Dort, wo alle Sprachwissenschaften und/oder alle Literaturwissenschaf-
ten in einer Institution (2.B. einem Fachbereich) zusammengefaßt wer-
den, muß die Vertretung von einzelnen Sparten der Linguistik nicht un-
bedingt in allen einzelnen Philologien wiederholt werden. Dasselbe gilt
für die Vertretung historischer Epochen und systematischer Felder im
Bereich der Literaturwissenschaften. Eine solche Konzentration kann
wiederum Positionen zur Besetzung jeweils profilbildender Wissen-
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schaftsgebiete freigeben. Unter diesem Gesichtspunkt sind auch die
dieser Empfehlung folgenden Stellenpläne der einzelnen Philologien zu
variieren.

Dort, wo eine regionale Zusammenfassung einzelner Philologien mit an-
deren Kulturwissenschaften bevorzugt wird, sollte einzelnen Wissen-
schaftlern die Etablierung eines Forschungsverbundes bzw. die zusätz-
liche Zugehörigkeit zu Einrichtungen fiir Allgemeine und Vergleichen-
de Sprach- bzw. Literaturwissenschaft erleichtert werden.

3.1. Klassische Philologie

a) Zur Situation des Faches in der DDR

Die Klassische Philologie gehört zum traditionellen Kernbestand der
Philosophischen Fakultät an den Universitäten, wie das 19. Jahrhundert
sie entstehen ließ. Die deutschen Universitäten genossen auf diesem Ge-
biet stets einen hohen internationalen Ruf. Ihrem Herkommen nach ist
die Klassische Philologie Teil der Altertumswissenschaft, zu der man
Klassische Philologie, Alte Geschichte, Klassische Archäologie und zum
Teil auch Indogermanistik rechnet. Die genannten Fächer sind in der
Forschung eng miteinander verflochten, und jedes Studium der alten
Sprachen schließt eine Beschäftigung mit Alter Geschichte, Klassischer
Archäologie und Indogermanistik ein. Im Laufe des 20. Jahrhunderts hat
sich die Klassische Philologie jedoch mehr und mehr zum Basisfach der
neueren Philologien entwickelt. So wird die florierende Rezeptionsfor-
schung von Vertretern aller Philologien betrieben, und das Studium des
Lateinischen wird sehr oft nicht mehr mit dem des Griechischen, son-
dern mit dem einer neueren Philologie verknüpft. Beide Aspekte, das
traditionell hohe Ansehen der Klassischen Philologie in Deutschland
wie die jüngere Entwicklung des Fachs, sind bei der Neugestaltung der
Klassischen Philologie an den Universitäten in den neuen Ländern zu
berücksichtigen.

Bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts war die Klassische Philologie an allen
ostdeutschen Universitäten vertreten. Ungeachtet dieser langen T?adi-
tion wurde das Fach in der DDR kaum mehr gepflegt. Wie der Unterricht
im Lateinischen und Griechischen an den Schulen, wurde die Klassische
Philologie auch an den Universitäten extrem vernachlässigt. Bezeich-
nend für diese Situation ist etwa der Umstand, daß ftiLr das Projekt ,,Alt-
hochdeutsches Wörterbuch" der Sächsischen Akademie der Wissen-
schaften seinerzeit nur mit Mühe ein geeigneter Mitarbeiter mit den ent-
sprechenden Lateinkenntnissen gefunden werden konnte. In Greifs-
wald war die Klassische Philologie etwa 20 Jahre lang überhaupt nicht
vertreten. An der Humboldt-Universität in Berlin sowie an der Universi-
tät Leipzig war lange Zeit kein Lehrstuhl besetzt.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

An der Humboldt-Universität Berlin soll es 2 Professuren in einem Insti-
tut für Klassische Philologie und Neogräzistik geben, 1 für Latinistik,
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1für Gräzistik. Hinzu kommt eine Professur für Fachdidaktik Latein
und Altgriechisch.

An den Universitäten Greifswald und Rostock sind jeweils zwei Profes-
suren (Latinistik/Gräizistik) für Klassische Philologie geplant.

An der Universität Halle sind - in Mitgliedschaft zu einem Fachbereich
,,Klassische Altertumswissenschaften", in dem auch Alte Geschichte
und Klassische Archäologie vertreten sein sollen - drei Professuren für
Klassische Philologie geplant: Gräzistik, Latinistik sowie Lateinische
Philologie mit Schwerpunkt Mittel- und Spätlatein.

An der Universität Jena sollen die Klassischen Philologien mit insge-
samt 4 Professuren vertreten sein: 2 füLr Griechisch und 2 für Latein.

In Leipzig soll die Klassische Philologie - im Rahmen eines ,,Instituts für
Altertumswissenschaften, Klassische Philologie, Archäologie und Alte
Geschichte" - zunächst durch 3 Professuren vertreten sein: Gräzistik,
Latinistik sowie Byzantinische und Neugriechische Philologie. In einer
Ausbauphase soll außerdem eine Professur für Klassische Philologien
und ihre Didaktik hinzukommen.

Innerhalb Sachsens ist femer auch an der Technischen Universität Dres-
den die Einrichtung einer Professur für Klassische Philologie mit
Schwerpunkt Latinistik vorgesehen. Diese soll dem ,,Institut ftir Ge-
schichte" und zugleich - in Zweitmitgliedschaft - dem ,,Institut für
Sprach- und Literaturwissenschaften" angehören. Flir eine Ausbaupha-
se ist außerdem eine weitere Professur mit Schwerpunkt Gräzistik ge-
plant. An der TU Chernnltz-Zwickau soll in einer späteren Ausbauphase
eine Professur fitu: Latinistik eingerichtet werden.

An der Universität Potsdam soll die Klassische Philologie mit 2 Profes-
suren (Latein/Griechisch) vertreten sein.

c) Empfehlungen

Die Kernfächer der Klassischen Philologie, Latinistik und Gräzistik, soll-
ten im Grundsatz an allen Universitäten in den neuen Ländern vertreten
sein. Ein Verzicht auf die Klassische Philologie würde im Verbund der
geisteswissenschaftlichen Fächer eine Lücke verursachen, die sowohl
die Geschichtswissenschaft als auch die Philosophie und die Neueren
Philologien in Forschung und Lehre beeinträchtigen würde. Auch mit
Blick auf die Lehrerausbildung besteht einiger Nachholbedarf. An eng
benachbarten Hochschulen wie im Falle der Universitäten in Berlin und
Potsdam kann dabei - zumindest für eine erste Ausbaustufe - auch an
Doppelmitgliedschaften einzelner Professuren in den entsprechenden
Fachbereichen verschiedener Universitäten gedacht werden.

Neben Latinistik und Gräzistik kommen als weitere an einzelnen Uni-
versitäten - oder doch zumindest jeweils an einer Universität - einzu-
richtende Fächer insbesondere Byzantinistik sowie Mittel- und Neula-
tein in Betracht. An verschiedenen Orten finden sich darüber hinaus An-
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sätze zu einer Erweiterung der Klassischen Philologie durch eine beson-
dere Erforschung der Neogräzistik, der Papyrologie und Epigraphik, der
Antikerezeption, der altgriechischen Lexik im Deutschen und der Rolle
fremder Sprachen in der griechisch-römischen Antike. Solchen Schwer-
punktbildungen kommt eine wichtige Rolle fiir längerfristige Entwick-
lungsperspektiven der Klassischen Philologie zu. Sie sollten daher un-
terstützt werden.

F\ir eine Neuorientierung des Fachs erscheint ferner von Bedeutung,
daß - stärker als in der Vergangenheit üblich - Sprachwissenschaft, Re-
ligionswissenschaft und spätantike/frühmittelalterliche Literaturen in
das Zuständigkeitsgebiet der Klassischen Philologie einbezogen werden.
Insbesondere die Sprachwissenschaft sollte neben der Literaturwissen-
schaft wieder versflirktes Gewicht erlangen. Dabei könnten auch indo-
germanistische Fragestellungen innerhalb der Klassischen Philologie
mitbetreut werden.

Hinsichtlich der Organisationsstruktur bieten sich zwei Modelle an. Eine
- ihrem Herkommen entsprechende - Zuordnung der Klassischen phi-
lologie zu einem Fachbereich f{iLr,,Altertumswissenschaften" ist ebenso
denkbar und üblich wie eine Zuordnung zum Fachbereich ,,Sprach- und
Literaturwissenschaften". Welche Lösung an den einzelnen Standorten
zu bevorzugen ist, hängt u.a. davon ab, welche institutionelle Anbindung
ftir die Alte Geschichte (Altertumswissenschaften/ Geschichtswissen-
schaften) vorgesehen ist. In jedem Fall sollte darauf geachtet werden,
daß die Möglichkeit zum Besuch althistorischer, archäologischer und in-
dogermanistischer Lehrveranstaltungen bzw. die Anerkennung von Lei-
stungsnachweisen aus dem Bereich dieser Fächer gewährleistet ist. Ge-
gebenenfalls könnte sich auch eine Doppelmitgliedschaft einzelner pro-
fessoren in verschiedenen Fachbereichen anbieten.

Unabhängig von der jeweils gewählten Organisationsstruktur sollten
Klassische Philologie, Alte Geschichte und Klassische Archäologie aus
Grtirrden der Kostenersparnis nach Möglichkeit gemeinsame Bibliothe-
ken haben.

Ein Seminar oder Institut ftiLr Klassische Philologie benötigt mindestens
arvei Professuren (C4lC3) ftir die beiden Kernfächer Latinistik und Grä-
zistik. Zur Normalausstattung sollte wenigstens eine weitere Professur
hinzukommen, die Byzantinistik oder Mittel- und Neulatein bzw. in Ab-
hängigkeit von den universitätsspezifischen Schwerpunkten eines der
anderen oben genannten Spezialgebiete vertreten sollte.

3.2. Germanistik

a) Zur Situation des Faches

Gegenüber der älteren, paritätischen Einteilung des Faches in Altere
und Neuere Germanistik hat die Entwicklung einer synchronen Lin-
guistik seit den 60er Jahren allgemein zu einer Dreiteilung des Faches in
Linguistik und/oder Sprachgeschichte, Mediävistik und Neuere Deut-
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sche Literatur geführt. Da die Mediävistik an den Universitäten der DDR
jedoch in der Regel nur stark eingeschränkt fortgeführt worden ist, be-
darf sie an einigen Universitäten einer Neueinrichtung. Weiterhin gehö-
ren zur Germanistik die Fachrichtungen Didaktik des Deutschen und
Deutsch a1s FYemdsprache.

Der Gegenstandsbereich der sprachwissenschaftlichen Germanistik hat
sich neben den traditionellen Fachrichtr-rngen der germanischen und
deutschen Sprachgeschichte durch die Verselbständigung der Lin-
guistik systematisch verbreitert und differenziert und mit neuen Nach-
barwissenschaften, der Informatik, der Psychologie, der Soziologie so-
wie mit medizinischen Fächern lebhaft verbunden. Ebenso hat sich in
der literaturwissenschaftlichen Germanistik mit der (Wieder-) Erweite-
rung des Literaturbegriffs über die fiktionale Literatur hinaus und der
Einbeziehung medienwissenschaftlicher Fragestellungen eine tr\ille
neuer Studien- und Forschungssparten etabliert, die auch in der Lehre
Berücksichtigung finden müssen. In der DDR lag das Schwergewicht
der literaturwissenschaftlichen Forschung insbesondere auf der Epo-
chendarstellung der Literaturgeschichte und deren kultur- und sozialge-
schichtlicher Einbettung. Rhetorik und Stilistik hatten hier an einzelnen
Universitäten in der Lehre breiteren liiaum als in den alten Ländern der
Bundesrepublik. Deshalb besteht an den Universitäten der neuen I;lin-
der einerseits die Chance, unter Einbeziehung neuer, insbesondere kul-
tur- und mentalitätsgeschichtlicher Flagestellungen spezifische Schwer-
punkte zu entwickeln, ebenso aber auch die Notwendigkeit, Defizite in
systematischer, insbesondere zeichen- und kommunikationstheoreti-
scher Literaturwissenschaft aufzuholen.

Die Studienordnungen des Faches sind wegen der starken Ausbreitung
seiner Teilfächer in den letzten beiden Jahrzehnten in der Regel so ange-
legt, daß im Anschluß an ein gemeinsames Grundstudium mindestens
im Hauptfachstudium aus den drei Teilfüchern ein Haupt- und ein Ne-
benfach gewählt werden können. Einige Länder der alten Bundesrepu-
blik halten allerdings, ebenso wie seinerzeit die Universitäten der DDR,
für das Lehramtsstudium an einer Regelung fest, die lediglich die Wahl
eines Hauptgebietes und zweier Nebengebiete für das Examen zuläßt.
Die Didaktik des Deutschen, die als Zusatzangebot für die Lehrerausbil-
dung gebraucht wird, bietet dort, wo Pädagogische Hochschulen nicht
(mehr) existieren, auch einen eigenen Studienabschluß in Kombination
mit Linguistik oder Neuerer deutscher Literatur an.

Das Fach Deutsch als Fremdsprache ist an einer wachsenden Zahl von
Hochschulen als Aufbaustudiengang oder als Nebenfach zum Hauptfach
Deutsche Sprache hinzugekommen. Früher als die alte Bundesrepublik
Deutschland hatte die DDR an einigen Universitäten und in ihrem Her-
der-Institut in Leipzig Deutsch als Fremdsprache (bzw. Auslandsgerma-
nistik) studierbar gemacht. Auch die zugehörigen landeskundlichen Stu-
dien füLr ausländische Germanisten werden am Herder-Institut in neuer
Weise fortgeführt.
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b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Die Neustrukturierung der Germanistik ist an allen Universitäten der
neuen Bundesländer im Gange, nirgends jedoch schon abgeschlossen.
Soweit gegenwärtig erkennbar, folgen die geplanten Lehrstuhlbezeich-
nungen in aller Regel der bisherigen Aufteilung auf historische Epochen
bzw. Jahrhunderte, letzteres meist in enger gefaßter Ausschreibung, als
es an den Universitäten in den alten Llindern die Regel ist. Einige Hoch-
schulen - etwa Rostock, Greifswald, Leipzig - planen ein besonderes
germanistisches Profrl durch die Einbeziehung dialektaler Varianten des
Deutschen. Im einzelnen sind folgende Professuren geplant:

An der Humboldt-Universität Berlin soll die Germanistik mit insgesamt
26 Professuren vertreten sein. Diese außergewöhnlich hohe Stellenzahl
ergibt sich durch die geplante Integration der Allgemeinen und Verglei-
chenden Sprachwissenschaft in die Germanistik.

FriLr die Universität Greifswald sind insgesamt 8 Germanistik-Professu-
ren geplant: Sprachwissenschaft, Deutsche Sprache der Gegenwart, Al-
tere deutsche Literatur, Neuere und Neueste deutsche Literatur, Neuere
deutsche Literatur mit Schwerpunkt 16.-18. Jh., Neuere deutsche Lite-
ratur mit Schwerpunkt 19. bis Mitte 20. Jh., Niederdeutsch und Deutsch
als Fremdsprache. Femer ist eine Professur für Didaktik der deutschen
Sprache und Literatur vorgesehen.

An der Universität Rostock sind folgende 5 Professuren geplant: Germa-
nistische Sprachwissenschaft/Deutsche Sprache der Gegenwart, Altere
deutsche Sprache, Neuere deutsche Literatur, Neueste deutsche Litera-
tur, Niederdeutsche Philologie und Mediävistik. Ferner soU, der Germa-
nistik zugeordnet, eine Professur für Allgemeine und Vergleichende Li-
teraturwissenschaft eingerichtet werden. Hinzu kommt außerdem eine
Professur für die Didaktik der deutschen Sprache und Literatur.

An der Universität Halle sind im Fachbereich Sprach- und Literaturwis-
senschaften 5 Professuren geplant: Geschichte der deutschen Sprache
und der älteren deutschen Literatur, Germanistische Sprachwissen-
schaft mit Schwerpunkt Textlinguistik, Neuere und neueste deutsche
Literatur, Deutsche Sprache der Gegenwart und Fachjournalismus. -
Ferner gibt es an der Universität Halle ein Institut für Sprachwissen-
schaft/Phonetik, für das im Zuge einer Reformierung der Binnenstruk-
tur des Fachbereichs und dessen Studiengängen eine derzeit noch nicht
näher bestimmte personelle Ausstattung vorgesehen ist.

An der Universität Jena sind insgesamt 12 Germanistik-Professuren vor-
gesehen: 4 fiir Germanistische Sprachwissenschaft, I fi.ir Sprechwissen-
schaft, 5 für Germanistische Literaturwissenschaft und 2 für Mediävi-
stik. Hinzu kommen 2 Professuren ftiLr Deutsch als FYemdsprache und
eine Professur für Fachdidaktik.

FüLr die Universität Leipzig ist ein Institut ftiLr Germanistik mit 12 Profes-
suren geplant: Altere deutsche Literatur unter besonderer Berücksichti-
gung der deutschsprachigen Literatur im östlichen Europa (Stiftungs-
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professu.r), .ältere deutsche und lateinische Literatur des Mittelalters
und der früüren Neuzeit, Neuere deutsche Literatur I, Neuere deutsche
Literatur II, Neueste deutsche Literatur, Kinder- und Jugendliteratr.r
(unter Einschluß der internationalen Entwicklung), Geschichte der
deutschen Sprache, Germanistische Linguistik, Deutsche Sprache der
Gegenwart I (Textlinguistik, Stilistik), II (Lexikologie, Wortbildung,
Fachsprachen) und III (Soziolinguistik, Dialektologie) sowie - in Verbin-
dung mit der Leitung des Herder-Instituts - Deutsch als Fremdsprache.
Außerdem soll dem Institut ftir Germanistik eine Professur fiir Nieder-
ländische Sprach- und Literaturwissenschaft, Nordistik angehören. Die
Didaktik soll mit 3 Professuren vertreten sein: Deutsche Literatur und
ihre Didaktik, Didaktik des Muttersprachenunterrichts, Deutsch als
trYemdsprache einschließlich ihrer Didaktik. In einer Ausbauphase soll
das Institut außerdem um eine zweite Professur füLr Neueste deutsche Li-
teratur sowie um eine Professur für Germanistische Linguistik (Psycho-
linguistik) ergänzt werden.

Darüber hinaus soll ein Institut für Kommunikations- und Medienwis-
senschaft mit 8 Professuren eingerichtet werden: Historische und syste-
matische Kommunikationswissenschaft, Buch-, Verlagswesen und Bi-
bliothekswissenschaft, Empirische Kommunikations- und Medienfor-
schung, Medienwissenschaft/Medienkultur, Allgemeine und spezielle
Journalistik I (Hörfunk und Fernsehen), Allgemeine und spezielle Jour-
nalistik II (Printmedien), Öffentlichkeitsarbeit/MedienökonomieiKul-
tur- und Medienmanagement sowie Medienpädagogik und Didaktik der
Weiterbildung. In einer Ausbauphase sollen 2 weitere Professuren hin-
zukommen.

Als zentrale Einrichtung der Universität Leipzig ist außerdem ein Litera-
tur-Institut mit 1 Leiterstelle, vier Gastdozenturen (Lyrik, Prosa, Drama-
tik, Philosophie) und einer Vertretung der Komparatistik vorgesehen.

Weitere Germanistik-Professuren sind innerhalb des Fleistaates Sach-
sen Ern der TU Dresden und an der TU Cbernnltz-Zwickau geplant. An
der TU Dresden soll es innerhalb der Fakultät füLr Sprach-, Literatur-
und Kunstwissenschaften ein Institut füLr Sprach- und Literaturwissen-
schaften mit 4 Professuren im Bereich der Germanistik geben: Deutsche
Literatur des Mittelalters und der Fhihen Neuzeit, Neuere Deutsche Li-
teratur, Germanistische LingUistik und Sprachgeschichte, Neueste deut-
sche Literatur. FtiLr die TU Chemnitz-Zwickat ist innerhalb einer einzi-
gen Philosophischen Fakultät ein Institut für Sprach- und Literaturwis-
senschaften geplant, in dem die Germanistik mit 5 Professuren vertreten
sein soll: Deutsche Literatur- und Sprachgeschichte des Mittelalters und
der Frühen Neuzeit, Deutsche Literatur der Neuzeit, Germanistische
Linguistik, Deutsche Literatur der Neuesten Zeit einschließlich Kinder-
und Jugendliteratur sowie Deutsch als Zweitsprache. Ferner ist der Ger-
manistik eine Professur für Allgemeine und Vergleichende Literatur-
wissenschaft zugeordnet.
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An der Universität Potsdam sollen die Philologien und hierunter der
Fachbereich Germanistik in besonderer Konzentration auf die frühe
Neuzeit sowie bio-bibliographische und regionale Forschungen zur deut-
schen Literatur des 17. Jahrhunderts und der Frühaufklärung einen pro-
frlgebenden Schwerpunkt darstellen. Es sind insgesamt 12 Professuren
geplant: 4 füLr Neue deutsche Literatur, 4 füLr Sprachwissenschaft, 2 für
Mediävistik, 2 ftir Deutsch als Flemdsprache. Hinzu kommen 2 Profes-
suren für Didaktik der Deutschen Sprache und Literatur.

c) Empfehlungen

Germanistik ist für alle Universitäten der neuen Länder vorzusehen. Ftir:
eine angemessene personelle Ausstattung des Fachs erscheint es not-
wendig, daß folgende Forschungsfelder durch Professuren vertreten
oder mitvertreten sind:

1. Sprachwissenschaft:

Mindestens sollte eine Professur die Altere und eine die Neuere Sprach-
geschichte vertreten. Die Linguistik bedarf in allen Fällen in der Lehre
einer Vertretung der Phonologie und Phonetik, der Morphologie, Syntax
und Semantik, einer breiten Vertretung von Grammatiktheorien, der
Wortbildungslelu'e und Textanalyse sowie einer Wahrnehmung der Psy-
cholinguistik und Soziolinguistik, gegebenenfalls ergänzt durch Patho-
linguistik. Dabei braueht selbstverständlich nicht jedes der genannten
Gebiete durch eine eigene Professur vertreten zu sein.

Besondere Aufmerksamkeit sollte bei allen Professuren, die sich mit der
gegenwärtigen deutschen Sprache befassen, den Struktr.ren des Deut-
schen im Vergleich zu den europäschen Nachbarsprachen gewidmet
werden. Die an fast allen Hochschulen vorgesehenen Professuren fiir
,,Deutsch als FYemdsprache", die einer Tiadition der DDR-Germanistik
entsprechen, sind in diesem Zusammenhang besonders zu begrüßen.
Die Inhaber der entsprechenden Professuren sind die genuinen Ge-
sprächspartner der FYemdsprachenphilologien bei der unter II.A.4. vor-
geschlagenen kooperativen Lösung der sprachlichen Fachdidaktik. Die
kontrastive Betrachtung der deutschen Sprache sollte sich jedoch nicht
auf die Professuren für Deutsch als FYemdsprache beschränken. Sie
könnte vielmehr zum Markenzeichen einer ,,offenen Germanistik" in
den neuen Bundesländern werden. Wegen dieser Offenheit nach außen
sollte innerhalb der Germanistik, auch wenn an der jeweiligen Hoch-
schule ein zentrales Sprachlehrinstitut eingerichtet ist, die sprachliche
Ausbildung von ausländischen Germanistik-Studenten durch besonders
auf sie eingestellte Lehrkräfte gesichert sein.

Die vorliegenden Empfehlungen des Wissenschaftsrates unterstreichen
an vielen Stellen die Notwendigkeit der Kooperation und die Schaffung
von Konvergenzpunkten zwischen verschiedenen Disziplinen. Eher un-
gtinstig für das Erreichen dieses Ziels ist ein an einigen Hochschulen ge-
rade in der Germanistik besonders deutliches Bestreben, möglichst viele
dieser Disziplinen in das eigene Fach zu integrieren. Im Bereich der
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Sprachwissenschaft geht es dabei besonders um die allgemein-sprach-
wissenschaftlichen Aspekte, die ebensowenig eine Domäne der Germa-
nistik sind wie etwa die Allgemeine und Vergleichende Literaturwissen-
schaft.

2. Mediävistik:

Die sprachgeschichtlichen Besonderheiten der Mediävistik verlangen
von den Vertretern der mittelalterlichen Literatur stets auch die Fähig-
keit zur Lehre in den altdeutschen und frühneuhochdeutschen Dialek-
ten. Im übrigen werden die Mediävisten ihre Arbeitsfelder nach den frü-
heren oder den späteren Jahrhunderten ihres Bereichs (der an einzelnen
Universitäten bis 1700 reicht) oder auch nach einzelnen literarischen
Gattungen untergliedern; doch ist die Universalausbildung in ihrem
Fach ein Vorzug der meisten Mediävisten. Er läßt bei einer Neugrün-
dung viele Kombinationen, aber auch die Bildung gemeinsamer For-
schungsschwerpunkte bei breitem Lehrangebot zu.

3. Neuere deutsche Literatur:

Die Epochenaufteilung nach Barock, Aufklärungszeitalter, Klassik und
Romantik, Realismus, Klassischer Moderne, NS-Zeit und Exilliteratur,
Gegenwartsliteratur dient als grobes Raster zur Aufstellung der Lehrplä-
ne, solltejedoch nicht zur lebenslangen Festlegung von Professuren auf
bestimmte Jahrhunderte der Literaturgeschichte führen. Die einseitige
Bevorzugung epochenbegrenzter Ausschreibungen zieht nicht nur die
Gefahr nach sich, traditionelle Interpretationsmuster zu verfestigen,
sondern auch die größere Gefahr, epochenübergreifende Themenberei-
che wie Texttheorie, Rhetorik, Metrik, Gattungsgeschichte u.a. aus dem
Studienangebot zu verdrängen. Wichtig wird in diesem Zusammenhang
neben Literaturtheorie auch eine besondere Beachtung des Zusammen-
hangs zwischen Literatur und anderen KüLnsten bzw. anderen Medien
sowie die Beobachtung des literarischen Lebens (Distribution und Re-
zeption der Literatur, Institutionen der Literatur, Kanonbildung, Zen-
sur), so daß bei Lehrstuhlausschreibungen auch diese Bereiche jeweils
mit vertreten werden sollten. Wie eigene sprachwissenschaftliche Ange-
bote, so sollten auch Angebote zur kulturvergleichenden Textinterpreta-
tion für ausländische Germanistikstudenten vorhanden sein. Dort, wo
eine zugehörige Spezialbibliothek für Kinder- und Jugendliteratur vor-
handen ist, wie in Berlin, ist die Einrichtung einer Professur für dieses
Gebiet wünschenswert.

Zur Wahrnehmung dieser Aufgabengebiete ist eine Mindestausstattung
mit folgenden Professuren erforderlich: eine Professur ftir Linguistik
und eine Professur für Sprachgeschichte; eine Professur fi.ir Mediävistik
und drei Professuren für Neuere deutsche Literatur, die nach Epochen
in frühere Neuzeit, 18. bis 20. Jahrhundert und 19. Jahrhundert bis zur
Gegenwart eingerichtet werden können, dabei aber alternativ oder zu-
sätzlich mit einzelnen der obengenannten Arbeitsgebiete versehen sind.
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An allen Universitäten ist allerdings zu erwarten, daß die Zahl der einge-
schriebenen Studenten eine Aufstockung der Professorenstellen über
die Mindestausstattung hinaus bald notwendig macht. Einerseits sollte
dies dazu dienen, den Zeitraum des Spätmittelalters und der Fnihen
Neuzeit mit einer eigenen Professur zu bedenken; andererseits wird die
Ergänzung durch bisher vernachlässigte und noch nicht vorgesehene
Fachgebiete in vielen Fällen Ausschreibungen nötig machen, die von
der bisherigen Binnenstruktur des Faches abgehen. Bei solchen Neude-
frnitionen ist darauf zu achten, daß weder die enge Epocheneinteilung
bisherigen Stils noch auch andere Spezifikationen allzuweit getrieben
werden; vielmehr bedarf es gerade wegen der notwendigerweise schritt-
weisen Neueinrichtung des gesamten Faches einer Ausschreibungspra-
xis, die auch die Kombination verschiedener Fachgebiete zuläßt. Nur so
ist binnen kurzem ein vielfältiges Studienangebot zu sichern.

Falls Deutsch als Fremdsprache eingerichtet wird, sollte dieses Fach
mindestens mit einer Professur vertreten sein. Ferner sollte es eigene
Lehrbeauftragte für Landeskunde geben, wenn diese auch füLr ausländi-
sche Studenten eingerichtet wird.

Darüber hinaus sollten Forensische Rhetorik, Rezitation und Sprech-
erziehung dr:rch einen Hochschullehrer oder einen Mitarbeiter in
Dauerstellung angeboten werden. Insbesondere füLr Lehramtskandida-
ten ist ein derartiges Angebot von Bedeutung.

Neben der damit umrissenen Mindestausstattung sollte jede Universität
wegen der außerhalb des Lehramts zwar vagen, aber eben darum auch
beträchtlichen Breite der Berufsaussichten ftiLr Absolventen der Germa-
nistik im Rahmen der Normalausstattung ein bis zwei Professuren ganz
oder zusätzlich füLr profilgebende Forschungs- und Lehrgebiete einrich-
ten. Allgemein sind dazu neben den bereits genannten Gebieten wie Li-
teratur- und Medienwissenschaft, Literatur im öffentlichen Leben, Rhe-
torik/Stilistik und Jugendliteratur auch spezielle Ausrichtungen auf
Theaterwissenschaft, Computerästhetik und empirische Literaturwis-
senschaft ins Auge zu fassen.

Beim Ausbau solcher Schwerpunkte sollte jeweils Kontakt mit den
anderen Philologien gesucht und gegebenenfalls auch die gemeinsame
Beteiligung an Studienangeboten oder aber die Neueinrichtung eines
Faches Allgemeine und Vergleichende Literaturwissenschaft erwogen
werden (vgl. dazu die Ausftitrrungen unter 3.0. ,,Allgemeine Bemerkun-
gen" und 3.6.,,Allgemeine und Vergleichende Literaturwissenschaft").

Sehr wünschenswert wäre schließlich - jedenfalls an der einen oder an-
deren Universität - eine der Germanistik angelagerte ,,Schreibwerk-
statt" als fakultäts-/fachbereichszentrale Einrichtung, in der Arbeits-
gemeinschaften von Studenten und Professoren mit Schriftstellern, Pu-
blizisten und Joumalisten, Redakteuren, Werbetextern u. a. die eigene
Schreibkultur zum Gegenstand der Erforschung und Übung machten;
so könnte der Gewinn, den im 18. Jahrhundert noch jeder Adept der
schönen Wissenschaften beim Verlassen der Universität mit hoher



Wahrscheinlichkeit davongetragen hatte, auch kiirrftigen Absolventen
der deutschen Universitäten - und den Professoren womöglich schon
am Orte - zugute kommen.

FüLr ein Institut ftir Literatur als Bildungs- und Begegnungsstätte für
Schriftsteller wurden in Leipzig bereits Modellvorstellungen entwickelt.
Der Wissenschaftsrat sieht hierin eine interessante Bereicherung fiir die
Universität.

3.3. Romanistik

a) Zur Situation des Faches in der DDR

Verglichen mit der entsprechend guten Vertretung der romanistischen
Sprach- und Literaturwissenschaften an den Hochschulen der alten
Bundesländer war das Fach in der DDR weitgehend unterrepräsentiert.
Lediglich an der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR
gab es eine größere Zahl von Romanisten.

Einer der Hauptgrtinde ftiLr die zahlenmäßig schwache Repräsentanz der
Romanistik in den Hochschulen der DDR liegt in der geringen Rolle, die
das Französische als Schulfach spielte. Das Spanische wurde sogar nur
an fünf Schulen r.rnterrichtet, das Italienische, Portugiesische und
Rumänische an keiner einzigen.

Das Romanische Institut der Universität Jena wurde Ende der 50er Jah-
re aus personalpolitischen Gründen geschlossen. Das Romanische Insti-
tut der Universität Rostock verschwand Mitte der 60er Jahre durch die
Installierung der,,Sektion Lateinamerikanistik". Das Romanische Insti-
tut Leipzig wurde durch die Hochschulreform 1969 parzelliert; die Teile
wurden verschiedenen neugebildeten Sektionen einverleibt. Wo die
Romanistik weiter bestand, wurden die Italianistik, Iberoromanistik,
Rumänistik und Lateinamerikanistik nur noch in rudimentärer Form
betrieben, die romanische Mediävistik kam zum Erliegen. Die französi-
sche Literaturgeschichte wa.r, von Ausnahmen abgesehen, auf die Zeit
vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart konzentriert. Professuren füLr

die Romanischen Sprachwissenschaften, für die nichtfranzösischen ro-
manischen Literaturen und ftir die Landeskunde waren an allen sechs
Universit'äten entweder nicht oder nur in geringer Anzahl vorhanden.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Der Auf- bzw. Ausbau der Romanistik ist an allen Universitäten der neu-
en Länder geplant. An den einzelnen Hochschulen ist folgende Ausstat-
tung vorgesehen:

Das Institut für Romanistik an der Humboldt-Universität soll mit 12 Pro-
fessuren in den Lehr- und Forschungsgebieten Sprachwissenschaft
(5 Professuren), Literaturwissenschaft (6 Professuren) und Fachdidaktik
( 1 Professur) ausgestattet werden.
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An der Universität Greifswald sind insgesamt 4 Professuren vorgesehen:
2 für Sprachwissenschaften, 1 fiir Literaturwissenschaft und 1 fi.ir Roma-
nische Philologie/Mediävistik.

An der Universität Rostock soll die Romanistik mit 4 Professuren vertre-
ten sein, davon 2 fi.ir Literatr.rrwissenschaft und 2 für Sprachwissen-
schaft.

Die Romanistik an der Universität Halle soll über 4 Professuren verfü-
gen: 1 für Romanische Sprachwissenschaft, 2 für Romanische Literatur-
wissenschaft (Schwerpunkte: Galloromanistik und Italianistik einer-
seits, Iberoromanistik andererseits) und 1 für Vergleichende romanische
Sprachwissenschaft.

An der Universität Jena soll die Romanistik (ebenso wie Anglistik und
Slawistik) mit 5 Professuren vertreten sein: 1 fiir Romanische Literailr-
wissenschaft, 2 ftir Romanische Philologie, 1 für Iberoromanische Lite-
ratur und 1 fi.ir Rumänische Literaturwissenschaft. Hinzu kommt eine
Professur füLr die Didaktik des Französischen.

An der Universität Leipzig soll die Romanistik mit 6 Professuren vertre-
ten sein: 2 ftir Romanische Sprachwissenschaft, 1 fi.ir Romanische
Sprachgeschichte und Literatur des Mittelalters, 2 fti,r Romanische Lite-
raturwissenschaft und 1 füLr Angewandte Linguistik, Übersetzungswis-
senschaft und Romanische Fachsprachen. Hinzu kommt eine Professur
für Didaktik der romanischen Sprachen. In einer Ausbauphase sollen
zwei weitere Professuren ftiLr Romanische Literaturwissenschaft (eine
davon mit Schwerpr.rnkt Lateinamerika) sowie je eine Professur ftu Ro-
manische Sprachwissenschaft (ebenfalls mit Schwerpunkt Lateinameri-
ka) und füLr Landeskunde eingerichtet werden.

Das übergreifende Institut füLr Sprach- und Literaturwissenschaften an
der TU Dresden soll zurnächst über zwei romanistische Fachgebiete (Li-
teraturwissenschaft und Sprachwissenschaft) mit jeweils einer Professur
verfügen. Geplant sind weiterhin die Einrichtung von Fachgebieten füLr

Frankreichstudien und italienische Kulturgeschichte. (Italienische
Kunst- und Kulturgeschichte soll ferner im Rahmen des Instituts ftiLr

Kunst- und Musikgeschichte vertreten sein.)

FYanzösisch und Spanisch sollen den Schwerpunkt der Romanischen
Sprachwissenschaft an der TU Chemnitz-Zwickat bilden. Als weitere
Fachgebiete der Romanistik innerhalb des Instituts füLr Sprach- und Li-
teraturwissenschaften sind die Romanische Literaturwissenschaft und
die Kultur- und Länderkunde der romanischen Länder vorgesehen. Der
Bereich soll dtrrch 3 Professuren vertreten werden. Im Hinblick auf die
genannte Schwerpunktbildung ist außerdem die Einrichtung einer Pro-
fessur für Hispanistik geplant.

An der Universität Potsdam sollen 7 Romanistik-Professuren eingerich-
tet werden: 3 für Romanische Literaturwissenschaft (trYanzösisch, Fran-
zösisch/Italienisch und FYanzösisch/Spanisch), 1 für Linguistik und
Angewandte Sprachwissenschaft (mit möglichst breiter romanistischer
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Orientierung), Romanische Sprachwissenschaft (ebenfalls möglichst
breit angelegt), Interkulturelle Kommunikation und Lateinamerikani-
stik. Eine weitere Professur ist für die Didaktik der Romanischen Spra-
chen vorgesehen.

c) Empfehlungen

Die Romanistik sollte an allen Hochschulen der neuen Bundesländer
vertreten sein. Dies gilt auch ftiLr den Ausbau der TU Dresden und der
TU Chemnitz-Zwickau. Wegen der weltweiten Ausdehmrng von Kultu-
ren, die auf romanischen Sprachen basieren, sind romanistische For-
schung und Lehre in ihrer ganzen zeitlichen (Mittelalter, Renaissance,
Aufklärung, Neuzeit) und räumlichen Ausdehnung auch flir zahlreiche
andere Disziplinen von hoher Bedeutung. Dabei sollte ein besonderes
Augenmerk auch den außereuropäischen Bereichen der Romania - vor
allem Afrika, Nord-, Mittel- und Südamerika - gewidmet werden, die
zunehmend an Bedeutung gewinnen.

In Anbetracht der Breite des Spektrums der Kern- und Randbereiche
des Fachs, der trtille der Perspektiven in der Forschuag und der Vielzahl
der Studiengänge ist als Mindestausstattung fitr die Romanistik - abge-
sehen von den Technischen Universitäten - von fünfprofessuren auszu-
gehen. Eine Konzentration auf jeweils zwei der drei ,,großen,, Sprach-
und Literaturgebiete (Galloromania, Italoromania und Iberoromania),
vertreten durch jeweils zwei Professuren, erscheint sinnvoll, wenn das
jeweils dritte Gebiet durch eine weitere Professur berücksichtigt wird.
Da die Romanistik an der Mehrzahl der Universitäten neu aufgebaut
werden muß, sollte die Chance zur Profilbildung - auch gegenüber den
Universitäten in den alten Bundesländern - zumal in den ,,neuen,. Berei-
chen der Romanistik konsequent genutzt werden. Eine weitere profes-
sur im Rahmen der Normalausstattung sollte daher der Schwerpunktbil-
dung in Bereichen wie den folgenden dienen: Frankophonie, Lusopho-
nie, Hispanophonie (eingeschlossen die Vereinigten Staaten), Kreolspra-
chen auf französischer und portugiesischer Basis, Lateinamerika, Rumä-
nistik, interkulturelle Kontakte, Erst-Verschriftlichung von Sprachen.
An mindestens einer Universität sollte die Italianistik mit dem Fach
,,Neulatein" verbunden werden, an mindestens einer Universität sollte
zugleich das Fach ,,Mittellatein" eingerichtet werden.

Bei C4-Stellen darf erwartet werden, daß die Inhaberin oder der Inhaber
im Bereich der Sprach- und Literaturwissenschaft neben einem Haupt-
Arbeitsgebiet jeweils ein bis zwei weitere romanistische Schwerpulkt-
gebiete mitbetreuen kann. Es sollte also auf keinen Fall die Vertretung
der alleinigen sprachwissenschaft/Literaturwissenschaft des Französi-
schen, Italienischen etc. angestrebt werden, sondern stets die Verklam-
merung mehrerer Gebiete in einer Person. In der Sprachwissenschaft
sollten historische sprachstufen, in der Literaturwissenschaft sollte die
mittelalterliche Literatur stets berücksichtigt werden.
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Angesichts der Querverbindungen zu anderen Disziplinen sollten die
Chancen zur kooperativen Forschung und Lösung von Problemen kon-
sequent genutzt werden. In der historischen romanistischen Sprachwis-
senschaft bietet sich eine Zusammenarbeit mit dem Vertreter der Klassi-
schen Philologie an, der sich um die lateinische Sprachwissenschaft
kümmert. In der Forschung zu den romanischen Kreolsprachen liegt
eine Zusammenarbeit mit dem Vertreter der anglistischen Sprachwis-
senschaft nahe, der sich mit den Varietäten des Englischen befaßt. An-
dere Bereiche, etwa die Fachsprachenforschung, sollten - im Verein mit
anglistischen, germanistischen, slawistischen Sprachwissenschaftlern -
in Zusammenarbeit mit einem Lehrstuhl fi.ir Fachsprachenforschung
(im Bereich der Allgemeinen und Vergleichenden Sprachwissenschaft)
bearbeitet werden. Für die literaturwissenschaftliche Romanistik aller
Epochen ist eine intensive Zusammenarbeit nicht nur mit Vertretem der
anderen Literaturwissenschaften, sondern auch mit den Vertretern der
Allgemeinen und Vergleichenden Literaturwissenschaft angezeigt. F\i,r
die romanischen Literaturen des Mittelalters empfrehlt sich eine beson-
ders enge Zusammenarbeit mit den entsprechenden Vertretern der Ger-
manistik, GermanistikiNordistik, der Anglistik und des Mittellateins, ir4
Falle der Iberoromanistik auch mit der Arabistik. Generell sollte bei der
Schwerpunktbildung die Ausrichtung anderer Disziplinen (nicht nur
des jeweiligen Fachbereichs, sondern der Kulturwissenschaften ins-
gesamt) berücksichtigt werden.

Ftir jede der romanischen,,Nationalsprachen" (Französisch, Italienisch,
Spanisch, Portugiesisch) sollten von Anfang an mindestens zwei Lekto-
rate vorhanden sein, für die übrigen vertretenen Sprachen zumindest
eines. FüLr die drei ,gpoßen" Sprachbereiche wAd - je nach der studenti-
schen Nachfrage - sehr bald ein drittes Lektorat eingerichtet werden
müssen. F\iLr Französisch und Spanisch sollte es am besten schon von
Anfang an eingeplant sein, sofern nicht (wie es Flankreich bereits ver-
einbart hat) die romanischen Länder den Hochschulen mit Lektoren-
stellen zu Hilfe kommen.

3.4. Anglistik/Amerikanistik

a) Zur Situation des Faches in der DDR

Ahnlich wie in der alten Bundesrepublik Deutschland waren Anglistik
und Amerikanistik im engeren Sinn (im folgenden zusarnmengefaßt als:
Anglistik) in der DDR überwiegend philologisch orientiert, beschränk-
ten sich also weitgehend auf Sprach- und Literaturwissenschaft. Desglei-
chen gab es in beiden Teilen Deutschlands auf dem Gebiet der Anglistik
nur relativ wenige Ansätze zur Interdisziplinarität in Forschung und
Lehre.

Im Unterschied zur Bundesrepublik Deutschland war die Zahl der angli-
stischen Hochschullehrer in der DDR jedoch sehr gering, und zwar so-
wohl an der Akademie der Wissenschaften der DDR (wo es, verglichen
mit der Anglistik, sehr viel mehr Romanisten gab) als auch im Hoch-
schulbereich. Wie in allen Universitätsfächern war das Zahlenverhältnis
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zwischen Hochschullehrern und Studenten auch in der Anglistik weit
besser als an den westdeutschen Hochschulen, wobei die Lehre überwie-
gend von einem auf Dauerstellen beschäftigten Mittelbau getragen wur-
de. Die Zahl der Professoren und der befristeten Mitarbeiter war dage-
gen klein. So gab es 1990 zum Beispiel in Halle keinen einzigen Profes-
sor für Anglistik und in Greifswald nur einen. Der Anteil der wissen-
schaftlichen Lehre war im Vergleich zur Sprachpraxis und Landeskun-
de sehr viel kleiner als in den alten Ländern. Es dominierte die Lehrer-
ausbildung; der Diplom-Studiengang Anglistik spielte nur eine geringe
Rolle.

Trotz zentralistischer Planung war die inhaltliche Ausrichtung der ein-
zelnen Frofessuren ftir Anglistik an der Mehrzahl der Universitäten ar-
biträr. Nur in Leipzig und an der Humboldt-Universität Berlin gab es
eine Ausstattung mit Professuren, bei der die Mehrzahl der Teilgebiete
der Anglistik im Sinne einer Mindestausstattung vertreten war. An den
kleineren Universitäten fehlten dagegen wichtige Teilgebiete des Fa-
ches. So waren etwa die Gebiete Sprachgeschichte und mittelalterliche
englische Literatur an mehreren Universitäten nicht vertreten; englische
Literaturgeschichte war in der Lehre weitgehend auf die Literatur der
Zeit Shakespeares und des 20. Jahrhunderts beschränkt.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Die Anglistik soll an allen Universitäten in den neuen Ländern vertreten
sein, beim Stand der Planungen allerdings zum Teil unterhalb der Min-
destausstattung.

An der Humboldt-Universität Berlin sind insgesamt 10 Professuren in-
nerhalb eines Instituts frir Anglistik und Amerikanistik geplant, eine da-
von für Übersetzungswissenschaft als profrlbestimmender Besonder-
heit. Neben diesem Lehr- r.rnd Forschungsgebiet sollen die Sprachwis-
senschaft (3 Professuren), die Literaturwissenschaft (4 Professuren) und
die Keltologie (1 Professur) vertreten sein. Ferner soll ein Großbritan-
nien-Zentrum mit mindestens 2 Professuren entstehen. Darüber hinaus
ist im Rahmen der Sprachwissenschaft die Fortführung des bereits be-
stehenden Schwerpunkts Konfrontative Linguistik geplant. Daneben
soll 1 Professur ftlr Fachdidaktik eingerichtet werden.

Die Universität Greifswald soll insgesamt über 4 Professuren auf den
Gebieten Englische Sprachwissenschaft, Englische Literatur und Lan-
deskunde, Amerikanistik/Literatur r;nd Landeskunde Nordamerikas,
Altere englische Sprache und Literatur/Mediävistik sowie über 1 Profes-
sur für Didaktik moderner Fremdsprachen verfügen.

An der Universität Rostock soll es 4 anglistische Professuren geben:
Anglistische Sprachwissenschaft, Geschichte der Literatur Britanniens,
Geschichte der englischen Sprache und Varietäten des Englischen, Ge-
schichte der Literatur Nordamerikas. Hinzu kommt eine Professur für
FYemdsprachendidaktik mit Schwerpunkt Englisch.
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Die Planung für die Anglistik an der universität Halle sieht 4 Professu-
ren vor: Englische Literatur, Englische Sprachwissenschaft, Amerikani-
sche Literatur sowie Landeswissenschaft USA und Großbritannien.

An der universität Jena soll die Anglistik mit 5 Professuren vertreten
sein: 2 Professuren für sprachwissenschaft, 3 Professuren ftir Literatur-
wissenschaft. Außerdem soll 1 Professur für Didaktik eingerichtet
werden.

An der universität Leipzig soll ein Institut frtu Anglistik und Amerikani-
stik mit 8 Professuren bestehen: je 1 Professur fti,r Englische Literatur
und Amerikanische Literatur, 2 Professuren fiir Englische Sprachwis-
senschaft, 1 Professur für Amerikanische Sprache r.rnd varietäten des

Englischen, 1 Professur fi.ir Angewandte Sprach- und Übersetzungswis-
senschaft und Englische Fachsprachen und je 1 Professur füLr Geschich-
te, Kulturgeschichte und Landeskunde Englands bzw. Nordamerikas'
Hinzu kommt eine Professur ftir Didaktik der Anglistik. Erweitert wer-
den soll dieses spektrum durch eine zweite Professur für Englische Lite-
ratur und eine für Außerenglische Literaturen.

Die weitere Planung für Sachsen sieht vor, dem Institut fi.ir Sprach- und
Literaturwissenschaften der TU Dresden zunächst 3 anglistische Profes-
suren zuzuordnen (Englische Literaturwissenschaft und Landeskunde,
Anglistische Sprachwissenschaft und Geschichte der englischen Spra-
che, Amerikanische Literaturwissenschaft und Landeskunde). Daneben
ist die Einrichtung 1 Professur fi.iLr Didaktik der westeuropäschen Spra-
chen geplant. In einer zweiten Phase soll dieser Bereich durch zwei wei-
tere Professuren für Nordamerika- bzw. Großbritannienstudien ergänzt
werden. An derTU Chemnitz-Zwickau soll die Anglistik mitvier Profes-
suren vertreten sein: Englische und amerikanische Literaturwissen-
schaft, Anglistische Sprachwissensehaft, Amerikanistik, Englische und
amerikanische Kultur- und Länderkunde.

An der Universität Potsdam sollen der Anglistik 9 Professuren zugeord-
net werden: je 1 Professur fliLr Englische Sprachgeschichte (mit mittel-
alterlicher Literatur), Englische Sprache der Gegenwart, Angewandte
Sprachwissenschaft (mit Schwerpunkt Sprachlehrforschung, Psycholin-
guistik, Computerlinguistik, Soziolinguistik), 2 Professuren für Engli-
sche Literatur, 1 Professur für Amerikanische Literatur sowie 1 für Eng-
lischsprachige Literaturen außerhalb Englands und der USA, 1 Profes-
sur für Amerikanische Literatur und Kulturgeschichte und 1 Professur
frir Geschichte und Kulturgeschichte Großbritanniens. Hinzu kommt
eine Professur für Englische Fachdidaktik mit Schwerpunkt Didaktik
der Literatur und Kulturgeschichte.

c) Empfehlungen

Die Anglistik ist für die Vollständigkeit des geisteswissenschaftlichen
Fächerspektrums an einer Universität unabdingbar. Anglistische For-
schung und Lehre sind auch ftiLr zahlreiche andere Fächer von hoher Be-
deutung.
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tr\ir eine angemessene vertretung der Anglistik ist eine Mindestausstat-
tung mit Professuren erforderlich, die wenigstens die traditionellen
Lehr- und Forschungsgebiete des Fachs abdecken. Bei diesen Kern-
gebieten handelt es sich um: systematische Linguistik, Geschichte der
englischen Sprache, englische Literatur des Mittelalters (sie wird in der
alten Bundesrepublik meistens vom Sprachhistoriker mitvertreten,
denkbar istjedoch auch eine eigene Professur), neuere englische Litera-
tur (16. bis 20. Jahrhundert) und Amerikanistik.

Hierbei handelt es sich um die Mindestanforderung in den ,,klassischen..
Teilgebieten der Anglistik. Neuere Entwicklungen des Faches sind dabei
noch nicht benicksichtigt. Es sollte daher jeder Universität die Möglich-
keit gegeben werden, über diese Mindestausstattung hinaus eine
Schwerpunktbildung vorzunehmen, bei der neueren Entwicklungen des
Fachs, aber auch bereits bestehenden Schwerpunkten Rechnung getra-
gen wird. Dabei sollte vor allem berücksichtigt werden, daß

- die binäre Gliederung des Faches in Anglistik und Amerikanistik
heute obsolet ist und daß die Literaturen und Kulturen der englischs-
prachigen Länder außerhalb Großbritanniens und der USA als drittes
Gebiet eine stärkere Berücksichtigung finden sollten (wegen der
Größe dieses Gebiets wird eine einzige Professur in der Regel nur
einen Teil des Gebiets abdecken können);

- die binäre Gliederung des Faches in Sprach- und Literaturwissen-
schaft zunehmend als zu eng empfunden und eine Orientierung auf
den anglophonen Kulturraum, bei der Sprache und Literatur nach wie
vor eine wichtige, aber nicht mehr eine exklusive Rolle spielen, als
notwendig angesehen wird. Dieser kulturgeschichtlichen Orientie-
rung kann dr-rrch die Einrichtung eigener Professuren Rechnung ge-
tragen werden, aber auch durch die Berufung kulturgeschichtlich aus-
gewiesener Wissenschaftler auf literaturgeschichtliche professuren.

An jeder Universität sollte jedenfalls mindestens eines der folgenden
Teilgebiete des Faches durch eine zusätzliche Professur vertreten sein:
Literaturen und Kulturen der englischsprachigen Länder außerhalb
Großbritanniens und der USA; ,,New Englishes" (Varietäten der engli-
schen Gegenwartssprache); Englische Kulturgeschichte/Sozialgeschich-
te; Amerikanische Kulturgeschichte/Sozialgeschichte; Angewandte
Sprachwissenschaft; Medienwissenschaft; gegebenenfalls Englische Li-
teratur des Mittelalters. Bereits vorhandene örtliche Schwerpunktbil-
dungen - darunter auch die füLr Dolmetscher- und Übersetzungswissen-
schaft - sollten dabei berücksichtigt und unterstützt werden. Die gegen-
wärtige Knappheit an finanziellen Mitteln sollte jedenfalls nicht dazu
führen, daß nur die ,,klassischen" Teilgebiete der Anglistik vertreten
sind und ftiLr örtliche Schwerpunktbildungen keine Möglichkeit mehr
besteht.

Bei der Einrichtung von kulturgeschichtlichen Professuren sollte nicht
nur angestrebt werden, die sogenannte Landeskunde zu einem wissen-
schaftlichen Fach auszubauen, sondern über diese Professuren eine kul-
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turgeschichtliche Neuorientierung des Faches zu bewirken. Als eine
gute Möglichkeit, eine solche öffnung der Anglistik in Richtung auf be-
nachbarte Fächer und insbesondere in Richtung auf eine kultur-
geschichtliche Konzeption zu emeichen, bieten sich gegebenenfalls auch
Doppelmitgliedschaften von Wissenschaftlern anderer Fächer (wie z.B.
Geschichte, Politologie, Soziologie, Philosophie, Kulturgeographie,
Theologie usw.), die englandbezogene Forschung betreiben, in den Insti-
tuten/Fachbereichen der Anglistik an, desgleichen die Einrichtung von
historisch-philologischen Regionalschwerpunkten oder von andersarti-
gen interdisziplinären Zentren an einzelnen Universitäten.

Mit Blick auf die traditionellen Teilgebiete ergibt sich eine personelle
Mindestausstattung von fünf Professuren: zwei Professuren fi.iLr Ge-
schichte der englisch-sprachigen Literatur, wobei diese beiden Professu-
ren unterschiedliche Schwerpunkte (2. B. ,,Literatur des Mittelalters", so-
fern diese nicht dr.rch den Sprachhistoriker mitvertreten wird, ,,Litera-
tur der Neuzeit" bzw. ,,Literatur des 16. bis 18. Jahrhunderts" und ,,Lite-
ratur des 19. und 20. Jahrhunderts") haben sollten, eine Professur für
Amerikanistik, eine Professur fiir Linguistik und eine Professur für
Sprachgeschichte, wobei diese nach Möglichkeit auch das Gebiet,,Engli-
sche Literatur des Mittelalters" mitvertreten sollte.

Bereits bei der Besetzung der Professuren für diese Kerngebiete, die hier
nach den traditionellen Denominationen aufgeführt wurden, sollte auf
eine Öffnung des Faches auf die obengenannlen kulturgeschichtlichen
Aspekte hin geachtet werden. Im Rahmen der Norma]ausstattungsollte
wenigstens eine weitere Professur zur verstärkung des jeweils ortsspezi-
fischen Schwerpunktes hinzukommen.

Soweit die in Abschnitt b) dargestellten Planungen erkennen lassen,
wird die personelle Ausstattung der Anglistik an mehreren Hochschulen
in den neuen Ländern höchstens die Mindestausstattung erreichen oder
sogar noch unterhalb dieser bleiben. Der Wissenschaftsrat hält dies für
bedenklich, da unter diesen Umständen wi.irrschenswerte Schwerpunkt-
bildungen - z.B. englischsprachige Kulturen und Literatr-uen außerhalb
Großbritanniens und der USA - kaum realisierbar sind.

Mehr als nur die personelle Mindestausstattung ist beim derzeitigen pla-
nungsstand lediglich in Leipzig vorgesehen, wo ein Schwerpunkt ,,An-
glophone Afrikanistik" empfohlen wird, in Jena, wo ein mediävistischer
Schwerpunkt realisiert werden könnte, in Potsdam, wo ein kultur-
geschichtlicher Schwerpunkt vorgesehen ist und ein amerikanischer
schwerpunkt möglich wäre, sowie an der Humboldt-universität Berlin,
wo ein Großbritannien-Institut geplant ist. Der wissenschaftsrat befür-
wortet die genannten Planungen derartiger Schwerpr.rnkte.

3.5. Slawistik

a) Zur Situation des Faches in der DDR
Die Slawistik vertritt innerhalb des Fächerkanons der Philosophischen
Fakultät die slawischen Sprachen (schwerpunktmäßig Russisch, Pol-
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nisch, Tschechisch, Serbokroatisch, Bulgarisch und Altkirchenslawisch)
sowie deren Sprach- und Literaturwissenschaft nebst Kultur-, Volks-
und Landeskunde dieser Sprachräume in Geschichte und Gegenwart.
Die Entwicklung des Fachs verlief in der DDR und in der alten Bundes-
republik Deutschland unterschiedlich.

In inhaltlicher Sicht war in der DDR besonders auff?illig: eine starke
Akzentuierung des Russischen, die an den kleineren Universitäten einer
breiteren Slawistik wenig Platz zugestand; die Vernachlässigung älterer
slawischer Literaturen und Sprachzustände (Mediävistik); die besondere
Betonung sprachpraktischer und auch landeskundlicher Kenntnisse,
unterstützt durch Kurz- und Langzeitaufenthalte in slawischen Ländern.

Mit Blick auf die personellen Gegebenheiten r.mterschied sich die Situa-
tion der Hochschulen in der DDR von der in der alten Bundesrepublik
durch das relativ hohe Durchschnittsalter des wissenschaftlichen Perso-
nals sowie durch eine vergleichsweise große Stellenplanziffer im Be-
reich von Professoren und ,,Mittelbau" (in der Regel Dauerstellen) und
daraus ableitbar durch eine relativ hohe Spezialisierung der einzelnen
Wissenschaftler.

In beiden deutschen Teilstaaten war die Slawistik mit wenigen Ausnah-
men identisch mit slawischer Sprach- und Literaturwissenschaft, so daß
fächerübergreifende bzw. interdisziplinär orientierte Aufgabenfelder
meist nur im Rahmen der sprach- und literaturwissenschaftlichen Pro-
fessuren vertreten werden.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Ftir die Humboldt-Universität Berlin ist die Slawistik in ihrer vollen
Breite vorgesehen. Insgesamt sind 7 Professuren, 3 sprachwissenschaft-
liche und 4 literatr.rrwissenschaftliche, geplant, ferner eine Frofessur zur
Didaktik des Russischen und eine Gastprofessur.

An der Universität Greifswald sollen 5 Professuren eingerichtet werden:
Slawische Sprachwissenschaft, Slawische Literaturwissenschaft, Poloni-
stik, Ukrainistik und Baltistik.

An der Universität Rostock soll die Slawistik mit 3 Professuren verlreten
sein: Slawische Sprachwissenschaften, Slawische Literaturwissenschaft,
Russische Sprache der Gegenwart.

Ebenso wie in der Anglistik und Romanistik an der Universität Halle sol-
len auch in der dortigen Slawistik 4 Professuren besetzt werden: Slawi-
sche Philologie/Sprachwissenschaft, Slawische Philologie/Literaturwis-
senschaft, Russische Sprachwissenschaft, Südslawistik.

Die Slawistik an der Universität Jena soll mit 5 Professuren vertreten
sein: je eine für Literaturwissenschaft, Sprachwissenschaft, Polnisch,
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Tschechisch und Serbokroatisch. Daneben ist die Einrichtung 1 Profes-
sur fi.ir Didaktik des Russischen vorgesehen.

Auch an der Universität Leipzig soll die Slawistik (incl. Sorabistik) in
ihrer vollen Breite und mit entsprechend ausgeprägter Spezifizierung
der Professuren vertreten sein. Insgesamt sind I Professuren geplant:
1 ftiLr Slawische Sprachgeschichte und Sprachwissenschaft, 1 fiir Ostsla-
wische Sprachwissenschaft, 1 für Slawische Literaturwissenschaft und
Kulturgeschichte, 1 für Slawische Sprach- und Übersetzungswissen-
schaft, 1 frir Südslawische Sprach- und Übersetzungswissenschaft, 1 für
Angewandte Sprach- und Übersetzungswissenschaft und Slawische
Fachsprachen sowie - innerhalb eines Seminars für Sorabistik - 1 für
Sorabistik und 1 fiir Westslawische Literaturwissenschaft und Kultur-
geschichte.

Weiterhin sind im Fleistaat Sachsen an der TU Dresden vorläufig 3 Pro-
fessuren in der Slawistik vorgesehen (Sprachgeschichte und Sprachwis-
senschaft, Literaturwissenschaft, neueste Literatur und Didaktik). Spä-
ter soll dieses Angebot durch 1 Professur im Fachgebiet Kultur, Gesell-
schaft und Wirtschaft Osteuropas erweitert werden. An der TU Chem-
nitz-Zwickau soll die Slawistik zunächst nur von der Profeszur ftir All-
gemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft mitvertreten werden.
Erst in einer zweiten Ausbauphase sollen dann 2 Professuren ftiLr Slawi-
stik eingerichtet werden.

An der Universität Potsdam soll der Fachbereich Slawistik 6 Professu-
ren umfassen: Ostslawische bzw. Westslawische Sprachwissenschaft,
Russische bzw. Westslawische Literatur und Kultur sowie Angewandte
Linguistik. Daneben soll es eine Frofessur ftir Didaktik des Russischen
geben.

c) Empfehlungen

Zur Vollständigkeit des geisteswissenschaftlichen Fächerspektrums an
einer Universität gehört zweifellos die Slawistik in einer über die
Sprach- und Literaturwissenschaft hinausgehenden Mindestausstat-
tung. Dabei wird es jedoch weder möglich noch notwendig sein, das
Fach an allen Universitäten der neuen Länder in gleicher Stärke einzu-
richten bzw. auszubauen. Während die Universitäten Leipzig und Ber1in
(HU) eine Slawistik in voller Breite garantieren sollten, sollten die ande-
ren Universitäten gezielte Schwerpunkte setzen. Örttiche Besonder-
heiten sind ebenso wie gewachsene Tladitionen und fächerübergreifen-
de Strukturen für die Entwicklung bzw. Neubegründung der Slawistik
an den einzelnen Universitäten von Bedeutung (näheres dazu in Teil
II.c).

Wenngleich die Sprach- und Literaturwissenschaft sowie die o.g. Spra-
chen den Kristallisationspunkt innerhalb der Slawistik bilden und des-
halb nicht ohne Grund in Forschung und Lehre an den Universitäten der
alten wie der neuen Länder im Vordergrund standen, zeichnen sich in
jüngerer Zeit innovative Tendenzen ab, denen verst'ärkt nachgegangen
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werden sollte. Die Neustrukturierung der slawistischen Lehre und For-
schung an den Universitäten der neuen Länder bietet hierzu Möglich-
keiten, deren Verwirklichung wesentliche Impulse auf die weitere Ent-
wicklung des Fachs insgesamt ausüben könnte. Allerdings ist auch hier-
bei zu beachten, daß innovative Bereiche in übereinstimmung mit ge-
wachsenen Traditionen und neuen, fächerübergreifenden Strukturen
(Institute für interdisziplinäre und areale Forschuag, wissenschaftliche
Zentren, Forschungskollegs u.ä.) herausgebildet und das prinzip der
Komplementarität dem der Duplizität vorgeordnet werden sollte, insbe-
sondere im Hinblick auf dasselbe Bundesland (2.B. Rostock und Greifs-
wald sowie FU und HU Berlin) oder,,Nachbaruniversitäten., (wie Leip-
zigund Halle).

Insbesondere in zweierlei Hinsicht könnten die neuen Strukturen in den
neuen Bundesländern seit längerer Zeil im Fach allgemein bestehende
Desiderata verwirklichen: Zwm einen bedarf es einer Erglinzung der Li-
teratur- und Sprachwissenschaft dr.rch interdisziplinär orientierte Berei-
che, die sich möglichst auf einen größeren Teil der slavia erstrecken soll-
ten: Kultur- und Geistesgeschichte, slawische Volkskunde, Medien- und
Kommunikationswissenschaften, Tlanslationslinguistik, Fachsprachen-
forschung u.ä. Auch die vernachlässigte Mediävistik und die Sprach-
Iehrforschung fallen hierunter, ebenso die Ergänzung der Slawistik
durch eine ihrerseits kulturgeschichtlich erweiterte Baltistik. Zum ande-
ren bieten sich im sprachlichen Bereich mögliche Schwerpunktbildun-
gen innerhalb der sogenannten kleineren slawischen Sprachen (wie
Ukrainisch, Weißrussisch, Slowenisch).

Bei der Auswahl und Ausrichtung der innovativen Bereiche ist zu be-
rücksichtigen, daß aus diesen auch der Lehramtsstudiengang Russisch,
der neben dem Magisterstudiengang an allen Slawischen Seminaren
eingerichtet werden sollte, einen anteiligen Nutzen ziehen kann.

Mit Blick auf die stellenausstattung der slawistischen seminare/Institu-
te erscheint aus den o. g. Gninden ein deutlicher unterschied zwischen
den Universitäten Leipzig und Berlin (HU) einerseits und den übrigen
Universitäten in den neuen Ländern andererseits notwendig.

Die sprachliche, inhaltliche und methodische Breite des Faches bringt es
mit sich, daß im Filahmen einer fachlichen Mindestausstattung neben ei-
ner Professur ftir Slawische sprachwissenschaft und einer für Slawische
Literaturwissenschaft (C4-Stellen) zumindest ein, möglichst aber zwei
weitere Schwerpunkte im zuvor definierten Sinn durch Hochschulleh-
rer-Stellen (Professuren, Dozenturen, Gastprofessuren) vorgesehen wer-
den sollten.

Die Aufgaben, die an die Slawistik in Leipzig und Berlin (Humboldt-
universität) gestellt sind, lassen ftiLr diese universitäten eine personelle
Normalausstattung von 7 bis g Professuren als realistisch erscheinen.
Wegen der an diesen beiden Universitäten möglichen größeren Speziali-
sierung sollte unbedingt darauf geachtet werden, daß auch innovative
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Bereiche im zuvor definierten Sinne Berücksichtigung finden (trotz ob-
jektiver Schwierigkeiten, bei nur nationalen Ausschreibungen geeignete
Bewerber für diese Bereiche zu gewinnen).

Diese Empfehlung führt dazu, daß an der Humboldt-Universität Berlin
ein großer, über die übliche Normalausstattung hinausgehender Fachbe-
reich eingerichtet wird. Der Wissenschaftsrat sieht dies als Ausdruck ei-
ner konsequenten Schwerpunktbildung zwischen Freier Universität und
Humboldt-Universität. An der Humboldt-Universität sollten vorwie-
gend die neueren slawischen Sprachen und Literaturen (hierbei Schwer-
punkt Russisch) in Forschung und Lehre vertreten werden. Im übrigen
müssen Probleme der Abstimmung zwischen Humboldt-Universität
und Freier Universität Berlin gesondert bedacht werden.

3.6. Allgemeine und Vergleichende Literaturwissenschaft

a) Zur Entwicklung des Faches

Obwohl Literaturtheorie und komparatistische Literaturstudien zur Pra-
xis aller Philologien gehören, sind sie dort zumeist von den jeweiligen
Hauptrichtungen nationalphilologischer Forschung geprägt. In der Bun-
desrepublik Deutschland kam es erst nach dem Zweiten Weltkrieg zur
Einrichtung selbständiger Studiengänge für Vergleichende oder ftiLr All-
gemeine und Vergleichende Literaturwissenschaft. Der Doppelname
kennzeichnet dabei auch die unterschiedliche Einflußnahme, die jeweils
das französische Vorbild einer Litt6rature compar6e und das angelsäch-
sische Vorbild einer Comparative Literature auf die Ausrichtung des Fa-
ches nahmen. Der erste Begriff nimmt die mehr literaturtheoretische
Orientierung angelsächsischer Disziplinen, der zweite die charakteristi-
sche Tradition vergleichender romanischer Literaturwissenschaften auf.
Wenn auch an den Universitäten der Bundesrepublik Deutschland
durchweg eine Kombination beider Richtungen angestrebt wurde -
daher der Doppelname -, ist doch ihr wechselnd starker Einfluß an der
unterschiedlichen Ausrichtung der Fächer bei verschiedenen Universi-
täten immer noch zu erkennen. Auch ein dritter Ttaditionsstrang, die
Erforschung des Nachlebens der Antike in den modernen europäschen
Literaturen, ist in das Forschungs- und Lehrprograrnm des Faches, z. B.
in Bonn, eingegangen.

In den alten Ländern der Bundesrepublik Deutschland gibt es derzeit an
20 Universitäten eigene Studiengänge der Allgemeinen und Verglei-
chenden Literaturwissenschaft. In der DDR gab es zwar Ansätze, ein
Fach ,,Weltliteratur" einzuriehten oder auch Allgemeine und Verglei-
chende Literaturwissenschaft als Nebenfach anzubieten, doch haben die
in den alten Ländern der Bundesrepublik Deutschland dazu entwickel-
ten Studiengänge an den Universitäten der DDR keine Entsprechung
gefunden. Bei der Einrichtung dieses Faches wird es sich dort deshalb
dr.rrchweg um Neugründungen handeln müssen.
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b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Pläne zur Einrichtung der Allgemeinen und Vergleichenden Literatur-
wissenschaft als selbständiges Fach sind bisher von keiner der Univer-
sitäten in den neuen Ländern bekannt. An der TU Chemnitz-Zwickau
soll das Fach mit einer, der Germanistik zugeordneten, Professur vertre-
ten sein. Desgleichen ist ftir Rostock eine - ebenfalls der Germanistik
zugeordnete - Professur füLr Allgemeine und Vergleichende Literatur-
wissenschaft geplant. An den übrigen Hochschulen soll das Fach ledig-
lich im Rahmen einzelner neuphilologischer Frofessuren (wie z. B. All-
gemeine und Romanische Literaturwissenschaft) mitbetreut werden.

c) Empfehlungen

Nach Ansicht des Wissenschaftsrates ist mit zunehmender Nachfrage an
einer Ausbildung in Allgemeiner und Vergleichender Literaturwissen-
schaft zu rechnen. Dazu werden sowohl die wirtschaftlichen und politi-
schen Zusammenschlüsse in Europa als auch die wachsende Rolle priva-
ter Informations- und Unterhaltungsmedien beitragen. Insbesondere in
letzterem Bereich dürfte dem Fach in Zukunft erhöhte Bedeutung
zukommen, da sein Gegenstandsbereich nicht zuletzt systematischer
Natur ist und daher auch einen Sektor innerhalb der Medienwissen-
schaften mit zahlreichen Verbindungslinien zu anderen Kulturwissen-
schaften bildet.

FüLr den Zusammenhang des geisteswissenschaftlichen Fächerspek-
trums an einer Universität ist das Fach Allgemeine und Vergleichende
Literaturwissenschaft ebenso wichtig, wie seine Einrichtung umgekehrt
nur an denjenigen Universitäten sinnvoll erscheint, deren geisteswissen-
schaftliches Profil hinreichend weit gefächert ausgebaut wird. Als eige-
ner Studiengang sollte das Fach mindestens an der Humboldt-Universi-
tät und an der Universität Leipzig angeboten werden. AIs Mindestaus-
stattung sind dabei zwei Professuren vorzusehen, die sich nach den
Schwerpunkten,,Allgemeine Literaturtheorie" und,,Komparatistik" dif-
ferenzieren sollten. Eine Differenzierung kann aber auch durch eine un-
terschiedliche Orientierung auf den Vergleich der Literatur mit anderen
Künsten erfolgen.

An den kleineren Universitäten sollten ein oder mehrere Lehrstühle in-
nerhalb der Philologien mit einer Orientierung auf die Allgemeine und
Vergleichende Literaturwissenschaft ausgeschrieben werden, um so die
Vorstufe zur mittelfristigen Einrichtung eines selbständigen Studien-
ganges zu bilden.

trtir eine angemessene Vertretung des Fachs bedarf es der Einrichtung
eines eigenen Studiengangs. Darüber hinaus hat die Erfahrung gezeigt,
daß das Fach dort, wo es in Form einer eigenen Organisationseinheit
(Institut) vertreten ist, ein markanteres Forschungs- und Lehrprofll aus-
bilden konnte. Bei der Studienanlage ist darauf zu achten, daß den Stu-
denten auch ein linguistisches Grund- bzw. Begleitstudium gesichert ist
für den Fall, daß die örtlichen Regelungen eine freie Kombination der
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Studienfticher erlauben. Andemfalls sollte als eines der zu wählenden
Nebenfächer eine Philologie empfohlen werden. Doch ist gleichzeitig
auf die Kombinationsmöglichkeit mit nichtphilologischen Fächern zu
achten. Eine Zwischenprüfung (Übersetzr.rngsübung) in zwei FYemd-
sprachen sollte spätestens zum Abschluß des Grundstudiums obligato-
risch sein. Zur Vervollsüindigtrng des Lehrangebots sollten Abmachun-
gen mit den benachbarten Einzelphilologien über die gegenseitige An-
rechnung einer begrenzten Zahl von Lehrveranstaltr.rngen getroffen
werden.

Angesichts der erforderlichen Varietät des Lehrangebots ist die Vertre-
ttrng des Fachs durch zumindest zwei Professuren anzustreben. Eine
Spezifrzierung der Professuren nach einer Generalorientierung an den
deutschsprachigen und angelsächsischen, den romanischen oder den
slawischen Sprachen empfiehlt sich, ist jedoch nicht zwingend, da
Forschung und Lehre des Fachs in aller Regel auch ihre an anderen Lite-
raturen gewonnenen Erkenntnisse vergleichend auf die Literatur der
Landessprache beziehen. Da die Komparatistik sich im übrigen schon
seit längerem nicht mehr nur auf den Vergleich zwischen verschiedenen
Nationalliteraturen, sondem mehr und mehr auf den Vergleich zwi-
schen den verschiedenen KtiLnsten oder auf die unterschiedliche Funk-
tion literarischer Gattungen in verschiedenen Kulturstufen und Medien-
systemen bezieht, können auch diese Arbeitsfelder Akzente für die Bin-
nengliederung abgeben. Da fiir den sehr weiten Gegenstandsbereich des
Faches nur eine verhältnismäßig kleine Personalausstattung zur Verfü-
gung steht, ist die zusätzliche Einrichtung einer periodischen Gastpro-
fessur hier von besonderem Gewinn.

Auch für Übersetzungstheorie und -praxis sollte eine eigene Vertretung
oder eine Gastdozentur für Praktiker eingerichtet werden, da sich schon
jetzt ein deutlicher Anstieg des Bedarfs an literarischen Übersetzungen
abzeichnet.

Die Möglichkeit der örtlichen Profilierung, die der Allgemeinen und
Vergleichenden Literaturwissenschaft als,,kleinem" Fach leichter gege-
ben ist als den durch die Lehrerausbildung stärker regulierten ,,großen"
Philologien, sollte von Fall zu Fall auch zu dem Versuch genutzt werden,
Autorenarbeit in den verschiedenen Sparten gegenwärtiger Textproduk-
tion begleitend zu beobachten oder gar selbst zu erproben. Das erfordert,
neben weiteren Mitteln für Gasteinladungen, einen Aufwand für techni-
sches Gerät und füLr einen Studioraum in einer Größenordnung, die zwar
nicht unerheblich ist, im Vergleich zur Ausstattung des neuen Nachbar-
faches Informatik jedoch bescheiden bleibt.

3.7. Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft

a) Zw Entwicklungdes Fachs

Die heutigen Sprachwissenschaften haben wie die Literaturwissen-
schaften ihre Wurzeln in den historisch entstandenen Philologien des
19. Jahrhunderts. Die Sprachwissenschaft war zunächst historisch-ver-
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gleichend: Es ging um die Ende des 18. Jahrhunderts entdeckte Ver-
wandtschaft der sogenannten indogermanischen Sprachen. Neben den
historischen Philologien der Gräzistik, Latinistik, Germanistik, Romani-
stik, Slawistik, Keltologie und der - sehr spät entstandenen - Anglistik
gab es jedoch schon im 19. Jahrhundert eine Richtung der Sprachwis-
senschaft, der es nicht vomangig um Erscheinungen des Sprachwandels
ging, sondern um das Funktionieren lebendiger Sprachen. Weitere wich-
tige Impulse brachte insbesondere der,,sprachliche Strukturalismus".
Im Mittelpunkt steht dabei eine synchronische, auf das Funktionieren
einer Sprache ausgerichtete Betrachtung. Sowohl als ,,Strukturelle
Sprachwissenschaft", als,,Allgemeine Sprachwissenschaft", wie auch als

,,Sprachtypologie" oder,,Sprachliche Universalienforschung" hatte es

diese Richtung der Sprachwissenschaft in Deutschland jedoch sehr
schwer angesichts der dominierenden historischen Sprachbetrachtung.
Entsprechende Lehrstühle sind deshalb im allgemeinen erct spät einge-
richtet worden.

Die Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft hat die sterile
Opposition zwischen einer nur synchronischen oder einer nur diachroni-
schen Betrachtung heute durch eine nützliche Synthese im allgemeinen
überwunden. Ihren Vertretern - die sich als Allgemeine Sprachwissen-
schaftler gerne auch ,,Linguisten" nennen - kommen heute vor allem
vier Aufgaben zu:

- Sie müssen den Systemcharakter von Sprachen deutlich machen. Zu
diesem Zweck werden Strukturanalysen auf den Ebenen der Laute,
der Wörter, der Sätze und der Texte unterschiedlicher Sprachen
durchgeführt. Ein Ziel ist es dabei, durch kontrastive Untersuchun-
gen, also durch Vergleiche zwischen den ,,Grammatiken" verschiede-
ner Sprachen, Einsichten in historische und systematische Zusam-
menhänge von Sprachen zu gewinnen und zu vermitteln.

- Ein zweites wesentliches Anliegen der Allgemeinen Sprachwissen-
schaft ist es, eine Theorie der menschlichen Sprachftihigkeit zu
entwickeln, also die Flage zu beantworten, was den Menschen dazu
beftihigt, eine Muttersprache und weitere Sprachen zu erwerben und
welche (biologischen, phylogenetischen, neurophysiologischen,
kognitiven) Voraussetzungen das Erlernen, das Sprechen und das
Verstehen ermöglichen.

- In einem dritten Bereich von Aufgaben geht es darum, über Sprache
als Instrument der Kommunikation nachzudenken und die vielfäl-
tigen Verwendungsweisen von Sprache in der Kommunikation inner-
halb einer Kultur und zwischen verschiedenen Kulturen zu erfor-
schen und zu beschreiben. Solche Untersuchungen müssen nicht nur
die - medial und konzeptionell - miiLndliche bzw. schriftliche Rea-
lisierung von Sprache mit einbeziehen, sondern immer auch nicht-
sprachliche Mittel der Kommunikation wie Gestik und Mimik. Diese
Forschungen zielen darauf ab, die Bedingungen zwischenmensch-
licher Verständigung zu erkunden und gegebenenfalls zu verbessern.
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- Ein viertes, relativ junges Aufgabengebiet besteht darin, Erkenntnisse
der Allgemeinen und Vergleichenden Sprachwissenschaft zu ,,imple-
mentieren". Dabei geht es namentlich darum, entweder Aspekte
menschlicher Sprachfähigkeit im Computer-Modell zu simulieren,
oder darum, sprachwissenschaftliches Wissen eher anwendungsorien-
tiert fi.ir die Bereiche der automatischen Sprachanalyse oder Sprach-
s5mthese nutzbar zr machen.

Mit allen vier Aufgabenbereichen ist die Allgemeine Sprachwissen-
schaft ein Konvergenzpunkt fü,r die einzelsprachlichen Philologien. Um-
gekehrt ist der Allgemeine Sprachwissenschaftler aber auch auf die enge
Zusammenarbeit mit den Vertretern einer Vielzahl von Philologien an-
gewiesen, nicht zuletzt solcher Disziplinen, deren Gegenstand relativ
,,exotische" Sprachen sind. Nur im engen wechselseitigen Kontakt wer-
den die Synergie-Möglichkeiten zwischen den Vertretern des Besonde-
ren und des Allgemeinen fruchtbar; dies um so mehr, als der Allgemeine
Sprachwissenschaftler selbst stets nur mit einer begrenzten Zahl von
Sprachen arbeiten kann.

An den Universitäten der ehemaligen DDR waren - nach hoffnungsvol-
len Anflingen in den 50er Jahren - seit Ende der 60er Jahre sowohl die
Allgemeine wie die historisch-vergleichende Sprachwissenschaft star-
ken Behinderungen ausgesetzt. Die Kampagnen der Staatspartei gegen
die ,,btirgerliche" Linguistik betrafen nicht nur moderne Entwicklungen
der Allgemeinen und der Theoretischen Sprachwissenschaft; die Gänge-
lung wirkte sich vielmehr bis in die Sprachwissenschaften der einzelen
Philologien hinein aus, wo überdies in der Tendenz nur noch die Be-
schäftigung mit Sprache, Literatur und Kultur von ,,sozialistischen Bru-
dervölkern" gefordert wurde. Der Nachholbedarf im Bereich der Allge-
meinen und Vergleichenden Sprachwissenschaft ist also enorm.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

Die Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft ist in den Pla-
nungen ftir die Universitäten der neuen Länder in unterschiedlichem
Maße berücksichtigt. trtiLr Greifswald und Rostock ist jeweils mrr eine
Professur füLr Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft vorge-
sehen. In Jena soll neben der Allgemeinen Sprachwissenschaft auch die
Indogermanistik wieder eingerichtet werden. An der Humboldt-Univer-
sität Berlin soll die Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft
innerhalb der Germanistik vertreten sein. In Halle ist ein Seminar für
Sprachwissenschaft/Indogerrnanistik mit zwei Professuren geplant, von
denen eine für Angewandte und Allgemeine Sprachwissenschaft vorge-
sehen ist.

Ftir Leipzig ist ein ,,Institut ftiLr Allgemeine und Angewandte Sprachwis-
senschaft" mit drei Professuren (Allgemeine Sprachwissenschaft, Ange-
wandte Sprachwissenschaft und Fachsprachenlinguistik) geplant. Für
Dresden sind zwei Professuren (Allgemeine und Vergleichende Sprach-
wissenschaft, Angewandte Linguistik und Fachsprachenforschung) in-
nerhalb des Instituts für Sprach- und Literaturwissenschaften vorgese-
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hen. An der TU Chemnitz-Zwickau soll es drei Professuren geben: Fach-
sprachen und Fachsprachenvermittlung, Allgemeine und Vergleichen-
de Sprachwissenschaft (unter Einbeziehung der Slawistik), Interkultu-
relle Kommunikation.

An der Universität Potsdam soll die Allgemeine und Vergleichende
Sprachwissenschaft einen profilierenden Schwerpunkt bilden und dazu
mit sieben Professuren ausgestattet sein: SyntaxtheorieiTheoretische
Morphologie, Semantiktheorie/Theorie des Lexikons, Phonetik/Phono-
logie, Spracherwerb, Sprachverarbeitung, Sprachtypologie und Sprach-
wandel, Historisch-vergleichende Grammatik.

c) Empfehlungen

Die Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft sollte an allen
großen Universitäten vertreten sein. Wegen des Umfangs, den das Fach
inzwischen erreicht hat, sollte es überall durch mrndesfens zwei Profes-
suren vertreten sein.

Die erste der beiden Professuren ist ein Lehrstuhl fi.ir Sprachtheorie und
Sprachvergleich. Hier sollten der Aspekt des Vergleichs von Sprachen
und die dazugehörigen Grammatiktheorien im Vordergrund stehen. Die
nati.iLrlichen Gesprächspartner ftiLr diesen Lehrstuhl sind in erster Linie
die Vertreter der Philologien. Das Aufgabengebiet der Professur kann
den Bereich der Indogermanistik mit einschließen, sollte sich jedoch
nicht in den Aufgaben der traditionellen Indogermanistik erschöpfen.

Der zweite der Lehrsttitrle, die überall einzurichten sind, ist eine Profes-
sur, die schwerpunktmäßig der sprachlichen Kommunikationswissen-
schaft gewidmet sein sollte. Hier bestehen Beziehungen ztu Mentalitäts-
forschung, zur Ethnologie, Verhaltensforschung (Ethologie), Soziologie
und Anthropologie.

An einigen Hochschulen sollte zu diesen zwei Professuren noch eine
dritte hinzukommen oder alternativ zur zweiten eingerichtet werden, die
dem Gebiet der Computerlinguistik dient, die sowohl als eher ange-
wandte Disziplin als auch, parallel zu den theoretischen Aufgaben der
Professr.r für Sprachtheorie und Sprachvergleich, als Theoretische
Sprachwissenschaft bzw. T?reoretische Linguistik betrieben werden
kann.

FtiLr alle genannten Lehrstühle können auch Beziehungen zur Biologie,
zur Verhaltensforschung, Neurophysiologie, Psychologie, oder zur
Kognitionswissenschaft ftirderlich sein.

Eine weitere Alternative, die zur besonderen Profilbildung einer Hoch-
schule beitragen kann, ist ein Lehrstuhl für Fachsprachenforschung. Da
ein großer Teil der Probleme, die sich bei der Froduktion und der Rezep-
tion fachsprachlicher Texte zeigen, nicht an Einzelsprachen gebunden
ist, empfiehlt sich auch hier die Etablierung der übergreifenden Per-
spektive. Soll ein solcher Lehrstuhl seine volle Wirksamkeit entfalten, so
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setzt dies freilieh eine intensive Zusammenarbeit mit den einzelnen
Sprach- und Literaturwissenschaften voraus.

Auch der zweite der Lehrsti.itrle - sprachliche Kommunikationswissen-
schaft - kann, wenn er im Sinne einer kontrastiven Kommunikations-
forschtrng aufgefaßt wird, zum Konvergenzpunkt ftir fücherübergreifen-
de Forschungen werden. Dies gilt dann, wenn sprachwissensehaftliche
Vertreter der einzelnen Philologien und Vertreter der sprachwissen-
schaftlichen Germanistik zusarnmen mit der kontrastiven Kommunika-
tions- oder Sprachwissenschaft die Probleme bestimmen, die es den
deutschen Schülern schwer machen, das adäquate sprachliche Verhal-
ten in jeweils anderen Kulturen zu erlernen und wenn, wiederum ge-
meinsam, didaktisch gute Iäsungen für solche Probleme erarbeitet
werden.

Bei kleineren Universitäten kann der Aufbau sukzessive erfolgen. Dabei
können die einzelnen Universitäten unterschiedliche Akzente setzen.
Große Universitäten wie die Humboldt-Universität oder die Universität
Leipzig sollten dagegen - wegen der Schlüsselfunktion der Allgemeinen
Sprachwissenschaft für die einzelnen Philologien - von Anfang an zwei
Professuren aus diesem Bereich einrichten.

Ahnlich wie im Faile der Allgemeinen und Vergleichenden Literatr.r-
wissenschaft sollte auch für den Bereich der Allgemeinen und Verglei-
chenden Sprachwissenschaft eine periodisch zu besetzende Gastprofes-
sur eingerichtet werden. Eine einzige Gastprofessur sowohl für die All-
gemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft wie für die Allgemeine
und Vergleichende Literaturwissenschaft dürfte dabei ausreichen, wenn
jedes Fach sie abwechselnd besetzen kann.

3.8. Kommunikations- und Medienwissenschaften

Fächer und Studiengänge, die der Verbreitung und der wachsenden so-
zialen, politischen und auch wirtschaftlichen Bedeutung der Kommuni-
kationsmedien (Presse, Rundfunk, Television, Telefon, Plakate etc.)
Fl,echnung tragen, sind an den Universitäten der alten Bundesrepublik in
den letzten Jahrzehnten in verschiedener Größenordnung eingerichtet
worden. In der DDR ist dagegen, nach sowjetischem Vorbild, die Jour-
nalistenausbildung an einer Universität, in Leipzig, konzentriert gewe-
sen. Dort wird gegenwärtig ein verhältnismäßig groß dimensioniertes,
kommunikationswissenschaftliches Institut vorbereitet, das Kommuni-
kations- und Medienforschung und eine für Printmedien und fiir audio-
visuelle Medien je spezifische Journalistenausbildung vorsieht. Ein be-
sonderer Kontakt dieser Einrichtung zu dem ,,Institut ftiLr Kunst, Musik
und Theaterwissenschaften" wäre allerdings wünschenswert. Auch die
Technische Universität Dresden plant die Ebrichtung eines kommuni-
kationswissenschaftlichen Instituts unter Erweiterung auf Medien-
wissenschaft mit besonderer Berücksichtigung moderner Kommunika-
tionstechnologien.
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Bei der Einrichtung von Kommunikationswissenschaften mit einer spe-
ziellen Joumalistenausbildung ist nicht nur auf eine Mindestgröße von
ftinf Professuren frir historische, systematische und empirische Kom-
munikationswissenschaft sowie für Print- und für audiovisuelle Medien-
wissenschaft zu achten, sondern auch darauf, daß sie nur an Universitä-
ten mit hinreichend breitem sozial- und geisteswissenschaftlichem
Fächerspektrum eingerichtet werden. Denn ein kommunikationswis-
senschaftliches Studium und insbesondere die Journalistenausbildung
verlangen eine breite Auswahlmöglichkeit ftir ein Fachstudium in einem
anderen Fach, da zur Ausübr-rng publizistisch vermittelnder Tätigkeiten
der Erwerb von Fachkenntnissen in einer kultur- oder auch naturwis-
senschaftlichen Disziplin gehört. Aus beiden Gründen: wegen der Min-
destausstattung einer zeitgerechten Kommunikationswissenschaft in
ihren verschiedenen Sparten und wegen der notwendigen Breite des
kultur- und auch naturwissenschaftlichen Fächerspektrums an dersel-
ben Universität, ist ein großzügiger Ausbau an der Universität Leipzig
und eine spezielle Berücksichtigung der Medientechnologie an den
Technischen Universitäten bzw. Hochschulen, nicht jedoch an jeder
Universität zu empfehlen. In Berlin, wo an der FYeien Universität Kom-
munikationswissenschaften über einen eigenen Fachbereich verfügen,
ist bei der Ausstattung der Humboldt-Universität mit diesen Fächem ne-
ben einer Berücksichtigung der Filmwissenschaft eine Koordination mit
der Freien Universität wünschenswert. In Flage kommt in diesem Be-
reich auch eine interuniversitäre Einrichtung, die u. U. auch Potsdam
einschließt - dies insbesondere im Hinblick auf die zu erwartende
Errichtung eines Berlin-Brandenburgischen Fernseh- und Rundfunk-
verbundes.

Da die Kommunikations- und Medienwissenschaften zwischen den Gei-
stes- und den Sozialwissenschaften einzuordnen sind, und entsprechend
Kontakte sowohl zu den Sprach-, Literatur und Kunstwissenschaften als
auch zur Psychologie, Soziologie und Politikwissenschaft unterhalten
müssen, und da auch ihr Anteil an der Berufsausbildung in den Gebie-
ten Journalismus, Öffentlichkeitsarbeit, Werbung, Medienmanagement
entsprechend der allgemeinen Interessenahme an den Produkten dieser
Arbeitsgebiete rasch zunimmt, ist bei der Einrichtung dieser Wissen-
schaften und ihrer Studiengänge eine überregionale Absprache und Pla-
nung auch zwischen den einzelnen Bundesländern, besonders wün-
schenswert.

3.9. Übersetzer- und Dolmetscher-Studiengänge

Für diese Studiengänge (bisher an den Universitäten Leipzig und Hum-
boldt-Universi*it Berlin) bieten sich grundsätzlich zwei unterschiedliche
Lösungen an: entweder organisatorische Einbindung in die Universität
(wie bisher) oder aber Übergang an die Fachhochschule.

Qualität und internationales Ansehen der Abschlüsse - auch im Hin-
blick auf die Integration in Europa - lassen Vorteile für eine Einbindung
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in die Universität erkennen; andererseits ist unverkennbar, daß die bei-
den Universitäten durch hohe Zahlen von Studenten in diesen Studien-
gängen sehr stark belastet wi.irden.

Der Wissenschaftsrat hält beide Lösungen für denkbar, weist aber darauf
hin, daß auch bei einem evtl. Übergang an eine Fachhochschule die hohe
Qualität in der Ausbildung unbedingt gesichert bleiben muß. Dieses
kann nur erreicht werden, wenn (in berufspraktischer wie theoretischer
Hinsicht) qualifizierte Professoren berufen werden.

Inwieweit Doppel-Mitgliedschaften an
angestrebt werden, muß den lokalen
überlassen bleiben.

Universität und Fachhochschule
und Qualifrkations-Bedingungen

4. ,,Kleine Fächer"

Vorbemerkung:

Unter der Bezeichnung,,Kleine Fächer" sind hier solche Disziplinen zu-
sammengefaßt, die keine Schulfächer sind (wie Geschichte und die
,,Großen Philologien") und keinen systematischen Anspruch vertreten
(wie Philosophie, Soziologie). Sie werden hier grob in zwei Gruppen ein-
geteilt: Gruppe I umfaßt Fächer, die eine bestimmte Dimension von
Kultur zum Gegenstand haben: Kunstgeschichte, Musikwissenschaft,
Theaterwissenschaft, Religionswissenschaft, Ethnologie resp. Kultur-
anthropologie und Volkskunde sowie Archäologie (Klassische Archäolo-
gie, Ur- und Frühgeschichte). Gruppe 2umfaßt die Fächer, die sich mit
außereuropäschen Sprachen und Kulturen beschäftigen, wie etwa die
zahlreichen Orient- und Asienwissenschaften (von Agyptologre und
Hethitologie über Assyriologie, T\rrkologie, Islamwissenschaft, Semiti-
stik, Indologie, Sinologie, Zentralasienkunde usw. bis Japanologie), dazu
Indogermanistik, Afrikanistik, Altamerikanistik sowie die,,Kleinen
Philologien" (die zwar [auch] europäsch, aber kein Schulfach sind) wie
Judaistik, Byzantinistik, Neogräzistik, Mittel- und Neulatein, Baltistik,
Finno-Ugristik, Nordistik.

a) Zur Situation der Fächer in der DDR

In der DDR sind im Z:uge der Dritten Hochschulreform alle nicht gegen-
wartsbezogenen und im Hinblick auf die politischen Ziele des Regimes
instmmentalisierbaren Fächer stark reduziert bis abgebaut worden. Da-
von waren alle historisch orientierten Fächer betroffen. Dafür wurden
die gegenwartsbezogenen Fächer der Orient- und Asienwissenschaften
und der Afrikanistik in Berlin und Leipzig in einem im Westen unbe-
kannten Umfang ausgebaut und differenziert. Die starke Vernachlässi-
gung der Kunst-, Musik- uld Theaterwissenschaften an den Universitä-
ten wurde bis zu einem gewissen Grad dadrlrch ausgeglichen, daß diese
Fächer an einzelnen Kunst-, Musik- und Theaterhochschulen vertreten
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waren.2r) So bot die Theaterhochschule ,,Hans Otto" in Leipzig in Ver-
bindung mit dem an der Universität Leipzig zu studierenden zweiten
Fach Kultr.uwissenschaft/Tisthetik einen eigenständigen Diplomstudien-
gang Theaterwissenschaften an. Dennoch blieben auch fiir diese Fächer
erhebliche Defizite zu konstatieren. Bis 1945 war die Musikwissenschaft
an allen Universitäten auf dem Gebiet der ehemaligen DDR vertreten.
Mit Ablauf der 60er Jahre gab es einen eigenständigen Studiengang Mu-
sikwissenschaft nur noch an der Humboldt-Universität zu Berlin sowie
an den Universitäten Leipzig und Halle; an den übrigen Universitäten
wurde lediglich noch eine Lehrerzusatzausbildung im Fach Musik ange-
boten. Kunstgesehichte konnte zuletzt nur an den Universitäten Berlin
(Humboldt-Universität), Halle und Leipzig, Theaterwissenschaft nur an
der Humboldt-Universität Berlin studiert werden.

Atrntictr war die Situation mit Blick auf Ethnologie und Volkskunde.
Ethnologie bzw. ,,Ethnoglaphie", wie sich das Fach in Anlehnung an die
sowjetische Wissenschaft nannte, gab es nur noch an der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin und in Leipzig. Das Fach Volkskunde war in der DDR
nur an der Humboldt-Universität zu Berlin vertreten, wobei selbst dort
der Studienbetrieb nicht durchgängig, sondern durch mehrj2ihrige Pha-
sen unterbrochen war, in denen ausschließlich ein Fernstudium als
Kursprogramm angeboten wurde.

Die Situation in Klassischer Archäologie, Ur- und FYühgeschichte und
einem Teil der Fächer in Gruppe 2 war vergleichbar. Klassische Archäo-
logie war nur in Halle und Jena, Ur- und FYtihgeschichte in Halle, Jena
und Leipzig als Studienfach zugelassen. Die klassischen Fächer der
Orientalistik wurden weitgehend abgebaut. Assyriologie (mit Sumerolo-
gie, Hethitologie, Ugaritistik) gab es überhaupt nicht mehr, Sinologie nur
in Leipzig, Indologie in Halle und Berlin (Humboldt-Universität). DaftiLr
waren aber gegenwartsbezogene sprach- und landeskundliche Fächer an
der HUB und an der Sektion Afrika- und Nahostwissenschaften in einer
Differenziertheit vertreten, die im Westen ihresgleichen sucht. In Berlin
betraf das die angebotenen Sprachen (Koreanistik, Mongolistik, Man-
dschuristik, Tibetologie usw.), in Leipzig den differenzierten sprach-,
geschichts-, wirtschafts-, agrar- und politikwissenschaftlichen Zugang,
alles mit eindeutig politisch-ideologischer Zweckbindung, entsprechend
den ähnlich angelegten Regionalinstituten in Rostock (Lateinamerika)
und Greifswald (Nordeuropa).

Gleichwohl gab es fraglos auch zu Zelten der DDR herausragende wis-
senschaftliche Leistungen und besondere Stärken im Bereich der ,,Klei-
nen" Fächer. So hat sich beispielsweise die Klassische Archäologie in
Rostock (ohne dort als Studienfach studierbar zu sein) durch ihre Gra-
bungen in Histria an der rumänischen Schwarzmeerküste hervorgetan,
in Berlin hat die dortige Agyptologie in Zusammenhang mit den bedeu-

2f) VgI. Wissenschaftsrat, Empfehlungen ftir die kdnftige Entwicklung der Kunst-,
Musik- und Theaterhochschulen in den neuen Ländem und im Ostteil von Berlin, in
diesem Band, Teil I, S. 175 ff.
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tenden Ausgrabungen in Mussawwarat es-Sufra einen Schwerpunkt
Sudanarchäologie ausgebildet, der sich inzwischen zu einem eigenstän-
digen und in Deutschland einzigartigen Fach entwickelt hat, in Leipzig
hat sich die Agyptologie, die dort auch ein bedeutendes Museum zu ver-
walten hat, auf hohem Niveau halten können und in Halle haben sich
verschiedene Fächer zu einer,,Sektion Orientarchäologie" zusammenge-
tan, die eine Historische und Vergleichende Kunstgeschichte und Ar-
chäologie des Orients (von Algier bis Japan) anbietet.

Allgemein ist jede der sechs hier in Betracht stehenden Universitäten so-
wohl durch ältere TYaditionen als auch aufgrund der Hochschulpoltitik
der ehemaligen DDR (,,Konzentration und Profilierung") durch eine
oder mehrere Besonderheiten geprägt, die nicht vollkommen nivelliert,
sondern zum Ausgangspunkt sinnvoller Schwerpunktbildungen und
Frofilierungen gemacht werden sollten. Einzelheiten dazu finden sich in
Teil C der Empfehlungen.

b) An den Hochschulen geplante Entwicklungen

In den ftir die verschiedenen Hochschulstandorte bislang entwickelten
Planungen sind die Vorstellungen hinsichtlich der Auswahl und der je-
weiligen organisatorischen Einbindung der ,,Kleinen Fächer" unter-
schiedlich weit konkretisiert. Aus diesem Grund wie auch wegen der na-
hezu unübersehbaren Vielfalt der ,,Kleinen Fächer" steht die folgende
Beschreibung in besonderem Maße unter dem Vorbehalt einer bloß vor-
läufigen und insgesamt nur kursorisch möglichen Darstellung.

Gruppe I

Klassische Archäologie, Ur- und FrüLhgeschichte, Byzantinistik, Neogrä-
zistik, Mittel- und Neulatein:

An allen Universitäten gibt es Pläne, diese und andere Altertumswissen-
schaften in eigenen Instituten zusammenzufassen, was vor allem aus
bibliothekstechnischen GrtiLnden ökonomische Vorteile hat. Die Struk-
turplline fi.ir die Universitäten Rostock und Greifswald sehen vor, den
Stellenbestand eines solchen Instituts auf die beiden Universitäten zu
verteilen, um vorhandene Forschungstraditionen fortsetzen zu können.
Daher soll Alte Gesehichte in Rostock mit Schwerpunkt Griechische Ge-
schichte, in Greifswald mit Schwerpunkt Römische Spätantike/Fnihes
Mittelalter betrieben werden. Die Fächer Ur- und FYühgeschichte und
Klassische Archäologie sollen jeweils nur an einer der beiden Universitä-
ten auf C4-Ebene, das jeweils andere Fach auf C3-Ebene vertreten sein.

An der Humboldt-Universität Berlin soII die Ur- und trhihgeschichte im
Rahmen des geschichtswissenschaftlichen Fachbereichs mit zwei Pro-
fessuren vertreten sein. Im übrigen sind 29 Professuren ftiLr Kunst- und
Kulturwissenschaften vorgesehen, deren nähere Denomination den Un-
terlagen nicht zu entnehmen ist. In Halle r.rnd Jena waren die Altertums-
wissenschaften schon zu DDR-Zeiten angemessen vertreten.
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Die Universität Halle plant fünf Professuren für Klassische Altertums-
wissenschaften, und zwar - neben Gräzistik, Latinistik und Alte
Geschichte - je eine für Klassische Archäologie sowie Spät- und Mittel-
latein.

In Leipzig hat die Klassische Archäologie eine sehr bedeutende Vasen-
sammlung zu betreuen (11000 Objekte), für die noch eine angemessene
Aufstellung gefunden werden muß.

Geplant ist je eine Professur ftiLr Klassische Archäologie, Ur- und F)tih-
geschichte sowie Byzantinische und Neugriechische Philologie. In einer
Ausbauphase soll eine weitere Professur für Klassische Archäologie hin-
zukommen.

Kunstgeschichte, Musikwissenschaft, Theaterwissenschaften, Religions-
wissenschaft, Ethnologie/Kulturanthropologie/Volkskunde:

Die Ethnologie soll in Leipzig einerseits ihre traditionellen Forschungs-
gebiete Nordafrika und Naher Osten beibehalten, andererseits eine Aus-
weitung in theoretischer wie praktischer Hinsicht erfahren. Die Reli-
gionswissenschaft soll mit zwei Professuren innerhalb des Instituts füLr
Philosophie vertreten sein. Kunst-, Musik- und Theaterwissenschaften
sollen in einem Institut mit insgesamt elf Professuren vertreten sein, die
eng - zum Teil in Zweitmitgliedschaft mit den Hochschulen für Musik
und Theater bzw. Grafik und Buchkunst - kooperieren sollen.

Musikwissenschaft und Kunstgeschichte sind ferner in Rostock, Greifs-
wald, Potsdam, Halle, Jena und Dresden vorgesehen.

Wie in Leipzig soll die Religionswissenschaft auch in Potsdam im Rah-
men der Philosophie angeboten werden. Für Dresden ist ein entspre-
chender Ausbau des Instituts für Philosophie geplant.

Gruppe2

Orientalistik:

In Berlin stehen die geplanten Entwicklungen im Zeichen der Abstim-
mungsproblematik zwischen Humboldt-Universifät und Freier Univer-
sität. Die derzeit wohl allgemein favorisierte Lösung sieht vor, die fern-
östlichen Eächer (Indologie, Sinologie, Koreanistik, Mongolistik, Japa-
nologie) an der Humboldt-Universit.ät und die nahöstlichen Fächer
(Agyptologie, Assyriologie, Vorderasiatische Archäologie, Islamwissen-
schaft/Arabistik, Semitistik, Iranistik sowie Judaistik) an der Freien Uni-
versität zu konzentrieren. Offen ist die Zuordnung der Sudanarchäolo-
gie, die einerseits in den an der Humboldt-Universität geplanten
Schwerpunkt Afrikanistik, andererseits zu der an der Freien Universität
verankerten Agyptologie gehört.

In Leipzig ist der Wiederaufbau der einst weltweit führenden, schon in
der Nazi-Zeit demontierten Orientalistik geplant. Neben den beiden pro-
fessuren frir AgS4ptologie und Altorientalistik innerhalb des Instituts ft.iLr
Altertumswissenschaften soll es im Institut ftiLr Orientalistik und Afrika-
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nistik Professuren füLr Arabistik und Orientalische Philologie mit
Sprachgeschichte, Modernes Arabisch sowie Wirtschaft, Kultur und
Gesellschaft im Vorderen Orient geben. Die Afrikanistik soll mit vier
weiteren Professuren für die Ethnologie, die Sprachen und Literaturen
sowie die Geschichte Afrikas vertreten sein. Ferner ist fti,r Leipzig die
Einrichtung eines Ost- und Südasieninstituts mit zunächst füLnf Profes-
suren geplant: Sanskritistik und indische Altertumskunde, Klassische
Sinologie, Moderne Sinologie/Gesellschaft und Wirtschaft Chinas, Mo-
derne Japanologie/Gesellschaft und Wirtschaft Japans sowie Tibetolo-
gie/Altaistik. In der nächsten Ausbaustufe sollen Professuren ftiLr Moder-
ne Indologie/Gesellschaft und Wirtschaft Indiens, Klassische Japanolo-
gie sowie Sprachen, Geschichte und Kulturen Südostasiens hinzu-
kommen.

Halle plant neben Professuren fr.ir Judaistik und Indologie ein Seminar
,,Orientalische Archäologie und Kunst". Die in Halle ausgezeichnet ver-
tretene Arabistik (mit Ausrichtung auf Klassisches Arabisch) soll in
Richtung Semitistik ausgeweitet werden. Besondere Bedeutung hat wei-
terhin die international hochangesehene Abteilung Sprachen des Oriens
Christianus.

In Jena gibt es Besonderheiten, die sonst an keiner Universität gegeben
sind: die Kaukasiologie und die Indonesistik. Sie sollen weiterhin dr.uch
Professuren vertreten sein. Ferner soll in Verbindung mit der Hilprecht-
Sammlung (sumerische Rollsiegel u. a.) ein altorientalisches Seminar
eingerichtet werden. Darüber hinaus ist an die Einrichtung der Fächer
Islamwissenschaft/Arabistik und Judaistik gedacht, ferner an den Auf-
bau eines Zentrums für Japan-Studien.

Sonstige Kleine Fächer:

In Greifswald soll das ehemalige Regionalinstitut Nordeuropa nach er-
heblichen Umstrukturierungen als inneruniversiläres Zentrum weiter-
geführt und z. T. ausgebaut werden. Vorgesehen sind drei Professuren
für Nordische Philologie (Nordische Literaturwissenschaft, Nordische
Sprachwissenschaft, Mediävistik und Historische Sprachwissenschaft)
sowie eine Professur ftiLr Fennistik.

c) Empfehlungen

Allgemeines zu den Fächern der Gruppe 1

Kunstgeschichte, Musik- und Theaterwissenschaft:

Kunstgeschichte und Musikwissenschaft sollten an allen Universitätsor-
ten studierbar sein. Die geographische, chronologische und typologische
Ausdehnung machen das Fach Kunstgeschichte über die sachbezogene
und die wissenschaftstheoretische Forschung hinaus fi.iLr viele wissen-
schaftliche Disziplinen zur Bezugswissenschaft, insbesondere füLr Ge-
schichte, Landeskunde, Landesgeschichte, Volkskunde, Ethnologie,
Klassische Archäologie und alle Philologien. Hinzu kommt der reiche
Bestand an Baudenkmälern und Kunstwerken in Mecklenbr.rrg-Vor-
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pommern, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thtiringen, der
eine breite wissenschaftliche Forschung und Ausbildung in Kunstge-
schichte als notwendig erscheinen läßt. Auch die zahlreichen kommuna-
len und staatlichen Museen und Kunstsammlungen erfordern eine
wissenschaftliche Betreuung und Erschließung, die für das Fach Kunst-
geschichte ein wichtiges Aufgabenfeld darstellen.

Vergleichbares gilt für die Musikwissenschaft. Auch ihr kommt eine
wichtige Rolle bei der Integration zahlreicher Disziplinen wie bei der
Pflege wertvoller musikgeschichtlicher Bestände in den neuen Ländern
zu. Das Musikinstrumenten-Museum in Leipzig beispielsweise zählt zu
den drei größten in der Bundesrepublik Deutschland, und die Universi-
tätsbibliothek in Rostock zeichnet sich durch besonders wertvolle musi-
kalische Quellen aus.

An jedem Universitätsort sollten Kunstgeschichte und Musikwissen-
schaft als selbständige Studiengänge angeboten werden. Falls diese
Fächer an einem Ort auch als Kunst- und Musikhochschulen vertreten
sind, empfiehlt der Wissenschaftsrat, kooperative Lösungen zu suchen,
die zu einem institutionenübergreifenden Angebot von Studiengängen
führen können. Auch sollten geographisch eng benachbarte Universitä-
ten prüfen, inwieweit gemeinsame Studiengänge möglich und vorzuse-
hen sind.

Auch die Theaterwissenschaft kann zu einer kulturwissenschaftlichen
Öffnung der Philologien beitragen und eine wichtige Klammerfunktion
für verschiedene geisteswissenschaftliche Fächer gewinnen. Gleichwohl
kann bezweifelt werden, ob ein Ausbau wie in den alten Ländern sinn-
voll ist. Die Theaterwissenschaft sollte aber aufjeden Fall da, wo sie be-
reits vorhanden ist - an der Humboldt-Universität Berlin und in Leipzig
- erhalten bleiben und ausgebaut werden. Dabei sollte die theoretisch-
philologisch-germanistische Orientierung der Theaterwissenschaft, wie
sie in den alten Ländern üblich ist, vermieden werden und die in der
ehemaligen DDR bewährte Praxisorientierung des Fachs (auch durch
Zusammenarbeit mit Theaterhochschulen) erhalten bleiben. Ferner
sollten Institute füLr Theaterwissenschaft möglichst einen Lehrstuhl ftir
Filmwissenschaft einschließen und damit auch zu den Kommunika-
tions- und Medienwissenschaften in nähere Verbindung treten. Deshalb
ist mit einer Mindestausstattung von drei Lehrstühlen zu rechnen, die
neben Berlin und Leipzig allerdings nur dort eingerichtet werden soll-
ten, wo sie von Universitäten und Kunsthochschulen gemeinsam getra-
gen werden können. Bei drei Lehrstühlen sollte einer besonders der
Theatergeschichte, ein anderer der Allgemeinen Theaterwissenschaft
und ein dritter der Filmwissenschaft zugerechnet werden.

Im gesamtdeutschen Bezug stellt die stärkere Berücksichtigung musik-
ethnologischer Forschung und Lehre ein Desiderat dar. Dem steht eine
zunehmende Nachfrage nach einem vermehrten Angebot musikethno-
Iogischer Lehrveranstaltungen gegenüber, die aufDauer nicht nur durch
Lehraufträge abzudecken ist. Durch Fortftihrung des Lehrstuhls ftir
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Musikethnologie an der Humboldt-Universität sowie durch Neuausrich-
tung bestehender und Einrichtung neuer Stellen gerade auch in den
neuen Ländern sollte die musikethnologische Forschung und Lehre
erweitert werden.

Volkskunde/Ethnologie/Kulturanthropologie :

Die Volkskunde gitt als Bezugswissenschaft in den Geschichtswissen-
schaften, insbesondere in der Sozial- und Landesgeschichte, in den
Kunst- und Kulturwissenschaften und in den Philologien, aus denen sie
herausgewachsen ist. Darüber hinaus kommt der akademischen Volks-
kunde eine weitreichende kulturpolitische Bedeutung zw, die über die
Zusammenarbeit mit Museen, Denkmalpflege etc. und anderen wissen-
schaftlichen Einrichtungen weit hinausgeht und bis in den Bereich der
öffentlichen Kulturarbeit hineinreicht, in dem zunehmend Arbeitsfelder
friLr Volkskundler zu erwarten sind. Diese Akzentverlagerungen im Fach
haben seit den 70er Jahren in den alten Bundesländern neben ,,Volks-
kunde" zu den Fachbezeichnungen,,Europäsche Ethnologie",,,Empiri-
sche Kulturwissenschaft" und,,Kulturanthropologie und europäsche
Ethnologie" geführt. Insgesamt hat sich das Fach von der Altertumsfor-
schung hin zu kulturanalytischen Fragestellungen zur Alltagskultur
orientiert. Ein regionaler Aspekt, vielfach historisch vertieft, mit einer
Tendenz zur Konzentration auf untere bis mittlere Sozialschichten,
bleibt leitend.

Neben kulturwissenschaftlichen Perspektiven in die Vergangenheit ist
seit einiger Zeit besonders die Analyse der Veränderung in der Gegen-
wart und der jüngsten Vergangenheit in den Mittelpunkt gerückt. Dazu
kommen Fragen der Kulttrr in der Freizeitgesellschaft, neue Bewegun-
gen, die historische Muster aufnehmen, die Pluralisierung der Kultr.rr,
die Ethisierung der Regionen und die Probleme interkultr.reller Kon-
fliktfelder. Die Ansätze in diesen Bereichen reflektieren neue For-
schungsfelder des Faches und düLrften in Zukunf't an Gewicht gewinnen.
Sie indizieren einen zusätzlichen Ausbildungsbedarf und weisen auf
neue Berufsfelder hin, die von der Analyse gegenwärtiger Kulturformen
her zu bestimmen sind: öffentliche Kulturarbeit in Museen, verschiede-
nen Medien, der Erwachsenenbildungund der Schule.

Auch Ethnologie r.rnd Kutturanthropologie zeichnen sich nicht zuletzt
durch ihre komparatistische und theoriebildende Funktion im Zusam-
menhang kulturwissenschaftlicher Disziplinen aus. Ebenso hat die re-
gional spezialisierte Ethnologie in jüngerer Zeit auch in außeruniversitä-
ren Berufsfeldem aus den Bereichen Entwicklungszusarnmenarbeit, Po-
litikberatung, Publizistik/Medien an Bedeutung gewoltnen. Ttotz der
entsprechenden Größe, die das Fach in den alten Bundesländern daher
erreicht, sind eine Reihe von Desideraten zu verzeichnen, so auf den Ge-
bieten der kognitiven Anthropologie und der anthropologischen Lin-
guistik, im Bereich der Anwendung quantitativer und statistischer Theo-
rien und der Geschichte der Ethnologie. Hier könnte die Einrichtung der
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beiden Fächer an den Universitäten in den neuen Ländern Abhilfe lei-
sten.

volkskunde/Ethnologie/Kulturanthropologie sollten möglicht überall
zumindest mit einem der drei Fächer, an größeren Universitäten (Hum-
boldt-Universität Berlin, Universität Leipzig) auch gemeinsam vertreten
sein. tr\ir geographisch eng benachbarte Universiläten ist die Möglich-
keit der Konzentration solcher Fächer an einer Institution zu prüfen. In
jedem Fall solltejedoch daraufgeachtet werden, daß injedem der neuen
Länder sowohl die volkskunde als auch EthnologieiKulturanthropolo-
gie wenigstens an einer Universität vertreten ist.

Klassische Archäologie, Ur- und Frühgeschichte, Byzantinistik, Neogrä-
zistik, Mittel- und Neulatein:

Die Klassische Archäologie ist nicht nur als wissenschaft der materiellen
Hinterlassenschaft der griechischen und römischen Antike (Kunst, Ge-
brauchsgegenstände, Architektur, Topographie etc.) von gloßer Bedeu-
tung. Sie stellt vielmehr eine wesentliche Ergänzung von Alter Ge-
schichte und Klassischer Philologie dar. Die Kenntnis ihrer Methoden
und Ergebnisse ist fi.ir ein sinnvolles Arbeiten in diesen Fächern unbe-
dingt vorauszusetzen. Die altertumswissenschaftlichen Studiengänge
schreiben deswegen in der Regel auch den Besuch archäologischer Ver-
anstaltungen vor.

In der Regel sollte deswegen die Klassische Archäologie an den Univer-
sitäten mit voll ausgebauter Klassischer Philologie and Alter Geschichte
vertreten sein.

FtiLr die Bibliothek (sowie die Gliederung in Institute) ist auf die Ausftitr-
nrngen zur Klassischen Philologie (II.B.3.1) zu verweisen.

Frir die Ur- und Frühgeschichte, die sich mit der materiellen Kultur vom
Paläolithikum bis zum Mittelalter Europas (und potentiell anderer Kul-
turen der Welt) befaßt, gilt Entsprechendes. Sie behandelt die frühesten
Epochen der europäschen Geschichte. Sie wird zunehmend wichtig als
Ergänzung der Mediävistik (Mittelalterarchäologie), wobei gegenüber
der Klassischen Archäologie ein gewisser Nachholbedarf besteht.

Archäologie und Ur- und Fnihgeschichte sind darüber hinaus zuständig
für Sammlungen (Leipziger Vasensammlung mit 11000 Objekten; ur-
und frühgeschichtliche Sammlungen in Greifswald, Halle und Jena). Sie
lehren Grabungstechnik, arbeiten oft mit Naturwissenschaft zusalnmen
bei Verfahren der Alters- und Herkunftsbestimmung (Dendrochronolo-
gie, Radiokarbon, Thermolumineszenz) oder Projekten wie paläoklima-
tologie, Limnologie usw. Ur- und Frtihgeschichte kümmert sich auch in
Form von Rettungsarchäologie und Denkmalpflege um die regionalen
,,Bodenschätze", wobei sich je nach Art der anfallenden Funde besonde-
re Schwerpunkte herausgebildet haben (2. B. mittelalterliche Stadtkern-
forschung in Greifswald, Neolithikum in Halle, Bronzezeit in Jena).
Auch aus diesem Grund sollte es in jedem der neuen Länder an einer
Universität vertreten sein.
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Byzantinistik und Neogräzistik, Mittel- und Neulatein werden in
Deutschland notorisch zu wenig betrieben. Es ist deswegen dringend zu
empfehlen, daß diese Fächer mindestens einmal in den neuen Ländern
vertreten sind (außer Berlin, wo Byzantinistik/Neogräzistik sowie Mittel-
und Neulatein an der Fleien Universität gelehrt werden).

Religionswissenschaft :

Religionswissenschaft gehört zu den vergleichenden und theoriebilden-
den Disziplinen und ist daher geeignet, integrierend zu wtken und eine
Vielzahl spezialisierter Kulturwissenschaften in gemeinsamen Frage-
stellungen zusarnmenzufassen. Das Fach hat traditionellerweise seinen
Schwerpunkt in einer der großen nichtchristlichen Religionen, zum Bei-
spiel Islam (Leipzig), Buddhismus (Bonn, Marburg), Iran (FU Berlin),
Hinduismus und griechisch-römische Antike (fübingen), antikes Ju-
dentum, Islam (Bremen). Die Institutionalisierung interdisziplinärer Ztt-
sammenarbeit in Studiengängen und Forschungszentren ftir Verglei-
chende Religionswissenschaft ist jedoch noch weitgehend Desiderat.
Hier bieten sich in den neuen Ländern - vor allem in Berlin, Leipzig,
Halle und Jena - Möglichkeiten, anknüpfend an örtliche Schwerpunkte
religionswissenschaftliche Zusammenarbeit aufzubauen, die nicht unge-
nutzt bleiben sollten.

Allgemeines zu den,,Kleinen Fächern" im engeren Sinn (Gruppe 2)

Als ,,Kleine Fächer" werden in der Regel diejenigen Fächer bezeichnet,
die traditionellerweise nur ihren eigenen Nachwuchs ausbilden und
nicht in außeruniversitäre Berufe weiterfrihren. Zu ,,Orientalistik" zu-
sammengefaßte Fächer (Agyptologie, Assyriologie, Sumerologie, Hethi-
tologie, Westsemitische Sprachen und Kulturen, Vorderasiatische Ar-
chäologie, Islamwissenschaft, Kaukasiologie, Indonesistik, Koreanistik,
Sinologie, Tibetologie, Mongolistik, Altaistik, Mandschuristik, Japanolo-
gie und anderes mehr) sowie die Fächer, die sich der Erforschung be-
stimmter außerorientalischer Sprachen r.rnd Sprachgruppen widmen wie
z. B. Finno-Ugristik, Baltistik, Afrikanistik, usw. Dazu kommen Fächer
wie Byzantinistik, Neogräzistik, Judaistik, Mittel- und Neulatein, die
zwischen Spätantike und Renaissance bzw. zwischen dem christlichen
Abendland und dem Osten die Brücke schlagen. Die ursprünglichen
Sprachwissenschaften haben sich fast durchweg zu Kulturwissenschaf-
ten ausgeweitet. Sie basieren zwar sämtlich auf dem Studium einer oder
mehrerer orientalischer Sprachen, meist im Zusammenhang mit einem
(oder mehreren spezifischen Schriftsystemen), beschäftigen sich aber
nicht mehr allein mit der Entzifferung und grammatisch-lexikalischen
Erschließung von Texten, sondern widmen sich der FUekonstruktion der
dr;rch sie sowie durch archäologische Funde usw. zugänglichen kulturel-
len Welten in allen ihren Aspekten wie Geschichte, Recht, Wirtschaft,
Verwaltung, Politik, Technik, Sprache, Literatur, Religion, Philosophie,
Kunst, Archäologie. Sie sind daher Kulturwissenschaften im Sinne einer
integralen Erforschung von Kultur. Das macht sie in zunehmendem
Umfang zu Bezugswissenschaften ftiLr Fächer, die sich auf einzelne sol-
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cher kulturellen Dimensionen spezialisieren wie Literatr-rrwissenschaft,
Kunstgeschichte, Rechtsgeschichte, Religionswissenschaft, Wirtschafts-
geschichte, Politische Wissenschaft usw. Je deutlicher sich Fragestellun-
gen einer allgemeinen Kulturtheorie, Vergleichenden Religionswissen-
schaft, Kulturanthropologie und Historischen Anthropologie als trans-
disziplinäre Schwerpunkte herausbilden und in Zentren interdisziplinä-
rer Zusammenarbeit organisieren, desto größer wird das Interesse an
denjenigen Fächern, die es mit integralen Kulturen zu tun haben.

Die wirtschaftliche Vernetzung der Staatenwelt führt in verschiedenen
Sparten des Berufslebens zu einem neuen Bedarf an ,,interkultureller
Kompetenz", wie ihn gerade die ,,Kleinen Fächer" vermitteln. Daher
weisen vielerorts Fächer wie Sinologie, Japanologie, Islamwissenschaft
bzw. Arabistik wie auch die Ethnologie wesentlich höhere Studenten-
zahlen auf als zum Beispiel Klassische Philologie. Diese Tendenz wird
sich noch verstärken.

Diese Entwicklung gilt zwar vor allem ftir diejenigen Fächer, die sich mit
den modernen Verhältnissen außereuropäscher Länder und Kulturen
beschäftigen (eine besondere Stärke der Humboldt-Universität und der
Universität Leipzig). Aber auch das Interesse an den alten Sprachen und
Kulturen der außereuropäschen Welt hat in den letzten Jahrzehnten
erheblich zugenommen. Trotzdem ist es schon im Hinblick auf die be-
schränkten Berufsmöglichkeiten sinnvoll, ,,Kleine Fächer" nur in Aus-
wahl und nur an einigen der in Frage stehenden Universitäten anzusie-
deln. Sie sind daher ganz besonders geeignet, zur ,,ortstypischen Aura"
einer Universität beizutragen. In den alten Ländern stoßen Versuche,
einzelne solcher Fächer in integrative Formen der Lehre (Lehrverbund,
Graduiertenkolleg) oder Forschung zusammenzufassen, vielfach immer
noch auf Mißtrauen und Unverständnis, und werden auch durch die Ka-
pazitätsverordnungen stark behindert. An den neuen Universitäten der
neuen Länder sollten solche Fehlentwicklungen vermieden uld fächer-
übergreifende Kooperationsformen gefiirdert werden. Dabei gilt es aber
zu berücksichtigen, daß diese Fächer erst einmal einen Prozeß der inter-
nen Reorganisation durehmachen müssen, bevor sie in fächerübergrei-
fende Strukturen integriert werden können. Aufgrund der Erfahrungen
der Vergangenheit herrscht an den Universitäten der neuen Länder der-
zeit das Bestreben vor, nach der ÜberintegXation im DDR-Regime zu-
nächst zur Disziplinaität zurickzufinden, um sich später auf Interdis-
ziplinarität einstellen zu können.

Dieser Wunsch sollte respektiert, die überfachliche Zusammenarbeit je-
doch gleichwohl durch geeignete Maßnahmen gefördert werden. Gerade
für die ,,Kleinen Fächer" erscheint eine Integration in fächer-/fach-
bereichsübergreifende Organisationsformen wie zum Beispiel inneruni-
versitäre Zentren als besonders wichtig. Sie könnten dadurch einen er-
heblichen Beitrag dazu leisten, die innovativen und positiven Aspekte
der ehemaligen DDR-Regionalinstitute und -studien (,,area-studies") un-
ter Einbezug anderer als nur philosophischer Fächer weiterzuführen.
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Einen verstärkten Ausbau verdienen die zwischen Antike und Neuzeit
sowie zwischen den verschiedenen kulturellen Zentren des Mittelalters
vermittelnden Fächer wie Byzantinistik, Osmanistik, Judaistik und Neo-
gräzistik. Der geschichtlichen Verflechtung des europäschen Mittelal-
ters mit Byzanz und mit der islamischen Welt kann die einseitige Be-
schäftigung mit den lateinischen und nationalsprachlichen Tladitionen
nicht gerecht werden.

Auf die jeweils sinnvolle Auswahl der an den einzelnen Universitäten
einzurichtenden ,,Kleinen Fächer" kann im einzelnen erst in Teil II.C.
der Empfehlungen eingegangen werden. An dieser Stelle seien lediglich
jene Fächer angesprochen, deren Einrichtung an (mindestens) einer
Universität wichtige Defizite im Bereich der ,,Kleinen Fächer" beheben
könnte. Die folgende Liste nennt also nur neueinzurichtende oder be-
sonders auszubauende Fächer:

- Tbrkologie: Dieses Fach ist, gemessen an seiner Bedeutung, an der
deutschen Ttadition auf diesem Gebiet und an dem hohen Stellen-
wert der in der Berliner T\rrfansammlung bearbeiteten Materialien in
der gegenwärtigen deutschen Universitätslandschaft erheblich unter-
repräsentiert. Hier gilt es, bestehende Kontakte zur russischen und
sonstigen östlichen Forschung zu nutzen, sowie an bestehende ethno-
archäologische Projekte in Zentralasien und am Schwarzen Meer an-
zuschließen.

- Iranistik: Ftir Iranistik gilt entsprechendes wie ftiLr Turkologie. Die
ehemals große deutsche Tradition auf diesem Gebiet droht endgriltig
abzureißen. Zu erwägen wäre die Einrichtung einer Religionswissen-
schaft mit Schwerpunkt Iranistik in Halle, die eine integrierende
Funktion in bezug auf die im interdisziplinären Zentrum füLr Orient-
archäologie kooperierenden Fächer ausüben könnte.

- Judaistik Dieses als selbständige Disziplin in Deutschland überhaupt
erst nach 1945 entstandene Fach ist, gemessen an der Bedeutung des
Judentums sowohl an sich als auch im Füahmen der deutschen Ver-
gangenheit, noch immer an deutschen Universitäten erheblich unter-
repräsentiert (voll ausgebaut als Institut mit Lehrstuhl, Mitarbeitern,
Bibliothek nur in Berlin (FU), Köln und FYankfurt).

- Japanologie: Durch die weltwirtschaftlichen Verflechtungen hat der
ostasiatische Raum und ganz besonders Japan eine Bedeutung ge-
wonnen, die eine ständig wachsende Nachfrage nach dem Fach Japa-
nologie zur Folge hat.

- Koreanistik: Die Pflege dieses Faehes verdankt sich den guten politi-
schen Beziehungen der ehemaligen DDR zu den sozialistischen ,,Bru-
derländern" und führte zur Ausbildung von im Westen kaum vorhan-
denen und erhaltenswerten Kompetenzen.

In jedem der genannten Bereiche könnte bereits die Einrichtung einer
zusätzlichen Professur - etwa auch in Form von Stiftungslehrstühlen -
einen großen Zugewinn bedeuten. Hinsichtlich der personellen NormaJ-
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ausstathng gelten fü,r jedes Fach beider Fächergruppen die generellen
Ausführungen von II.A.3. Das heißt, daß fii.r jedes Fach, das als Haupt-
fach geführt wird, zwei Professuren (C4lC3) vorgesehen werden sollten,
um das für ein Hauptfach erforderliche Lehrangebot von durchschnitt-
lich 14 bis 18 SWS realisieren zu können.

Wo ein Fach nur an einem Studiengang mitwirkt ohne eigenen Studien-
abschluß, z. B. durch Vermittlung notwendiger Sprachkenntnisse für
das Studium der vorderasiatischen Archäologie, kann es ggf.genügen,
dieses Fach nur durch einen Lektor, einen wissenschaftlichen Mitarbei-
ter bzw. einen Lehrbeauftragten zu vertreten.

II.C. Einzelne Länder und Hochschulen

Eine tragfähige, differenzierte und leistungsfähige Ausgestaltung und
Weiterentwicklung der Geisteswissenschaften an den Hochschulen setzt
voraus, daß die Um- und Neustrukturierung nicht allein in Orientierung
an den Einzelfächern geschieht, sondern vor allem auch mit Blick auf
gü,nstige Bedingungen für deren Kooperation. In Kapitel II.B. wurde un-
ter der erstgenannten Perspektive ausgeführt" welche Rahmenbedin-
gungen ftiLr eine angemessene Vertretung der einzelnen Disziplinen ge-
geben sein müssen, darunter nicht zuletzt die personelle Ausstattung.
Die dabei erfolgte Unterscheidung zwischen Mindest- und Normalaus-
stattung benennt Aufbaustufen, da eine sofortige Einrichtung aller Pro-
fessuren, die für eine, gemessen an den wissenschaftlichen Standards,
,,normale" F\rnktionsfähigkeit der universitäen Forschung und Lehre
notwendig sind, nicht immer möglich sein wird. Der Wissenschaftsrat
betont, da3 die in einem ersten Schritt anzustrebende Mindestausstat-
tung in keinem Fall schon genügen kann und daher durchgänglg die an-
gegebene Normalausstattung die mittelfristig maßgebliche Richtgröße
darstellt.

Im folgenden wird eine mögliche Stufenfolge für die Einrichtr.rng der
empfohlenen Schwerpunkte bzw. der dafüLr notwendigen ergänzenden
Professuren nicht immer ausdrücklich angegeben. Dennoch ist klar, daß
gerade die folgenden Empfehlungen vielfach mittelfristigen Charakter
haben. Bei den Entscheidungen, welche Schwerpunkte in welchen Zeit-
räumen auf- bzw. ausgebaut werden sollen, ist eine sinnvolle Abstim-
mung zwischen den Hochschulen und Ländern anzustreben.

Ziel der folgenden regionalspezifischen Vorschläge ist es, durch Anga-
ben von besonderen Akzenten innerhalb der einzelnen Fächer, insbe-
sondere aber von fächerübergreifenden Schwerpunkten, Möglichkeiten
aufzuzeigen, um sowohl aus den einzelnen Fächern heraus als auch
durch interdisziplinäre Verknüpfungen das innovative Potential der
Geisteswissenschaften zu stärken. Dazu wird es - quer zu der in Kapitel
II.B. nur aus darstellungstechnischen Gründen dominierenden Einzel-
fachperspektive - vor allem auf die Kooperation zwischen den Fächern
und Fachgebieten ankommen, die nicht zuletzt erlauben sollte, auch
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und gerade solchen Flagerichtungen einen institutionellen Rückhalt zu
geben, die zwischen den traditionellen Fächern angesiedelt sind.

Ein besonderer Abstimmungsbedarf besteht schließIich auch in Hoch-
schulregionen wie Berlin/Potsdam sowie Leipzig/Halle und Rostock/
Greifswald, wo es auf Grund von Bevölkerungszahl und historischen
Bedingungen gerechtfertigt ist, mehrere Universitäten auf engem Raum
nebeneinander zu erhalten. Um so größer ist hier der Abstimmungsbe-
darf, um die Einrichtung überfltissiger Kapazitäten zu verhindern (Spar-
samkeit), um optimale Wahlmöglichkeiten ftir die Studierenden zu
schaffen (Konkurrenz) trnd um Gewinne aus der Zusammenarbeit zu
ziehen. (Synergie).

Der Wissenschaftsrat begrüßt die Bemühungen der Landeshochschul-
strukturkommissionen, entsprechende Abstimmungen zu erreichen,
und empfrehlt die Fortsetzung dieser Arbeit. Allerdings ist die Abstim-
mung in der bisherigen Planung noch zu wenig erreicht worden. Dies
gilt vor allem f{iLr die Abstimmung über die Landesgrenzen hinwe4, z.B.
zwischen Berlin und Brandenburg im Hinblick auf die Hochschulregion
Berlin/Potsdam. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, in solchen Fällen fol-
gende Gesichtspunkte zu berücksichtigen:

1. Im Falle der ,,Kleinen Fächer" (zumindest derer, die in Abschnitt
II.B.4. als,,Gruppe 2" zusammengefaßt werden) bedarf es der Rechtferti-
gung durch besondere Gri.iLnde, wenn sie an mehr als einer Universität
einer solchen Hochschulregion angesiedelt werden. Grundsätzlich ist
Konzentration an einem Standort anzustreben, wobei die Übernahme
von Serviceaufgaben für die übrigen Universitäten notwendig ist.

2. In der Regel werden Disziplinen - vor allem die ,,größeren" Fächer mit
Aufgaben in der Lehrerbildung - an mehreren Standorten vertreten
sein. In diesen Fällen ist Komplementarilät in den fachlichen Schwer-
punktsetzungen anzustreben.

3. Wo gleiche Disziplinen an mehreren Standorten bzw. Disziplinen mit
komplementärer Ausrichtung in größerer räumlicher Nähe angesiedelt
sind, ist die Einrichtung von dauerhaften interuniversitären Koopera-
tionsformen dringend zu empfehlen. Zu denken ist an gemeinsame Ar-
beitsstellen, die hochschulübergreifende Einrichtung von Graduierten-
kollegs, gemeinsame Forschungsschwerpunkte, Sonderforschungsbe-
reiche und dergleichen, die gemeinsame Beteiligung an Frogrammen
wie Erasmus und Tempus, das Zusammenwirken in der Lehre bei hi-
fungen und bei der Benutzung der Bibliotheken.

4. Die fünf vom Wissenschaftsrat in Berlin und Potsdam empfohlenen
und dort bereits gegründeten geisteswissenschaftlichen Zentren sind be-
sonders geeignete Institutionen für die interuniversitäre Koordination
geisteswissenschaftlicher Forschung.

5. Ein besonderer Abstimmungsbedarf besteht gegenwärtig bei der Rea-
lisierung des HEP/WIP-Programms. Die Integration der den Hochschu-
len zugewiesenen Wissenschaftler ist bisher zumeist nicht gelungen.
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Einzelne Hochschulen sind dadurch überfordert, denn die Transferströ-
me betreffen bisher vor allem einzelne Standorte (vor allem Humboldt-
Universität und Potsdam). Die Einbindung in bestehende außeruniversi-
täre Forschungsinstitutionen und der Ttansfer in Hochschulen der alten
Bundesländer sollten im Rahmen des HEP/WIP-Frogramms ermöglicht
und die Integration an den neuen Standorten durch besondere Organisa-
tionsanstrengrrngen gewlihrleistet werden. Eine zeitliche Verlängerung
des HEP/WIP-Programms und der Integrationsfristen ist notwendig.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, institutionelle Vorkehrungen zu schaf-
fen, um die notwendige Abstimmung in den Hochschulregionen herbei-
zuführen, sofern diese mehrere Länder einbeziehen und insofern über
den Kompetenzbereich der einzelnen Landeshochschulstrukturkom-
missionen hinausgehen. Ferner bittet der Wissenschaftsrat die Länder,
geeignete Voraussetzungen daftir zu schaffen, daß interuniversitäre Ko-
operationen in der Lehre über die Ländergrenzen hinweg möglich
werden.

Die folgenden Vorschläge sind vor dem Hintergrund der vorstehenden
allgemeinen Ausführungen zu sehen. Sie versuchen, aus überregionaler
Perspektive Anregungen zu geben ftiLr bestimmte Schwerpunktbildun-
gen, die im einzelnen ,,vor Ort" konkretisiert werden müssen und häuIig
nur mittelfristig realisierbar sein werden. Sie erheben keinen Anspruch
auf Vollständigkeit und verzichten bewußt darauf, ftir jeden Hochschul-
standort auf alle Fächer einzugehen. Unbeschadet der vorangehenden
Angaben zur Mindestausstattung der Fächer wollen sie - darüber hin-
ausgehend - zu ortsspezifischer Profrlbildung amegen und eine ange-
messene Verteilung von Schwerpunkten fördern.

1. Berlin

Entsprechend der in Kapitel I.1. dargelegten Anlage dieser Empfehlun-
gen stehen die folgenden Vorschläge zur Humboldt-Universität Berlin
unter dem Vorbehalt einer erst in einem späteren Arbeitsschritt zu lei-
stenden detaillierteren Bestandsaufnahme und vergleichenden Betrach-
tung der Geisteswissenschaften an allen Berliner Universitäten.

Trotz der vor Gericht erfolgreich angefochtenen Abwicklung des vorma-
ligen Fachbereichs Geschichte und des vormaligen Instituts füLr Philoso-
phie geht der Neuaufbau dieser Fächer an der Humboldt-Universität zü-
gig voran. tr\iLr eine angemessene Balance zwischen Neuberufungen und
Weiterbeschäftigung ist Sorge zu tragen (vgl. Kapitel II.A.3.). Die ausge-
schriebenen Professuren lassen in beiden Fächern ein küLnftiges Profrl
erkennen, das nicht nur deren Grunderfordernissen, sondern auch der
besonderen Bedeutung und Ttadition dieser Fächer in Berlin Rechnung
trägt. Ftir die vorgesehenen philosophischen Professuren für Cognitive
Science und Technikfolgenabschätzung empfiehlt sich eine enge Ko-
operation mit der Technischen Universität Berlin. Der Wissenschaftsrat
begrüßt, daß in der Philosophie ein besonderer institutioneller Schwer-
punkt entstehen soll, der zugleich enge Kooperationsbeziehungen zum
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neu errichteten ,,Zentrum für Wissenschaftsgeschichte und Wissen-
schaftstheorie" ermöglicht. Die wünschenswerte möglichst enge Ver-
knüpfung dieses Zentrums mit den komespondierenden Fächern an den
Berliner Universitäten wird auch im Fach Geschichte durch eine eigene
Professur für Wissenschaftsgeschichte berücksichtigt.

Beim Aufbau der Forschungs- und Lehrschwerpunkte im Fach Ge-
schichte ist auf die Kooperation der Zeithistorie (bes. der DDR) mit dem
in Potsdam entstehenden Zentrum für zeithistorische Studien hinzuwir-
ken. In Teilbereichen, die an der Humboldt-Universität wie an der Frei-
en Universität (2.T. auch an der Technischen Universität) stark ausge-
baut sind bzw. werden, ist die interuniversitäre Kooperation zu institutio-
nalisieren. Dies gilt z. B. fü,r die Sozialgeschichte in Verbindung zu den
historisch orientierten Sozialwissenschaften. Im übrigen wird empfoh-
len, dafrir Sorge zu tragen, daß international vergleichende Fragestellun-
gen innerhalb der verschiedenen Teilgebiete gebtihrend zur Geltung
kommen. Der vorgesehene Ausbau der historischen Dimension der
Asien- und Afrikawissenschaften bietet hierfii,r eine gute Gelegenheit.

Empfohlen wird ferner - bezogen auf Gesamtberlin - ein Forschungs-
und Studienschwerpunkt ,,Alte Welt' unter Einschluß von Alt-Syrien,
Israel, Agypten, Kleinasien, Sudan, Mesopotamien und Persien inklusi-
ve der entsprechenden Sprachen und Schriften. Ein solches nach Osten
erweitertes Konzept von ,,Alter Geschichte" entspricht dem z. B. in den
USA und in Israel praktizierten Verständnis des Faches und wriLrde die
Einbindung einer Reihe von Forschergruppen der ehemaligen Akade-
mie der Wissenschaften in den Lehrbetrieb ermöglichen. Längerfristig
wäre die Ergänzung um eine Professur für Christlichen Orient wün-
schenswert.

In den,,Kleinen Fächern" der Geisteswissenschaften, zu denen die Lan-
deshochschulstrukturkommission Berlin eine eigene Arbeitsgruppe ein-
gerichtet hat, besteht wegen deren vielfältiger Interdependenzen unter-
einander und mit anderen Fächern sowie wegen der großen Vielfalt die-
ser Fächer an den drei Berliner Universitäten eine kaum zu überschau-
ende Lage. Tlotz des unbestreitbar großen Umstrukturierungs- und Re-
konstituierungsbedarfs in diesen Fächern an der Humboldt-Universität
muß hier deshalb von konkreten Vorschlägen ftiLr Art, Umfang und Aus-
richtung dieser Fächer abgesehen werden. Unbeschadet der dafi.ir not-
wendigen weiteren Abstimmungen erscheint dem Wissenschaftsrat
allerdings die Fortführung und Konsolidierung der Fächer Sudan-
archäologie mit Agyptologie, Finno-Ugfistik (unter Berücksichtigung
der Potentiale des ehemaligen Zentralinstituts für Sprachwissenschaft),
Iranistik, Koreanistik und Ttrrkologre an der Humboldt-Universität als
empfehlenswert.

Die Weiterführung und der Ausbau der Volkskunde/europäischen Eth-
nologie (neben und in Verbindung mit der hier auch vertretenen ,,empi-
rischen Kulturwissenschaft") an der Humboldt-Universität sind zu be-
gttißen, zumal hier auf erfolgreichen Traditionen der Humboldt-Univer-
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sität aufgebaut werden kann und eine entsprechende Schwerpunktset-
zung an den anderen Universitäten der Berliner Hochschulregion fehlt.

Die Landeshochschulstruktr.ukommission Berlin hat im Oktober 1991
Vorschläge zur Weiterentwicklung der Philologien an allen drei Berliner
Universitäten vorgelegt. Darin hat sie sich dafür ausgesprochen, die gro-
ßen Philologien und die Klassische Philologie an der Humboldt-Univer-
sität in voller Breite anzubieten, da sie zum Grundbestand des Fächer-
kanons gehören und als Kombinationsfächer unentbehrlich sind. Der
Wissenschaftsrat begriißt den Vorschlag!, die Klassische Philologie an
der Humboldt-Universität möglichst unter Nutzung von entsprechen-
den Potentialen der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR
(insbesondere des frtiheren Zentralinstituts für Alte Geschichte und Ar-
chäologie), die vom Wissenschaftsrat positiv bewertet worden sind, aus-
zubauen.

tr\iLr eine Konsolidierung und Stärkung der Germanistik an der Hum-
boldt-Universifät hat der Neuaufbau des bisher vernachlässigten Berei-
ches ,,Deutsche Sprache und Literatur des Mittelalters" (Mediävistik)
oberste Priorität. Die Neuere Literaturwissenschaft sollte um einen
Lehrstuhl mit besonderer Berücksichtigung der neuen Medien ergänzt
werden. In der germanistisehen Sprachwissenschaft sollte neben der
funktionalen auch die generative Grammatik ausgebaut werden.

Weiterhin bieten sich besondere Bibliotheks- und Archivbestände dazu
an, in Berlin je einen Lehrstuhl ftiLr Kinder- und Jugendliteratur sowie
für das literarische Leben Berlins vorzusehen. Deutsch als Flemdspra-
che sollte in Koordination mit der kleineren Einrichtung an der FYeien
Universität an der Humboldt-Universität ausgebaut werden. Während
die Nederlandistik ki.inftig an der Fleien Universität zentriert sein sollte,
erscheint ein Ausbau der Bereiehe Nordistik/Skandinavistik im Zusam-
menhang mit der geplanten Einrichtung eines Nordeuropa-Instituts an
der Humboldt-Universität sinnvoll.

Mittelfristig sollte auch die Allgemeine und Vergleichende Literaturwis-
senschaft an der Humboldt-Universität vertreten sein. Bevor dort ein
formlicher Studiengang dafür eingerichtet werden kann, sollte für die
notwendigen Vorarbeiten und für ein entsprechendes Lehrangebot das
an dem vom Wissenschaftsrat empfohlenen Zentrum ftiLr Literaturfor-
schung vorhandene Potential genutzt werden. In dieser Vorbereitungs-
phase sollte in Absprache mit dem Institut für Allgemeine und Verglei-
chende Literaturwissenschaft der Freien Universität Berlin ein Konzept
entwickelt werden, das die Schwerpunkte des an der Humboldt-Univer-
sität einzurichtenden Studiengangs definiert und die jeweilige Profrlie-
rung der komparatistischen Lehre und Forschung an den beiden Hoch-
schulen (ggf. unter Einbeziehung auch der Universität Potsdam) aufein-
ander abstimmt.

Ferner empfrehlt es sich, die Allgemeine und Vergleichende Sprachwis-
senschaft als selbständigen Schwerpunkt einzurichten. Entsprechend
den lokalen Gegebenheiten und Ressourcen könnte dabei ein besonde-
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rer Akzent auf den Bereich der Theoretischen und der Computerlin-
guistik incl. automatische Übersetzung liegen. Wegen der bündelnden
Wirkung für die einzelnen - in Berlin insgesamt stark vertretenen - Phi-
lologien sollten aber die anderen Schwerpunkte - sprachliche Kommu-
nikationswissenschaft, Sprachtheorie und Sprachvergleich, Fachspra-
chenforschung, Kontrastive Sprachwissenschaft - ebenfalls vorhanden
sein. Auf diese Weise könnte die Allgemeine und Vergleichende Sprach-
wissenschaft an der Humboldt-Universität zu einem effektiven Konver-
genzpunkt ftir die vielen - z.T. in Deutschland äußerst seltenen - an ihr
vertretenen Philologien werden. Dazu ist allerdings dringend davon ab-
zuraten, sie, wie es die Planungen vorsehen, der dortigen Germanistik zu
subsumieren. Gerade in einer von der Germanistik unabhängigen Allge-
meinen und Vergleichenden Sprachwissenschaft in dem oben unter
II.B.3.7. beschriebenen Sinne ergäbe sich eine einmalige Chance der
Profilierung gegenüber der Freien Universität Berlin. Diese Chance ist
um so größer, als das interuniversitäre ,,Zentrum für Allgemeine Sprach-
wissenschaft, Sprachtypologie und Universalienforschung" seine Arbeit
in unmittelbarer Nähe zur Humboldt-Universität aufgenommen hat und
optimale Möglichkeiten zu fruchtbarer Kooperation bietet. -

Unter Gesichtspunkten einer überregionalen Koordination unterschied-
licher Schwerpunkte innerhalb der einzelnen Fächer und im Sinne der
angestrebten kulturwissenschaftlichen öffnung der Geisteswissenschaf-
ten, die z. B. in Form regionalwissenschaftlicher ['orschungen und Lehre
erfolgen kann, erscheint die geplante Grtindung,ieines interdisziplinären
Großbritannien-Institutes an der Humboldt-Universität als empfehlens-
wert, zumal die dafür benötigten Potentiale urlterschiedlicher Fachge-
biete an den drei Berliner Universitäten gesichqtrt scheinen und das Vor-
haben Unterstützr.rng auch aus Großbritannien genießt. Eine sehr enge
Verknüpflrng zwischen dem Großbritannien-Institut und der Anglistik
an der Humboldt-Universität ist dringend erwtiLnscht.

Abschließende Vorschläge für künftige Forschungs- urnd Lehrschwer-
punkte in der Slawistik an der Humboldt-Universität sind - abgesehen
von der generellen Empfehlung, an der Humboldt-Universität vorwie-
gend die neueren slawischen Sprachen und Literaturen mit Schwer-
punkt Russisch zu erforschen und zu lehren - derzeit noch nicht hinrei-
chend zu begriinden. Dazu bedarf es einer genaueren Kenntnis der l«iLnf-
tigen Struktur des Faches an den beiden übrigen Berliner Universitäten
sowie an der neugegrtirrdeten Universität Potsdam. Der Wissenschafts-
rat geht jedoch davon aus, daß an der Humboldt-Universität alle relevan-
ten Bereiche der Slawistik incl. Übersetzungswissenschaften durch Pro-
fessuren abgedeckt sind.

In der Romanistik sollten alle drei Kernbereiche (Gallo-, Ibero- und
Italoromania) an der Humboldt-Universität vertreten sein. Zur Profrlbil-
dung gegenüber der FYeien Universität empfiehlt sich eine Schwer-
punktbildung innerhalb der Bereiche der Lusophonie, der gesamten
Flankophonie (Afrika, Nordamerika, Karibik), der Luso-Kreolsprachen
(ggf. der gesamten Kreolsprachen) und des Rumänischen.
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2. Brandenburg

Das Land Brandenburg, in dem bis dahin nur vier kleinere selbständige
Hochschulen (Pädagogische Hochschule Potsdam, Hochschule für Film
und Fernsehen Potsdam, Akademie für Staats- und Rechtswissenschaf-
ten Potsdam, Hochschule für Bauwesen Cottbus) gelegen wa.ren, hat im
Sommer 1991 drei neue Universitäten gegründet: die Technische Uni-
versität Cottbus, die Europa-Universität Frankfurt/Oder und die Univer-
sität Potsdam. Die Universität Potsdam ist bereits in das Hochschulver-
zeichnis in der Anlage zum Hochschulbauforderungsgesetz aufgenom-
men. Zu den Aufnahmeanträgen für die Universitäten Cottbus und
Flankfurt/Oder wird der Wissenschaftsrat gesondert Stellung nehmen.

An allen drei Standorten, insbesondere in Potsdam, sind geisteswissen-
schaftliche Fächer/Fachbereiche vorgesehen. An der Europa-Universität
Frankfunt/Oder wird die Einrichtr.rng einer kulturwissenschaftlichen Fa-
kultät geplant, die - soweit derzeit erkennbar - vom traditionellen Auf-
bau abweichen wird, um die Geistes- und Sozialwissenschaften wie auch
die geisteswissenschaftlichen Disziplinen untereinander enger als in der
Regel üblich miteinander zu verschränken. Die vom Land bereits geneh-
migte Fakultät ,,Philosophie und Sozialwissenschaften" der Techni-
schen Universität Cottbus soll primär Serviceaufgaben für ingenieurwis-
senschaftliche Studiengänge übernehmen, jedoch keine eigenständigen
Studienangebote ftihren. Im Hinblick auf die noch zu erarbeitenden
Stellungnahmen zu Cottbus und FYankfurt/Oder werden an dieser Stelle
jedoch keine Empfehlungen ausgesprochen. Ftir die Universität Pots-
dam gibt der Wissenschaftsrat folgende Anregungen:

Die Geisteswissenschaften an der Universilät Potsdam sollen nach den
Vorstellungen des Gründungssenats, der Strukturkommission und der
Brandenburgischen Landeskommission zur Planung der Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen ihr besonderes Profil
dr.rch Schwerpunktbildungen in den Bereichen der Geschichtswissen-
schaft, der Philologien und der Allgemeinen und Vergleichenden
Sprachwissenschaft erhalten. Dabei wird durchweg der Versuch propa-
giert, eine spezifisch kulturgeschichtliche Akzentuierung zu erreichen
und daher insbesondere Fragestellungen zu flördern, die quer zu den tra-
ditionellen Facheinteilungen stehen. Dazu sollen fakultätsübergreifende
Anknüpfungspunkte nicht nur zwischen den in den Philosophischen Fa-
kultäten I und II zusarnmengefaßten Fächern, sondern auch zu denen
der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen wie auch der Juristischen
Fakultät gesucht werden.

Der Wissenschaftsrat begrüßt diese Perspektive im Grundsatz, kritisiert
jedoch, daß es zu dessen genauerer Ausgestaltung bislang noch zu kaum
einer Abstimmung mit Berlin gekommen ist. Diese ist um so dringlicher,
als die angestrebte personelle Ausstattung vermutlich nur schrittweise
wird erreicht werden können.
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In Geschichte ist ein Schwerpunkt Brandenburg-Preußische Geschichte
geplant. Nach Auffassung des Wissenschaftsrates sollte dies unterstützt
werden. Insbesondere die sehr gute Archivlandschaft in Potsdam läßt
ein solches Vorhaben als aussichtsreich erscheinen. Abstimmung und
Kooperationen mit Berliner Einrichtungen sollten angestrebt werden.

Ferner ist im Füahmen der geschichtswissenschaftlichen Fakultät ein
Schwerpunkt Deutsch-Jüdische Geschichte vorgesehen, in Zusammen-
arbeit mit einem neuen Moses-Mendelssohn-Zentrum fi.ir europäisch-jü-
dische Geschichte. Der Wissenschaftsrat nimmt dazu zum derzeitigen
Zeitpunkt nicht abschließend Stellung. Jedoch ist bereits jetzt darauf
hinzuweisen, daß die Realisierung eines solchen Schwerpunkts auch das
Angebot einer Sprachausbildung in Hebräsch, nach Möglichkeit auch
Jiddisch voraussetzt. Um dies zu gewährleisten, wie auch zur sonstigen
genaueren Ausgestaltung eines solchen Schwerpunkts empfiehlt sich
eine enge Abstimmung mit den auf diesem Gebiet im Hochschulraum
Berlin-Potsdam bereits bestehenden Schwerpunkten, etwa dem Institut
ftir Judaistik an der Freien Universität sowie dem Schwerpunkt für Anti-
semitismusforschung an der Technischen Universität Berlin.

Ein dritter Schwerpunkt soll in der Erforschung der Zeitgeschichte un-
ter besonderer Berücksichtigung der Geschichte der ehemaligen DDR
liegen. Hierzu wird eine enge Kooperation mit dem Zentrum ftirr zeit-
historische Studien durch gemeinsame Berufungen sowie die Einbin-
dung der am Zentrum tätigen Wissenschaftler in die Lehre angestrebt.
Der Wissenschaftsrat unterstützt diese Bestrebungen ebenso wie das
Vorhaben, eine Arbeitsgruppe,,Ostelbische Gutsherrschaft" der Max-
Planck-Gesellschaft einzurichten.

In den Philologien läßt die geplante Fachstruktr.r nach Auffassung des
Wissenschaftsrates noch nicht die Querverbindungen erkennen, die ftir
die angestrebte innovative Ausrichtung der Sprach- und Literaturwis-
senschaften wünschenswert ist. Statt eines Nebeneinanders der einzel-
nen Nationalphilologien sollte ein Verbund derselben das Ziel sein, in
den auch der dritte geplante Schwerpunkt, Allgemeine und Verglei-
chende Sprachwissenschaft, einbezogen wird. Durch entsprechend enge
Kooperation könnten die Sprach- und Literaturwissenschaften in Pots-
dam ein Profil gewinnen, das sie trotz des bereits reichhaltigen Angebots
der Berliner Hochschulen zu einer interessanten Alternative oder Ergän-
zungmacht.

Beispielsweise bietet sich eine enge Zusammenarbeit zwischen der Ro-
manistik und der Anglistik, in der auch speziell eine anglistische Ameri-
kanistik geplant ist, an. Dazu sollte in der Romanistik der Bereich ,,La-
teinamerika", eingeschlossen die Hispanophonie Nordamerikas, stärker
als vorgesehen, vertreten und mit dem Bereich ,,FYankophonie Nord-
amerikas" (Kanada, Louisiana, Karibik) verknüpft werden. In der Roma-
nistischen Sprachwissenschaft sollte die Didaktik - zusalnmen mit Ver-
tretern der Deutschen, der Allgemeinen und Vergleichenden Sprach-
wissenschaft und der Pädagogik - in der kooperativen Variante realisiert
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werden (vgl. ILA.4., das dritte der drei genannten Modelle). Ferner soll-
ten die jeweils in der Anglistik und in der Romanistik geplanten profes-
suren ftir,,Angewandte Sprachwissenschaft", die in der Romanistik ge-
plante Professr.rr füLr:,,Interkulturelle Kommunikation" und eine der ger-
manistisch-sprachwissenschaftlichen Professuren - unter Einsparung
von zwei Stellen - als Professur ftiLr ,,Kontrastive Sprachwissenschaft,,
und ftiLr sprachliche,,Kommunikationswissenschaft" in Zusammenar-
beit mit den Vertretern der Philologien realisiert werden. Entsprechen-
de Stellen für Fachdidaktik könnten so, was die Sprachwissenschaft an-
geht, in der Anglistik und Romanistik anders besetzt werden.

Der geplante Bohemistik-Schwerpunkt innerhalb der Westslawistik ver-
dient es, hervorgehoben zu werden.

Sollte der starke Ausbau der Allgemeinen Sprachwissenschaft anson-
sten im vorgesehenen Umfang verwirklicht werden können, so wären
die Schwerpuakte in Phonologie/Phonetik, in Psycholinguistik (Sprach-
verarbeitung) und auf dem Gebiet,,Sprachtypologie/Sprachwandel,, in
der deutschen Forschungslandschaft besonders interessant.

Des weiteren liegt es bei der Ausstattung der Philologien in potsdam
und insbesondere auch im Blick auf die Allgemeine und Vergleichende
Sprachwissenschaft nahe, zumindest bei einer Professur die Allgemeine
und Vergleichende Literaturwissenschaft zu berücksichtigen. Nicht zu-
letzt medienkomparatistische Ansätze wären dabei von besonderem
Wert.

3. Mecklenburg-Vorpommern

Mecklenburg-Vorpommern ist das einzige der fünf neuen Länder mit
zwei alten klassischen Universitäten, die in den Geisteswissenschaften
über ein nahezu identisches Fächerspektrum verfügen. Gleichzeitig ist
Mecklenburg-Vorpommern unter den neuen Ländern sowohl das bevöl-
kerungsärmste als auch in einer finanziell besonders schwierigen Situa-
tion. Der Wissenschaftsrat unterstützt die Absicht, dennoch beide Hoch-
schulstandorte aufrecht zu erhalten. Dazu ist es in besonderem Maße
notwendig, nach Möglichkeiten zu suchen, wie die Geisteswissenschaf-
ten an den beiden Universitäten Greifswald und Rostock in Art und Aus-
richtung der dort jeweils geführten Fächer so aufeinander abgestimmt
werden können, daß angesichts knapper Ressourcen an beiden Orten die
fiiLr eine erfolgreiche Arbeit in Lehre und Forschung jeweils notwendige
kritische Masse gesichert werden kann.

Ferner erscheint es dringlich, zu weitgehende Überschneidungen in den
Fachgebieten oder Schwerpunkten, die an den beiden Universitäten ge-
pflegt werden, zu vermeiden. Beim derzeitigen Stand der planungen er-
kennt der Wissenschaftsrat hier entsprechend dem Grundsatz, daß ein
tragfähiger Ausbau einer begrenzten Anzahl von Fächern den Vorzug
vor dem Bestreben verdient, an allen Standorten gleichzeitig ein mög-
lichst vollständiges Fächerspektrum aufzubauen, noch erheblichen Ab-
stimmungsbedarf.
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Der Wissenschaftsrat begrüßt die geplante Verteilung der Altertumswis-
senschaften auf die Universitäten Rostock und Greifswald, die * anstatt
überall alles in gleicher Dichte anzubieten - die Schwerpunkte in
Rostock auf das Griechische, in Greifswald auf das Lateinische setzt. In
Rostock wurde die Klassische Archäologie, die bereits in der Vergangen-
heit einige international beachtete wissenschaftliche Aktivitäten entwik-
kelt hat (Histria-Grabung an der rumänischen Schwarzmeerküste, inter-
nationale Tagungen), zum Kristallisationspunkt des Wiederaufbaus, in
Greifswald gilt Entsprechendes ftir die Ur- und Frühgeschichte mit ih-
rem Schwerpunkt in der Mittelalter-Archäologie und Stadtkernfor-
schung. Die Fächer Ur- und Fnihgeschichte sowie Klassische Archäolo-
gie sollten zunächst nur an jeweils einer der beiden Universitäten vertre-
ten sein.

Im Vergleich der beiden Standorte bietet Greifswald bessere Anknüp-
fungsmöglichkeiten ftir die Bildung besonderer - auch fachübergreifen-
der - Schwerpunkte in den Geisteswissenschaften als die Universität
Rostock. Der Wissenschaftsrat regt an, an der Universität Greifswald ein
,,Interdisziplinäres Zentrum friLr Nordistik/Baltistik" zu errichten. Mit
diesem Zentrum sollte eine enge Kooperation der sprach- und literatur-
wissenschaftlichen Fächer (Nordistik einschließlich Skandinavistik, Bal-
tistik als Nachbardisziplin der Slawistik und Allgemeine Sprachwissen-
schaft - jedoch ohne Finno-Ugristik) mit den Fächern Geschichte,
Volkskunde, Kunstgeschichte sowie Ur- und Fhihgeschichte ermöglicht
werden.

Diese regionale Ausrichtung auf Nordeuropa sollte auch die ortstypi-
schen Schwerpunkte in den letztgenannten Fächern bestimmen. Über
den allgemeinen personellen Grundbedarf hinaus empfrehlt der Wissen-
schaftsrat daher für die Geschichte an der Universität Greifswald einen
Schwerpunkt,,Nordeuropäische Geschichte/Hanseforschung", fi.ir die
Kunstgeschichte einen Schwerpunkt zur Kunstgeschichte des Ostsee-
raumes, fl.ir die Slawistik einen polonistischen Schwerpunkt.

Auch das Fach Ur- und Frtihgeschichte könnte mit seinen bisher schon
entwickelten interessanten Ansätzen zur Mittelalterarchäologie r.rnd
Stadtkernforschung an diesem Zentrum fi.iLr Nordistik/Baltistik mit-
wirken.

Als möglicher fachübergreifender Schwerpunkt der Germanistik an der
Universität Greifswald bieten sich Forschungen zur Verflechtung und
Interdepedenz der Literaturen Nordeuropas und Deutschlands an, gege-
benenfalls speziell am Beispiel der ins Deutsche übersetzten Literaturen
aus dieser Region.

In der Romanistik sollte der zweite Schwerpunkt neben der Galloroma-
nia in der Italoromania liegen.

Ein kompletter Neuaufbau ist im Bereich der Klassischen Philologie er-
forderlich.
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Ferner sollte ein Lehrstuhl friLr Allgemeine und Vergleichende Sprach-
wissenschaft (im Sinne von Sprachtheorie und Sprachvergleich) einge-
richtet werden. Die ftir,,interkulturelle Kommunikation" vorgesehene
Stelle sollte als Lehrstuhl für sprachliche Kommunikationswissenschaft
ausgebracht werden und - wie die vorgesehene Fachsprachenforschung
- in Zusammenarbeit mit den Vertretern der Philologien realisiert wer-
den. Im Rahmen der geplanten Angewandten Sprachwissenschaft wird
die Berücksichtigung kontrastiver Flagestellungen empfohlen, durch
die im Verein mit der Pädagogik/Psychologie, den Philologien und der
sprachwissenschaftlichen Germanistik die sprachwissenschaftliche
Fachdidaktik mitgestaltet wird.

Die bereits erfolgten Ausschreibungen fliLr Professuren in der Philoso-
phie tragen den Gnrnderfordernissen des Faches Rechnung, wobei sich
über die allgemeine Grundlagenorientierung der Philosophie hinaus in
Greifswald eine stärker geisteswissenschaftliche Ausrichtung des
Faches anbietet.

An der Universität Rostock war das Profil der Geisteswissenschaften in
der Vergangenheit maßgeblich geprägt durch die Sektion für Latein-
amerika-Wissenschaften, die von der Landesregierung Mecklenburg-
Vorpommerns wegen ihrer einseitigen politischen Ausrichtung auf die
Interessen Kubas und kommunistischer Befreiungsbewegungen zum
Jahresende 1990 gemäß Artikel 13 Abs. 1 des Einigungsvertrages abge-
wickelt worden ist. Unter der Voraussetzung einer stärkeren Profilie-
rung von Greifswald auf die Geisteswissenschaften und von Rostock auf
naturwissenschaftlich-technische Disziplinen bieten sich ftiLr die Ent-
wicklung eines künftigen Profils der Geisteswissenschaften an der Uni-
versität Rostock grundsätzlich zwei Möglichkeiten an:

Erstens: Die Universität Rostock ist die einzige klassische Universität in
den neuen Ländern, an der auch eine Technische Fakultät besteht. Nach
einer Entscheidung des Landes vom Januar 1992 sollen - Empfehlungen
des Wissenschaftsrates folgend - die universitären Ingenieurwissen-
schaften in Mecklenburg-Vorpommern künftig an der Universität Ro-
stock konzentriert und die bisherige Technische Hochschule Wismar
ktinftig als Fachhochschule fortgeführt werden. Dieser Sachverhalt läßt
es als erwägenswert erscheinen, besondere Schwerpunkte in den Gei-
steswissenschaften in der Behandlung von Fragen der Technikentwick-
lung und Technologiefolgenabschätzung zu suchen, z. B. durch eine Pro-
fessur für Technikgeschichte im Fach Geschichte und durch eine stärker
natur- und ingenieurwissenschaftliche Ausrichtung der Philosophie.

Die zweite Möglichkeit ftir die Bildung einer ,,ortst5pischen Aura" der
Geisteswissenschaften an der Universität Rostock liegt - auch im Hin-
blick auf die bestehenden Plline - in der Errichtung eines neuen ,,Inter-
disziplinären Zentrums zur Erforschung der indigenen Kulttren Ameri-
kas", das in der Bundesrepublik Deutschland einzigartig wäre. In einem
solchen Zentrum könnten Romanistik (durch einen entsprechenden
Schwerpunkt auf Iberische und Iberoamerikanische Literaturen), Angli-
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stik (durch einen entsprechenden Schwerpunkt Amerikanistik) und Ge-
schichte (durch einen Schwerpunkt Amerikanische und Iberoamerika-
nische Geschichte) zusammenwfuken. Ein solches Zentrum böte ferner
einen geeigneten Füahmen, in Rostock das Fach Ethnologie/Kultur-
anthropologie mit den Schwerpunkten Indianische Stammeskulturen
und Präkolumbianische Archäologie aufzubauen.

In der Phase der Neuordnung dürfte die Universität Rostock mit dem
Aufbau eines solchen,,altamerikanisch" ausgerichteten Zentrums finan-
ziell überfordert sein. Im Hinblick auf einen späteren Ausbau wird daher
die Einrichtung dieses Schwerpunktes auf mittlere bis längere Sicht
empfohlen.

Auch das Fach Ethnologie sollte demgemäß erst in einer zweiten Auf-
bauphase eingerichtet werden. Gleiches gilt für die Volkskunde und
Kunstgeschichte. Musikwissenschaft dagegen ist - ähnlich wie die Indo-
germanistik - an der Universität Rostock bereits prqminent vertreten
und sollte daher weiter gepflegt werden.

In der Romanistik könnte der zweite Schwerpunkt neben der Galloro-
mania die Iberoromania sein. Eine Profilierung im Bereich,,Lateiname-
rika" sollte dann erfolgen, wenn das vorgeschlagene Zentrum für die Er-
forschung der indigenen Kultr.ren Nord-, Mittel- und Südamerikas rea-
lisiert wird.

Dabei kann in der romanistischen Lateinamerika-Forschung nach der
Abwicklung der entsprechenden Sektion nur ein völliger Neuanfang in
Fragekommen.

Die Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft könnte tradi-
tionsgemäß mit einem indogermanistischen Schwerpunkt betrieben
werden. Dabei sollte jedoch darauf geachtet werden, daß die Indogerma-
nistik auch im Kontext nicht-indogermanischer Sprachen erscheint. Die
geplante Angewandte Sprachwissenschaft sollte im Verein mit den phi-
lologien als eine kontrastive Sprachwissenschaft konzipiert werden, in
der die besonderen Schwierigkeiten berücksichtigt werden, die deutsche
Lernende mit romanischen, slawischen etc. Sprachen haben. Auf diese
Weise kann Sprachdidaktik sinnvoll in Zusammenarbeit mit den philo-
logien betrieben werden. Die im Bereich der Germanistik geplante pro-
fessur für Textlinguistik könnte mehr als nur germanistischen Belangen
dienen. Gegen die Übersetzungswissenschaft als einen Rostocker
Schwerpunkt bestehen keine Bedenken.

4. Sachsen

Mit knapp 5 Mio Einwohnern und 13 Universitäten, Fach- und Kunst-
hochschulen ist Sachsen das bevölkerungs- und zugleich hochschul-
reichste neue Bundesland. Bei einem starken übergewicht der Inge-
nieurwissenschaften und Technischen Hochschulen gibt es aber im Flei-
staat Sachsen mit Leipzig nur eine einzige klassische Universität, die al-
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lerdings zt Zelten der DDR nach der Humboldt-Universität Berlin das
zweite Zentrum der Geisteswissenschaften darstellte.

Im März 1992 wurde ein Hochschulstrukturgesetz für den Freistaat
Sachsen verabschiedet. Danach ist vorgesehen, die bisher nur ingenieur-
und naturwissenschaftliche Fächer führende Technische Universität
Dresden um Geistes- und Sozialwissenschaften zu ergänzen und sie -
teilweise auch im Zuge der Integration der örtlichen Pädagogischen
Hochschule - zu einer vollausgebauten Universität zu erweitern.ImZu-
sammenhang mit der Eingliederung der bisher selbständigen Pädagogi-
schen Hochschule Zwickau in die Technische Universität Chemnitz soll
auch deren Fächerspektrum utn ausgewählte Geistes- und Sozialwissen-
schaften ergänzt werden.

Zentrum der Geisteswissenschaften im Fteistaat Sachsen wird auch
künftig die Universität Leipzig sein. Diese verfügte schon während der
letzten Jahrzehnte über ein außerordentlich reiches Spektrum von teil-
weise sehr breit ausgebauten geisteswissenschaftlichen Fächern, an de-
ren örtliche Tladitionen und auch jüngsthin noch bestehende Stärken
die Neuorientierung und Umstrukturierung der Geisteswissenschaften
anzuknüpfen hat.

Als Schwerpunkte des Faches Philosophie an der Universität Leipzig
empfiehlt der Wissenschaftsrat Logik sowie Wissenschaftstheorie und
Wissenschaftsgeschichte, wobei letztere in enge Verbindung mit den Ar-
beiten am Sudhoff-Institut für Geschichte der Medizin und Naturwis-
senschaften gebracht werden sollte.

Anknüpfend an starke Ttaditionen (zum Teil unter dem Namen ,,Kul-
tur- und Universalgeschichte") soll an der Universität Leipzig der Ge-
schichtswissenschaft besonderes Gewicht eingeräumt werden, über die
Mindestausstattung hinaus. Dabei soll neben der Landesgeschichte die
Vergleichende Geschichtswissenschaft (Komparatistik) ein profrlbilden-
des Element darstellen. DafüLr empfiehlt der Wissenschaftsrat als wi.in-
schenswerte regionale Schwerpunkte Westeuropäsche Geschichte, Ibe-
roamerikanische Geschiehte, Geschichte des Vorderen Orients (in
Kooperation mit anderen Fachgebieten) und Geschichte Afrikas. Im In-
teresse einer engeren Verbindung der Universität Leipzig mit dem dor-
tigen ,,Zentrum füLr die Geschichte und Kultur Ost-Mitteleuropas" sollte
darüber hinaus in jedem Fall auch eine Professur ftir Ost-/Südosteuro-
päsche Geschichte vorgesehen werden. Den Leipziger Traditionen ent-
sprechend sollte der Sozialgeschichte - bzw. der Sozial- und Kulturge-
schichte - besonders Rechnung getragen werden. Dazu wird die Einrich-
tung einer eigenständigen Professur fi.iLr Sozialgeschichte (neben einer
Professur frir Wirtschaftsgeschichte, statt in Verschmelzung mit ihr)
empfohlen. Überdies wird empfohlen, eine Professur für Theorie und
Geschichte der Geschichtswissenschaft einzurichten, die ansonsten an
den Universitäten der neuen Bundesländer ganz fehlen wüLr:de (auch an
der Humboldt-Universität Berlin nieht vorgesehen ist) und gerade nach
dem tiefen Umbruch in der Geschichtswissenschaft seit 1989 im Bereich
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der ehemaligen DDR besondere Aufgaben hat. Hierfü,r könnte die Ein-
werbung einer Stiftungsprofessur erwogen werden.

In der Germanistik besitzt die Sprachwissenschaft einen traditionellen
Schwerpunkt in der breiten Ausfächerung von Studien zur Gegen-
wartssprache und in der Dialektologie; beides sollte hier, in Verbindung
mit einer gut auszubauenden Allgemeinen und Vergleichenden Sprach-
wissenschaft, weiter gepflegt werden. In der Literaturwissenschaft emp-
fiehlt es sich nicht, eine Aufteilung der Arbeitsgebiete in der neueren
deutschsprachigen Literatur nach Nationalitäten als Lehrstuhlbezeich-
nungen fortzuführen. Dagegen sollte die Kinder- und Jugendliteratur
durch einen eigenen Lehrstuhl vertreten sein. Komplementär zur Wie-
dererrichtung der einzelnen Philologien sollte die Allgemeine und Ver-
gleichende Literaturwissenschaft mittelfristig zu einem Hauptfach ent-
wickelt und dazu mit mindestens zwei Lehrsttitrlen ausgestattet werden.

Ftir die Romanistik und Anglistik an der Universität Leipzig werden re-
gionale Schwerpunkte als spezielles Profil empfohlen, das eine frucht-
bare Vernetzung verschiedener Fächer und eine fachübergreifende Zu-
sammenarbeit ermöglichen soll. In der Anglistik sollte dazu das Spezial-
gebiet,,Anglophone Afrikanistik" vorgesehen werden. Erforderlich da-
ftir ist, daß die fi.ir den weiteren Ausbau vorgemerkte Professur füLr eng-
lischsprachige,,Außereuropäsche Literaturen" tatsächlich eingerichtet
wird und eine Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl füLr: ,,Afrikanische
Sprachen und Literaturen" erfolgt. Von seiten der Romanistik sollte die-
ser Schwerpunkt durch das Fachgebiet ,,Flankophonie/Lusophonie in
Afrika" verstärkt werden.

In der Romanistik sollten die Gallo-, die Italo- und die Iberoromania ver-
treten sein. Auch der in den Planungsunterlagen nicht vorgesehene
Schwerpunkt ,,Lateinamerika" sollte an einer Universität dieser Größe
nicht fehlen (allerdings nicht mrr auf Kuba beschränkt). Zur Profrlbil-
dung könnten neben Luso- und Frankophonie - wie sie sich in Zusam-
menarbeit mit dem genannten anglistischen Schwerpunkt empfehlen -
die romanischen Kreolsprachen insgesamt sowie das Rumänische die-
nen. In der Sprachwissenschaft gibt es ftir diese Bereiche z. T. gute
Grundlagen, während die romanistische Literaturwissenschaft weit-
gehend erst aufgebaut werden muß.

Die sprachwissenschaftliche Fachdidaktik sollte nach dem kooperativen
Modell (vgl. II.A.4., dritte Variante) - unter Einbeziehung von Germani-
stik, Allgemeiner und Vergleichender Sprachwissenschaft sowie
Pädagogik/Psychologie - auf der Grundlage der Ergebnisse der kontra-
stiven deutsch-romanischen Sprachwissenschaft gestaltet werden.

Für die Leipziger Slawistik empfrehlt der Wissenschaftsrat einen über
die Grunderfordernisse deutlich hinausgehenden Ausbau, der sich in
seinen Schwerpunkten auch an den Arbeiten des neuen ,,Zentrums für
die Geschichte und Kultur Ost-Mitteleuropas" orientieren sollte. Neben
der Sorabistik, die in Kooperation mit dem Sorbischen Institut e. V. in
Bautzen weitergeftitrrt werden sollte, empfiehlt der Wissenschaftsrat als
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Schwerpunkte die Ukrainistik/Weißrussistik sowie gegebenenfalls auch
südslawische Sprachen. Innovative und zugleich traditionsreiche Ele-
mente würden ferner Ttanslationslinguistik und die Fachsprachenfor-
schung darstellen.

Konsolidierungs- und ausbaubedtirftig ist auch die Klassische Philolo-
gie, für die sich als sinnvolle Erweiterungen bzw. Besonderheiten Neo-
gräzistik und/oder Mittel- und Neulateinische Philologie anbieten.

Die Planungen der Sächsischen Hochschulstrukturkommission sind, so-
weit sie, wie in Dresden, eine Einbettung der Allgemeinen und Verglei-
chenden Sprachwissenschaft in die Sprach- und Literaturwissenschaf-
ten vorsehen, zu begnißen. Wegen der kulturwissenschaftlichen Breite
Leipzigs sollte der Bereich der Allgemeinen und Vergleichenden
Sprachwissenschaft relativ gut ausgebaut sein. So ist auch wegen des
Ost- und Südasien-Schwerpunkts eine Professur für ,,Sanskritistik und
indische Altertumskunde" durchaus angebracht.

Was die ,,Kleinen Fächer" innerhalb der Geisteswissenschaften angeht,
empfiehlt der Wissenschaftsrat, an der Universität Leipzig einerseits an
die dortige Tbadition der Altorientalistik wiederanzuknüpfen und ande-
rerseits die in Deutschland in dieser Differenziertheit einzigartige Be-
schliftigung mit dem modernen Orient inklusive Afrika in veränderter
Form weiterzuführen. Dabei sind auch islamisches Recht und die Litera-
tur islamischer Kulturen angemessen zu berücksichtigen. Auf dem Ge-
biet der Altorientalistik, (d. h. Assyriologie als eine Professur, plus ergän-
zende Ausrichtung - Sumerologie, oder Ugaristik, oder Hethitologie - als
weitere Professur), Agyptologie (Frofessur vorhanden), Indologie (zwei-
te Professur erforderlich) sollte Leipzig die sinnvolle philologische Er-
gänzung zu Halle bilden, wo der Schwerpunkt auf der Archäologie und
Kunstgeschichte der entsprechenden Kulturen und Epochen liegt. Das
Fach Arabistik soll seinen Schwerpunkt im modernen Arabisch behal-
ten, aber um eine Professur für Klassisches Arabisch ergänzt werden.

tr\iLr wünschenswert hält der Wissenschaftsrat ferner die Einrichtung ei-
nes Faches Zentralasienkunde, das in enger Verbindung mit den bereits
vorhandenen Fächern Indologie und Sinologie zur Entwicklung eines
Asienzentrums beitragen könnte.

F\ir die Kunstgeschichte an der Universität Leipzig empfiehlt der Wis-
senschaftsrat die besondere Berücksichtigung der Denkmalpflege,
durch die auch die kunsthistorische Ausbildung ein besonderes Profrl er-
halten könnte.

Leipzig war die einzige Universität der DDR, die das Fach Außereuropä-
sche Ethnologie/Völkerkunde führte. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, es
nach einer notwendigen Neuorientierung in einer über die Grunderfor-
dernisse hinausgehenden Ausstattung fortzuführen und auf die regiona-
len Schwerpunkte Afrika und Zentralasien auszr:richten.
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AIs besonderes fächerübergreifendes Profil der Geisteswissenschaften
an der Universität Leipzig und als integrierenden Rahmen für die
f?icherübergreifende Zusammenarbeit empfiehlt der Wissenschaftsrat
die Bildung eines ,,Interdisziplinären Zentrums für Vergleichende Reli-
gionswissenschaft". Es sollte seinen Schwerpunkt in der Islamwissen-
schaft haben. Hier könnten Religionsgeschichte, Religionssoziologie und
Religionsphilosophie, altorientalische Fächer, Fächer des modernen
Orients und afrikanische Regionalstudien zusammenwirken, um die
spezifrsch religionswissenschaftlichen Aspekte der interkulturellen
Kontakte und Konflikte in Geschichte und Gegenwart zu bearbeiten.

Gemäß dem Landeshochschulstrukturgesetz ftir den Freistaat Sachsen
sowie den Empfehlungen der Sächsischen Hochschulkommission soll
dle Technische Universität Dresden im Zuge ihrer Erweiterung zur voll
ausgebauten Universität um geistes- und sozialwissenschaftliche Fächer
ergänzt werden. Dazu ist die Einrichtung zweier Fakultäten vorgesehen,
in denen die Geisteswissenschaften in Form von Philosophie, Ge-
schichts- und Sozialwissenschaften einerseits und Sprach-, Literatur-
und Kunstwissenschaften andererseits zusarnmengefaßt sind. In einer
dritten Fakultät sollen psychologische und pädagogische Disziplinen zu-
sammengefaßt sein.

Entsprechend der bisherigen natur- und technikwissenschaftlichen Aus-
richtung der TU Dresden empfiehlt es sich, fi.ir profilbildende Schwer-
punktsetzungen in den geisteswissenschaftlichen Fächem insbesondere
Aufgaben im Bereich der Erforschung der technischen Kultur vorzuse-
hen. Der Wissenschaftsrat begrüßt daher die Bestrebungen, Frofessuren
ftir Technikphilosophie und Technikgeschichte einzurichten und gege-
benenfalls in Form eines Forschungskollegs oder Zentrums kooperativ
zu organisieren. Ebenso findet die geplante Schwerpunktsetzung in der
Fachsprachenforschung Unterstützung.

Soweit die Planungen erkennen lassen, wird die personelle Ausstattung
in den Sprach- und Literaturwissenschaften nicht die Höhe der in Teil
II.B.3. genannten Mindestausstattungen erreichen. Der Wissenschaftsrat
hält dies vor dem Hintergrund der empfohlenen Profilbildung zunächst
füLr angemessen und empfiehlt in den weiteren Planungen auch eine Be-
rücksichtigung der Allgemeinen und Vergleichenden Literaturwissen-
schaft, die die Einzelphilologien in Lehre und Forschung unterstützen
und bei einer Ausrichtung auf Medienkomparatistik die teehnikorien-
tierte Profilbildung der Geisteswissenschaften an der TU Dresden ver-
stärken könnte.

Kunst- und Musikgeschichte sollen zu einem gpoßen Teil in Kooperation
mit der Kunst- bzw. Musikhochschule vertreten werden. Der Wissen-
schaftsrat unterstützt diese Bemühtrngen.

FliLr die Technische Universität Chemnitz-Zwickau ist die Einrichtung
einer Philosophischen Fakultät geplant, an der - aus dem Bereich der
hier behandelten Geisteswissenschaften - die Fächer Philosophie, Ge-
schichte, Musik sowie Sprach- und Literaturwissenschaften vertreten
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sein sollen. Hierzu gilt das oben in Abschnitt II.A.1. zu den geisteswis-
senschaftlichen Fächern an Technischen Hochschulen Gesagte.

5. Sachsen-Anhalt

Auch in Sachsen-Anhalt ist die seit längerem vorbereitete Neustruktu-
rierung der Hochschullandschaft noch nicht abgeschlossen. Zwischen
der Pädagogischen Hochschule Halle/Köthen und der Universität Halle
besteht bezüglich der Lehrerbildung ein Kooperationsangebot; über eine
eventuelle Integration in die Universität Halle ist noch nicht endgtiltig
entschieden. Die L,ehrerbildung in Magdeburg soll mit dem Schwer-
punkt ,,Berufspädagogik" an der TU Magdeburg fortgeführt werden.
Hiermit verbunden ist zunächst der Aufbau eines Fachbereiches Gei-
stes-, Erziehungs- und Sozialwissenschaften, an dem die Fächer
Deutsch, Englisch, eine romanische Sprache, Russisch, Geschichte, Re-
ligion und Sozialkunde - zunächst frir die Ausbildung zum Lehramt -
vertreten sein werden.

Die Landeshochschulstrukturkommission Sachsen-Anha]t hat bekräf-
tigt, daß die Geisteswissenschaften auch küLnftig den besonderen
Schwerpunkt der Universität Halle darstellen sollen und daß deren Auf-
und Ausbau an dieser Universität dementsprechend besondere Beach-
tung verdient. Auf eine erhaltenswerte Vielfalt der Fächer sei besonde-
res Gewicht zu legen. Dem ist zuzustimmen.

Der Wissenschaftsrat unterstützt die Anregung der Landeshochschul-
strukturkommission, im Fachbereich Kunst- und Altertumswissen-
schaften eine neue Binnenorganisation mit dem Ziel einer Konzentra-
tion und besseren Abstimmung der einzeLnen Fachgebiete und Studien-
gänge vorzunehmen. Eine solche Revision emphehlt der Wissenschafts-
rat darüber hinaus auch für den Fachbereich Sprach- und Literaturwis-
senschaften.

Fachliche Schwerpunkte in den einzelnen Geisteswissenschaften an der
Universität Halle sollten sich nach Möglichkeit an den Perspektiven ei-
ner Kooperation mit dem neuen ,,Zentrum für die Erforschung der euro-
päschen Aufklärung" und der neu eingerichteten ,,Kommission zur Er-
forschung des sozialen und politischen Wandels in den neuen Ländern"
(KSPW) orientieren.

FüLr die Philosophie empfiehlt der Wissenschaftsrat neben einer beson-
deren Berücksichtigung der Aufklärungsforschung Logikgeschichte
und Wissenschaftsforschung oder allgemeine Wissenschaftstheorie als
weitere Schwerpunkte. Auch in der Geschichte empfehlen sich Ge-
schichte der europäschen Aufklärung und Zeitgeschichte (in Koopera-
tion mit der KSPW) als besondere Schwerpunkte. Durch die große
Landwirtschaftliche Fakultät an der Universität Halle erkennt der Wis-
senschaftsrat hier auch einen besonderen Anlaß zur Pflege der Agrarge-
schichte als systematiseher Teildisziplin, sofern diese nicht bereits in der
Landwirtschaftlichen Fakultät der Universität angeboten wird. Mögliche
regionale Schwerpunkte der Geschichte sollten mit Blick auf die beson-
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dere Bedeutung der Orientarchäologie an dieser Universität im Bereich
der außereuropäischen Geschichte gesucht werden (2. B. Geschichte des
Alten Orients). Im Rahmen der angestrebten Erneuerung und Umstruk-
turierung der Geisteswissenschaften an der Universität Halle hiilt der
Wissenschaftsrat einen zügigen Neuaufbau wichtiger Teilbereiche der
Geschichte in der von der Gnindungskommission der Universität und
der Landeshochschulstrukturkommission vorgesehenen Weise für vor-
dringlich.

In der Germanistik und in den neusprachlichen Philologien sollte die
europäsche Aufklärung über die Mindestausstattung hinaus als ein ge-
meinsamer Schwerpunkt betrachtet r.rnd als besonderes Forschungs-
und Lehrgebiet ausgestattet werden. Auch der Ansatzzu einer Allgemei-
nen und Vergleichenden Literaturwissenschaft ist in Kooperation mit
dem Zentrum für europäsche Aufklärungsforschung gegeben und ver-
dient mittelfristig einen Ausbau.

In der Romanistik sollte der zweite voll ausgebaute Schwerpunkt die
Iberoromanistik (gegenüber der Italoromanistik in Jena) sein. In der
Iberoromanistik liegt, wegen der traditionell guten Qualität der klassi-
schen Arabistik in Halle, eine Zusammenarbeit im Bereich der Kultur-
beziehungen nahe, die auf der iberischen Halbinsel zwischen Islam,
Judentum und Christentum bestandeu Zur weiteren Profilbildung der
Romanistik in Halle sollten, komplementär zur anglistischen Amerika-
nistik, die Franko- und die Hispanophonie in Nordamerika dienen. Auch
von seiten der Romanistik, wie der Literaturwissenschaften überhaupt,
empfiehlt sich eine Zusammenarbeit mit dem Zentrum flir Aufklärungs-
forschung.

FtiLr die Slawistik empfiehlt der Wissenschaftsrat, anknüpfend an bishe-
rige Traditionen in Halle, den Schwerpunkt südslawische Sprachen und
Literaturen zu pflegen und durch eine eigene südslawistische Professur
zu fördern. Darüber hinaus kommt die Stärkung der bisher an den Uni-
versitäten der neuen Länder nur schwach entwickelten Mediävistik
durch eine eigene Professur in Betracht.

Eine Fortführung der renommierten Arabistik mit ihrer speziellen Aus-
richtung auf klassisches Arabisch in Halle sollte gesichert und die ge-
plante Ausweitung des Faches in Richtung Semitistik ebenso unterstützt
werden wie die Einrichtung einer Professur für Judaistik.

F{ir die Bildung einer ,,ortstypischen Aura" der Geisteswissenschaften
an der Universität Halle empfiehlt der Wissenschaftsrat, anknüpfend an
die fruchtbaren Ansätze der Sektion Orientarchäologie ein ,,Interdiszipli-
näres Zentrum für Orientarchäologie" zu errichten. An diesem integrati-
ven fachübergreifenden Schwerpunkt, der in Deutschland einzigartig
wäre, sollten die Fächer Vorderasiatische Archäologie, Byzantinische
bzw. Christliche Archäologie, Islamische Archäologie und Kunstge-
schichte, Indische und Ostasiatische Archäologie und Kunstgeschichte
mit den entsprechenden Philologien (Arabistik, Indologie und Sprachen
des Oriens Christianus: in Halle ausgezeichnet vertreten) zusammenwir-
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ken, möglichst unter Hinzuziehung von Fachgebieten der Theologischen
Fakultät (Biblische Archäologie, Ostkirchenkunde, Armenienkunde.)
Dazu wären auch Beiträge aus der T\rrkologie und Sinologie wünschens-
wert, die im Hinblick auf Leipzig in Halle zumindest in der Aufbauphase
noch nicht als eigenständige HF-Studiengänge ausgebaut zu werden
brauchen. F\iLr die Archäologie empfiehlt sich ein Schwerpunkt zentral-
asiatische und vorderasiatische Archäologie, ftir die Kunstgeschichte ein
Schwerpunkt indische und/oder byzantinische Kunstgeschichte (Oriens
Christianus). Neben Leipzig und gegebenenfalls Rostock sollte Halle die
zweite beziehungsweise dritte Universität in den neuen Iändern sein,
die außereuropäsche Ethnologie/Völkerkunde als eigenständiges Fach
führt, das hier ein besonderes Profil durch die Beschäftigung mit der Ar-
chäologie Zentralasiens erhalten könnte.

6. Thtiuringen

Nach der im Gang befindlichen Neuordnung der Hochschullandschaft
Thüringens und auch nach der - allerdings erst ftir die zweite Hälfte der
90er Jahre in Frage kommenden - Gründung einer neuen Universit'ät in
Erfurt soll die FYiedrich-Schiller-Universität Jena als einzige klassische
Universität des Landes mit einem starken Gewicht der Geisteswissen-
schaften fortgeführt werden. Darüber hinaus sind geisteswissenschaft-
liche Fächer auch an der jedenfalls mittelfristig als eigenständige Ein-
richtung fortbestehenden Pädagogischen Hochschule Erfurt/Mtihlhau-
sen vorgesehen, jedoch nur in den für die Lehrerausbildung füLr die
Grund- und Regelschule notwendigen Fächern und Ausrichtungen. Da-
zu werden in diesen Empfehlungen keine Vorschläge unterbreitet.

Das Land beabsichtigt, zur Abrundung der ingenieur- und naturwissen-
schaftlichen Fächer mittelfristig auch an der Technischen Hochschule
Ilmenau sowie an der Hochschule ftiLr Architektur und Bauwesen in Wei-
mar, wo diese Fächer eine deutliche Akzentuierung im Bereich ktiLnst-
lerischer Gestaltung aufweisen sollen, Geisteswissenschaften mit eigen-
ständigen Studiengängen zu etablieren. Allerdings liegen dafir zrllr Ze\t
noch keine abschließenden Pläne vor.

Soweit es sich beim derzeitigen Planungsstand erkennen läßt, wird das
künftige Profil der Geisteswissenschaften an der Universität Jena - mit
Ausnahme des Schwerpunkts ,,Weimarer Klassik und Deutscher Idealis-
mus" - weniger in fachübergreifenden thematischen Schwerpunkten als
in der Vielfalt unterschiedlicher Ansätze und Arbeitsvorhaben liegen.
Eine traditionell besonders starke Ausprägung, die auch nach der III.
Hochschulreform in der DDR nicht nivelliert worden ist, weisen an der
Universität Jena die Altertumswissenschaften auf. Diese traditionellen
Stärken verdienen auch künftig besondere Beachtung. Zur Ergänzung
und Stärkung der Klassischen Philologie empfiehlt der Wissenschafts-
rat, in Jena das Fach Mittel- und Neulatein mit einer eigenen Professur
zu verankern.
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Der Wissenschaftsrat begrüßt, daß das bereits bestehende Institut ftir A1-
tertumswissenschaften, in dem Klassische Philologie, Klassische Ar-
chäologie und Alte Geschichte zusammengeführt werden, zur Betonung
dieses Profils fortgeführt wird, wobei die dort tätigen Wissenschaftler
über Doppelmitgliedschaften an die jeweiligen Hauptfachbereiche ange-
bunden bleiben sollten.

In der Philosophie und in der Geschichte steht ein grundlegender perso-
neller Neuaufbau kurz vor dem Abschluß, nachdem das Land Thürin-
gen die entsprechenden ehemaligen Sektionen gemäß Artikel 13 Abs. 1

des Einigungsvertrages zum Jahresende 1990 nicht übernommen und
abgewickelt hat. Als mögliche besondere Schwerpunkte der Philosophie
in Jena empfehlen sich nach Auffassung des Wissenschaftsrates Idealis-
musforschung und - anknüpfend an die Arbeiten Gottlob FYeges - Lo-
gik/Sprachphilosophie.

F\ir die Geschichte, die Kunstgeschichte und die Neueren Philologten
bietet sich als gemeinsamer Schwerpunkt die Epoche der deutschen
Klassik und des deutschen Idealismus an. Dabei sollte in der Germani-
stik ein besonderes Gewicht auch auf die literarische Rezeption dieser
Epoche jenseits der deutschen Grenzen und insbesondere in Osteuropa
gelegt werden.

Ftir die Romanistik empfiehlt der Wissenschaftsrat eine Schwerpunkt-
bildung in der Italianistik, die Verbindungen zum Fachgebiet Mittel-
und Neulatein nahelegt. Als ein möglicher regionaler Schwerpunkt
kommt das Fachgebiet Rumänistik in Betracht, in dem Sprachwissen-
schaft und Volkskunde, begleitet durch eine Beschäftigung mit rumäni-
scher Literatur, zusammenwirken sollten.

Ferner könnten Romanistik wie Anglistik Schwerpunkte in mediävisti-
schen Fragestellungen finden, wenn es zum Aufbau des ,,Mittelalterzen-
trums" kommt, dessen Einrichtung im folgenden angeregt wird.

Frir die Slawistik empfiehlt der Wissenschaftsrat neben der Russistik
Schwerpunktbildungen im Bereich des Tschechoslowakischen und der
südslawischen Sprachen (Serbokroatisch, Slowenisch).

Im Bereich von Sprachtheorie und Sprachvergleich könnte ein Schwer-
punkt in der Indogermanistik liegen. Es sollten jedoch - zumal bei der
besonderen philologischen Orientierung Jenas - auch auf dieser Ebene
nicht indogermanische Sprachen in die Forschungen einbezogen wer-
den. Die geplante ,,Angewandte Sprachwissenschaft" sollte auch kontra-
stive Fragestellungen bearbeiten und, in Zusammenarbeit mit den
sprachwissenschaftlichen Lehrstühlen der Lehramts-Philologien und
mit der sprachwissenschaftlichen Germanistik, die Funktion der sprach-
wissenschaftlichen Fachdidaktik übernehmen. Als weitere Profrlierung
wäre Computerlinguistik erwünscht.

F\ir die Kunstgeschichte in Jena empfiehlt der Wissenschaftsrat die An-
bindung an Schwerpunkte anderer Fächer und damit eine besondere
Berücksichtigung der Kunst der Goethezeit (Weimarer Klassik).
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Erhaltenswerte Besonderheiten, die auch künftig an einer Universität
der neuen Länder vetrreten sein sollten, erblickt der Wissenschaftsrat in
den Fächern Kaukasiologie und Indonesistik.

Die Einrichtung der Fächer Judaistik, Arabistik/Semitistik und Islam-
wissenschaften wird empfohlen. Hier wäre zu erwägen, ob sich nicht
durch das Zusammenwirken dieser Fächer mit den Fächern der traditio-
nellen Mediävistik wie Mittellatein, mittelalterliche Geschichte sowie
Deutsche, Romanische und Englische Literaturen des Mittelalters ein
,,interdisziplinäres Mittelalterzentrum" aufbauen ließe, daß der histori-
schen Multikulturalität dieser Epoche mit ihren hebräschen, arabischen
und byzantinisch-griechischen Bezügen in einer in Deutschland einma-
ligen Form Rechnung tragen könnte.

Der Aufbau eines Zentrums für Japan-Studien, wie es die Planungsun-
terlagen vorsehen, dürfte die Universität Jena sowohl hinsichtlich der
vorgesehenen personellen Ausstattung (5 Professuren) als auch wegen
mangelnder Bibliotheksbestände zunächst fi nanziell überfordern. Mit-
tel- bis längerfristig erscheint ein solches Zentrum jedoch sinnvoll.
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D. Zusammenfassung

Geisteswissenschaftliche Forschung und Lehre erfordern einen Ver-
bund aufeinander bezogener Disziplinen in jeweils angemessen starker
Vertretung. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, der Erneuerung und
Konsolidierung der an den einzelnen Universitäten vorhandenen Fächer
sowie dem Wiederaufbau von auf Restformen reduzierten Fächern den
Vorrang einzuräumen vor einem Bestreben nach Komplettierung des
Fächerkanons durch vereinzelte, unvollständig ausgestattete r.rnd deswe-
gen kaum zur Arbeitsfähigkeit gelangende Professuren. Die Einrichtung
neuer Fächer sollte nur dann in Angriff genommen werden, wenn von
Beginn an wenigstens eine Mindestausstattung gesichert ist, die vom
Wissenschaftsrat für die einzelnen Fächer definiert wird (Näheres in
Kap. II.B.). Es empfiehlt sich, füLr die verschiedenen Disziplinen des an-
gestrebten Fächerspektrums einen stufenweisen Aufbau zu planen und
für die einzelnen Fächer mittel- bis längerfristige Ausbaukonzepte vor-
zusehen.

Jedes Hauptfach sollte im Interesse eines Mindestmaßes an Pluralität
mit wenigstens zwei Professuren ausgestattet werden. Dazu sollten ftir
jede Professur im Durchschnitt etwa eine Stelle füLr einen wissenschaft-
lichen Mitarbeiter oder Assistenten, Mittel zur Beschäftigung von zwei
wissenschaftlichen Hilfskräften sowie eine halbe bis eine ganze Stelle
füLr nichtwissenschaftliche Mitarbeiter (ohne Bibliothekskräfte) kom-
men, wobei diese Angaben als Rechengrößen zu verstehen sind und Ab-
weichungen je nach Fach nicht ausschließen.

Hinsichtlich der Organisationsstruktur hängt die jeweils angemessene
Organisationsform in starkem Maße von den jeweiligen Gegebenheiten
,,vor Ort" ab. Grundsätzlich ist zu beachten, daß

- möglichst große Fakultäten oder Fachbereiche angestrebt werden soll-
ten, soweit diese überschaubar und funktionsftihig bleiben;

- die weitere Binnengliederung in nicht zu kleine Institute oder Semina-
re erfolgen sollte;

- ftir die Organisation und die Verantwortung der Lehre eine lehrstuhl-/
institutsübergreifende Organisationsform (Fakultät/Fachbereich) un-
verzichtbar ist;

- quer zur disziplinären Situierung der Fächer fachübergreifende, fLexi-
ble Organisationsformen (,,inneruniversitäre Zentren") geschaffen
werden sollten, um die Kooperation zwischen den Fächern zu erleich-
tern und die kulturwissenschaftliche Öffnung der Geisteswissen-
schaften zu fördern.

Zur Unterstützung der zuletztgenannten inneruniversilliren Querstruk-
turen empfiehlt der Wissenschaftsrat die Einrichtung eines zentralen
Pools von Forschungsmitteln und befristeten Personalstellen, der von
einer Forschungskommission verwaltet und in einem inneruniversilliren
Wettbewerb vergeben wird.
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Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Studienbedingungen an den
Universitäten der neuen Länder. Während das geisteswissenschaftliche
Studium an den Hochschulen der alten Länder vielfach an zu langen
Studienzeiten, vergleichsweise niedrigen Erfolgsquoten und einer in der
Regel zu eng gefaßten Fachorientierung der Ausbildungsziele leidet, er-
kennt der Wissenschaftsrat gute Möglichkeiten, diesen Froblemen im
Zuge der Neuordnung der Studiengänge an den Universitäten der neuen
Länder von vornherein entgegenzuwirken. In diesem Zusammenhang
empfiehlt der Wissenschaftsrat den neuen Ländern, füLr eine Übergangs-
phase von fünf Jahren von einer Berechnung der Zulassungszahlen
nach Höchstlastbedingungen abzusehen und, die Möglichkeiten der Ka-
pazitätsverordnung (KapVO) nutzend, eine entsprechend niedrigere Zu-
lassr.rngszahl für die geisteswissenschaftlichen Fächer vorzusehen, um
sowohl den Auf- und Ausbau der einzelnen Fächer unabhängig von den
Studentenzahlen gestalten zu können als auch ,,normale", d.h. nicht
durch Überlastbedingungen gekennzeichnete Betreuungsrelationen zu
ermöglichen.

Zwischen Lehramts- und Magisterstudiengängen sollte ein Höchstmaß
an Durchlässigkeit bestehen. Außerdem sollte es Magisterstudiengänge
geben, die eine Öffnung gegenüber anderen Fächern im Sinne von
,,Kombinationsstudiengängen" vorsehen. Die positiven Erfahrungen, die
in der DDR mit dem dort verfolgten Ansatz kulturwissenschaftlicher
Studiengänge gesammelt werden konnten, sollten Anlaß für ein größe-
res Angebot derartiger Studienmöglichkeiten sein.

Beim Auf- und Ausbau der einzelnen Fächer sollte darauf geachtet wer-
den, daß sowohl die Grunderfordernisse des jeweiligen Faches abge-
deckt sind als auch dessen Weiterentwicklungsmöglichkeiten Rechnung
getragen wird. Kapitel II.B. der Empfehlungen nennt hierzu die füLr eine
angemessene Vertretung jedes Faches notwendigen Fachgebiete sowie
wünschenswerte Spezialisierungen, durch die innovatorische Ansätze
unterstützt werden könnten.

Eine tragfähige, differenzierte und leistungsfähige Ausgestaltung und
Weiterentwicklung der Geisteswissenschaften an den Hochschulen setzt
voraus, daß die Um- und Neustrukturierung nicht allein in Orientierung
an den Einzelftichern geschieht, sondern vor allem auch mit Blick auf
gtinstige Bedingungen für deren Kooperation. Hierzu regt der Wissen-
schaftsrat unterschiedliche Schwerpunktbildungen an den verschiede-
nen Hochschulstandorten an (vgl. Kap. II.C.), u. a.:

Berlin: Wissenschaftsgeschichte
,,AlteWeIt"

Potsdam: Zeitgeschichte
(besonders Geschichte der ehemaligen DDR)

Greifswald: Interdisziplinäres Zentrum für Nordistik/Baltistik
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Halle:

Jena:

Rostock: Interdisziplinäres Zentrum zur Erforschung der indigenen
Kulturen Amerikas

Leipzig: GeschichteundKulturOst-/Mitteleuropas
Afrika
Zentralasien

Aufldärungsforschung
Orientarchäologie

Weimarer Klassik und Deutscher Idealismus

Bei der Einrichtung solcher Schwerpunkte sollten die verschiedensten
Kooperationsformen erprobt werden, so z. B. Graduiertenkollegs oder
Sonderforschungsbereiche. Insbesondere empfiehlt sich, wo immer
möglich, eine enge Zusammenarbeit mit den neu gegründeten geistes-
wissenschaftlichen Zentren, die sowohl die Schwerpunktbildungen an
der jeweiligen Universität unterstützen als auch zur interuniversitären
Koordination beitragen könnten.

Die weitere Ausgestaltung der Schwerpunkte und der jeweils geeignet-
sten Organisationsform - ebenso wie der darüber hinaus in Teil ILC. ge-
nannten Profilbildungen innerhalb der einzelnen Fächer - wird im ein-
zelnen ,,vor Ort" konkretisiert werden müssen. Der Wissenschaftsrat
weist dazu mit Nachdruck auf die noch zu leistende Abstimmung zwi-
schen den Hochschulen und Ländern hin. Er empfiehlt, institutionelle
Vorkehrungen zu schaffen, um die notwendige Abstimmung in den
Hochschulregionen herbeizuführen, sofern diese mehrere Länder einbe-
ziehen und insofern über den Kompetenzbereich der einzelnen Landes-
hochschulstrukturkommissionen hinausgehen. Ferner bittet der Wissen-
schaftsrat die Länder, geeignete Voraussetzungen dafriLr zu schaffen, daß
interuniversitäre Kooperationen in der Lehre über die Ländergrenzen
hinweg möglich werden.
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Vorbemerkung

Bund und Länder haben den Wissenschaftsrat im September 1gg1 um
eine Stellungnahme zur zukünftigen Entwicklung der mathematisch-
naturwissenschaftlichen Fächer an den Universitäten der neuen Länder
gebeten. Diese Empfehlung soll sich vor allem der mittel- und längerfri-
stigen Entwicklung dieser Fächergruppe und der überregionalen Koor-
dination der Ausbau- und Entwicklungsplanungen widmen. Zur Vorbe-
reitung dieser Empfehlung hat der Wissenschaftsrat eine Arbeitsgruppe
eingesetzt, die ihre Arbeit im November 1991 aufnahm.

Grundlage der Stellungnahme ist eine Ende 1991 durchgeführte Umfra-
ge bei den Hochschulen, mit der insbesondere die Arbeitsschwerpunkte
und die Planungsvorstellungen der mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Fachbereiche erhoben wurden. Diese Informationen zur Aus-
gangslage und zu den Vorstellungen über die künftigen Entwicklungen
wurden ergänzt durch den exemplarischen Besuch der Fachbereiche ei-
niger Hochschulen sowie durch Gespräche mit den zuständigen prorek-
toren und Dekanen sowie Vertretern der betroffenen Fachbereiche.

Die von den neuen I;ändern eingesetzten Landeshochschulstruktur-
kommissionen (LHSK) haben z. T. auf der Basis der 1gg1 verabschiede-
ten Empfehlungen des Wissenschaftsrates zu den Ingenieurwissenschaf-
ten Planungsvorstellungen für die Naturwissenschaften entwickelt. So-
weit derartige Planungsvorstellungen vorlagen - vielfach war dies erst
im Frühsommer 1992 der Fall -, hat der Wissenschaftsrat diese bei sei-
nen Überlegungen berücksichtigt. In einzelnen Fällen haben die Fach-
bereiche diese Planungsvorstellungen der LHSK sowie zwischenzeitlich
bekannt gewordene Informationen zu den künftigen Stellenplänen zum
Anlaß für die Revision ihrer eigenen Planungen genommen. Daraus
wird deutlich, daß im Einzelfall kurzfristig wirksam werdende Anderun-
gen der Ausgangslage nicht immer Eingang in die Erörterungen des Wis-
senschaftsrates finden konnten. Im Interesse der Berücksichtigung
aktueller Entwicklungen in der Ausgangslage und in den Planungsvor-
stellungen der Länder und Landeshochschulstrukturkommissionen
wurden die Überlegungen des Wissenschaftrates im Mai 1gg2 mit Ver-
tretern der LHSK und der Länder diskutiert. Dabei wurde eine über
Landesgrenzen hinausgehende Koordinierung der Entwicklungspla-
nungen angestrebt.

Die Stellungnahme befaßt sich mit den Hochschulen in Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thtiuringen, die künftig
dem universifären Sektor angehören werden. Probleme besonderer Art
ergaben sich bei den Ländern Berlin und Brandenburg. Unabhängig da-
von, ob es in absehbarer Zeit zu einem Zusammenschluß der beiden
Länder kommt oder nicht, ist der Abstimmungsbedarf zwischen den in
enger Nachbarschaft liegenden Universitäten mit zumeist großen ma-
thematisch-naturwissenschaftlichen Kapazitäten besonders hoch. Die-
ser von allen Beteiligten als notwendig angesehene Abstimmungsprozeß
ist noch nicht abgeschlossen. Inzwischen liegen jedoch für die Naturwis-
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senschaften der Berliner Universitäten - mit Ausnahme der Geowissen-
schaften - Empfehlungen der LHSK vor, die mit dem Vorschlag, die Na-
turwissenschaften der Humboldt-Universität am Standort Adlershof zu
vereinen, eine Perspektive von großer Reichweite aufgezeigt hat. Ebenso
liegt seit Ende Mai ein Plan für die Mathematisch-Naturwissenschaft-
liche Fakultät der Universität Potsdam vor. Es war jedoch nicht mehr
möglich, diese Planungen abschließend zu wtiLrdigen und Hinweise für
die wechselseitige Abstimmung zu geben, in die auch die für den Stand-
ort Cottbus vorgesehenen Pläne einzubeziehen sind. In Form eines
Nachtrags soll im Herbst dieses Jahres eine Stellungnahme zu den
Naturwissenschaften in Berlin und Brandenburg vorgelegt werden.

In der Arbeitsgruppe wirkten auch Sachverständige mit, die nicht dem
Wissenschaftsrat angehören. Ihnen gebührt besonderer Dank. Die
,,Empfehlungen zu den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachbe-
reichen an den Hochschulen der neuen Länder" wurden am 3. Juli 1992
vom Wissenschaftsrat verabschiedet.
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I. Ausgangslage

I.l . Abgrenzung des Untersuchungsbereichs

Diese Empfehlungen wollen Anregungen für die mittel- und längerfri-
stige Entwicklung der mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer
geben, das heißt insbesondere Perspektiven ftiLr die Entwicklung dieser
Disziplinen in der zweiten Hälfte der gOer Jahre formulieren. Ihr An-
spruch ist ausdrücklich nicht, Aussagen zur unmittelbar anstehenden
Umgestaltung der Hochschulen zu treffen, weshalb eine explizite fach-
liche Evaluation des vorhandenen wissenschaftlichen Personals unter-
blieb. Gleichwohl war es erforderlich, die Leistungsf?ihigkeit des wissen-
schaftlichen Potentials an den einzelnen Standorten abzuschätzen, um
Aussagen zu zuküLnftigen Schwerpunkten und zur regionalen Arbeitstei-
lung treffen zu können.

Die Stellungnahme bezieht sich auf die Universitäten Greifswald, Halle,
Jena, Leipzig und Rostock, die Technischen Universitäten Chemnitz,
Dresden und Magdeburg, die Technische Hochschule Ilmenau und die
Bergakademie Freiberg. Einbezogen sind die Fächer Mathematik, phy-
sik, Chemie, Biologie, Geographie und Geowissenschaften. Das Fach
Informatik, zu dem sich der Wissenschaftsrat im Fiahmen der Empfeh-
lungen zu den Ingenieurwissenschaftenl) bereits geäußert hat, wird hier,
wo es insbesondere um die ,,klassischen" Universitäten mit vielfach erst
im Aufbau befindlichen Informatik-Fachbereichen geht, vor allem im
fachlichen Zusammenhang mit der Mathematik thematisiert. Der Zeit-
plan fi.ir die Erarbeitung dieser Empfehlungen erlaubte es nicht, auf die
Fächer Pharmazie und die Psychologie, die an den Hochschulen der
DDR Teil der Naturwissenschaften war, einzugehen. Die überregionale
Koordination der Investitionsplanung für diese Fächer erfolgt mit der
Iüahmenplanung für den Hochschulbau.

I.2. Mathematisch-naturwissenschaftliche Studiengänge an den Hoch-
schulenderDDR

Die Fächer Mathematik, Physik und Chemie waren an allen in dieser
Stellungnahme behandelten Hochschulen vertreten, an den Techni-
schen Universitäten2) teilweise jedoch nur mit geringen Kapazitäten für
die Grundlagenausbildung der Ingenieure und ohne einen eigenständi-
gen Studiengang.3) Diplom-Studiengänge füLr Mathematik, Physik und
Chemie gab es an den,,klassischen" Universitäten sowie an der TU Dres-
den und an der TH Merseburg. Darüber hinaus gab es eigenständige Stu-

1) Wi"*"*h.ftsrat, Empfehlungen zu den Ingenieurwissenschaften an den Universitä-
ten und Technischen Hochschulen der neuen Länder. In: Ders., Empfehlungen zur
ktlnftigen Struktur der Hochschullandschaft in den neuen Ländern und im Ostteil von
Berlin. Teil II. Köln 1992.
2) Vereinfachend wird hier und im folgenden der Begriff Technische Universität für
alle technisch ausgerichteten Hochschulen mit Universitätsrangverwendet.
3) Zur Entwicklung der Technischen Universitäten siehe Wissenschaftsrat, Empfeh-
lungen zu den Ingenieurwissenschaften . . ., a. a. O.
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diengänge fi,iLr Mathematik an den Technischen Hochschulen in Chem-
nitz, Magdeburg, Freiberg und Ilmenau, in Physik an den beiden erstge-
nannten Hochschulen und in Chemie in Fleiberg. Die Biologie war nur
an den ,,klassischen" Universif,äten mit einem Studiengang vertreten.

Die Informatik zählte in der DDR zu den technischen Wissenschaften
und war daher im wesentlichen an den Technischen Universitäten ver-
treten (siehe hierzu im einzelnen Kapitel III). Hauptfach-Informatiker
wurden nur ar1 den Technischen Universitäten Chemnitz, Dresden und
Magdeburg sowie an der Universität Rostock ausgebildet. An den ande-
ren Universitäten und Hochschulen existierten lediglich Arbeitsgruppen
im Rahmen der Mathematik oder technischer Disziplinen.

Im Fach Astronomie gab es seit den 80er Jahren nur noch einen Lehr-
amts-Studiengang an der Universität Jena in Verbindung mit der dor-
tigen Universitäts-Sternwarte. Neben einer weiteren Professur an der
TU Dresden waren alle anderen Kapazitäten in der Akademie der Wis-
senschaft konzentriert, im wesentlichen im Zentralinstitut ftir Astrophy-
sikinPotsdam.

Die Geowissenschaften wurden im Rahmen der dritten Hochschul-
reform 1968 an wenigen Hochschulen und in den Instituten der Akade-
mie der Wissenschaften konzentriert. Die Geographie blieb an den Uni-
versitäten Greifswald und Halle sowie an der Humboldt-Universität er-
halten. Eine grundständige Ausbildung in Geologie und Paläontologie
war nur noch in Greifswald und Freiberg möglich. Fleiberg bot darüber
hinaus als einzige Hochschule vollständige Studiengänge für Mineralo-
gie und Geophysik an. In der Geophysik konnte das Hauptstudium auch
an der Universität Leipzig absolviert werden, Promotionen in Geologie
waren auch an der HU Berlin und an der Universität Halle möglich. Me-
teorologen wurden ausschließlich an der Humboldt-Universität ausge-
bildet.+) Ein eigenständiger Diplom-Studiengang Kristallographie exi-
stierte innerhalb der Sektion Physik der Humboldt-Universität; in Leip-
zig gab es einen eigenständigen Studiengang Kristallographie innerhalb
der Sektion Chemie.

4) An der Universität Leipzig wurden auch nach 1968 weiterhin Promotionen in Geo-
logie und Meteorologie innerhalb der Sektion Physik vollzogen, ohne daß es für diese
Fächer berufene Professoren gab. Zrt den angebotenen Studiengängen siehe ausführ-
licher die jeweiligen Hochschulabschnitte in Kapitel III.
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I.3. Wissenschaftliches Personal in den mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Fächern

a) Gesamtzahl und Vergleich mit dem Bestand in den alten Bundeslän-
dern

1988 waren an den Hochschulen der DDR 5 800 Wissenschaftler in den
mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern beschäftigt.5) Bei einer
Gesamtzahl von 38900 Wissenschaftlern ist dies ein Anteil von 15,070.

Damit lag der Anteil der Naturwissenschaften unter dem Anteil der
Ingenieurwissensehaften (L6,4Vo).

Diese Verteilung des wissenschaftlichen Personals unterscheidet sich
von de{enigen an den Hochschulen der alten L:inder.6) Dort entfällt auf
die Fächergruppe Mathematik/Naturwissenschaften ein größerer Anteil
(2l,6Vo) als auf die Fächergruppe Ingenieurwissenschaften (18,9 y0).7)

Dieser Vergleich läßt erkennen, daß die am vermuteten Arbeitskräfte-
bedarf orientierte Hochschulplanung der DDR den anwendungs- und
berufsorientierten Ingenieurwissenschaften gegenüber den mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Fächern eine höhere Friorität zuerkannte.
Vor allem der Stellenwert der Biologie und der Geowissenschaften war
geringer, als dies in den Universitäten der alten Länder der Fall ist.

b) Personalstruktur in den einzelnen mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Fächern

An den Hochschulen waren in den hier behandelten mathematisch-
naturwissenschaftlichen Fächern am Ende des Jahres 1990 insgesamt
rund 4500 Wissenschaftler tätig, davon in

Mathematik
Physik
Chemie
Biologie
Geowissenschaften

940 Wissenschaftler
1034 Wissenschaftler
1131 Wissenschaftler
611 Wissenschaftler
259 Wissenschaftler

Informatik 566 Wissenschaftler
Insgesamt 4541 Wissenschaftler

5) Die Angaben dieses Abschnitts beziehen sich auf aIIe Hochschulen und damit auch
aufdiejenigen Technischen Hochschulen und Ingenieurhochschulen, aus deren Poten-
tialen Fachhochschulen gegnindet wurden oder werden.
6) Bei diesem Vergleich wurde die Informatik in den alten Ltindern den Ingenieurwis-
senschaften zugerechnet, um eine Verzermng durch eine ulterschiedliche Zuordnung
des Faches zu vermeiden. Dagegen ist die Psychologie in den Angaben zu den Naturwis-
senschaften der DDR enthalten.
?) Die Angaben beziehen sich auf den Bestand an hauptberuflich tätigem wissenschaft-
lichem Personal an allen Hochschulen (102 100) im Jahre 1988. Eingeschlossen ist das
Drittmittelpersonal. QueIIe: Statistisches Bundesamt, Personal an Hochschulen 1988.

Siehe hierzu ausführlicher: Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates: Die Hochschulland-
schaft der ehemaligen DDR im Vergleich zur Hochschullandschaft der Bundesrepublik
Deutschland. (Erscheint demnächst).
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Die Aufteih.mg dieses Bestandes an Wissenschaftlern auf die vercchiede-
nen Personalgruppen ist der Übersicht 1 zu entnehmen.

Übersicht 1:

Wissenschaftliches Personal in den mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Fächernr) ') im Jahre 19903)

Mathe-
matikr) Physik5) Chemie

Bio-
Iogie

Geo-
wiss.6)

Infor-
matik

Ins-
gemt

Professoren
Dozenten
Oberass., Ass.
unbefristet
Ass. befristet
Lektoren und
Lehrer

118
103

374
t49

196

99
114

495
237

89

111
133

422
423

42

60
61

313
155

22

37
34

113
61

l4

49
48

323
107

39

4t4
493

2040
tt32

402

940 1034 1 131 611 259 566) 454LInsgesamt

1) Ohne Pharmazie und Psychologie, ohne Lehrerausbildung.
2) Einbezogen in die Statistik sind folgende Hochschulen: Universitäten Berlin (Hum-
boldt), Greifswald, Halle, Jena, Ieipzig, Rostock, die Technischen Universitäten
Chemnitz, Dresden, Magdeburg, die Bergakademie FYeiberg und die Technischen
Hochschulen Ilmenau und Merseburg.
3) Laut Erhebung des Wissenschaftsrates in den neuen Llindem, Herbst 1990, z.T.
ergänzt durch Daten der Erhebung des Herbstes 1991.
4) Informatik-Anteile in Mathematik enthalten an den Hochschulen in Greifswald,
Merseburg, Halle und Jena; teilweise in Leipzig und Magdeburg.
5) Einschl. Meteorologie an der Humboldt-Universität (4 Professoren und Dozenten,
6 wiss. Mitarbeiter) und Chemie an der TH Ilmenau.
6) Einschl. Geographie bzw. Kartographie/Geographie an der TU Dresden; außerdem
gab es an dieser Hochschule in der zu den Ingenieurwissenschaften zählenden Geo-
däsie folgende Personalausstattung: 3 Professoren, 7 Dozenten, 4 Oberass./unbefr. Ass.,
14 befr. Ass., I Lektorbzw. Lehrer (einschließlich Planetare Geodäsie: Astronomie).
7) Ohne Informationstechnik an der TU Dresden; dieser Teil des vormaligen Infor-
matikzentrums Dresden wurde der Fakultät ftir Elektrotechnik angegliedert (24 Pro-
fessoren, 21 Dozenten, 88 unbefr. wissenschaftliche Mitarbeiter, 54 befr. wiss. Mitar-
beiter).

Die Personalstruktur der Hochschulen in der DDR war durch eine klei-
ne Anzahl von Professoren, eine zumeist etwas größere Zahl von habili-
tierten Dozenten sowie eine große Zahl von überwiegend auf Dauer
beschäftigten Assistenten und oberassistenten gekennzeichnet. 1 g g9
kamen im Durchschnitt aller mathematisch-naturwissenschaftlichen
Fächer

auf 1 Professor 1,04 Dozenten,

auf 1 Hochschullehrer (Professoren und Dozenten) 2,5 Assi-
stenten und Oberassistenten auf Dauer sowie Lektoren und
Lehrer im Hochschuldienst,

auf 1 Hochschullehrer (Frofessoren und Dozenten) 1,2 Assi-
stenten auf Zeit.8)

t32



c) Altersstmktur

Die Altersverteilung der Professoren war in den naturwissenschaft-
lichen Fächem relativ einheitlich: Das Durchschnittsalter war hoch, die
Altersgruppe der 55- bis 60jährigen war arn stärksten vertreten, und es
gab weniger unter 50jährige als über 60jährige. von diesem Bild weicht
die Altersverteilung der Mathematiker und Informatiker ab, unter de-
nen es eine nennenswerbe Zahl von professoren gab, die jünger als b0
waren. Bei den Dozenten verschiebt sich die Altersverteilung zugunsten
der jeweils niedrigeren 5-Jahres-Altersgruppe. Hier findet siäh aie gron-
te zahl bei den 51- bis 55jährigen. Bei den habilitierten Assistenten und
oberassistenten entfiel die größte Zahl auf die Gruppe der 46- bis b0jäh-
rigen; insbesondere in der Mathematik und physik gab es auch eine be-
trächtliche Anzahl von Nachwuchswissenschaftlern von unter 40 Jahren
(vgl. Übersicht 2;.

wie in den alten Ländern wird es auch in den neuen Ländern ab Mitte
der 90er Jahre einen großen Ergänzungsbedarfim Lehrkörper geben, so-
fern bei der jetzt anstehenden Einführung der neuen personalstruktur
die Altersverteilung im großen und ganzen erhalten bleibt. wichtig ist
gerade ftir die im umbruch befindlichen ostdeutschen universitäten,
daß dadurch viele Neuberufungen möglich werden und damit ein wirk-
sarnes Mittel zur umgestaltung der Fächerstrukturen zur verfügung ste-
hen wird. Allerdings kann diese sich aus der Altersstruktur ergebände
Chance zur Umstrukturierung und zur personellen Erneuerung der Na-
turwissenschaften nur dann genutzt werden, wenn den Hochschulen ein
ausreichender Stellenrahmen für die wiederbesetzung von professuren
zur Verfügung gestellt wird.

B) vgl. hierzu: Geschäftsstelle des wissenschaftsrates, Die Hochschullandschaft in der
ehemaligen DDR im vergleich zur Hochschullandschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land. (Erscheint demnächst).
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Habili-
tierte

insgesmt

Übersicht 2:

Alter der Professoren, Dozenten und sonstigen Habilitierten
in den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern

an ausgewählten Hochschulenl) der neuen Länder (1. 12. 1991)

a) Professoren

Mathematik/
Informatik')
Physik
Chemie
Biologie
Geowissenschaften3)

Ingesamt

Mathematiki
Informatik')
Physik
Chemie
Biologie
Geowissenschaften3)

Ingesamt

Mathematiki
Informatik'z)
Physik
Chemie
Biologie
Geowissenschaften3)

Ingesamt

b) Dozenten

c) Sonstige Habilitierte

134
97

111
47
46

435

0

1

0

0
0

1

31
19
16

8
3

20
I

5
3
2

37

30
2T

18
8
5

82

27
25
27
t4
t7

110

5
6

11

5
4

31

1

2

3
1

4

11

34
28
42
16
15

135

4
10

6
5

3

28

3i
23
,o
10
I

t02

2t
28
34
15

5

103

22
13
8
4
3

50

22
33
27

8
I

99

13
I
2

1

3

27

34
32
t7

6
6

95

99
91

t02
55
28

375

101
131
89
44
38

403

77

t7
15
23
11

4

70

t2
15
16
15
I

67

10
33
18
16
11

88

1) Einbezogen sind hier die Universitäten und Technischen Hochschulen in Chemnitz,
Dresden, Freiberg, Leipzig (nur Universitlit), Halle-Wittenberg, Merseburg, Magde-
burg, Ilmenau, Jena, Greifswald, Rostock und Potsdam.
2) Eine Ttennung zwischen Informatik und Mathematik ist nur an einigen Hochschu-
len möglich. In Ilmenau Mathematik/Naturwissenschaften insgesamt.
3) Einschließlich Geographie.

d) Regionale Verteilung des Personals in den mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Fächern

Bei der regionalen Verteilung des mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Personals an den Hochschulen füllt die auch schon aus der Aka-
demie der Wissenschaften bekannte Konzentration auf Standorte in Ber-
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lin und Sachsen auf. Anders als in der Akademie ist der Personalbestand
an den Hochschulen jedoch in Sachsen höher als in Berlin. Etwa 37 %

des wissenschaftlichen Personals in den hier behandelten Fächern ent-
fielen im Jahre 1990 auf Hochschulen des Landes Sachsen. Der Bestand
an Mathematikern und Naturwissenschaftlern an der Humboldt-Univer-
sität lag über demjenigen in den Ländern Mecklenburg-Vorpommern
und Thtiringen (vgl. Übersicht 3).

Übersicht 3

Hochschulpersonal in den mathematisch-naturwissenschaftlichen
Fächern') an den Hochschulen') der neuen Länder

im Jahr 1990') nach Ländern.

Thüringen

Professoren

Dozenten

Oberass., Ass.
unbefristet

Ass. befristet

Lektoren und
Lehrer

Insgesamt
Nichtwiss.
Personaln)

69

lt

247

148

49

590

708

66

76

357

188

48

733

607

350

242

84

870

944

760

378

181

t672

r 608

326

t76

42

730

729

190

183

91

103

5B

54

l) Ohne Pharmazie und Psychologie, ohne l,ehrerausbildung.
2) Einbezogen in die Statistik sind folgende Hochschulen: Universitäten Berlin (Hum-
boldt), Greifswald, Halle, Jena, Leipzig, Rostock, die Technischen Universitäten
Chemnitz, Dresden, Magdeburg, die Bergakademie Freiberg und die Technischen
Hochschulen Ilmenau und Merseburg.
3) Lt. Erhebung des Wissenschaftsrates in den neuen Läindern, Herbst 1990 zum Teil
ergänzt durch Daten der Erhebung des Herbstes 1 99 1 .

4) Alle Hochschulen, Angaben aus: Burkhardt/Scherer/Erdner: Personalbestand an
Hochschulen der ehemaligen DDR 19Bg und 1990, Berlin 1991 (Projektgruppe Hoch-
schul forschung Karlshorst).

I.4. Studenten, Absolventen und weiterführende Qualifikationen

1990 begannen an den Hochschulen der DDR rund 4400 Studienanflin-
ger ein mathematisch-naturwissenschaftliches Studium. Das waren
ll,2Vo der Gesamtzahl von 39500 Studienanfängern.g) Die Gesamtzahl

9) Angaben in der Abgrenzung der in der Bundesrepublik üblichen Fächersystematik,
das heißt einschließlich Pharmazie und Informatik, jedoch ohne Psychologie. Vgl. Ge-
schäftsstelle des Wissenschaftsrates, a.a.O.
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der Studenten in den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern
lagbei 15000.

Die Vergleichszahl ftir die alten Bundesländer betrug für 1990 41 100
deutsche Studienanftinger in mathematisch-naturwissenschaftlichen Di-
plomstudiengängen. Das waren 16,7 % aller Studienanfänger.

Noch deutlicher als beim Hochschulpersonal zeigl sich damit bei den
Studenten, daß die mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer in der
DDR einen geringeren planerischen Stellenwert hatten. Zugleich füllt
ein höherer Frauenanteil auf (DDR rd. 50%, BRD rd. 32Vo), der zu einem
erheblichen Teil das Ergebnis der Studentenlenkung sein dtiLrfte. Dem-
zufolge ist ein Rückgang des Frauenanteils zu erwarten, der sich bei den
Studienanftingern bereits abzeichnet. 1990 betrug der Frauenanteil bei
den Studienanfängern in den Naturwissenschaften nur noch 3970. Insge-
samt zeichnet sich wohl eine Angleichung ab, da der Flauenanteil in den
Naturwissenschaften bei westdeutschen Studienanfängern ansteigt
(1990:35%o).

Übersicht 4 macht deutlich, daß Ende der 80er Jahre die Gesamtzahl der
jährlich an den Hochschulen der DDR ausgebildeten Mathematiker und
Naturwissenschaftler weniger als 10/o der Vergleichszahl für die alten
Bundesländer betrug, darunter waren relativ viele Chemiker und beson-
ders wenige Biologen, Informatiker, Geowissenschaftler und Geogra-
phen.

Übersicht +

Absolventen mathematisch-naturwissenschaftlicher Studiengänge r)

im Jahre 1988 (ohne Lehramtsabsolventen)

Studienfach

Mathematik
Physik
Chemie'z)
Biologie
Geowissenschaften
Geographie
Informatik

Mathematik- Naturwissenschaften
Insgesamt

154
243
557

4

t77
233
438
r67
99

2r3

t327

1 384
25t9
2629
2683

955
920

t728

12918

t44B

2406

l)
2)

Ohne Pharmazie.
EinschließIich Lebensmittelchemie.

Während sich Ende der 80er Jahre bei den jährlich ausgebildeten Inge-
nieuren ein Verhältnis von West zu Ost wie 100:20 ergab, betrug dieses
ftiLr Chemie 100:14, ftir Mathematik 100:12, Physik 100:8, Informatik
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100:7, Biologie 100:6 und Geowissenschaften (einschließlich Geogra-
phie) 100:5.10) Diese Il.,elationen dokumentieren zurn einen die Zielvor-
stellungen zentraler Arbeitskxäftebedarfsplanung in der DDR und skiz-
zieren zum anderen, in welehe Richtung sich die studieninteressen bei
Wegfall staatlicher Lenkung und einer höheren Bildungsbeteiligung und
Studienneigung möglicherweise entwickeln werden.

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre promovierten (A-promotion) ln der
DDRan den Hochschulen sowie an der Akademie der Wissenschaften
jährlich rund 680 Mathematiker und Naturwissenschaftler (Durch-
schnitt der Jahre 1986 bis 1988). Im Durchschnitt der Fächer promovier-
te jeder zweite Mathematiker und Naturwissenschaft,ler drei bis vier Jah-
re nach dem Diplom.

Bei den B-Promotionen, die mit der Habilitation bedingt vergleichbar
waren, gab es im Durchschnitt der Jahre 1986 bis 1988 in den mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Fächern jährlich 2 1 0 Absolventen an den
Hochschulen und an derAkademie der Wissenschaften. Damit entfielen
im Durchschnitt der Fächer 30 B-Promotionen auf 100 A-promotionen
sowie auf 100 Professoren und Dozenten jäihrlich 21 B-Promotionen.

Verglichen mit den Verhältnissen in den alten Ländem fällt eine ähn-
liche Promotionsquote ll) und insbesondere die hohe Habilitationsinten-
sität auf. In den alten Ländern lag die mittlere Promotionszahl im
Durchschnitt der Jahre 1987 bis 1989 in den mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Fächern bei 3 900, die mittlere Habilitationszahl lag jedoch
bei mrr 280. Damit kamen im Durchschnitt der Fächer auf 100 Di-
plomabsolventen vier Jahre später 45 Promotionen (Promotionsquote),
jedoch nur sieben bis acht Habilitationen auf 100 Promotionen.l2) Je 100
Professoren werden derzeit in den mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Fächern jährlich nur 6,5 Habilitationen abgeschlossen.

I.5. Forschung an den Hochschulen

Die chemische und physikalische Forschung an den Hochschulen war,
von Ausnahmen abgesehen, in ähnlicher Weise wie die Arbeit der Aka-
demie-Institute durch industriepolitische Imperative bestimmt und von
hoher Spezialisierung gekennzeichnet. Durch das Instrument der Staats-
wirtschaftspläne und durch staatliche Eingriffe im einzelnen wurden die
Universitäten zunehmend in die Dienste der Produktion gestellt, womit
die freie Auswahl der Forschungsthemen eingeschränkt wurde. Ein ent-
scheidender Hebel war hierbei die Forschungsverordnung, die es zur
Auflage machte, einen erheblichen Teil der Aufwendungen durch Auf-

10) Ftir die Ingenieurwissenschaften vgl. Wissenschaftsrat, Empfehlungen zu den Inge-
nieurwissenschaften, a.a.O.
11) Die Promotionsquote wfud als Relation der Zahl der Promotionen zur Zahl der
Diplomabsolventen vier Jahre zuvor definiert feweils Dreijahres-Durchschnittswerte).
12) Ohne an dieser Stelle näher darauf eingehen zu können, sei vermerkt, daß dieser
unterschied zu einem erheblichen Teil auf die in der ehemaligen DDR unbefristeten Be-
schtif tigungsverhältnisse im Mittelbau zurückzuführen sein dürfte.
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träge von Kombinaten oder ,,gesellschaftlichen Auftraegebern" zu dek-
ken. Die Ausrichtung der Hochschulen (wie auch der Akademie-Institu-
te) auf Vorhaben der angewandten Forschung minderte den innovativen
Charakter besonders deshalb, weil diese zu einem erheblichen Anteil die
Nachentwicklung von Produkten und Verfahren zum Ziel hatten, die
nicht vom Weltmarkt bezogen werden konnten. Sie erzeugte zusätzliche
Zwänge wegen des eingeschränkten Zugangs zu speziellen Materialien,
Zubehörteilen und Bauelementen. Für die physikalische und chemische
Forschung kann geschätzt werden, daß mehr als drei Viertel des einge-
setzten Potentials dem Spektrum anwendungsorientierter, angewandter
und produktorientierter Forschung zuzuordnen war. Innerhalb der Phy-
sik war darüber hinaus die Konzentration von Forschungskapazitäten an
Akademie-Instituten besonders ausgeprägt: Im Jahre 1988 entfrelen
über drei Viertel der Stellen frir wissenschaftliche und wissenschaftlich-
technische Mitarbeiter auf die Akademie. 13) Besondere Schwerpunkte
der angewandten physikalischen Forschung stellte dabei die Mikroelek-
tronik sowie die Roh- und Werkstofforschung dar. Die chemische For-
schung war in den Akademieeinrichtungen und an den Hochschulen im
wesentlichen auf die Verwertung von Erdöl und Braunkohle sowie die
Entwicklung von Pllanzenschutzmitteln konzentriert. Der chemischen
Grundlagenforschung wurde von seiten der Ministerien jegliche Förde-
rung entzogen.

Der Zusammenbruch vieler ostdeutscher Betriebe hat zu einem Verlust
des industriellen Hintergrunds ftir Teilbereiche der Hochschulforschung
geführt. Diese Umbruchsituation der Wirtschaft macht die Neuausrich-
tung von Teilen der Hochschulforschung zum Beispiel in der Physik
und in der Chemie dringlich.

Auch in der Biologie wurde ein erheblicher Teil der wissenschaftlichen
Kapazitäten fiiLr Dienstleistungsaufgaben und Geräteentwicklung abge-

steIlt. Die als industriepolitisch relevant angesehenen biotechnologi-
schen und molekularbiologischen Arbeitseinheiten waren ebenfalls an
den Akademie-Instituten konzentriert. Dagegen fehlten diese Richtun-
gen an vielen Universitäten. Auch die Genetik und die Mikrobiologie
waren nicht an allen Hochschulen vertreten.

In den Geowissenschaften wurden zwar die Ausbildungsangebote nach
1968 erheblich eingeschränkt, jedoch blieben außer in der Meteorologie
und in der Astronomie erhebliche Kapazitäten an wissenschaftlichem
Personal an den Hochschulen erhalten. Insgesamt war deren Bestand in
den Geowissenschaften der festen Erde größer als der der Akademie-In-
stitute. Im Vergleich zu den alten Ländern, in denen außer Ressortfor-
schungseinrichtungen fast keine außeruniversitären Forschungskapazi-
täten bestehen, ist jedoch auch dies ein bemerkenswerter Befund. Die
Geowissenschaften wurden jedoch insgesamt von dem wirtschaftspoliti-

rsl-; si.t 
" 

t iu.ru ausfüLhrlicher: wissenschaftsrat, Stellungrrahmen zu den außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der
DDR auf dem Gebiet der Physik. Köln 1992, S. 7f.
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schen Ziel, die Selbstversorgrrng mit Rohstoffen zu verbessern, beson-
ders beeinflußt und aufdie sogenannte objektbezogene Forschung (zum
Beispiel Lagerstätten) ausgerichtet. Als Ergebnis dieser Bestrebungen
existiert für das Gebiet der ehemaligen DDR das wohl dichteste Netz
von Tiefbohrungen und tiefenseismischen profilen.

Informatik entstand in der DDR erst relativ spät, rund 10 Jahre später als
in der Bundesrepublik Deutschland. In den Akademie-Instituten waren
etwa ein Drittel der Informatik-Wissenschaftler der DDR tätig. Kaum
geringere Kapazitäten waren an der TU Dresden als zweitem Schwer-
punkt konzentriert, seitdem 1986 dort das Informatikzentrum durch
Integration der aufgelösten Ingenieurhochschule Dresden gebildet wor-
den war. Dagegen waren die Informatik-Gruppen an den anderen Hoch-
schulen klein, mehr als die Hälfte von ihnen hatte weniger als 1b wissen-
schaftler. Außer in Teilbereichen des Zentralinstituts für Kybernetik
und Informationsprozesse Berlin, der Humboldt-Universität und der
Universität Jena, in denen theoretische Informatik betrieben wurde, war
die Forschung von einer starken Betonung industrie- und produktorien-
tierter Entwicklungsarbeiten, insbesondere im Bereich der software-
Produktion gekennzeichnet.

In der Mathematik war es nicht zu einer Auslagerung der Forschung aus
den Hochschulen gekommen. Diese blieben Zentren der Forschung,
auch wenn im Karl-Weierstraß-Institut in Berlin, dem bedeutendsten
außeruniversitären mathematischen Forschungsinstitut, 1b7o der in der
mathematischen Forschung der DDR tätigen wissenschaftler beschäf-
tigt waren. Aufgrund der zumeist nur indirekten Relevanz mathemati-
scher Forschungsergebnisse füLr wirtschaftliche und militiaische Ziele
war dieses Fach wohl am wenigsten von der Beschränkung des interna-
tionalen wissenschaftsaustausches betroffen. Das innere spektrum der
Mathematik weist dennoch einige Einseitigkeiten auf: Die im internatio-
nalen vergleich relativ schwächer vertretene reine Mathematik ist meist
auf Analysis orientiert; sehr stark vertreten, insbesondere an Techni-
schen Hochschulen, sind die Stochastik und die Optimierungs- und
steuerungstheorie, die an den Hochschulen der alten Bundesländer eher
schwach besetzt sind, sowie die Numerik. Unterreprilsentiert sind dage-
gen Algebra, Zahlentheorie, Topologie, Globale Analysis und Logik.
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II. Allgemeine Überlegungen und Empfehlungen

II.1. Grundsätze und Leitlinien fiir die Entwicklungsplanung

Der Wissenschaftsrat hat sich in seinen Empfehlungen zu den mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Fachbereichen von dem fti'r den gesarn-

ten Hochschulbereich geltenden Frinzip leiten lassen, in Lehre und For-
schung der neuen Länder rasch hochwertige und wettbewerbsfühige
Einrichtungen zu schaffen. Anders als bei den Stellungnahmen zu den
Ingenieurwissenschaften und zu den Fachhochschulen entstanden die
vorliegenden Empfehlungen in einer Situation, die dr.uch ein Nebenein-
ander von Planungsvorstellungen der Hochschulen und durch erste
oder abschließende Empfehlungen von Landeshochschulstrukturkom-
missionen gekennzeichnet ist, wobei nicht immer abgesehen werden
kann, inwieweit diese Konzepte Realität werden. Dadurch, vor allem
aber durch zum Teil bereits getroffene, zum Teil absehbare politische
Entscheidungen zu den Stellenplänen der Hochschulen, auch durch Ab-
berufungen, Stellenausschreibungen und Neuberufungen, die im Zuge
der Hochschulerneuerungsgesetze erfolgten, änderte sich die Ausgangs-
lage für die Empfehlungen zu den mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Fachbereichen fortlaufend.

Die vom Wissenschaftsrat durch Ortsbesuche oder auf anderem Wege
gewonnenen Informationen haben einen beträchtlichen Investitions-
und Sanierungsbedarf fi.ir Gebäude und in geringerem Maße fi-ir Geräte
ftir die mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer deutlich werden
lassen. Vielfach sind die Mindestanforderungen an Arbeitsmögliehkeit
und -sicherheit nicht gewährleistet. Zugleich sind die großen finanziel-
len Probleme der öffentlichen Haushalte in den neuen Ländern unüber-
sehbar. Eine verantwortliche Hochschulentwicklungsplanung darf den
in dieser Schlirfe 1991 noch nicht gesehenen engen finanziellen Spiel-
raum nicht übergehen. Der Wissenschaftsrat hat darauf in den Empfeh-
lungen zur Gnindung einer Universität Erfurt hingewiesen und dem
Land empfohlen, Prioritäten fiir die Entwicklung der ThtiLringer Hoch-
schulen zu setzen.l4) Der enge finanzielle Spielraum erfordert in allen
neuen Ländern Prioritätsentscheidungen, das eine oder andere dem
Grunde nach erforderliche oder zumindest wünschbare Eachgebiet erst
zu einem späteren Zeitpunkt einzurichten oder auszubauen. Im Einzel-
fall führen diese Prioritätsentscheidungen auch dazu, daß Aussagen zu
den Naturwissenschaften an Technischen Universitäten in den Empfeh-
lungen zu den Ingenieurwissenschaften vom Juli 1991 neu gewichtet
und anders akzentuiert werden müssen.

Im einzelnen hat sich der Wissenschaftsrat in den Empfehlungen zu den
mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachbereichen unter anderem
von folgenden Grundsätzen leiten lassen:

14) Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur Grtindung einer Universität Erfurt. In: Ders.,
Empfehlungen zur ktinftigen Struktur der Hochschullandschaft in den neuen Ländern
und im Ostteil von Berlin. Teil I. Köln 1992.
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1. Der Konsolidierung als leistungsfähig ausgewiesener Fachbereiche
sollte Vorrang eingeräumt werden vor dem Kapazitätsaufbau an wei-
teren Standorten, wenn dem nicht zwingende Gninde entgegen-
stehen.

2. Nicht an allen um- oder neugebildeten Fachbereichen wird sich kurz-
fristig ein hinreichend breites fachliches Spektrum realisieren lassen.
Dies muß jedoch ein außerordentlich wichtiges Planungsziel bleiben,
um wettbewerbsfdhige, füLr Studenten wie ftiLr Wissenschaftler attrak-
tive Fachbereiche aufzubauen, die auch im Wettbewerb um Drittmit-
tel für die Forschung konkurrieren können. Dabei ist daraufzu ach-
ten, daß eine Balance hergestellt wird zwischen dem ausbildungsbe-
dingten Erfordernis einer angemessenen fachlichen Breite und der
Notwendigkeit, in der Forschung leistungsfähige Schwerpunkte zu
bilden.

3. Bei benachbarten Hochschulen ist eine Abstimmung der Fächer und
Schwerpunkte notwendig. Im Rahmen der überregionalen Koopera-
tion sollten im Einzelfall auch Verbundlösungen in der Lehre einge-
setzt werden, um dadurch das Lehrangebot an Standorten mit engem
Fächerspektrum zu vervollständigen.

4. Die tradierte disziplinäre Gliedemng innerhalb verwandter Fächer-
gruppen sollte im Hinblick auf die neuere Wissenschaftsentwicklung,
die durch eine besondere Dynamik an den Rändern und überschnei-
dungsbereichen von Disziplinen gekennzeichnet ist, überdacht wer-
den zugunsten interdisziplinärer Organisationsformen fi.ir Lehre und
Forschung. Dies gilt beispielsweise flir die Molekularbiologie und die
Materialwissenschaft. In der Umweltforschung ergibt sich darüber
hinaus die Verknüpfung mit wirtschafts- und gesellschaftswissen-
schaftlichen Arbeitsgruppen.

Viele mathematisch-naturwissenschaft,liche Fachbereiche haben sich
1991i92 aktiv mit der Entwicklung ihrer künftigen Forschungsschwer-
punkte, Studienangebote und mit ihrer personellen Entwicklungspla-
nung befaßt. Der Wissenschaftsrat begrüßt diese Initiativen der Mitwir-
kung und Mitgestaltung an der vielfach auch von den Fachbereichen als
notwendig anerkannten Umstrukturierung. Soweit dies möglich war, hat
er die Planungsvorstellungen der Fachbereiche aufgegriffen, teilweise
mußten sie korrigiert und im Sinne einer überregionalen Koordination
modifiziert werden.

1I.2. Zw Bildung eigenständiger Fachbereiche

Aus den Aufgaben der Grundlagenfächer Mathematik, Physik und Che-
mie in der Ausbildung von Ingenieuren wird vielfach abgeleitet, daß die-
se Disziplinen an allen Technischen Universitäten ausnahmslos auch
mit grundständigen Studiengängen vertreten sein müßten. Das Argu-
ment, eine auf reine Zubringerleistung ftiLr andere Fächer reduzierte Na-
turwissenschaft verliere rasch den Anschluß an die aktuelle Forschung
und damit auch an seine Ausbildungskompetenz, ist jedoch letztlich
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nicht überzeugend. Hierin manifestiert sich ein disziplinäres Selbstver-
ständnis, dem normativer Anspruch nicht zugebilligt werden darf. In
dem Maße, in dem Ergebnisse der mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Grundlagendisziplinen in die ingenieurwissenschaftliche For-
schung einfließen und ihren Fortschritt mitbestimmen, verwischt sich
die scharfb Grenzlinie der disziplinär getrennten Bereiche und eröffnen
sich attraktive Perspektiven ftir den an ingenieurwissenschaftlicher An-
wendung interessier[en Wissenschaftler und Studierenden dieser
Grundlagenfächer.

An einzelnen TechniSchen Universitäten, insbesondere gilt dies für die
TU Dresden, existieren gewachsene, voll ausgebaute Fachbereiche für
Mathematik, Physik und Chemie mit eigenen Diplom-Studiengängen
und einer entwickelten disziplinären Forschung. Dort geht es vor allem
um die fachliche Abrundung. Bei anderen Technischen Universitäten
mit einem schmalen Ausbildungsangebot und ausgeprägter Spezialisie-
rung muß gefrag! werden, ob jedes mathematisch-naturwissenschaft-
Iiche Grundlagenfach mit einem eigenen Fachbereich und mit einem
eigenen disziplinären Diplomstudiengang vertreten sein sollte (vgl.
Kapitel II.3.).

In den Biowissenschaften vollziehen sich vor allem zwischen der Biolo-
gie, der Biochemie und den biologisch-chemischen Grundlagelfächern
der Medizin Entwicklungen, die in anderer Weise nach einer Uberwin-
dung der Fächergrenzen ,,rufen". Das gilt ftir die unversildre Forschung
in Deutschland in besonderem Maße, weil hier trotz im Ausland bewähr-
ter Vorbilder ein eher konservativer Ansatz das FeId beherrscht. Viel-
fach sind die einzelnen biowissenschaftlichen Disziplinen in unter-
schiedlichen Fachbereichen angesiedelt (Medizin, Biologie, Chemie,
Pharmazie). Dabei können einzelne Fächer, wie zum Beispiel Biochemie
oder Physiologische Chemie, an einer Universität sogar viermal vertre-
ten sein: in der Medizin, in der Veterinärmedizin, in der Chemie und in
der Biologie. Interaktionen zwischen solchen räumlich und organisato-
risch meist völlig getrennten Einrichtungen finden in vielen Fällen
kaum oder gar nicht statt. Die Neustrukturierung der Universitäten in
den neuen Ländern ist eine Chance, diese Isolierung biologisch-bioche-
mischer Disziplinen zu überwinden und dabei möglichst auch die ent-
sprechenden theoretischen Fächer der Medizin einzubeziehen. Durch
konsequente Verfolgung dieses Gedankens könnte ein biowissenschaft-
licher Forschungsschwerpunkt entstehen, der zur Bitdung eines ,,Bio-
zentrums" als eigenständiger Organisationseinheit führt. Eine Universi-
tät, die sich zu einem solchen Konzept entschließt, hätte durch die Auf-
bausituation eine günstige Ausgangsbasis zur Überwindung traditionel-
ler Fach- und Fakultätsgrenzen und könnte damit ihre Attraktivität bei
Berufungen verbessern.

Der institutionelle und möglichst auch räumliche Zusammenschluß al-
ler biowissenschaftlichen Teilgebiete in einem,,Biozentrum", unabhän-
gig von der Beteiligung an verschiedenen Studiengängen, bietet eine
Reihe von Vorteilen, vor allem wenn die räumliche Nachbarschaft zur
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Chemie/Pharmazie und zur Medizin vorhanden ist. Diese reichen vom
ökonomischen Einsatz der Großgeräte und Laboreinrichtungen über Er-
leichterungen in der Forschungskooperation, vor allem dem Wissens-
und Methodentransfer zwischen Nachwuchswissenschaftlern, sowie den
durch die Interaktion verbesserten chancen zur Drittmitteleinwerbung
(zum Beispiel Sonderforschungsbereiche) bis hin zur Optimierung der
Lehre. Das durch die Kooperation verbreiterte Spektrum der For-
schungsmethoden und Arbeitsgebiete erleichtert eine fundierte Ausbil-
dung des wissenschaftlichen Nachwuchses und bietet geeignete Ansatz-
punkte zum Beispiel ftir die Einrichtung von Graduierienkollegs.

Der Wissenschaftsrat regt daher an, daß Hoehschulen mit größeren bio-
wissenschaftlichen Forschungspotentialen prüfen, diese Forschungs-
gluppen aus den Naturwissenschaften und der Medizin in einem ,,Bio-
zentrum" zusammenzufassen. Dies gilt insbesondere für den FaIl, daß
größere Investitionsvorhaben anstehen.

Zur Binnenstruktur der Naturwissenschaften empfiehlt der Wissen-
schaftsrat, von einer zu engen Spezialisierung der Berufungsgebiete ab-
zusehen und in den Fachbereichen nur wenige größere, leistungsfähige
Institute zu bilden. Beide Empfehlungen grüLnden auf dem Bestreben,
möglichst flexible, die Kommunikation und Kooperation fordernde per-
sonal- und Organisationsstrukturen einzuführen. Eng spezialisierte Be-
rufirngsgebiete verleiten dazu, die Arbeitsgebiete in Studien- und prü-
fungsordnungen zu verankern, wodurch die Studierbarkeit eines Faches
innerhalb der Planstudienzeit erschwert r.rnd die Studienzeit oftmals
verlängertwird.

II.3. Zum Studienangebot der mathematisch-naturwissenschaftlichen
Fächer

Das Grundstudium der mathematisch-naturwissenschaftlichen Studien-
gänge sollte breit angelegt und fachlich ausgewogen sein. Leistungsfühi
ge Spezialfticher und -gebiete sollten als optionale Vertiefungsrichtun-
gen oder Studienschwerpunkte erst innerhalb des Hauptstudiums in
weiterhin grundsätzlich breit angelegten Diplomstudiengängen angebo-
ten werden. Fi.ir das Hauptstudium regt der Wissenschaftsrat einen mo-
dulartigen Aufbau an. Auf geeigneten Gebieten sollten Lehrveranstal-
tungen interdisziplinär angelegt sein und sich dabei an aktuellen Frage-
stellungen in der Forschung orientieren. Derartige,,unkonventionelle,,
naturwissenschaftlich-technische Studiengänge kommen insbesondere
fiir die Technischen Universitäten in Flage. Die stärker an Froblem-
lösungen ausgerichtete ingenieurwissenschaftliche Vorgehensweise ist
eine Chance für die Naturwissenschaften an Technischen Universitäten,
die sich damit neue Forschungsfelder erschließen können. Den Absol-
venten wtiLrde auf diesem Wege ein breiteres Berufsfeld eröffnet.

In den ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen muß bis zum Vor-
diplom ein solides Fundament in Mathematik und Physik gelegt wer-
den. Im Studiengang Materialwissenschaften kommt die Chemie als
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weiteres Grundlagenfach hinzu. Im Hauptstudium der ingenieurwissen-
schaftlichen Studiengänge sollten auch naturwissenschaftliche Vertie-
fungsrichtungen angeboten werden, die auf allgemeine methodische
Querschnittsfragen verschiedener Technikgebiete ausgerichtet sind. Im
Interesse einer optimalen Nutzung von Ressourcen ist eine sinnvolle
wechselseitige Ergänzung solcher Vertiefungsgebiete durch die an der
Hochschule vertretenen Naturwissenschaften anzustreben.

Die Fähigkeit zur disziplinübergreifenden Zusammenarbeit sollte durch
ein ausreichendes Angebot entsprechender Wahlpflicht-Studienanteile
und Module gefiirdert werden. Dies betrifft einerseits die Nebenfachaus-
bildung und andererseits wissenschaftstheoretische und wissenschafts-
historische sowie wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Ergänzungs-
veranstaltungen. Die an einzelnen Hochschulen der neuen Länder vor-
handenen wissenschaftshistorischen Ansätze sollten die Möglichkeit zur
Konsolidierung erhalten.

Wie bereits im vorhergehenden Kapitel ausgeführt, hält es der Wissen-
schaftsrat nicht ftir begnirrdet, daß jedes naturwissensehaftliche Fach,
das an einer Hochschule eingerichtet ist, deswegen auch einen eigen-
ständigen disziplinären Studiengang tragen müßte. Dagegen sprechen
nicht nur Gesichtspunkte der Orientierung naturwissenschaftlicher For-
schung zum Beispiel an den Technischen Universitäten, sondern auch
Überlegungen zur Aufnahmeftihigkeit des Arbeitsmarktes ftiLr Natr.rwis-
senschaftler. Insbesondere für Geowissenschaftler, Geographen und
Biologen bietet der Arbeitsmarkt außerhalb der Hochschulen und außer-
universitärer Forschungsinstitute nur in einem geringerem Umfang Be-
rufspositionen, die eine wissenschaftliche Ausbildung voraussetzen.
Dieser Gesichtspunkt gebietet Zurückhaltung beim Aufbau zusätzlicher
Ausbildungskapaziläten, die über die in den neuen Ländern bereits vor-
handenen Studienmöglichkeiten ftir die Naturwissenschaften hinausge-
hen. FtiLr die Hochschulplanung in den neuen Ländern kommt als weite-
rer Gesichtspunkt der erhebliche Finanzbedarf der naturwissenschaft-
lichen Studiengänge hinzu, der Prioritätsentscheidungen unumgänglich
macht. Deswegen spricht sich der Wissenschaftsrat dagegen aus, an je-
der Hochschule mit Universitätsrang Diplomstudiengänge ftir Physik,
Chemie, Biologie, Geographie oder in den Geowissenschaften einzu-
richten.

Der Wissenschaftsrat strebt mit seinen Empfehlungen angemessen aus-
gestattete Fachbereiche an (vgl. Kapitel II.2.), die für Studenten und
Wissenschaftler attraktiv und in Forschung und Lehre konkurrenzfähig
sind. Der Wissenschaftsrat hat seine Empfehlungen ftir eine erste Aus-
bauphase in den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern nicht
an einer Ausbauzielzahl für die Naturwissenschaften orientiert, weil eine
derartige fächerspezifische Ausbauzielzahl weder vorliegt noch ange-
sichts der Unwägbarkeiten in der Abschätzung der zu erwartenden
Nachfrage nach Studienplätzen in den hier betrachteten Studiengängen
bestimmt werden könnte. Die vielfach frir derartige Überlegungen her-
angezogenen Verhältnisse in den alten Ländern sind nur ein gXober An-
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haltspunkt. Dort begannen in den letzten Jahren rund 30000 Anfänger
ein mathematisch-naturwissenschaftliches Diplomstudium an den uni-
versitäten. Geht man davon aus, daß in den neuen Ländern auf längere
Sicht entsprechend ihrem Bevölkerungsanteil sich ebensoviele Anfün-
ger für ein mathematisch-naturwissenschaftliches Fach entscheiden, so
wären dies rund 6000 Anftinger jährlich. Gegenüber der situation im
Jahre 1990 wäre dies ein Anstieg um rund 5010. Aus heutiger Sicht er-
scheint es wenig wahrscheinlich, daß es schon in wenigen Jahren zu ei-
nem derartigen Anstieg kommt, zumal die schulischen Zugangsvoraus-
setzungen erst geschaffen werden müssen.

Die vom wissenschaftsrat vorgeschlagenen mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Fachbereiche werden die ftir die nächsten Jahre zu erwar-
tenden studienanfängerzahlen aufnehmen können. vorerst gibt es aus
Bedarfsüberlegungen keine veranlassung, über die vom wissenschafts-
rat im einzelnen vorgeschlagenen Standorte und Kapazitäten (vgl. Kapi-
tel III, wobei Ausflihrungen zu Berlin und Brandenburg noch zu ergän-
zen sind) hinauszugehen. sollte sich Mitte der g0er Jahre zeigen, daß die
Nachfrage nach Studienplätzen rascher steigt als bisher angenommen
wird, so gibt es an den jetzt vorgesehenen Standorten Spielraum für eine
Erweiterung des Personalbestandes über die empfohlene Grundausstat-
tunghinaus.

Die Mathematik sollte auch ktimftig an allen Universitäten einen eigen-
ständigen Diplomstudiengang anbieten. Dabei ist auf ein ausgewogenes
Verhältnis von Erngewandter zu reiner Mathematik zu achten. An Tech-
nischen Universitäten sollte das Schwergewicht auf einer anwendungs-
orientierten Ausrichtung liegen.

Längerfristig sollte die Informatik an allen universitäten eingerichtet
werden, auch mit einem eigenständigen Studiengang. Im Hinblick auf
das begrenzte Potential an berufungsfähigen wissenschaftlern sollte der
Aufbau der Informatik jedoch nicht in einem Zuge und parallel an allen
Hochschulen erfolgen. Beim stufenweisen Aufbau wird es oft sinnvoll
sein, zunächst mit einem Angebot ,,studienschwerpunkt innerhalb eines
Faches" oder ,,Informatik als Nebenfach" zu beginnen.l5) Wegen des
auch experimentellen charakters der Informatik erscheint es vorteil-
haft, wenn sich die Informatik im Zuge ihres Aufbaus vom Fachbereich
Mathematik trennt und einen eigenen Fachbereich bildet. Interessierten
Mitgliedern der Fachbereiche Mathematik und Informatik sollte die
Doppelmitgliedschaft ermöglicht werden.

Für die,,Bindestrich-Informatiker", die in anderen Fachbereichen ange-
siedelt sind und Informatik als eine Methode lehren und zur problem-
lösung einsetzen, empfiehlt der wissenschaftsrat die Möglichkeit einer

15) Insbesondere in der Praktischen und rechnischen Informatik bestehen große pro-
bleme, Professuren adäquat zu besetzen. In diesem FaII ist eine längere Vertretung einer
Professur einer schnellen Berufu-ng vorzuziehen.
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Doppelmitgliedschaft im Informatikfachbereich vorzusehen.l6) Eine
Doppelmitgliedsehaft erleichtert es den wissenschaftlern, die Entwick-
lung der wissenschaftlichen Grundlagen der Informatik zu verfolgen
und gegebenenfalls auch mitzugestalten.

Wie bereits ausgeflihrt, entstand die Informatik in der DDR erst relativ
spät, und ein Studiengang für Hauptfach-Informatiker wurde bis 1989

nur an den Technischen Universitäten Dresden, Chemnitz und Magde-
burg sowie an der Unversität Rostock angeboten.l7) 1988 wurden ledig-
lich 164 Informatiker diplomiert.

Seit 1989/90 haben mehrere Universitäten Studiengänge füLr Informatik
eingeführt, andere planen dies. Die personelle Basis füLr die neu einge-
richteten Studiengänge ist vielfach nicht ausreichend für eine qualifi-
zierte Ausbildung. Darüber hinaus haben viele Informatiker und auf
Fachgebieten der Informatik/Informationstechnik arbeitende Mathema-
tiker und Ingenieure die Hochschulen verlassen, um in der Wirtschaft -
häufrg in den alten Ländern - tätig zu werden.

Dei Wissenschaftsrat verweist auf seine Empfehlungen füLr ein besonde-
res,,Informatikprogramm" ftir die neuen Länder.l8) Angesichts der für
den Ausbaü der Informatik erforderlichen Finanzmittel und des Engpas-
ses an berufsf?ihigen Nachwuchswissenschaftlern empfiehlt der Wissen-
schaftsrat, den Auf- und Ausbau dieses Faches stufenweise anzulegen
und nicht an allen Standorten gleichzeitig zu beginnen. Wegen des im in-
temationalen Vergleich späten Starts der Informatik in der DDR sollten
den Nachwuchswissenschaftlern Forschungsmöglichkeiten und Qualift-
kationschancen angeboten werden, um sie mit den neuesten Techniken
und Methoden besser vertraut zu machen. Der Wissenschaftsrat hält es

für nötig und hilfreich, diesen stufenweisen Aufbau der Informatik in
den neuen Ländern über ein besonderes ,,Informatikprogramm" zu för-
dern, wie dies in den 70er Jahren in den alten Llindern geschah. Die im
Rahmen des Hochschulerneuerungsprograrnms vorgesehene Einbezie-
hung der Informatik in den Kreis der Fächer, in denen Gründungspro-
fessuren gefördert werden, ist grundsätzlrrch zw begrüßen. Der Wissen-
schaftsrat häIt es jedoch ftir erforderlich, mit zusätzlichen Fördermaß-
nahmen die Informatik in koordinierter Weise an Universitäten und
Fachhochschulen in den neuen Ländern aufzubauen und rasch auf den
Stand der internationalen Informatikforschung und -anwendung zu füh-
ren. Er bittet den Bund, das füLr die alten Länder Ende der 70er Jahre
ausgelaufene erfolgreiche Programm in den neuen Ländern für fünf bis
sechs Jahre wieder aufzulegen.

16) Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Informatik an Hochschulen. KöIn 1989' S. 63.

l?) Vgl. Wissenschaftsrat, Empfehlungen zu den Ingenieurwissenschaften an den Uni-
versitäten und Technischen Hochschulen der neuen Ijlinder, a. a. O., Kapitel I.
18) Vgl. Wissenschaftsrat, Empfehlungen zu den Ingenieurwissenschaften an den Uni-
versitäten undTechnischen Hochschulen der neuen Länder, a. a. O., 162 f.
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Plrysikund Chemie zählen zum grundlegenden Fächerkanon der ,,klas-
sischen" Unversitäten. Nicht an jeder Technischen Universität sollte
notwendigerweise ein Diplomstudiengang Physik eingerichtet werden;
bei knappen Personalressourcen empfiehlt sich vielmehr das Angebot ei-
ner naturwissenschaftlich orientierten Vertiefungsrichtung in einem In-
genieurstudiengang (zum Beispiel Elektrotechnik oder Materialwissen-

""1r"1t.19) 
IndiesenFällensollte auch dieMöglichkeiteinerZweitmitglied-

schaft in einem physikalischen Fachbereich einer benachbarten Universi-
tät geprüft werden.20) Cäemie bedarf der engen Wechselwirkung mit der
Physik und der Biologie beziehungsweise an einer Technischen Universi-
tät statt dieser gegebenenfalls mit der Materialwissenschaft. Wie bei der
Physik ist an einer Technischen Universität statt eines schmai angelegten
eigenen Studiengangs eher die Einbeziehung der Chemie in das Hauptstu-
dium eines Ingenieur-Studiengzungs zu empfehlen.

Die Biolo§e sollte an Universitäten nur eingerichtet werden, wenn eine
voll ausgebaute Chemie vorhanden ist. Falls die örtliche Schwerpunktbil-
dung dies erlaubt, sollte eine ökologische Vertiefungsrichtung innerhalb
des Diplomstudiengangs Biologie gebildetwerden, dervon den umweltbe-
zogenen biologischen Teildisziplinen zu tragen wäre. Im Interesse einer
breiten, fundierten fachlichen Ausbildung sollte auf das Angebot grund-
ständiger biologischer ökologie-Studiengänge verzichtet werden.

Die Fachgebiete Biochemie und Biophysik sollten vorzugsweise in die
Biologie-Fachbereiche integriert werden. Unter der Voraussetzung, daß
ein ausreichendes Lehrangebot gewährleistet werden kann, sollte Bio-
chemie als eine Vertiefungsrichtung im Rahmen der Diplomstudiengän-
ge Biologie und Chemie angeboten werden. Eigenständige Studiengänge
Biochemie sollten nur dann eingerichtet werden, wenn ein entsprechen-

l9) An Technischen Hochschulen besitzt die Materialwissenschaft vielfach werkstoff-
technischen Charakter und gilt daher als Ingenieurwissenschaft. Neuere Entwicklungen
in der Festkörperphysik und -chemie haben jedoch zu einer erheblichen Erweiterung
der FYagestellungen und Arbeitsweisen geführt. Sie bilden die Grundlage ftir dieietzt an
einigen ,,klassischen" Universitäten betriebene Gründung materialwissenschaftlicher
Fachbereiche, die eher den angewandten Naturwissenschaften zuzuordnen sind.
20) In den Empfehlungen zu den Ingenieurwissenschaften an der TTI Ilmenau hat der
Wissenschaftsrat folgende Empfehlung abgegeben:
,,Eine solide Physikausbildung ist unverzichtbar flir die Ausbildung von Ingenieuren.
Mit der vorhandenen Personalausstattung kann die Ilmenauer Physik dies leisten. Für
einen eigenständigen Diplom-Studiengang Physik fehlt jedoch zur Zelt d\e Basis. Der
Wissenschaftsrat häIt die Erweiterung der Physik und die Einrichtung eines Diplom-
Studiengangs im Vergleich zu den oben genannten Empfehlungen unter Prioritäts-
gesichtspunkten kr.rrzfristig nicht für vordringlich. Die in Ilmenau tätigen Physiker soll-
ten ihre Arbeitsgebiete so wählen, daß sie sich in das Profil der Hochschule einfrigen. Die
Physik wäre dann nicht auf die ungeliebte Rolle eines Servicefaches beschränkt. Im üb-
rigen empfiehlt der Wissenschaftsrat für die Ilmenauer Physikprofessoren eine Zweit-
mitgliedschaft an der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität
Jena. Dies würde es ihnen ermöglichen, Doktoranden der Physik zu betreuen, die von
der Fakultät in Jena promoviert werden.
Für einen weiteren Ausbauschritt liegt es nahe, die Einrichtung eines Diplomstudien-
gangs Physik mit einer Studienrichtung Technische Physik in Ilmenau zu überlegen."
Wissenschaftsrat, Empfehlungen zu den Ingenieurwissenschaften, a.a.O., S. 214 f.
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des Forschungspotential vorhanden ist und den Studenten ein hinrei-
chend differenziertes Lehrangebot gemacht werden kann. Die bewähr-
ten Biochemie-Studiengänge in Halle und Leipzig sollten fortgefrihrt
werden. Die Einrichtung weiterer Spezialstudiengänge beurteitt der Wis-
senschaftsrat zurückhaltend.

Die Geowissenschaften haben in den zurückliegenden Jahren beträcht-
liche Wandlungen erfahren, die zum einen auf die Erkenntnis vom Mo-
bilismus der Erdplatten zurückzuft.itrren sind, andererseits ihre Wurzel
im Stellenwert der Geowissenschaften frir die Bearbeitung von Umwelt-
problemen finden. Einflüsse der Zivilisation auf natiirliche Stoffkreis-
läufe in Luft, \[asser und Erde sowie die Klimaentwicklung sind zu neu-
en Forcchungsgegenständen geworden. Die zunehmende Erkenntnis
der dynamischen Prozesse in der Erde haben zu einem Wandel der Geo-
wissenschaften von der Untersuchung von Strukturen und Mustern hin
zu Prozeßstudien gefi.ihrt, die auch traditionelle Themen wie Rohstoffe
und Naturkatastrophen in neuem Licht erscheinen lassen. Die Notwen-
digkeit, sich auf das ganzheitliche Verständnis der Geoprozesse hinzube-
wegen, verlangt nach einer Integration der geowissenschaftlichen Fach-
disziplinen. Forschungsgruppen sollten entsprechend multidisziplinär
zusarnmengesetzt sein.

In Geologie, Geophysik und Mineralogie/Geochemie sind in den zurück-
liegenden Jahren insbesondere in den angelsächsischen Ländern Kon-
zepte einer integrativen Erdwissenschaft entwickelt worden, die auch
zur Forderung einer Teilintegration der Grundstudiengänge geführt ha-
ben. Voraussetzung hierfür ist allerdings, daß diese drei Fächer an einer,
beziehungsweise an benachbarten Hochschulen vertreten sind.

Die Beziehung der Geoqraphie zu den geowissenschaftlichen Diszipli-
nen ist beispielsweise über Fragestellungen der Geoökologie und der
Fernerkundung intensiver geworden. Diplom-Studiengänge in der Geo-
gfaphie sollten daher nur in Verbindung mit ausgebauten anderen Geo-
wissenschaften eingerichtet werden. Dagegen ist die Kristallographie
aus der Mineralogie weitgehend herausgewachsen und ordnet sich heute
meist der Physik oder der Festkörperchemie zu. Hydrologische Frage-
stellungen bilden das Verbindungsglied zwischen der Meteorologie und
anderen Geowissenschaften.

II. 4. Zur Struktur des Studiums

Die mathematisch-naturwissenschaftlichen Studiengänge an den Hoch-
schulen der DDR waren einschließlich Diplomarbeit und Abschlußprü-
fungen auf neun beziehungsweise zehn Semester ausgelegt. Der Stu-
dienaufbau war klar strukturiert, Stundentafeln legten die Studienpläne
für die Studierenden verbindlich fest und ließen erst im Hauptstudium
einen geringen FLaum ftir die individuelle Studienplangestaltung.

Die Diplomarbeit orientierte sich in Anspruch und zeitlichem Umfang an
der Funktion einer Studienabschlußarbeit. Eine Reihe von Voraussetzun-
genundMechanismentrugen dazubei, daß die vorgeschriebenen Studien-
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zeiten auch eingehalten wurden. Hierzu zählte die straffe organisation des
Lehrbetriebs, die dank einer entsprechenden Personalausstattung mög-
liche intensive Betreuung der Studierenden in Seminargruppen rmd die
Verpflichtung der Lehrenden und Lernenden auf die festgelegten Stu-
dienzeiten. Weiter zu nennen sind die Vergabe von Stipendien und Wohn-
heimplätzen, die auch als Disziplinlerungsinstrumente fungierten.

Fiir wissenschaftlich qualifizierte Diplomabsolventen, von denen ein
Teil bereits wtihrend des Hauptstudiums wissenschaftlich und finanziell
besonders geftirdert wurden, schloß sich ein dreijähriges Forschungsstu-
dium an, das zur Promotion A führte und durch Forschungsstipendien
geftirdert wurde. Die Betreuung der Forschungsstudenten und das An-
gebot von weiterftiLhrenden forschungsorientierten Lehrveranstaltungen
gehörten zu den Aufgaben der Hochschullehrer. Aufgrund dieser Bedin-
gungen war es möglich, daß der ganz überwiegende Teil der Doktoran-
den die wissenschaftliche Ausbildung nach insgesamt acht Jahren mit
der Promotion abschloß.

Der Wissenschaftsrat sieht in dieser Struktur des Studienangebots, die
von einer klaren Differenzierung zwischen dem berufsqualifizierenden
Diplomstudium und dem forschungsbezogenen Graduiertenstudium
ausgeht, ein hervortretendes Leistungsmerkmal des Hochschulwesens
der DDR. Dabei darfjedoch nicht übersehen werden, daß diese Struktur
des Studienangebots einen entsprechenden Personalbedarf für die Leh-
re in Kleingruppen des Diplomstudiums und fi.ir spezielle Lehrangebote
ftiLr Graduierte zur Voraussetzung hatte, ohne den kurze Studien- und
Promotionszeiten bei qualitativ zufriedenstellenden Leistungen nicht
möglich gewesen wären.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt den Hochschulen der neuen Länder, an
dieser Struktur des Studiums festzuhalten und es auch weiterhin als
wiehtiges Ziel anzusehen, daß die Studiengänge in der vorgesehenen
Zeit studierbar bleiben. Die Planung des Personalbedarfs sollte dies
ebenso in Rechnung stellen, wie die Berechnung von Zulassungszahlen
in zulassungsbeschränkten Studiengängen. Hier sollten nieht die in der
Kapazitätsverordnung fiir Bedingungen der Höchstlast festgelegten Cur-
ricular-Normwerte verwendet werden, vielmehr sollte von den Werten
ausgegangen werden, die der Wissenschaftsrat in den Empfehlungen fi.ir
die Planung des Personalbedarfs der Universitäten empfohlen hat.2l)
An einer Reihe von mathematisch-naturw"issenschaftlichen Fachberei-
chen wird es in der Übergangszeit bis zum Bezug von Neubauten nicht
rnöglich sein, die Zulassungszahlen nach den oben genannten Empfeh-
lungen des Wissenschaftsrates zu berechnen, weil die vorhandenen Se-
minar- und Praktikumsräume auf die früher üblichen, wesentlich gerin-
geren Teilnehmerzahlen ausgelegt sind. Der Lehrbetrieb muß bis zum
Bezug von Neubauten deswegen vielfach wesentlich personalintensiver
durchgeftihrt werden.

Zf l Wi".".tt"ftaftsrat, Empfehlungen fiir die Planung des Personalbedarfs der Universi-
täten. KöIn 1990, S.22.
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Im übrigen sieht der Wissenschaftsrat in den Graduiertenkollegs ein In-
strument, das es ermöglichen könnte, die wesentlichen Elemente des
früheren Forschungsstudiums beizubehalten. Das Interesse der mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Fachbereiche an der Einrichtung von
Graduiertenkollegs und ihr Anteil an den im FLahmen des Hochschuler-
neuerungsprogramms geförderten vorbereitenden Maßnahmen und der
Zahl bewilligter Förderungen unterstreicht dies. Der Wissenschaftsrat
fordert daher die mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachbereiche
der Hochschulen der neuen Länder auf, sich verstärkt um die Einrich-
tung von Graduiertenkollegs zu bemühen. Er empfiehlt Bund und Län-
dern, hierftir ausreichend Finanzmittel bereitzustellen. Die Länder soll-
ten darüber hinaus dafür Sorge tragen, daß der Personalbedarf für die
spezifrschen Lehrveranstaltungen für Graduierte bei der Personalbe-
messung anerkannt wird, wie dies beim früheren Forschungsstudium
der FaIl war. Der Wissenschaftsrat hat dies generell ftir die Planung des
Personalbedarfs der Universitäten empfohlen.

II. 5. Lehramtsstudiengänge und Fachdidaktik

Die Ausbildung von Lehrem wird auch künftig zu den Aufgaben der
mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachbereiche gehören. FüLr die
Studiengänge zum Lehramt ftir die Sekundarstufe Il/Gymnasium emp-
fiehlt der Wissenschaftsrat ein Grundstudium, das so weit wie möglich
mit dem Grundstudium des entsprechenden Diplomstudiengangs über-
einstimmen sollte. Ein solcher Studienaufbau erlaubt den Studenten
einen reibungslosen Wechsel zwischen den Abschlußarten r.rnd ermög-
licht zudem einen ökonomischen Personaleinsatz. Im übrigen empfiehlt
der Wissenschaftsrat, daß an Technischen Universitäten/Hochschulen,
die in den Naturwissenschaften keine Diplomstudiengänge anbieten,
auch keine mathematisch-naturwissenschaftlichen Lehramtsstudien-
gänge für allgemeinbildende Schulen angeboten werden. Diese sollten
vorzugsweise von Universitäten mit einem breiten Fächerspektrum an-
geboten werden, um den Studenten ausreichend Kombinationsmöglich-
keiten zu eröffnen.

Ln den Lehramtsstudiengängen kommt der Fachdidaktik eine wichtige
Rolle zu. Aufgaben und Gegenstand der Fachdidaktik sind einmal die
Auswahl fachlicher Inhalte als Unterrichtsgegenstände und Lemziele
fi.ir Schüler unterschiedlicher Schularten und Schulstufen und damit zu-
sammenhängend die Entwicklung von Curricula. Zum anderen geht es
um die Entwicklung von Unterrichtsmethoden und von Verfahren der
lernzielbezogenen Leistungsbeurteilung. Beide Aufgaben haben sowohl
fachwissenschaftliche wie erziehungswissenschaftliche Aspekte, die
eine systematische Verknüpfung und Integration der sie fundierenden
Fach- und Verhaltenswissenschaften erfordern. Frir Fächer mit umfang-
reichen Aufgaben in der Lehrerbildung ist daher eine entsprechende
personelle Ausstattung der Fachdidaktik erforderlich.

Die Institutionalisierung der Fachdidaktik sollte der Notwendigkeit ei
ner doppelten Einbindung der Fachdidaktik Rechnung zu tragen versu-
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chen und einseitige Ixisungen - entweder alleinige Zuordnung zu den
Erziehungswissenschaften oder alleinige Zuordnung zu den Fachwis-
senschaften - vermeiden. In den Empfehlungen zur Lehrerbildung in
den neuen Ländern hat der wissenschaftsrat zwei organisationsmodelle
vorgeschlagen:22)

- Bei einer Zuordnung zu den Fachwissenschaften wird die institutio-
nelle Zuordnung der Fachdidaktik zu einer verhaltenswissenschaft
durch die verbindliche Zweitmitgliedschaft im Fachbereich Erzie-
hungswissenschaft oder Psychologie geschaffen.

- Bei einer Institutionalisierung der Fachdidaktik in einem erziehungs-
wissenschaftlichen Fachbereich oder einer fachübergreifenden, aber
noch bereichsspezifi schen organisationsform wird die institutionelle
Verbindung zu den Fachwissenschaften durch obligatorische Mit-
gliedschaften der Fachdidaktiker im jeweils einschlägigen Fachbe-
reich sichergestellt.

Beide Organisationsformen können eine Kooperation der Fach- und der
Verhaltenswissenschaften, die für Aufgaben in der Lehrerbildung uner-
läßlich ist, ermöglichen.

Der Personalbedarf für die Fachdidaktiken ist bei der in II. 7. erläuterten
Grundausstattung ftir die einzelnen Fächer nicht berücksichtigt. Er
müßte dementsprechend bei der Erziehungswissenschaft veranschlagt
werden.

In der DDR unterrichteten Hochschullehrer und Assistenten der mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Fächer auch an mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Spezialklassen der Oberschulen. Die fttihzeitige För-
derung hochbegabter schüler forderte und ftirderte deren intellektuelle
Leistungen und motivierte sie ftiLr: eine Beschäftigung mit den Wissen-
schaften. Zugleich wurde auf diese Weise eine enge Verbindung von
Schule und Hochschule ermöglicht. Die mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Spezialklassen haben sich bewährtund sollten auch künftig
in geeigneter Weise fortgeführt werden.

II. 6. Zusammenarbeit mit außeruniversitären Forschungsinstituten

Auf Vorschlag des Wissenschaftsrates sind in den neuen Ländern 22 na-
turwissenschaftlich orientierte Institute der Blauen Liste gegründet wor-
den (vgl. Übersicht 5). Hinzu kommen zwei neue Groß?oischungsein-
richtungen: das Geoforschungszentrum (GFZ) in Potsdam und das Um-
weltforschungszentrum (UFZ) in Leipzig und Halle. Ein beträchtlicher
Teil der leitenden Wissenschaftler ist bereits, beziehungsweise soll ge-
meinsam mit den benachbarten Hochschulen berufen werden; in ande-

22) Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur f,ehrerbildung in den neuen Ländem. In:
Ders., Empfehlungen zur künftigen Struktur der Hochschullandschaft in den neuen
Ländernund im OstteilvonBerlin. Teil I. Köln 1992, S. 113 f.
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ren Fällen erfolgt dies erst später, wenn die haushaltsmäßigen Voraus-
setzungen geschaffen worden sind.

Übersicht 5:

Neu gegründete mathematisch-naturwissenschaftliche Institute
der Blauen Liste in den neuen Ländern

Institut friLr Angewandte Analysis und Stochastik
(Berlin)

Mathematik

Physik Institut füLr Atmosphärenphysik (Kühlungsborn)
Institut frir Niedertemperaturplasmaphysik

Chemie

(Greifswald)
Institut für Astrophysik (Potsdam)
Institut für Nichtlineare Optik und Kurzzeit-
spektroskopie (Berlin)
Institut für Halbleiterphysik (Frankfurt/Oder)
Institut ftir Physik der Ill/V-Halbleiter (Berlin)
Forschungszentrum Rossendorf (Dresden)

Institut fi.ir Polymerforschung (Dresden)

Materialwissen- InstitutfürKristallzüchtung(Berlin)
schaft Institut für Oberflächenmodifizierung (Leipzig)

Institut für Festkörperphysik und Werkstoff-
forschung (Dresden)

Biowissenschaften InstitutftiLrWild- und Zootierforschung (Berlin)
Deutsches Institut ftiLr Ernährungsforschung
(Potsdam-Rehbrücke)
Institut für Pflanzengenetik (Gatersleben)
Institut für Pflanzenbiochemie (Halle)
Institut füLr molekulare Biotechnologie (Jena)

Geowissenschaften InstitutfürOstseeforschung(Warnemünde)
Institut für Gewässerökologie und Binnen-
frscherei (Berlin)
Institut fliLr Klimafolgenforschung (Potsdam)
Institut friLr Troposphärenforschung (Leipzig)

Hinzu kommen noch fünf agrarwissenschaftliche Institute, die teilweise
biologische und chemische Arbeitsgruppen umfassen.

Die Max-Planck-Gesellschaft hat mit dem Aufbau von Instituten fiiLr
Mikrostrukturphysik (Halle) sowie Kolloid- und Grenzflächenforschung
(Teltow und Berlin) begonnen. Beschlüsse ztr Gründung von Instituten
für Molekulare Pflanzenphysiologie und Infektionsbiologie sind be-
reits gefaßt, im Laufe des Jahres 1992 werden voraussichtlich noch
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weitere Grtindungsentscheidungen getroffen. Von den 29 eingerichte-
ten MPG-Arbeitsgruppen an Hochschulen der neuen Länder entfallen
ebenfalls die meisten auf die Naturwissenschaften. Die Arbeitsgrup-
pen mit jeweils 5 bis 15 Mitarbeitern verteilen sich wie folgt auf die
Fächer:

Physik 11

Chemie 6
Physik/Chemie 2
Biowissenschaften 4
Mathematik 2

Hinzu kommen noch zwei Arbeitsgruppen aus dem Bereich der Theore-
tischen Medizin (siehe hierzu Übersicht 11 im Anhang). Die MPG hat
unterdessen Vereinbarungen mit den Zielhochschulen abgeschlossen,
die eine Berufung der Arbeitsgruppenleiter auf Professuren und die
Schaffung einer angemessenen Personalausstattung nach Ablauf der
fünfi ährigen Förderungsperiode vorsehen.

Einige Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft weisen ebenfalls
einen deutlichen Bezug zu den Naturwissenschaften auf: Dem Bereich
Informatik/Robotik sind ein Institut und mehrere Arbeitsgruppen zuzu-
rechnen, dem Bereich der Materialforschung vier Einrichtungen, die je-
weils Institutsgföße besitzen, sowie eines der Technischen Physik (siehe
hierzu Übersicht 12 im Anhang). Hinzu kommen weiterhin einige Insti-
tute und Außenstellen von Großforschungseinrichtungen (siehe im ein-
zelnen Kapitel III.).

In Mecklenburg-Vorpommern und in ThtiLringen sind darüber hinaus
Landesinstitute gegnindet worden, die den benachbarten Hochschulen
eng verbunden sein werden. Es handelt sich um das Institut ftiLr Organi-
sche Katalyseforschung Rostock, das Hans-Knöll-Institut fiir Natr.rstoff-
forschung, das Institut ftir Physikalische Hochtechnologie (beide Jena)
und die Landessternwarte Tautenburg (bei Jena).

Um eine enge Verflechtung zwischen Hochschulen und außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen zu erreichen, hat der Wissenschaftsrat
empfohlen, intensive Kooperationen aufzubauen23). Hierzu zählt bei-
spielsweise die gegenseitige Mitwirkung in Gremien, das heißt an den
Hochschulen die volle korporationsrechtliche Gleichstellung der ge-
meinsam berufenen leitenden Wissenschaftler. Damit verbunden ist
auch eine Lehrtätigkeit der Instituts- und Abteilungsleiter, die Betreu-
ung von Diplom- und Doktorarbeiten sowie die weitere Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses. Gefördert wtiLrde damit auch der Zu-
gang junger Wissenschaftler zu Geräten und Laboratorien der außeruni-
versitären Institute. Die Hochschulen gewinnen durch gemeinsame Be-
rufungen zusätzliche, hochqualifizierte Wissenschaftler, die das Lehr-
angebot inhaltlich bereichern können.

23) Wissenschaftsrat, Stellungnahmen zu den außeruniversit?iren Forschungseinrich-
tungenindenneuen Ländernund in Berlin - AllgemeinerTeil-, Köln 1992, S. f 4 f.

153



Bisher beteiligten sich Wissenschaftler aus außen.niversitären Einrich-
tungen, soweit sie zugleich berufene Professoren an Hochschulen oder
Privatdozenten sind, in der Regel mit zwei Semester-Wochenstunden
an der akademischen Lehre. Der Wissenschaftsrat hat darüber hinaus
empfohlen, dem Modell des Instituts ftiLr Meereskunde an der Univer-
sität Kiel folgend, versttukt darauf hinzuwirken, daß sich die leitenden
Wissenschaftler insbesondere der Blauen Liste-Institute mit bis zu vier
Semester-Wochenstunden am Lehrbetrieb beteiligen. Dies sollte zu ei-
nem beträchtlichen Teil in Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen -

geschehen. Allerdings darf die so gewonnene Lehrleistung nicht auf
die Aufnahmekapazität gemäß Kapazitätsverordnung angerechnet
werden, da anderenfalls die Hochschulen kaum bereit sein dürften,
sich an solchen Regelungen zu beteiligen. Das zusätzliche Lehrange-
bot sollte der Verbreiterung des Lehrangebots und der Verbesserung
der Lernbedingungen dienen. Die enge lehrbezogene Zusammenar-
beit zwischen außeruniversiüiren Forschungsinstituten und Universi-
täten sollte insbesondere dazu genutzt werden, in T!ägerschaft der
Universitäten gemeinsame Studiengänge und Graduiertenkollegs ein-
zurichten. Gemeinsam sollte so ein Beitrag dazu geleistet werden,
die forschungsbezogene Ausbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses zu intensivieren und - entsprechend den Vorstellungen des
Wissenschaftsrates zur Struktur des Studiums - zeitlich zu be-
grenzen.

lI. 7. Zur Personalausstattung der Fächer

Es ist eine personelle Ausstattung anzustreben, die es den Hochschulen
der neuen Länder erlaubt, qualifizierte Lehre anzubieten und im natio-
nalen und internationalen Wettbewerb in der Forschung und bei der
Einwerbung von Drittmitteln bestehen zu können. Dies setzt gerade in
den Naturwissenschaften Forschungsgruppen ausreichender Größe
voraus.

Dabei läßt sich die Personalausstattung nicht aus den aktuellen oder den
erwarteten Studentenzahlen ableiten, wie dies in ftilschlicher Umkeh-
rung der füLr Zwecke der Berechmrng von Zulassungszahlen entwickel-
ten Kapazitätsverordnung (KapVO) bisweilen angenommen wird. Viel-
mehr ist fi.iLr eine angemessene Ausstattung eines Faches, das einen
grundstäindigen Diplom-Studiengang anbietet - und in aller Regel in-
haltlich davon unterschiedene Service-Lehrveranstaltungen durchfüh-
ren muß -, eine ,,Grundausstattung" (bisweilen auch ,,Normalausstat-
tung" genannt) erforderlich, die unabhängig von der Studentenzahl fest-
gelegtwerden muß.24)

Die im nachfolgenden empfohlene personelle Grundausstattung gilt für
Fächer, die einen eigenen Diplom-Studiengang anbieten. Mit dieser
Grundausstattung, die eine ausgewogene Mindestbreite eines Fachge-

24) VgI. Wissenschaftsrat, Empfehlungen für die Planung des Personalbedarfs der Uni
versitäten. Kö[n 1990, S. 14f.
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bietes ermöglicht, können Lehraufgaben ftir jährlich 80 bis 100 Studien-
anfänger (Anfünger in Diplom-Studiengängen sowie anteilig Anftinger
in Lehramtsstudiengängen) sowie die frir die einzelnen Naturwissen-
schaften üblichen serviceleistr.rngen innerhalb der mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Studiengänge übernommen werden. Liegt die tat-
sächliche Studienanftingerzahl niedriger, so verringert sich der perso-
nalbedarf kaum, da weiterhin ein ausreichend differenziertes Lehrange-
bot sichergestellt werden muß. Umgekehrt steigt der personalbedarf
auch nicht direkt proportional mit der Studentenzahl. Da in diesem Fall
der erhöhte Personalbedarfvor allem (aber nicht ausschließlich) durch
die steigenden Betreuungsleistungen fi.ir übungen und praktika ent-
steht, sind bei steigenden Zahlen vor allem zusätzliche stellen füLr wis-
senschaftliche Mitarbeiter und Mittel für Hilfskräfte erforderlich. FaIs
von den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern in einem er-
heblichen Umfang zusätzliche Serviceleistungen ztun Beispiel für Medi-
zin, Pharmazie, Agrar- und Ernährungswissenschaften sowie Ingenieur-
wissenschaften zu erbringen sind, ist hierfüLr eine gegenüber der nachfol-
gend definierten Grundausstattung erweiterte Personalausstattung vor-
zusehen. Nicht eingeschlossen in die Grundausstattung ist jeweils der
aus der Lehramtsausbildung erwachsende Personalbedarf für die Fach-
didaktik (siehe auch Abschnitt II. 5.).

Dieses personalplanerische Konzept der Grundausstattung ist für die
Hochschulen in den neuen Ländern, die zur Zeit noch vergleichsweise
kleine Studentenzahlen haben, von besonderer Bedeutung. Sie müssen
ihre Fächer und Studiengänge in einer Zeit außerordentlicher finanziel-
ler Engpässe in den Landeshaushalten erneuern und vielfach verbrei-
tern. Zumeist geht es nicht um einen Neuaufbau der Fächer, sondern um
ihre Umgestaltung, die sich zu einem beträchtlichen Teil auf die vorhan-
denen Wissenschaftler stützen muß und kann. In diesen Fällen kann kei-
ne Strategie des schrittweisen Kapazitätsaufbaus parallel zum Anstieg
der Studentenzahlen verfolgt werden, da der hierfi.iLr notwendige wissen-
schaftliche Nachwuchs nicht in einigen Jahren beliebig abrufbar ist, son-
dern ,,im System" gehalten werden muß. Außerdem muß bei den jetzt
anstehenden Berufungen eine möglichst ausgewogene Altersverteilung
erreicht werden, um eine fortlaufende personelle Erneuerung des Lehr-
körpers zu gewährleisten.

In Abhängigkeit von den konkreten lokalen Gegebenheiten kann im
Einzelfall und vorübergehend der Studienbetrieb auch mit einer perso-
nalausstattung aufgenommen werden, die die Grundausstattung unter-
schreitet. Ein derartiges Vorgehen ist jedoch nur in einer Aufbauphase
zu verantworten; seitens der Länder sollten konkrete Zusagen für das
schrittweise Erreichen der Zielgrößen gemacht werden.

Bei der Ausstattung der mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer
geht der Wissenschaftsrat für die stärker theoretisch ausgerichteten Ar-
beitsgebiete von einem Schlüssel von im Durchschnitt mindestens zwei
Stellen f{,iLr wissenschaftliche Mitarbeiter oder Assistenten (C1) je Profes-
sur (C3 und C4) aus. In experimentellen Arbeitsgebieten mit betreu-
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ungsaufwendigen Lehrveranstaltungen sollten drei wissenschaftliche
Mitarbeiter vorgesehen werden. Diese Relationen sind als Rechengrößen
zu verstehen und implizieren keine Gleichverteilung der Stellen auf die
einzelnen Professuren. Der Anteil der unbefristet zu besetzenden Stel-
len an den Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter und Assistenten
sollte 20 % nicht überschreiten. C1-Stellen sollten in einer Relation von
1 Cl-Stelle zu 2 Professorenstellen ausgebracht werden, so daß sich ein
Anteil von einem Viertet bis zu einem Sechstel an der Gesamtzahl der
Stellen fü,r: wissenschaftliche Mitarbeiter und Assistenten ergibt. - Nicht
alle Stellen sollten den Professuren auf Dauer zugewiesen werden (s. u.
Zuweisung der Stellen).

In geringem Umfang sollten C2-Stellen ftiLr den habilitierten wissen-
schaftlichen Nachwuchs ausgebracht werden. Hierftb sollte auf Hoch-
schulebene ein Pool, der in großen Hochschulen ftir die einzelnen
Fächergruppen quotiert werden sollte, gebildet werden. Der Wissen-
schaftsrat empfrehlt als Orientierungswert etwa 1070 der Stellen für
Assistenten und wissenschaftliche Mitarbeiter als C2-Stellen auszubrin-
gen, Den Fachbereichen sollte eine derartige C2-Stelle auf Antrag befri-
stet zugewiesen werden, wenn sie ftiLr den Zeitraum der Zuordnung hier-
für die Stelle eines Assistenten oder eines wissenschaftlichen Mitarbei-
ters zur Deckung anbieten.

Unabhängig von der Binnenorganisation der mathematisch-naturwis-
senschaftlichen Fachbereiche sollte ftir die Ausstattung mit Stellen für
Sekretariatsaufgaben von einem Schlüssel von 0,5 Stellen je Professur
(C4 und C3) ausgegangen werden.

Zur notwendigen Ausstattung von Dekanaten und h.ifungsämtern mit
Saehbearbeitungs- und Sekretariatsstellen läßt sich keine allgemein gül-
tige Aussage treffen, da diese wesentlich von den örtlichen Organisa-
tionsformen abhängt. Der hierftirr unabweisbar entstehende Personalbe-
darfist gesondert zu berücksichtigen. Das gilt auch für das Personal, das
notwendig ist, um gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben zum Beispiel
nach der Gefahrenschutzverordnung, der Strahlenschutzverordnung,
der Sonderabfallverordnung, dem Gentechnikgesetz und dem Tier-
schutzgesetz nachkommen zu können. Das f{i,r diese Aufgaben vielfach
notwendige hauptamtlich oder überwiegend tätige Personal ist in der
Grundausstattung, wie sie hier definiert wird, nicht enthalten.

Zuweisung der Stellen

Die hier und im folgenden definierte Grundausstattung ftir die einzelnen
Fächer liefert die Basis frir die Kalkulation der Personalausstattung
mathematisch-naturwissenschaftlicher Fachbereiche. Die dabei verwen-
deten Relationen von Professoren zu Mitarbeitern dtiLr:fen jedoch nicht
als starr und unabhängig von den Lehraufgaben und von den Leistun-
gen in der Forschung verstanden werden. In einer generell fi-ir alle Fä-
cher und Hochsehulen geltenden Empfehlung spricht sich der Wissen-
schaftsrat daftir aus, daß die Hochschulen einen Stellenpool mit befriste-
ten Personalstellen (ergänzt um einen Pool mit Sach- und Investitions-
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mitteln) einrichten, der von einer Forschungskommission verwaltet und
aus den Zrrweisungen in einem inneruniversitären wettbewerb verge-
ben wird.25) Die Ressourcen müssen flexibel verwendbar bleiben und
dtirfen nicht in die permanente Grundausstattung einzelner Arbeitsein-
heiten eingehen.

Als Orientierungswert empfiehlt der Wissenschaftsrat, daß in den
mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern jede c4-stelle zwei und
jede c3-stelle einen wissenschaftlichen Mitarbeiter erhält, die darüber
hinaus den Naturwissenschaften zur Verfügung stehenden Stellen je-
doch dem Stellenpool zugeführt werden. Diese Stellen sollten auf An-
trag verteilt und nach deren Freiwerden wieder dem pool zugeführt wer-
den. Unabhängig von der FYage, ob es aufHochschulebene oder aufder
Ebene einer Fakultät oder eines Fachbereichs zur Bildung eines stellen-
und Mittelpools kommt, sollte die Zuweisung von Stellen vom Grund-
satz ausgehen, daß diese nicht alle auf Dauer einzelnen professuren fest
zugewiesen werden. Zumindest innerhalb eines Fachbereichs sollte die
Ausstattung im Hinblick auf besondere Aufgaben und Leistungen varia-
bel bleiben.

Mathematik

Ein Fachbereich Mathematik an einer ,,klassischen" Universität sollte
nach Auffassung des Wissenschaftsrates eine Grundausstattung mit i4
Professuren besitzen. In der reinen Mathematik ist die Ausstattung einer
C4-Professur mit 2 wissenschaftlichen Mitarbeitern ausreichend, wäh-
rend in den auch durch einen ,,experimentellen Stil,, gekennzeichneten
Teildisziplinen wie etwa Numerik, Stochastik oder Operations Research
3 stellen erforderlich sind. Die Grundausstattung eines Fachbereiches
Mathematik umfaßt folgende Stellen:

7 Professuren C4,
7 Professuren C3,

28 wissenschaftliche Mitarbeiter,26;
4 technische Angestellte.

Informatik

Wie in Abschnitt II. 3. dargelegt, sollte der Aufbau eines Fachbereichs
Informatik schrittweise erfolgen und ein Diplomstudiengang erst dann
angeboten werden, wenn mindestens 6 Professuren besetzt sind. Danach
muß möglichst rasch eine Größe von 10 Professuren erreicht werden,
wovon mindestens zwei wegen der erheblichen Serviceleistungen erfor-
derlich sind. Als Grundausstattung eines Informatik-Fachbereichs, der
auch Service-Lehrveranstaltungen flir Hörer aller Fachbereiche anbie-
tet, empfrehlt der Wissenschaftsrat wie in der Mathematik 14 professu-

25) Wissenschaftsrat, Empfehlungen zur Forschung und zum Mitteleinsatz in den
Hochschulen, KöIn 1979, S. 27, sowie Wissenschaftsrat, Empfehlungen zu den perspek-
tiven der Universitäten in den 90er Jahren, Köln 1988, S. 230.
26) Hierundimfolgenden:StellennachClundC2sindindiesenAngabenenthalten.
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ren. Pro c4-stelle sind im Durchschnitt 3 Stellen füry wissenschaftliche
Mitarbeiter erforderlich, bei deren Aufteilung die Technische Informatik
im vergleich zur Theoretischen Informatik besserzustellen wäre. Anson-
sten sollte auf ein ausgewogenes Verhältnis von theoretischer zu prakti-
scher Informatik geachtet werden. Die Grundausstattung eines Fachbe-

reichs Informatik umfaßt folgende Stellen:

10 ProfessurenC4,2?)
4 Professuren C3,

34 wissenschaftliche Mitarbeiter,
1 0 technische Angestellte.

Die technischen Angestellten sollten die Infrastruktur des gesamten

Fachbereichs betreuen.

Physik

Die Binnenstruktur eines Fachbereichs Physik sollte hinsichtlich der
Berufungsgebiete möglichst wenig differenziert sein, um bei wiederbe-
setzungen und der weiterentwicklung des studiengangprofils flexibel
reagieren zu können. In der Regel genügt eine Unterscheidung der Be-

reiche Theoretische, Experimentelle und Angewandte Physik, die bei
den Professuren ungefähr gleichgewichtig vertreten sein sollten. wegen
des hohen Personalaufwandes für die Betreuung von Laborpraktika und
für die Bedienung aufwendiger Großgeräte sind pro Professur durch-
schnittlich 2 bis 3 wissenschaftliche Mitarbeiter und 3 bis 4 technische
Angestellte erforderlich. Die Grundausstattung eines Fachbereichs Phy-
sik umfaßt folgende Stellen:

I Professuren C4,
8 Professuren C3,

40 wissenschaftliche Mitarbeiter,
48 technische Angestellte,
1 0 Handwerkeri Facharbeiter.

Chemie

Auch die Binnenstruktur eines chemie-Fachbereiches sollte nur eine
mäßlge Differenzierung aufweisen. Ftir die Kernfächer Anorganische,
Organische und Physikalische Chemie sind jeweils 2 C4- und C3-Profes-
suren erforderlich. Im Rahmen örtlicher Schwerpunktsetzungen sollten
jeweils 2 weitere C4- und C3-Professuren inhaltlich festgelegt werden.
Wegen des hohen Personalaufwandes für die Betreuung von Labor-
Praktika sind pro c4-stelle 4 stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter
und 4 bis 5 stellen ftiLr technische Angestellte erforderlich. Fi.ir einen c3-
Professor sollte die HäIfte dieser Personalausstattung angesetzt werden.
Hinzu kommt das Personal ftir die vom gesamten Fachbereich zu nut-
zende technische Infrastruktur. Werkstätten sollten vom gesamten

27) In der Informatik ist ein hoher Anteil von C4-Stellen erforderlich, weil C3-Stellen in
der Praktischen Informatik kaum angemessen besetzt werden können.
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Fachbereich beziehungsweise gegebenenfalls von allen mathematisch-
naturwissenschaftlichen Fächern gemeinsam betrieben werden. pro
Professur ist hier ein Handwerker/Facharbeiter anzusetzen. Die Grund-
ausstattung ftiLr einen Fachbereich Chemie umfaßt folgende Stellen:

I Professuren C4,
8 Frofessuren C3,

48 wissenschaftliche Mitarbeiter,
5 6 technische Angestellte,
1 6 Handwerker/Facharbeiter.

Biologie

In der Biologie ist die Grundausstattung an Professuren höher als in
Physik und Chemie anzusetzen, weil dieses Fach stärker differenziert ist.
Der Wissenschaftsrat hält hier je g C4- und C3-Professuren fti,r erforder-
lich, die je hälftig in den organismischen und molekularen Disziplinen
angesiedelt sein sollen. Zur ersten Kategorie zählen dabei zum Beispiel
Botanik, Zoologie, Ökologie, Geobotanik/Vegetationskunde und zur
zweiten in der Regel Mikrobiologie, Genetik, Biochemie, Biophysik und
Zellbiologie. Der Bedarf für wissenschaftliche und technische Mitarbei-
ter ist etwas geringer als in der Chemie. Für den gesamten Fachbereich
sollten hier 45 Stellen füLr wissenschaftliche Mitarbeiter, 55 Stellen für
technische Angestellte und I bis_10 Handwerker/Facharbeiter fi.ir die
Werkstätten zur Verfügung gestellt werden. Die Grundausstattung für
einen Fachbereich Biologie umfaßt folgende Stellen:

9 Professuren C4,
9 Professuren C3,

45 wissenschaftliche Mitarbeiter,
54 technische Angestellte,
1 0 Handwerker/Facharbeiter.

Hinzu kommen gegebenenfalls Personalstellen für einen Botanischen
Garten und eine Tierversuchsanlage.

Geographie

Als Grundausstattung eines Geographischen Instituts, das einen
Diplomstudiengang trägt, empfiehlt der Wissenschaftsrat die Einrich-
tung von 6 Professuren, die je zur Hiilfte der Physischen und der An-
thropo-Geographie angehören sollten. Sofern eine derartige Professur
nicht in den Wirtschaftswissenschaften angesiedelt ist, sollte eine Pro-
fessur für Wirtschaftsgeographie ausgebracht werden. Falls gleichzeitig
auch die anderen Geowissenschaften an einer Hochschule vertreten
sind, könnte eine Professur der.Fernerkundung rmd Geowissenschafl-
lichen Informationssystemen gewidmet werden. Die Grundausstattung
für ein Geographisches Institut beträgt:

3 Professuren C4,
3 Professuren C3,

10 wissenschaftliche Mitarbeiter,
5 technische Angestellte.
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Geowissenschaften

Wie im Abschnitt II. 3. ausgeftihrt, sollten die Geologie, Geophysik und
Mineralogie möglichst in einem gemeinsamen Institut zusammengefaßt
sein oder an benachbarten Hochschulen zusammenwirken. Für den FaIl,
daß alle drei Fächer im Verbund auftreten, sind sie mit einer Ausstattung
von 3 Professuren pro Fach arbeitsfühig und könnten alle drei Diplom-
studiengänge anbieten. Dabei wäre die Paläontologie durch eine Geolo-
gie-Professur mitzuvertreten oder durch einen externen Wissenschaftler
anzubieten.

Für die Bedürfnisse des gesamten Instituts sollte eine Dauerstelle ftir
einen Kustos vorgesehen werden. FtiLr den Fall, daß ein Observatorium
betrieben wird, sind ergänzend eine Dauerstelle fi.ir einen wissenschaft-
Iichen Mitarbeiter sowie 2 Stellen ftiLr technische Angestellte erforder-
lich (bei ausreichender Automatisierung des Beobachtungsbetriebes).

Zur Erledigung der technischen Aufgaben werden im Institut 14 techni-
sche Angestellte (je 2 pro C4- und je 1 pro C3-Professur) sowie 6 Hand-
werker/Facharbeiter für die Werkstätten benötigt. Diese Werkstatt sollte
auch den Bedarfder Geographie abdecken.

Die Grundausstattung ftirr ein
Mineralogie beträgt somit:

5 Professuren C4,
4 Professuren C3,

Institut füLr Geologie, Geophysik und

1 9 wissenschaftliche Mitarbeiter,
14 technische Angestellte,

6 Handwerker/Facharbeiter.

Hinzu kommen gegebenenfalls Personalstellen ftiLr ein Observatorium.

II. 8. Zurn Investitionsbedarf

Anders als in den alten Ländern, deren Universitäten in den 60er und
70er Jahren Neu- und Erweiterungsbauten für die mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Fächer erhalten haben, hat es in der DDR kein ent-
sprechendes Bau- und Investitionsprogramm für die Universit'äten gege-
ben. Bis auf wenige Ausnahmen sind die mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Fächer an den Hochschulen der neuen Länder beengt in
Altgebäuden untergebracht, die vielfach einer dringenden Sanierung
bedüLrfen. An mehreren Standorten, zum Beispiel in Rostock, ist die
Bausubstanz der experimentellen Fächer so schlecht, daß kurzfristig
Stillegungen aus Gründen der Betriebssicherheit nicht auszuschließen
sind. Vielfach sind Sanierungen unwirtschaftlich oder die Bausubstanz
erlaubt keine Herrichtung für die modernen wissenschaftlichen, arbeits-
schutz- und emissionsschutzrechtlichen Erfordernisse der naturwissen-
schaftlichen Forschung. Hinzu kommt zum Beispiel an der HU Berlin
sowie in Halle und Rostock die Notwendigkeit einer Verlagerung der
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Naturwissenschaften aus nicht erweiterungsfühigen Gebäuden in Innen-
stadtlagen an einen für die Ansiedlung von experimentellen Fächern ge-
eigneten neuen Standort. Über diese Sanierungen und Verlagerungen
hinaus wird es angesichts der zu erwartenden höheren studentänzahlen
im Laufe der 90er Jahre Kapazitätserweiterungen geben müssen (siehe
Abschnitt L 4.).

An allen Hochschulen ist der Investitionsbedarf ftiLr die mathematisch-
naturwissenschaftlichen Fächer beträchtlich. Er erreicht vielfach die
Größenordnung, die für einen kompletten Neubau erforderlich ist. un-
beschadet der Tatsache, daß für die einzelnen Hochschulen detaillierte
Entwicklungs- und Investitionsplanungen erstellt werden müssen, ist
eine überschlägige Abschätzung des voraussichtlichen Investitionsbe-
darfs sinnvoll, um die Größenordnung des ktinftigen Investitionsbedarfs
deutlich zu machen. Die nachfolgende Modellrechnung beruht auf einer
Analogiebetrachtung, die vom Flächenbestand mittelgroßer mathema-
tisch-naturwissenschaftlicher Fachbereiche an universitäten der alten
Llinder ausgeht.

Modellrechnung der Investitionskosten notwendiger Baumaßnahmen

Die Fächergruppe Mathematik/Naturwissenschaften hat an den mittel-
großen Hochschulen der alten Länder, relativ unabhängig von ihrem Fä-
cherspektrum, einen Flächenbestand von 50 000 bis 60 000 m, Haupt-
nutzfläche (HNF). Darin sind die Flächen für zentrale Einrichtungen
(Rechenzentrum, Bibliotheken, Hörsäe etc.) eingerechnet (etwa 10 000
bis 15 000 m'z). Nur bei wenigen gIoßen Universitäten liegt der Flächen-
bestand zwischen 70 000 und 80 000 m, HNF, bei einigen kleineren liegt
er zwischen 30 000 und 40 000 m, HNF.

Legt man einen Flächenbedarf von 50 000 m, HNF - das entspricht rund
3 000 flächenbezogenen Studienplätzen - fiir eine mittlere mathema-
tisch-naturwissenschaftliche Fakultät (ohne Geowissenschaften) zu-
grunde und verteilt man die Flächen entsprechend den Gegebenheiten
in den alten Ländern, so ergibt sich folgende Verteilung:

Mathematik
Informatik
Physik
Chemie
Biologie

3 500 m'HNF
4000m'zHNF

12 000 m'HNF
14000 m'zHNF
16 500 m'zHNF

Sind die Geowissenschaften vertreten, so müssen ftir Geologie, Geophy-
sik und Mineralogie 7 000 m, HNF und für Geographie 2 500 m2 HNF an-
gesetzt werden.

Größenordnung und Verteilung der Flächen sind als Orientierungswerte
zu verstehen, die örtliche Gegebenheiten und Schwerpunkte nicht be-
rücksichtigen. Flächen für zentrale Einrichtungen sind in den Angaben
enthalten.
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Bei Anwendung der geltenden Kostenrichtwerte (Preisstand 1990) für
die Gesamtbaukosten (ohne Kosten für Grunderwerb und Erschließung)
und mittlerer Werte ftir die Kosten der Ersteinrichtung erhält man fol-
gende Anhaltswerte fi.ir die Investitionskosten des Neubaus einer
mathematisch-naturwissenschaftlichen Fakultät:

Ersteinrichtung2B;

5MioDM2e)
10 Mio DM2e)
14MioDM
19MioDM
22MioDM

Mathematik
Informatik3o)
Physik3t;
Chemie
Biologie

Summe

Geographie
GeowissenschaftenSS)

Baukosten

lTMioDM
26MioDM
S5MioDM

133MioDM
157MioDM

418MioDM

12MioDM
46MioDM

T0MioDM

4MioDM32)
9MioDM

Je nach vorgesehener Größe der einzelnen Fächer und des Anteils der
Zentralen Einrichtungen und der Verfügungsflächen wird es bei der Pla-
nung vor Ort zt Abweichungen von den Werten dieser Modellrechnung
kommen.

Unter diesen restriktiven Annahmen sind ftiLr den Neubau einer mittel-
großen mathematisch-naturwissenschaftlichen Fakultät 490 Millionen
DM erforderlich (ohne Grunderwerb und Erschließung); einschließlich
Geographie und Geowissenschaften erhöht sich der Betrag auf rund 571

Millionen DM.34) Für große Universitäten mit voll ausgebautem mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Fächerspektrum und großen Fachbe-
reichen liegt der Raumbedarf und damit das erforderliche Finanzvolu-
men höher. So kalkuliert die LHSK Berlin fi.iLr den Campus Naturwissen-
schaften der HU in Berlin-Adlershof einen Iüaumbedarf von 65 000 m'
HNF, zusätzlichen 15 000 m' HNF fü Zenttale Einrichtungen und Inve-
stitionskosten von ca. 730 Millionen DM.

Für eine erste Baustufe, die in den 90er Jahren erforderlich ist, ist von
einem dringenden Neubaubedarf bei rund 507o der Bauten für Chemie
und Biologie und rund ZSVobel den übrigen Bauten auszugehen. Die In-
formatik ist vielfach erst im Aufbau und bis auf wenige Hochschulen
nicht angemessen ausgestattet. Hier sind kurzfristig Ausbaumaßnahmen
und Geräteinvestitionen erforderlich, ftir die in einer ersten Ausbau-

28) Umfaßt nicht die gesamte notwendige apparative Grundausstattung, insbesondere
nicht ftir spezielle Forschungsschwerpunkte.
29) Kalkuliert nach Kennwerten fliLr Ersteinrichtung sowie gesonderten Ansätzen für
EDV-Grundausstattung.
30) Kostenrichtwert wie Elektrotechnik.
31) Ersteinrichtung kalkuliert mit Kennwert aus einem Drittel theoretische und zwei
Dritteln experimentelle Physik.
32) Ersteinrichtung wie Mathematik.
33) Kostenrichtwert und Ersteinrichtung wie experimentelle Physik.
34) Alle Angaben nach Kostenrichtwerten und in Preisen des Jahres 1990.
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phase 100 Millionen DM kalkuliert werden. Unter Berücksichtigung der
in Kapitel III. getroffenen Empfehlungen ergibt sich ein dringend erfor-
derlicher Investitionsbedarf von 1,6 Milliarden DM, der - bis auf die In-
formatik - keine Kapazitätserweiterungen und Kosten für die Neuein-
richtung von Fächern an Technischen Universitäten umfaßt. Außerdem
sind in dieser Kalkulation keine Ansätze für die Hochschulen in Berlin
und Brandenburg enthalten. Zu den 1,6 Milliarden DM für eine erste In-
vestitionsstufe, die möglichst rasch begonnen und in 5 - 6 Jahren durch-
geftihrt werden sollte, kommen pro Fach und Standort im Durchschnitt
mindestens 5 Millionen DM ftir die kurzfristige Herrichtung der Labora-
torien hinzu, um diese geltenden arbeitsschutz- und emissionsrecht-
lichen Vorschriften gemäß zu sanieren. Insgesamt sind hierfür möglichst
noch 1993/94 rund 150 Millionen DM anzusetzen.

Der jährliche Investitionsbedarf ftir die mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Fachbereiche liegt damit ftir die nächsten 5 Jahre bei rund
300 bis 350 Millionen DM.35)

Der Wissenschaftsrat weist Bund und Länder auf diese erheblichen In-
vestitionskosten hin, die in den kommenden Jahren im Rahmen des
Hochschulbauforderungsgesetzes abgedeckt werden. Dabei wird der In-
vestitionsbedarf über diese Kalkulationen noch hinausgehen, wenn die
Informatik an allen Universitäten rasch aufgebaut und die Kapazitäten
in den übrigen Studiengängen, wie von Hochschulen und Ländern ge-
plant, rasch erweitert werden sollen. Kommt es über die in Kapitel III.
vorgeschlagenen Studienglinge und Standorte hinaus zu weiteren natur-
wissenschaftlichen Studiengängen an bestehenden oder neuen Univer-
sitäten, so reicht der hier kalkulierte Finanzbedarf nicht aus.

,,Drittmittelgebäude" und Verfügungsflächen

Der Wissenschaftsrat empfrehlt bei den Planungen für Neubauten im In-
teresse der wissenschaftlichen Kooperation und der wirtschaftlichen
Nutzung u. a. von Großgeräten, Werkstätten und Bibliotheken die natur-
wissenschaftlichen Fächer möglichst in einem Gebäudekomplex zusam-
menzufassen (vgl. hierzu die Ausfütrrungen zu ,,Biozentren" in Kapitel
II. 2. Analoges gilt auch für die Geowissenschaften). Darüber hinaus hat
es sich bewährt, daß nicht alle Räume fest den Instituten zugewiesen
werden, sondern als ,,Verfügungsflächen" oder ,,Raumpool" für for-
schungsaktive Arbeitsgruppen auf Zeit vergeben werden können. Hoch-
schulen mit Engpässen in der Raumausstattung sollten den Bau von
,,Drittmittelgebäuden" erwägen, um Verfügungsflächen für die Unter-
bringung forschungsaktiver Gruppen zu bekommen. Bei umfassenden
Neubau- und Verlagerungsplänen sollten die fest den Instituten zuge-
wiesenen Flächen restriktiv kalkuliert und stattdessen zusätzlich Verfri-

35) Kalkuliert ohne Hochschulen in Berlin und Brandenburg und generell ohne Kosten
ftiLr Grunderwerb und Erschließung sowie ohne Großgeräte außerhalb der Ersteinrich-
tung. Größere Kapazitätserweiterungen und neue Studiengänge sind nicht berücksich-
tigt. Angaben in Preisen von I 990.
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gungsflächen vorgesehen werden, um flexibel aufsich verändernde Flä-
chenbedarfe der einzelnen Institute und Arbeitsgruppen reagieren zu
können.

Geräteausstattung

In den o.g. Kalkulationen sind Geräte nur insoweit eingeschlossen, so-
weit es um die Ersteinrichtung von Neubauten geht. Da es auch bei zügi-
ger Planung und rascher Bautätigkeit nicht möglich sein wird, die erfor-
derlichen Neubauten alle bereits in den 90er Jahren zu realisieren, müs-
sen neben den Sanierungsmitteln und den Mitteln für die hier kalkulier-
te erste Baustufe ergeinzende Mittel füLr Geräte bereitgestellt werden.
1991 und 1992 konnte die Ausstattung vieler Fachbereiche mit Geräten
aus Mitteln des Frogramms ,,Aufschwung Ost" und im Rahmen von For-
schungsprojekten des Bundesministeriums füLr Forschung und Techno-
logie sowie - soweit Großgeräte betroffen waren - aus Mitteln des HBFG
erheblich verbessert werden. Die Geräteausstattung hat in zahlreichen
Arbeitsgruppen einen guten Stand emeicht. Sondermittel stehen jedoch
in den nächsten Jahren, wenn zahlreiche Professuren neu eingerichtet
werden müssen, voraussichtlich nicht mehr zur Verfügung. Damit quali-
fizierte Wissenschaftler füLr die Hochschulen der neuen Länder gewon-
nen werden können, ist es erforderlich, daß die Länder rasch mit Neu-
bauten beginnen und im Vorgriff darauf im Wege der vorgezogenen
Ersteinrichtung Geräteinvestitionen ermöglichen. Darüber hinaus wird
es notwendig sein, daß die Länder füLr: ihre Hochschulen ausreichend do-
tierte Ansätze für Großgeräteinvestitionen über das HBFG sowie für
Klein- und Mittelgeräte vorsehen, die aus den Landeshaushalten flnan-
ziert werden müssen.
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III- Zw Ausgangslage und zu den Planungen an den einzelnen
Standorten

Dieses Kapitel ist nach Ländern und Hochschulen gegliedert. Nach ein-
führenden Aussagen zur situation im jeweiligen Land werden für die
einzelnen Hochschulen fachbereichsweise unter a) die Ausgangslage be-
schrieben und die Planungsvorstellungen referiert. von den bisheligen
Arbeitsschwerpunkten werden nur die bedeutsamsten erwähnt. unter
Punkt b) folgen Empfehlungen des wissenschaftsrates, die sich in erster
Linie auf die grundsätzlichen Ausführungen in Kapitel II beziehen und
z. B. die personelle Grundausstattung und die Abstimmung mit den plä-
nen anderer Hochschulen behandeln. Zu Details, wie den vorgesehenen
Berufungsgebieten, wird nur Stellung genommen, wenn Grundsätze wie
z. B. die fachliche Breite eines Studiengangs berührt werden.

1. Mecklenburg-Vorpommern

1.1 Ausgangslage und übergreifende Empfehlungen für das Land

Mecklenburg-vorpommern hat auch küLnftig in Greifswald und Rostock
zwei universitäten mit einem fast vollständigen naturwissenschaft-
lichen Fächerspektrum. In die universität Greifswald wurde im oktober
1991 die Pädagogische Hochschule Neubrandenburg, in die universität
Rostock wurden die Pädagogische Hochschule Güstrow und die Hoch-
schule für seefahrt wustrow/warnemünde integriert. Die Technische
Fakultät der universität Rostock soll ausgebaut werden und dabei wis-
senschaftler der Technischen Hochschule wismar aufnehmen, an deren
Standort und aus deren Potentialen eine Fachhochschule errichtet wird.
Zur Erarbeitung eines Aufbaukonzepts hat das wissenschaftsministeri-
um des Landes eine Strukturkommission berufen, die dieses im Herbst
1992 vorlegen soll. Seit der dritten Hochschulreform im Jahre 1g6g sind
die Geowissenschaften und die Pharmazie nur in Greifswald vertreten.
Als Einrichtungen der Blauen Liste sind das Institut für ostseeforschung
warnemtiLnde, das Institut füLr Niedertemperatur-plasmaphysik an der
universität Greifswald (INP) und das Institut ftiLr Atmosphärenphysik
Kühlungsborn aufbauend auf dem potential früherer Akademie-Institu-
te gegründet worden.

Beide universitäten haben eine Medizinische Fakultät und bieten Lehr-
amtsstudiengänge an. Profilunterschiede zwischen den Hochschulen er-
geben sich durch die Technische Fakultät in Rostock und das größere
Gewicht der Geisteswissenschaften in Greifswald.

Übergreifende Empfehlungen einer Landeshochschulstrukturkommis-
sion zur Umgestaltung der beiden Universitäten liegen nicht vor. Die
vorgesehene Ausstattung ftir die mathematisch-naturwissenschaftliehen
Fächer mit Professuren ist in Übersicht 6 dargestellt. Dabei handelt es
sich um Planzahlen des Kultusministeriums auf Grundlage des Regie-
rungsentwurfs zum Haushaltsgesetz.
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Übersicht 6:

Derzeit ftir die Universitäten des Landes Mecklenburg-Vorpommern
vorgesehene Ausstattung der mathematisch-naturwissensehaftlichen

Fachbereiche mit Professuren')

Mathematik
Informatik
Physik
Chemie
Biologie
Geowissenschaften
Geographie
Pharmazie3)

Insgesamt

10
2

10
t2
t2

8
7

6

67

55
11
55
57
66
44
43
42

34 33

Rostmk
C4 C3 insg.

9
7

8
I

8

7t6
5 l2')
7L5
815
7t5

32n)

1) Ohne gemeinsame Berufungen mit außeruniversitären Einrichtungen.
2) Fachbereich Informatfü in der Technischen Fakultät vorbehaltlich der Empfehlun-
gen der Strukturkommission.
3) Nicht Gegenstand dieser Stellungrahme.
4) Ohne Informatik.

Angesichts der geringen Bevölkerungszahl und der Finanzlage des Lan-
des ist in den vergleichsweise teuren Naturwissenschaften eine abge-
stimmte Schwerpunktbildung besonders notwendig. In der Umwelt-
und Meeresforschung sowie in der Physik gibt es bereits Ansätze dazu.
Die Distanz von 100 km zwischen beiden Standorten sollte der wechsel-
seitigen Erbringung von Lehrleistungen in angepaßter Angebotsform
nicht im Wege stehen. Diese enge Kooperation wird erforderlich sein, so-
lange die Personalausstattung nicht erhöht wird. Um das Ensemble der
Fächer beizubehalten, hält es der Wissenschaftsrat unter diesen Bedin-
gungen für zumutbar, daß die Personalausstattung in einer Übergangs-
zeit unterhalb der in Kapitel II defrnierten Grundausstattung liegt.

Dies gilt vor allem fi.iLr Greifswald mit einem breiten naturwissenschaft-
lichen Fächerspektrum, aber relativ wenigen Professoren je Fach. Mit
Ausnahme von Geowissenschaften und Geographie bleibt die Personal-
ausstattung unterhalb der Grundausstattung. Das Land Mecklenburg-
Vorpommern sollte alsbald Vorstellungen entwickeln, wie die bislang
unterkritischen Fachbereiche adäquat ausgebaut werden können. Falls
ein Stellenzuwachs nicht in erforderlichem Umfang erreichbar sein soll-
te, müßte auch die Fortführung einzelner Fachbereiche überdacht wer-
den zumal an beiden Hochschulen ein erheblicher Investitionsbedarf für
viele Institutsgebäude und die Bibliotheken besteht.
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Auf die Empfehlungen des Wissenschaftsrates zr-u Verknüpfung der bio-
trnd geowissenschaftlichen Kapazitäten beider Universitäten und des In-
stituts friLr Ostseeforschung im Rahmen eines langfristigen Projektes zur
Erforschung der Küstenökosysteme sei verwiesen.36)

1.2. Universität Greifswald

Die mathematisch-natr.uwissenschaft,liche Fakultät der Ernst-Moritz-
Arndt-Universität Greifswald (EMAU) umfaßt die Fachrichtungen (ent-
spricht Fachbereichen) Mathematik/Informatik (die zweitgenannte im
Aufbau), Physik, Biologie, Chemie, Geographie und Geologie sowie
Pharmazie. Die Fachrichtungen Geographie und Geologie wollen ktiLnf-
tig als Institute einen gemeinsamen Fachbereich bilden. Als unselbstän-
dige Landeseinrichtung, die der Fakultät zugeordnet ist, wird auf der In-
sel Hiddensee ein Institut fUr ökologie aufgebaut, das sich der Bodden-
landschaftsforschung widmen soll. Fürr dieses Institut sind insgesamt 28
Stellen vorgesehen.

F ac hri c h t ung M ath e m atik / Informatik

a) In der Fachrichtung Mathematikilnformatik waren g Professoren und
7 Dozenten in folgenden Lehrstuhlbereichen tätig: Diskrete Mathema-
tik, Analysis, Analysis und Algebra, Mathematische Logik und Grundla-
gen der Mathematik, Maß- und Integrationstheorie, Numerische Mathe-
matik, Theoretische Mathematik (Topologie r.rnd Geometrie), Informatik
(Programmierung und Softwaretechnologie) sowie in der Abteilung
Didaktik der Mathematik. Das Studienangebot umfaßt einen Diplomstu-
diengang Mathematik und alle Lehrämter ftir allgemeinbildende Schu-
len. Informatik wird als Nebenfach angeboten.

Der zwischen Hochschule und Kultusministerium abgestimmte Perso-
nalstrukturplan sieht für den Fachbereich zukünftig je 6 C4- und C3-Pro,
fessuren vor, von denen je eine ftir die Informatik vorgesehen ist. Hinzu-
kommen sollen zunächst 4 C2-Stellen. Das Informatik-Angebot, weiter
als Nebenfach, soll unterstützt werden durch die Lehre eines C4-Profes-
sors ftiLr Grundlagen der Mathematik und Logik sowie eines C3-Profes-
sors für Computer-Algebra. Weitere C4-Professuren sind vorgesehen fi.ir
Analysis (Globale Analysis), Geometrie/Topologie, Analysis und Alge-
bra sowie numerische Mathematik/Optimierung.

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ermöglicht die vorgesehene
Ausstattung mit Professuren das Mindestlehrangebot für einen Diplom-
studiengang Mathematik nur dann, wenn - wie vorgesehen - zusätzlich
C2-Stellen ausgebracht und mit habilitierten Wissenschaftlern besetzt
werden. Das vorgesehene Fächerspektrum ist ausgewogen. Es fehlt je-
doch eine Professur frir klassische angewandte Analysis (gewöhnliche
und partielle Differentialgleichungen). Ftir die Bedtirfnisse der Wirt-

36) Wissenschaftsrat: Stand und Perspektiven der Umweltforschung in den neuen Län-
dern. Zweiter Zwischenbericht. In: Ders., Empfehlungen und Stellungrrahmen lgg1.
Köln 1992, S. 186 ff.
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schaftswissenschaften, deren Aufbau derzeit noch gestoppt ist, müßte
zusätzlich ein Arbeitsbereich Operations Research/Statistik aufgebaut
werden.

Mit der vorgesehenen Austattung der Informatik kann das Lehrangebot
eines Schwerpunktes innerhalb des Mathematik-Studiums abgedeckt
werden. Fiir ein Nebenfach reicht die Ausstattung jedoch nicht. HierfüLr
sind zusätzliche Professuren erforderlich. Angesichts der generellen
Engpässe bei der Berufung von Informatikern empfiehlt der Wissen-
schaftsrat den Ausbau der Informatik in Greifswald vorerst zurückzu-
stellen und das Fach zunächst nur als einen Schwerpunkt der Mathema-
tik einzurichten.

Die räumliche Unterbringung des Fachbereichs ist unzureichend, die
Geräteausstattung kurzfristig akzeptabel.

Fachrichtung Physik

a) Die Fachrichtung Physik umfaßte die Wissenschaftsbereiche Plasma-
physik, Theoretische Physik, Angewandte Physik und Physikdidaktik
mit insgesamt 6 Professoren und 5 Dozenten. Forschungsschwerpunkte
waren Arbeiten zur Kinetik und Dynamik des nicht-isothermen Nieder-
temperaturplasmas und seiner Wechselwirkung mit Festkörperoberflä-
chen, theoretische Untersuchungen zu ,,Nichtidealen Plasmen" und zur
,,Nichtlinearen Dynamik" sowie technische Entwicklungsarbeiten ftiLr

die Meßwerterfassung und -verarbeitung.

Die Fachrichtung Physik bemüht sich gemeinsam mit dem Fachbereich
Chemie, dem Blaue Liste-Institut ftir Niedertemperatur-Plasmaphysik
(INP) und Wissenschaftlern der Universität Rostock um die Einrichtung
eines plasma-physikalisch orientierten Sonderforschungsbereichs. An-
geboten werden ein Diplom-Studiengang und die Lehramtsstudiengän-
ge ftiLr allgemeinbildende Schulen sowie Service-Lehrveranstaltungen in
der Mediziner-Ausbildung.

FtiLr die Fachrichtung Physik sind im Personalstrukturplan insgesamt 10

Professuren vorgesehen. Hinzu kommen die leitenden Wissenschaftler
des INP, die in einem gemeinsamen Verfahren zugleich als Professoren
an die Universitätberufenwerden sollen (1 C4,4C3).

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrats reicht die geplante personelle
Ausstattung für die Fachrichtung Physik nicht aus, um einen wett-
bewerbsfähigen Diplom-Studiengang Physik anzubieten. Das fachliche
Spektrum ist bisher zu schmal, da fast alle Aktivitäten auf die Plasma-
physik konzentriert sind. Die Zusammenarbeit mit dem neugegründe-
ten INP dient der Schwerpunktbildung in der Forschung, kann jedoch
nicht zu der erforderlichen fachlichen Arondierung beitragen. Um hier
rasche Abhilfe zu schaffen, sollte kurzfristig die Anzahl der derzeit in
Feldern der Plasmaphysik tätigen Professoren nicht weiter erhöht wer-
den. Die darüber hinaus besetzbaren Professuren sollten so ausgewiesen
werden, daß sie in sinnvollem Zusammenhang mit dem gewachsenen
Schwerpunkt der Greifswalder Physik stehen, zugleich aber garantie-
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ren, daß wesentliche Bestandteile der Ausbildung zum breit einsetz-
baren Diplom-Physiker gewährleistet sind. Wenn das Land Mecklen-
burg-Vorpommern daran festhält, in Greifswald eine leistungsf?ihige Na-
turwissenschaft aufzubauen, muß die Personalausstattung der physik
mittelfristig auf die Grundausstattung angehoben werden. In einer über-
gangsphase mtißten - allgemein und speziell auch in der physik - alle
Möglichkeiten genutzt werden, die Leistungsfühigkeit der Naturwissen-
schaften in Rostock und Greifswald, wo immer sinnvoll und möglich, im
Verbund beider Einrichtungen zu erhöhen.

Facfuichtung Chemie

a) Die Fachrichtung Chemie umfaßte die 5 Wissenschaftsbereiche (WB):
Anorganische, Physikalische, Organische und Technische Chemie sowie
die Chemiedidaktik. In ihr waren insgesamt 10 Professoren und 8 Do-
zenten tätig. Ein Forschungsschwerpunkt ist in der Fachrichtung nicht
erkennbar, er deutet sich in einer Zusammenarbeit mit der Mikrobiolo-
gre an.Von den bisherigen Arbei.ten sind insbesondere die Entwicklung
chemischer Sensoren zu erwfinen.

Im WEi Anorganische Chemie wurde überwiegend Organo-Elementche-
mie betrieben, weiterhin werden Lithium-Jod-Batterien untersucht. Im
WE! Physikalische Chemie wurden Arbeiten zur Kinetik des Xenobioti-
ka-Abbaus und zur Festkörperforschung mit dem Schwerpunkt chemi-
sche Sensoren durchgefütrrt. Das Forschungsprofil des WB Organische
Chemie ist sehr heterogen und reicht von der Heterozyklenchemie über
Fluorierungen mit wasserfreiem Fluorwasserstoff bis hin zu Anwendun-
gen der NMR-Spektroskopie. Der WB Technische Chemie befaßte sich
mit ionischer Polymerisation an Übergangsmetallkatalysatoren. Der
Fachbereich wilt ktinftig mit dem Institut für Ökologie Hiddensee ko-
operieren.

Der Personalstrukturplan sieht ftir die Fachrichtung Chemie insgesamt
12 Professuren vor. Neben dem Diplomstudiengang sind weiterhin die
Lehramtsstudiengäinge fiiLr: allgemeinbildende Schulen vorgesehen; fer-
ner hat der Fachbereich Servicelehrveranstaltungen insbesondere füLr
die Medizinerausbildung anzubieten.

b) Da in Greifswald Physik, Biologie und Pharmazie mit Diplomstudien-
gängen vertreten sind, sollte nach Ansicht des Wissenschaftsrates auch
die Chemie mit einem eigenem Studiengang vertreten sein. Dabei sollte
jedoch wegen des fehlenden industriellen Hinterlandes auf die Techni-
sche Chemie verzichtet werden. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, von ei-
ner Ausstattung mit je 2 C4- und C3-Professuren in der Anorganischen,
Organischen und Physikalischen Chemie zuzüglich einer C3-Professur
für Didaktik wegen der für Greifswald wichtigen Lehrerausbildung (ins-
gesamt also 6 C4- und 7 C3-Professuren) auszugehen und den weiteren
Ausbau von der Entwicklung der Naturwissenschaften an der EMAU
insgesamt abhängig zu machen. Eine personelle Erneuerung ist insbe-
sondere in der Organischen Chemie notwendig.
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Die Fachbereichsgebäude befinden sich in einem bedenklichen Zu-
stand, der lediglich kleinere Investitionen zur ErftiLllung der gesetzlichen
Bestimmungen sinnvoll erscheinen läßt. Ein Neubau ist dringend erfor-
derlich.

Fachrichtung Biologie

a) In der Fachrichtung Biologie waren bisher 6 Professoren und 11 Do-
zenten in folgenden Instituten tätig: Allgemeine Mikrobiologie, Techni-
sche Mikrobiologie, Genetik, Biochemie, Botanik, Geobotanik und Bota-
nischer Garten, Zoologle, Vogelwarte Hiddensee, Biologische Station
Hiddensee und Didaktik der Biologie. Ein Forschungsschwerpunkt
zeichnet sich in der Mikrobiologie (Detoxifikation von Xenobiotika
durch Mikroorganismen) in Zusammenarbeit mit der Fachrichtung Che-
mieab.

Für die Fachrichtung Biologie sind im Personalstrukturplan 12 Profes-
suren vorgesehen. Eine Verstärkung ergibt sich durch das überwiegend
mit Biologen besetzte Institut ftir Ökologie Hiddensee. Die Fachrichtung
strebt eine Fremdberufungsquote von einem Drittel an. Die Studiengän-
ge Biologie-Diplom und Lehramt sollen weitergeführt werden. Der Di-
plom-Studiengang Biopharmakologie, der bisher gemeinsam mit der
Medizinischen Fakultät getragen wurde, soll künftig - dem Marbtrrger
Modell folgend - zu einem Studiengang Humanbiologie weiterentwik-
keltwerden.

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist die vorgesehene Ausstat-
tung mit Professuren ausreichend flir einen Diplomstudiengang Biolo-
gie mit kleinen Aufnahmezahlen. Angesichts der knappen Personalaus-
stattung der Biologie sollte das Konzept eines grundständigen Studien-
gangs Biopharmakologie, der neben den Studiengängen Biologie und
Pharmazie angeboten werden soll, überdacht werden. Ein entsprechen-
der Schwerpunkt im Biologie- oder Pharmaziestudium sollte geprüft
werden.

Die vorhandenen Gebäude bieten eine auskömmliche Unterbringung;
die Geräteausstattung ist in den meisten Bereichen deutlich verbessert
worden und erreicht teilweise gutes Niveau.

Fa c h ri c h tung Geo gr ap hie

a) Die Fachrichtung Geographie gliederte sich in die Wissenschaftsberei-
che Physische Geographie, Wirtschafts- und Sozialgeogtaphie sowie
Fachdidaktik mit zusammen 6 Professoren und 4 Dozenten. Greifswald
war in der DDR einer der drei Standorte ftir die universitäre Geographie.
Arbeitsschwerpunkte waren vor allem Boddenforschung/Landschafts-
ökologie, Agrarstrukturwandel und Standortprobleme der Küstenre-
gron.

Der Personalstrukturplan sieht ftir die Geographie insgesamt 7 Professu-
ren vor: C4-Professuren fiir Physische Geographie, Geoökologie, Wirt-
schafts- und Sozialgeogmphie sowie Regionale Geographie der Nörd-
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lichen Hemisphäre, außerdem c3-Professuren für Geomorphologie und
Küstenkunde, Raumordnung/Landesplanung und Didaktik. Der Di-
plom-studiengang und die Lehramtsstudiengänge sollen fortgeführt
werden.

b) Die geplante Personalausstattung knüpft an den vorhandenen
schwerpunkt an und ermöglicht das vorgesehene Lehrangebot. sie liegt
über der Grundausstattung. Im Interesse einer verbreitung des Fächer-
spektrums sollte eine Professur in den Bereich Geographische Informa-
tionssysteme/Fernerkundung verlagert werden; damit wüLrden auch die
Kooperationsmöglichkeiten mit der Geologie verbessert.

Fachrichtung Geologie

a) Die Fachrichtung Geologie war bisher mit 9 Frofessuren und 4Dozen-
turen vertreten; sie umfaßte die Lehrbereiche Geotektonik, Historische
und Quartärgeologie, Petrologie, Paläontologie, Geochemie, Geophysik/
Geoinformatik und den wissenschaftsbereich Lagerstättenlehre. Nach
der Dritten Hochschulreform im Jahre 1g68 wurden die Geowissen-
schaften an der universität Greifswald ausgebaut. Nur hier und in Fyei-
berg wurden grundständige geowissenschaftliche Studiengänge angebo-
ten. Neben dem zurücktretenden Schwerpunkt Lagerstättenforschung
(Ton, Kies, Sand) sind in den letzten Jahren zunehmend meeresgeologi-
sche und umweltbezogene Vorhaben in den Vordergrund getreten.
Durch die gemeinsame Berufung der leitenden Wissenschaftler der Ab-
teilung Meeresgeologie des Instituts für ostseeforschung warnemtinde
(IOW) wird dieser Schwerpunkt weiter verstärkt.

Die Fachrichtung Geologie soll ki.inftig mit 8 professuren ausgestattet
werden, die nach den Plänen der Fachrichtung wie folgt zugeordnet
werden sollen: C4-Professuren für Regionale Geologie/Strukturgeologie,
Paläontologie, Ingenieurgeologie/Hydrogeologie und Mineralogie/petro-
logie sowie C3-Professuren für Allgemeine und Historische Geologie,
Mineralogie/Geochemie, Lagerstättenlehre und Angewandte Geophy-
sik/Geoinformatik. Eine weitere Professur fiir euartärgeologie wird an-
gestrebt. Durch die gemeinsame Berufung mit dem IOW kommen noch
je eine Professur für Meeresgeologie und Allgemeine Geologie hinzu.
KtiLnftig sollen neben Geologen auch Mineralogen ausgebildet werden.

b) Der Wissenschaftsrat betrachtet die vorgesehene Ausstattung als hin-
reichend ftiLr: den Aufbau eines leistungsfähigen geowissenschaftlichen
Instituts mit den beiden Diplom-Studiengängen Geologie und Mineralo-
gie. Auf die Möglichkeiten eines gemeinsarnen Grundstudiums wird
verwiesen (vgl. Kapitel IL3). Durch den Mineralogie-studiengang ent-
steht weitere Lehrnachfrage in Physik und Chemie. In Fortsetzung der
bisherigen Arbeiten sollte die C3-Stelle füLr Historische Geologie mit
Schwerpunkt Quartärgeologie besetzt werden.

Die vorhandenen Gebäude sind erneuert und bieten ausreichend platz;
die Ersteinrichtung ist noch zu ergänzen.
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1.2. Universität Rostock

Die mathematisch-naturwissenschaftliche Fakultät der universität Ro-
stock umfaßt die Fachbereiche Mathematik, Physik, Chemie und Biolo-
gie. Ats Teil der Technischen Fakultät besteht darüber hinaus ein Fach-
bereich Informatik. Durch die geplante Erweiterung der Technischen
Fakultät werden auf die Mathematik und Physik sowie in geringerem
Umfang auf die Chemie Verpflichtungen fi.i, Servicelehrveranstaltun-
gen zukommen, für die Mathematik darüber hinaus durch die im Auf-
bau befindlichen Wirtschaftswissenschaften. Die Medizinische und die
Agrarwissenschaftliche Fakultät werden vor allem Lehrveranstaltungen
aus der Biologie und der Chemie nachfragen. Die Universität schlägt an-
gesichts der unzureichenden Unterbringung der Naturwissenschaften
im Stadtzentrum vor, alle Fachbereiche der Fakultät auf einem Campus
in der Südstadt in der Nähe der Technischen Fakultlit zusarrlmenzu-
führen.

Der Hochschule als An-Institute verbunden sind die Blaue Liste-Institu-
te für Ostseeforschung, Warnemi.iLnde (IOW), und Atmosphärenphysik,
Klihlungsborn, sowie das Landes-Institut füLr Organische Katalysefor-
schung, dem die Mitarbeiter von Max-Planck-Arbeitsgruppen und
tgg1p37)-geförderte Wissenschaftlern assozüert sind. Wie Ubersicht 6
zeigt, entspricht die ftir die Universität Rostock in den einzelnen Fä-

chern vorgesehene Anzahl von Professoren knapp der in Abschnitt II.7.
empfohlenen Grundausstattung. Die Kapazitäten des IOW sollen zum
Angebot meereskundlicher Studienrichtungen im Hauptstudium der
Physik, Chemie und Biologie genutzt werden.

Fac hbe re i c h M at he m at ik

a) Im Fachbereich Mathematik bestanden die Fachgebiete Analysis,
Theoretische Mathematik (Algebra und Geometrie), Numerische Ma-
thematik, Stochastik und Didaktik mit insgesamt 15 Frofessoren und 12

Dozenten sowie insgesamt etwa 50 wissenschaftlichen Mitarbeitern.SS)
Der Arbeitsschwerpunkt lag vor allem in der Analysis und hier bei an-
wendungsorientierten Themen der Integral- und Operatorgleichungen
sowie der Numerischen Mathematik.

Der Personalstrukturplan sieht fiiLr den Fachbereich zunächst 9 C4- und
7 C3-Professuren vor, die folgenden Arbeitsbereichen zugeordnet wer-
den sollen: 3 C4 und 2 C3 in Analysis (Partielle Differentialgleichungen,
Funktionalanalysis und Angewandte Analysis, Mathematische Physik,
Operatortheorie), 3 C4 und 2 C3 in Algebra und Geometrie (einschließ-
lich Diskreter Mathematik),2 C4 und 1 C3 in Numerische Mathematik
und Mathematische Optimierung, 1 C4 und 1 C3 in Stochastik/Mathema-
tische Statistik und 1 C3 in Didaktik. Neben dem Diplomstudiengang
sollen alle Lehramtsstudiengänge angeboten werden.

37) Wissenschaftler-Integrationsprogrzunm im Rahmen des Hochschul-Erneuerungs-
Programms (HEP).
38) Angaben einschließlich der Außenstellen in Wustrow und Güstrow.

t72



b) Nach Auffassung des wissenschaftsrates ist die vorgesehene Ausstat-
tung mit Professuren zunächst ausreichend. Falls jedoch infolge des
Ausbaus der Technischen Fakultät und des Fachbereichs wrtschafts-
wissenschaften die Nachfrage in der servicelehre deutlich steigen sollte,
sind personelle Erweiterungen erforderlich. Zwischen dem Fachbereich
Informatik, der bislang Defrzite in Theoretischer Informatik hat, und
dem Fachbereich Mathematik sollte es eine Abstimmung bei der Beset-
zung von Stellen ftiLr: Theoretische Informatik geben.

Die räumliche situation des Fachbereichs ist derzeit, auch wegen der
verstreuten Lage einzelner Einheiten, unbefriedigend. Es besteht jedoch
Aussicht, daß der Fachbereich zumindest vorübergehend in einen reno-
vierten Ttakt des universitäts-Hauptgebäudes einziehen kann. rm zuge
der verlagerung der Naturwissenschaften auf den campus Südstadt
sollte die Mathematik ebenfalls dorthin verlegt werden.

Fachbereich Physik

a) Der Fachbereich Physikgliederte sich in Rostock in die fünf Abteilun-
gen ftir Glasstruktur, Isolatorphysik, Physikalische Elektronik, Theoreti-
sche Physik und Physik-Dida]<tik. In der Außenstelle wustrow ist die
Angewandte Physik vertreten und in der Außenstelle Güstrow polymer-
physik, Theoretische Physik und Physik-Didaktik. In diesen organisa-
tionseinheiten waren insgesamt 12 Professoren und 12 Dozenten tätig.

Der Fachbereich verfügt über eine breit angelegte, leistungsfähige theo-
retische Physik mit Forschungsschwerpunkten in der euantentheorie
der vielteilchensysteme (vgl. die eingerichtete Max-planck-Arbeits-
gruppe,,Theoretische Vielteilchensysteme.,), in der Statistischen physik
und in der Außenstelle Güstrow in der Halbleitertheorie und der euan-
tenoptik. Die Experimentalphysik ist relativ einseitig auf reilgebiete aus
der Physik der kondensierten Materie wie strukturuntersuchungen an
Gläsern und amorphen Isolatormaterialien spezialisiert. Der Fach-
bereich bemüht sich gemeinsam mit Greifswalder physikern um die
Einrichtung eines plasma-physikalisch orientierten sonderforschungs-
bereichs.

Der Fachbereich hält eine Mindestausstattung von 8 C4- und ? C3-pro-
fessuren und 31 wissenschaftlichen Mitarbeitern für erforderlich. Die ge-
nannte Anzahl von Professuren stimmt mit dem personalstrukturplan
überein. Nach dem willen des Fachbereichs sollen je 3 c4- r:nd 2 c3-pro-
fessuren in der Experimentalphysik und der Theoretischen physik aus-
gebracht werden, hinzukommen sollen je 2 c4- und c3 professuren für
Angewandte Physik und 1 C3-hofessur für Didaktik. Neben dem Di-
plomstudiengang sollen Studiengänge ftir alle Lehrämter angeboten
werden. Zwei leitende wissenschaftler des Instituts für ostseeforschung
sollen zugleich als Professoren für Physikalische ozeanographie und der
Leiter sowie ein Abteilungsleiter des Instituts ftir Atmosphärenphysik
als Professoren ftir dieses Fachgebiet berufen werden.

173



b) Der Stellenplan für den Fachbereich Physik bietet eine solide Grund-
lage, um die derzeitige Einseitigkeit im Bereich der experimentellen
Physik zu überwinden. Dazu bedarf es einer mittelfristig planenden,
zielgerichteten Berufungspolitik, da abzusehen ist, daß die aus dem be-

stehenden Potential erwachsenen Zwänge nur eine allmähliche Umfor-
mung des Fächerspektrums zulassen werden' Die theoretische Physik
sollte die vorhandenen Forschungsschwerpunkte erhalten und abrun-
den. In der Experimentalphysik fehlt Kompetenz in der Atom- bzw. Mo-
lekülphysik. In Verbindung mit der Clusterphysik könnte eine Brücke
zur Physik der kondensierten Materie geschlagen werden. Sowohl in der
Festkörperphysik (einschließlich Halbleiterphysik) als auch in der vor-
gesehenen Materialforschung erzwingt die relativ geringe Personalaus-
stattung eine Beschrtinkung auf wenige Forschungsfelder, bei deren
Auswahl die vorhandene Kompetenz und der Gesichtspunkt der Aron-
dierung beachtet werden müssen. Eine feingegliederte Spezialisierung
der Berufungsgebiete sollte strikt vermieden werden.

Der Fachbereich ist in noch funktionstüchtigen, jedoch ergänzungsbe-
dürftigen llläumen untergebracht. Wenn die anderen natqrwissenschaft-
lichen Fächer aus der Innenstadt ausgelagert werden, sollte die Physik
im Interesse des Zusammenhangs der Fakultät ebenfalls auf dem Cam-
pus in der Südstadt angesiedelt werden.

Fachbereich Chemie

a) Der Fachbereich Chemie der Universität gliedert sich in die Abteilun-
gln ftir Anorganische, Organische, Physikalische, Analytische und Öko-
logische sowie Technische Chemie und Didaktik der Chemie, hinzu
kommt die aus der ehemaligen PH ausgegliederte Außenstelle Güstrow.
Der Fachbereich verfügt derzeit einschließlich der Außenstelle Güstrow
über I Professoren und 10 Dozenten. Forschung wurde bisher in sehr
kleinen Arbeitsgruppen betrieben, wobei die Aktivitäten zur Elektroche-
mie (Sensorentwicklung) und zur ökologischen Analytik mit lebensmit-
telchemischem Akzent hervorzuheben sind. Die Organische Chemie
war darüber hinaus durch den Bereich Komplexkatalyse des ehemali-
gen Zentralinstituts für Organische Chemie der AdW vertreten, aus dem
neben dem Institut für Organische Katalyseforschung an der Universität
Rostock e.V. (Landesinstitut) die beiden Max-Planck-Arbeitsgruppen
,,Komplexkatalyse" und,,Asymmetrische Katalyse" hervorgegangen
sind. Deren Leiter sollen auf Professuren der Universität berufen wer-
den. Die Arbeitsgruppen sind dem o. g. Landesinstitut eng verbunden,
das wesentliche Beiträge zur akademischen Lehre und zrlr Betreuung
des wissenschaftlichen Nachwuchses erbringen soll.

Der Fachbereich hält, unter der Voraussetzung einer jährlichen Studien-
anfängerzahl von 100 (Diplom und Lehramt), eine Stellenausstattung
vonT C4- und 8 C3-Professuren, 11 unbefristeten und 19 befristeten wis-
senschaftlichen Mitarbeitern als Minimum ftir erforderlich. Eine ent-
sprechende Anzahl von Professuren ist im Personalstrukturplan vorge-
sehen. Hinzu kommen voraussichtlich 2 Professuren durch die gemein-
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sarn zu berufenden leitenden wissenschaftler der Abteilung Meeresche-
mie des Instituts fiiLr: ostseeforschung sowie weitere r,ehrkapazität aus
dem Institut für Organische Katalyseforschung (s. o.). Mittelfristig er-
wartet der Fachbereich eine Erweiterung der Personalkapazitäten um et-
wa 3070. Trotz der kurzfristig erforderlichen Personalreduktionen möch-
te er die vorhandenen Forschungsgruppen erhalten, faßt jedoch eine
Schwerpunktbildung ins Auge. In den Bereichen Anorganische und Or-
ganische Chemie sollen dies synthetisch-chemische Arbeiten auf dem
Organoelementgebiet (Silizium, Schwefel) und die Chemie nachwach-
sender Rohstoffe, künftig auch stereoselektive Synthesen sein. Ftir die
Gebiete Analytische und Ökologische Chemie wird eine Verflechtung
mit Akzent auf die Entwicklung elektrochemischer Sensoren für die
Umweltanalytik angestrebt.

b) Der Wissenschaftsrat hält die vom Fachbereich defrnierte Minimal-
ausstattung fi.ir die Absicherung eines Diplomstudiengangs Chemie friLr
zunächst ausreichend. Entsprechend den Ausführungen in Abschnitt
II.7. sind jedoch Erweiterungen, insbesondere im Bereich der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter, notwendig, wobei die Zahl der unbefristet zu
besetzenden Stellen jedoch noch zu verringern ist. Die Fachrichtung
Technische Chemie sollte mangels Bedarf' und Ausbildungsmöglich-
keiten in Rostock nicht fortgeflihrt werden. Der Bereich Analytische
und Ökologische Chemie sollte unter Einbeziehung der Abieilung
Meereschemie des Instituts für Ostseeforschung im Interesse der Region
ausgebaut und neuprofiliert werden: Ftir die Entwicklung der vom Fach-
bereich definierten Schwerpunkte in der Anorganischen und Organi-
schen Chemie bestehen leistungsfähige Potentiale und damit Anknüp-
fungspunkte in den beiden Max-Planck-Arbeitsgruppen und im o. g.
Landesinstitut-

Die Gebäude der Chemie befinden sich überwiegend in bedenklichem
Zustand. Die Einhaltung der Sicherheitsauflagen ist nicht gewährleistet.
Eine grundlegende Sanierung ist unwirtschaftlich, daher sollte bald-
möglichst mit der Errichtung eines Neubaus begonnen werden. Gleich-
wohl muß kurzfristig die Arbeitsftihigkeit des Fachbereichs durch Repa-
ratur- und Sicherungsmaßnahmen hergestellt werden.

Fachbereich Biologie

a) Der Fachbereich Biologie hat derzeit einschließlich der Außenstelle
Güstrow 11 Professoren und 9 Dozenten. Er gliedert sich in die Wissen-
schaftsbereiche Spezielle Botanik, Pflanzenphysiologie und Biochemie,
Tierphysiologie, Experimentelle Ökologie, Meeresbiologie, Fischereibio-
logie und Biologiedidaktik. Forschungsschwerpunkte sind die Aquati-
sche Ökotogie (Erarbeitung wissenschaftlichei Grundlagen zur ötolo-
gisch fundierten Bewirtschaftung von Küstengewässern und -landschaf-
ten) und die Aquatische Physiologie (mikrobiologische und streßphysio-
logische Arbeiten an ausgewählten aquatischen Organismen sowie die
Vorbereitung biotechnologischer Anwendungen).
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Für den Fachbereich sind 8 C4- und 7 C3-Stellen vorgesehen. Damit
kann das notwendige Lehrangebot für den Diplom- und die Lehramts-
studiengänge sowie ftiLr: andere Fachbereiche (vor allem der Agrarwis-
senschaftlichen Fakultät) erbracht werden. Die vorhandenen Wissen-
schaftsbereiche sollen fortgeführt und um die neuen Fächer Mikrobiolo-
gie, Biophysik und Genetik (jeweils eine Professtrr) ergänzt werden.
Darüber hinaus sollen die leitenden Wissenschaftler der Abteilung Mee-
resbiologie des Instituts für Ostseeforschung in einem gemeinsamen
Verfahren als Professoren berufen werden. Mittelfristig strebt der Fach-
bereich eine beträchtliche Erweiterung des Personalbestandes an.

b) Angesichts des vorhandenen Potentials des Fachbereichs und seiner
geographischen Lage unterstützt der Wissenschaftsrat die Planungen, in
engem Zusammenwirken mit dem Institut füry Ostseeforschung einen
Schwerpunkt fiiLr limnische und marine ökologie aufzubauen. Neben
diesem Standort gibt es in Deutschland nur noch drei Zentren limnologi-
scher Forschung: Das Max-Planck-Institut in Plön, das Blaue Liste-Insti-
tut für Gewässerökologie und Fischereibiologie in Berlin-Friedrichsha-
gen sowie die Universität Konstanz mit dem Sonderforschungsbereich
,,stoffhaushalt des Bodensees". Die Rostocker Biologie hat ein Defizit in
den molekularbiologischen Disziplinen; die hierfür vorzusehenden Pro-
fessuren könnten aber durchaus so besetzt werden, daß die Arbeitsgebie-
te einen Zusammenhang mit dem geplanten limnologischen Schwer-
punkt aufweisen.

Nach Auffassung des Wissenschaftsrates reicht die vorgesehene Ausstat-
tung des Fachbereichs nur dann für den geplanten Schwerpunkt frir lim-
nische und marine Ökologie aus, wenn drei Professuren hinzukommen
und somit die Grundausstattung gemäß II.7. erreicht wird. Zentral füLr

den Forschungsschwerpunkt ist die Einrichtung von Professuren ftiLr

Biochemie, Biophysik, Mikrobiologie, Genetik, Pflanzenphysiologie so-
wie ftiLr limnische und marine Öt<otogie. Ihm sollten auch die Professu-
ren für Botanik und Zoologie zugeordnet sein. Im Rahmen einer derarti-
gen Schwerpunktbildung ergeben sich auch Anknüpfungspunkte für
eine enge Zusammenarbeit mit dem Wissenschaftsbereich Ökologische
und Anal;.tische Chemie der Universität. Dagegen sollten die Spezielle
Botanik und Spezielle Zoologie nicht über das bisher vorgesehene Maß
hinaus verstärkt werden.

Der Fachbereich ist derzeit über das Stadtgebiet verstreut untergebracht;
ein Teil der Gebäude ist nicht für Forschungszwecke nutzbar. Sanie-
rungsmaßnahmen über das kurzfristig zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit
erforderliche hinaus sind nicht sinnvoll und unökonomisch, weil die
Biologie aus dem Innenstadtbereich verlagert werden muß. Das Land
sollte rasch einen Neubau auf dem Campus in der Südstadt errichten.
Die apparative Ausstattung des Fachbereichs ist durch die Beschaffun-
gen der letzten beiden Jahre jetzt überwiegend ausreichend. Der Wissen-
schaftsrat verweist auf den beträchtlichen Bedarf an Mitteln für die Erst-
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ausstattung der neu zu berufenden Professoren, denen insbesondere in
den molekularbiologischen Fächern derzeit keine wettbewerbsfähigen
Arbeitsbedingungen geboten werden können.

2. Sachsen

2.1 Ausgangslage und übergreifende Empfehh.rngen füLr das Land

von den neuen Ländern besitzt sachsen die meisten Hochschulen. 1990
gab es dort neben der,,klassischen" Voll-Universität Leipzig, der renom-
mierten TU Dresden - die Hochschule mit der zweitgrößten studenten-
zahl in der ehemaligen DDR -, der traditionsreichen, kleinen Bergaka-
demie Freiberg und der 1953 gegrtindeten TU chemnitz 5 weitere Tech-
nische Hochschulen, 3 Pädagogische Hochschulen sowie 4 spezialhoch-
schulen. Die Hochschulstruktur war stark technisch ausgerichtet, die
Naturwissenschaften sahen sich vielfach in der Rolle von Hilfswissen-
schaften.

Mit dem ,,Gesetz zur Struktur des Hochschulwesens und der Hochschu-
len im Freistaat Sachsen" werden die Hochschulen grundlegend neu ge-
staltet: Neben den 4 universitären Hochschulen in Chemnitz, DresdÄn,
Freiberg und Leipzig soll es künftig 5 Fachhochschulen geben, die über-
wiegend aus frtiheren Technischen Hochschulen und Ingenieurhoch-
schulen entstehen werden. Als Technische universitäten sollen Dres-
den, Chemnitz-Zwickau und Freiberg erhalten und mit jeweils unter-
schiedlichem Profil ausgebaut werden. Durch Neuaufbau einer Juristi-
schen, einer wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen sowie einer Gei-
steswissenschaftlichen Fakultät wad die TU Dresden zu einer voll-uni-
versität entwickelt, an der auch - ausgehend von der Medizinischen
Akademie Dresden - eine Medizinische Fakultät aufgebaut wird. Die
Technische Universität Chemnltz-Zwickau, die in Zwickau Eun Sitz der
ehemaligen Pädagogischen Hochschule einen zweiten Standort erhält,
soll ebenfalls einen wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereich erhalten.
Die universität Leipzig soll im Rahmen des bisherigen Fächerspektrums
konsolidiert werden. Die Pädagogischen Hochschulen in Leipzig, Dres-
den und Zwickau wurden nach Integration in die universitäten Dresden,
Leipzig und Chemnitz aufgelöst. Die Ausbildung in den Lehramtsstu-
diengängen erfolgt ktinftig in neu zu gniLndenden Fachbereichen Erzie-
hungswissenschaft und in den entsprechenden Fachdisziplinen.

Die mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer sind von der Neu-
ordnung der Hochschullandschaft Sachsens in unterschiedlichem Maße
betroffen. Da Planungsvorstellungen des Freistaats Sachsen nur zur per-
sonellen Gesamtaustattung der Hochschulen vorlagen, bezieht sich der
Wissenschaftsrat bei seiner Stellungnahme auf die Stellungnahmen der
Sächsischen Hochschulkommission (SHK). Deren Vorschläge für die
Ausstattung der einzelnen Hochschulen und Fächer (übersicht Z) beru-
hen u. a. auf einer Modellrechnung, die von Planzahlen fiiLr die Studien-
plätze ausgeht.
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Übersicht 7:

Derzeit fü,r die Universitäten des Freistaats Sachsen
vorgesehene Ausstattung der mathematisch-naturwissenschaftlichen

Fachbereiche mit Professuren')
(Empfehlungen der Sächsischen Hochschulstrukturkommission)

Chemnitz Dresden Fleiberg l*ipzig

C4 C3 Insg. C4 C3 Insg. C4 C3 Insg, C4 C3 Insg.

Mathematik

Informatik2)

Physik

Chemie

Biologie

Geowissenschaften

Geographie

Pharmuies)

Insgesamt6) 28 16 44

126
93
11 5

55

t8

t6

l0

13720
13821
11819
13922
8614
5 5 103)

3254)

53 37 90

(45) (30) (?5X)

21 19 40

49
48
25
6 11

715

5

4

3

5

I

6713
6410

107t7
10818
77t4
527
r23
235

41 36 77

l) Ohne gemeinsame Berufungen mit außeruniversitliren Forschungseinrichtungen. -
2) Eigene Fachbereiche für Informatik in Chemnitz und Dresden, gesonderte Personal-
anforderung in Leipzig. Der Fachbereich Technische Informatik der BAF soll auch
Elektrotechniker und Automatisierungstechniker einschließen. - 3) Geodäsie und Kar-
tographie einschl. Fernerkundung/Photogtammetrie. Diese Fächer gehören zur Fakul-
tät ftir Bau-, Wasser- und Forstwesen. - 4) Gehört zur Fakultät friLr Bau-, Wasser- und
Forstwesen. - 5) Nicht Gegenstand dieser Stellungnahme. - 6) Summen ohne Informa-
tik. - 7) Summen ohne die zur Fakultät für Bau-, Wasser- und Forstwesen gehörenden
Geowissenschaften.

Angesichts der Größe des Hochschulsektors des Freistaats Sachsen
kommt es in besonderem Maße darauf an, die zur Verfügung stehenden
Ressorrcen auf den Aufbau leistungsfähiger Einheiten zu konzentrieren.
Der Wissenschaftsrat hat daher in der Regel einen Vorrang für die Kon-
solidierung vorhandener leistungsfähiger Einheiten empfohlen. Erst in
zweiter Linie sollten Fachrichtungen und Diplomstudiengänge neu auf-
gebaut werden. Dies gilt insbesondere für die Physik in Chemnitz und
Freiberg, die Chemie in Chemnitz und die Biologie in Dresden. Der vor-
gesehene begrenzte Ausbau der Geowissenschaften in Dresden und
L,eipzig sollte in Abstimmung und Kooperation mit der Bergakademie
Freiberg bzw. der Universität Halle erfolgen.

2. 2. Technische Universität Chemnitz-Zwickau

An der TU Chemnitz gibt es derzeit in der Fakultät für Mathematik und
Naturwissenschaften die Fachbereiche Mathematik, Physik und Che-
mie. Die Informatik bildet einen eigenen Fachbereich in den Ingenieur-
wissenschaften.
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Fac hbereic h Mathematik

a) Im Fachbereich Mathematik waren bisher 10 Professoren und 13 Do-
zenten an den Lehrsttihlen für Mathematische Modellierungund Nume-
rische Analysis, fü,r Numerische Analysis, füLr Differentialgleichungen,
füLr Differentialgleichungen der Mathematischen Physik, fi.ir Numerische
Methoden der Angewandten Mathematik, fi.ir Mathematische Optimie-
rung, für Stochastik, fiiLr Optimale Steuerung und Partielle Differential-
gleichung, füLr Inverse Probleme bei Differentialgleichtmgen und Poten-
tialtheorie, für Funktionalanalysis und Operatortheorie, fiiLr Mathemati-
sche Methoden der Physik und für Didaktik der Mathematik tätig. Haupt-
arbeitsgebiet des Fachbereichs war die analytische und numerische Be-
handlung von Gleichungen der mathematischen Physik sowie Fragen
der Optimierung und Steuerung. Im Mittelpunkt standen Untersuchun-
gen von partiellen Differentialgleichungen und Integralgleichungen so-
wie der Methoden zu ihrer numerischen Behandlung einschließlich pre-
/post-processing. In Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus den
technischen Fachbereichen wurden Vorhaben füLr Kombinate durchge-
führt, die die Implementierung mathematischer Software einschlossen.
Die DFG hat dem Fachbereich Mittel zur Finanzierung vorbereitender
Maßnahmen zur Antragstellung für ein Graduiertenkolleg ,,Analysis
und Numerik von Problemen der mathematischen Physik" bewitligt.

Der Fachbereich möchte seine bisherige personelle Ausstattung und dis-
ziplinäre Orientierung fortschreiben. Er hält eine Erweiterung des bishe-
rigen Spektrums durch Professuren ftir Geometrie und Algebra fi.ir er-
forderlich, für die ein anwendungsnahes Profil angestrebt wird; darüber
hinaus soll ein Bereich Numerische Algebra geschaffen werden. lmZu-
sammenhang mit der Ausbildung von Wirtschaftsmathematikern wird
Ergänzungsbedarfim Bereich der Operationsforschung und der Stocha-
stik gesehen. Der Fachbereich hat hierfür insgesamt einen Bedarf von
13 C4 und 8 C3-Professuren angemeldet. Die SHK hä1t davon 12 C4-
und 6 C3-Frofessuren für begrüLndet und angemessen (ohne Didaktik).

F\iLr den Fachbereich Informatik werden 12 Frofessuren als künftige
Ausstattung empfohlen; davon sind 2 Stellen fi.iLr: die Theoretische Infor-
matik vorgesehen.

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist die von der SHK emp-
fohlene Personalausstattung auch ftiLr die Service-Lehrveranstaltungen
für Ingenieure ausreichend bemessen. Auch wenn ein anwendungsbezo-
genes Profil ftir die Mathematik an einer Technischen Universität als
sinnvoll angesehen wird, so erscheint die Ausbringung von lediglich 2
bis 3 Professurenim Bereich derReinen Mathematikjedoch als zu gering.
Dies gilt nicht zuletzt im Hinblick auf das erforderliche Lehrangebot fü,r
den Diplomstudiengang Informatik und die Lehramtsausbildung.

Die Theoretisehe Informatik, die bislang von Vertretern der Forschungs-
richtung KüLnstliche Intelligenz gelehrt wird, sollte über die zwei vorge-
sehenen Professuren hinaus durch Umwidmung im vorgesehenen Stel-
lenrahmen verstärkt werden.
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Fachbereich Physik

a) Der Fachbereich Physik, an dem 9 Professoren und I Dozenten tätig
waren, gliedert sich in Lehrstühle für Experimentalphysik (2), Festkör-
perphysik (2), Angewandte und Technische Physik, Theoretische Phy-
sik (2) sowie Methodik und Didaktik des Physikunterrichtes. Die lei-
stungsfähige Experimentalphysik ist hochgradig spezialisiert auf ein
schmales Gebiet der an den Bedti,rfnissen der Halbleiterelektronik
orientierten Festkörperphysik (Festkörpergrenzflächen und dünne
Schichten), das relativ geringe Überschneidungen mit den Forschungs-
interessen der Theoretischen Physik §e 2 Professoren und Dozenten)
aufweist. In diesem Bereich fördert die DFG ein Graduiertenkolleg r.rnter
dem Titel ,,Dünne Schichten und nichtkristalline Materialien". Mit dem
Thema ,,Optische Eigenschaften von Plasmen und Polymerschichten"
ist der Fachbereich an einem bundesweiten Verbundprojekt ,,Plasma-
polymerisation" beteiligt.

Der Fachbereich hat fiir die zuktiLnftige Ausstattung einen Bedarf von
11 C4- und 6 C3-Professuren angemeldet, davon je 3 C4- und C3-Profes-
suren ftir die Theoretische Physik. Die vorgesehenen Berufungsgebiete
schreiben dabei die bisherigen Arbeitsschwerpunkte fort. Bis auf eine
C3-Professur werden diese Planungsvorstellungen von der SHK unter-
stützt.

b) In seiner Stellungnahme zu den Ingenieurwissenschaften an den
Universitäten und Hochschulen der neuen Länder hat der Wissen-
schaftsrat den weiteren Ausbau der Fächer Mathematik und Physik in
Chemnitz mit Blick auf die Schwerpunktsetzung in den Bereichen
Werkstoffwissenschaften, Oberflächen- und Mikrosystemtechnik als
dringend erforderlich bezeichnet, ohne dabei - was auch nicht Gegen-
stand der damaligen Empfehlungen sein konnte - Umfang und inhalt-
liche Ausgestaltung des Ausbaus dieser Fächer näher zu betrachten. Die
jetzige Befassung mit der Ausbauplanung mußte neben fachlichen Er-
wägungen auch die immer deutlicher werdenden finanziellen Engpässe
im Hochschulbereich in die Überlegungen einbeziehen. Danach kommt
der Wissenschaftsrat zu der modifizierten Empfehlung, die volle, von
der SHK empfohlene Erweiterung der Physik, vorerst zurückzustellen
und der Konsolidierung des Fachbereichs Physik an der TU Dresden
und der Sicherung der Leistungsf?ihigkeit dieses Fachbereichs an der
Leipziger Universität den Vorrang zu geben.

Wegen des hohen Spezialisierungsgrades im Fachbereich Physik der TU
Chemnitz ist das fachliche Profil zu schmal, um Diplom-Physiker in der
erforderlichen Breite auszubilden. Weil es bereits in Dresden und Leip-
zig grundständige Physik-Studienglinge gibt, die es vorrangig zu konsoli-
dieren gilt, empfiehlt der Wissenschaftsrat, in Chemnitz vorerst keinen
weiteren Ausbau der Physik vorzunehmen. Das Lehrangebot sollte sich
dementsprechend zunächst, bis die Auswirkungen der landesweiten
Neuordnung des Hochschulbereichs bewertbar und eine realistischere
Einschätzung der Nachfrage nach Studienplätzen möglich ist, neben der
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Grundausbildung für die Ingenieur-Studiengänge auf die Betreuung
technisch-physikalisch ausgerichteter Studienschwerpunkte im Haupt-
studium in ingenieurwissenschaftlichen studiengängen konzentrieren.
Hierftir reichen 12 Professuren aus, ein Drittel davon in der theoreti-
schen Physik. Dabei geht der Wissenschaftsrat davon aus, daß dieses
Stellenpotential nicht ausschließlich zum Erhalt des vorhandenen, zu
schmalen Fächerspektrums, sondern gezielt zu dessen Erweiterung ver-
wendet wird. Kurzfristig sollte sich der Fachbereich physik darauf kon-
zentrieren, in der Forschung die ingenieurwissenschaftlichen Schwer-
punkte in den Werkstoffwissenschaften sowie der Oberflächen- und
Mikrosystemteehnik zu stärken.

Fachbereich Chemie

a) Seit dem Wintersemester 1990/91 wird an der TU Chemnitz ein
Diplomstudiengang Chemie angeboten, dem die Bildung eines eigen-
ständigen Fachbereichs Chemie, hervorgegangen aus der vormaligen
Sektion Chemie und Werkstofftechnik, folgte. Er verfi.igte über eine per-
sonalausstattung von 2 Professoren und 3 Dozenten fiir die Lehrsttihle
Physikalische Chemie, Organische Chemie und Technische Chemie. Die
Arbeitsschwerpunkte lagen bisher in der Grenzflächen- und Oberflä-
chenforschung (Oberflächenmodifizierung, anodische Oxidation, anor-
ganische Hartstoffe) und bei elektrotechnischen Materialien (2. B. foto-
reaktive Schichten); sie sind somit der Materialforschung zuzuordnen.

Der Fachbereich strebt an, den Diplom-Studiengang fortzuftihren und
künftig Lehramtsanwärter in Chemie füLr Mittelschulen und Gymnasien
auszubilden. Er hält hierftiLr einen Ausbau auf insgesamtl C4- und 3 C3-
Stellen für erforderlich, wobei er eine Priorität ftir C4-Stellen in Anorga-
nischer Chemie und Organischer Chemie gesetzt hat. Die SHK unter-
stützt die Anmeldungen der Hochschule und empfiehlt darüber hinaus
die Einrichtung zweier weiterer C3-Professuren ftiLr Naturstoffchemie
und Theoretische Chemie.

b) Der Wissenschaftsrat hiilt es nicht füLr vorrangig, an der TU Chem-
nitz-Zwickau Gyrnnasial- und Mittelschullehrer in den Naturwissen-
schaften auszubilden.

Ftir den Fall, daß ein Diplomstudiengang Chemie fortgeführt werden
sollte, müßte er in enger Verbindung zu den Materialwissenschaften ste-
hen, in denen derzeit die Vorbereitung eines Graduiertenkollegs ,,Ver-
bundwerkstoffe für höhere Anwendungstemperaturen" geftirdert wird.
In diesem Falle wäre nach Auffassung des Wissenschaftsrats eine wei-
tere Verstärkung der personellen Ausstattung über den von der SHK
empfohlenen Umfang hinaus erforderlich.

Ein derartiger Ausbau des Fachbereichs Chemie in Chemnitz kann je-
doch keine Priorität beanspruchen. Der Entwicklungsstand des Fachs ist
weitaus geringer als an der Bergakademie Freiberg. Dort wären nur rela-
tiv geringfügige Arrondierungen notwendig. Da in Sachsen bereits in
I,r-ipzig und Dresden voll ausgebaute Fachbereiche Chemie vorhanden
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sind, die sich auf ein wissensehaftliches Umfeld in der Biologie, Physik
und Medizin stützen können, erscheint in Chemnitz eine an den Inge-
nieurwissenschaften orientierte Chemie ausreichend. Hierfür ist der von
der Technischen Universität beantragte Stellenumfang auf jeden Fall
ausreichend. Ein eigener Studiengang Chemie erscheint nicht be-
gründet.

2.3. Technische Universität Dresden

Die TU Dresden war, an der Studentenzahl gemessen, die zweitgrößte
Hochschule der DDR, nur knapp von der Humboldt-Universität über-
troffen. Als einzige Hochschule besaß sie die volle Breite einer ,,klassi-
schen" Technischen Universität. Die Landesregierung plant den Ausbau
zur ,,Voll-Universität" durch die Ergänzung um Geistes-, Wirtschafts-
und Rechtswissenschaften sowie Medizin.

Derzeit bestehen an der TU Dresden in der Fakult2it Mathematik und
Naturwissenschaften Abteilungen - sie entsprechen Fachbereichen - für
Mathematik, Physik und Chemie sowie fiiLr: Human- und Biowissen-
schaften. Die letztgenannte Abteilung umfaßt die Institute für Psycholo-
gie und Humanbiologie. In der Fakultät für Bau-, Wasser- und Forstwe-
sen gibt es eine Abteilung fi.ir Geodäsie und Kartographie; die Informatik
bildet eine eigene Fakultät.

AbteilungMathematik

a) In der Abteilung Mathematik waren insgesamt 19 Professoren und
14 Dozenten tätig, die den Instituten für Algebra, Analysis, Geometrie,
Mathematische Stochastik, Numerische Mathematik und Angewandte
Diskrete Mathematik zugeordnet waren. Der Schwerpunkt der Arbeiten
liegt eindeutig im Bereich der Angewandten Mathematik, zum Teil mit
Informatikbezug.

Ihre Aufgaben in der Lehre sieht die Abteilung in den eigenen Diplom-
studiengängen Mathematik und Technomathematik, in der Ausbildung
für die Lehrämter an Gymnasien und Mittelschulen sowie in der Grund-
ausbildtmg und vertiefenden Ausbildung in Mathematik fliLr alle an der
TU Dresden Studierenden, die eine solche Ausbildung zu absolvieren
haben. Hierzu zählen die Studiengänge füLr das Lehramt an berufsbil-
dendenSchulen.

Die Planungsvorstellungen der Abteilung sehen für die künftige Perso-
nalausstattung insgesamt 15 C4- und 10 C3-Professuren vor (einschließ-
lich einer C4-Stelle Didaktik der Mathematik). Folgende Institutsgliede-
rung ist vorgesehen: Algebra (2 C4l2 C3), Analysis (3 C4l2 C3), Geome-
tne (l C4l2 C3), Mathematische Stochastik (4 C4/l C3), Numerische Ma-
thematik (3 C4l2 C3) und Diskrete Mathematik (l C4.ll C3). Neben einer
Professur für Mathematische Informatik sollen drei weitere Stellen un-
mittelbar informatikbezogen besetzt werden.
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Die SHK empfiehlt einige Straffungen und kommt zu einem personal-
bedarfvon 13 C4- und 7 C3-Professuren.

Für die Fakultät ftir Informatik hat die TU Dresden einen personalbe-
darf'von 14 C4- und 8 C3-Professuren angemeldet, den die SHK mit Aus-
nahme einer C4-Stelle akzeptierte.

b) Die Planungen der Abteilung Mathematik sind hinsichtlieh der Ver-
tretung der mathematischen Teildisziplinen ausgewogen und gewährlei-
sten das einer Technischen Hochschule angemessene anwendungs-
orientierte Profil. Nach Auffassung des wissenschaftsrates ist der von
der SHK empfohlene, reduzierte stellenansatz für die Bedi.irfnisse eines
Mathematik-Fachbereichs an einer zunächst mittelgroßen Technischen
universität ausreichend. Angesichts der vorgesehenen Größe des Dresd-
ner Fachbereichs Informatik und der informatikbezogenen Denomina-
tion von Mathematik-Professuren ist eine Abstimmung der Berufirngs-
gebiete beider Fachbereiche erforderlich.

Die Aufspaltung des Fachbereichs in viele kleine Institute sollte aufge-
gebenwerden.

AbteilungPhysik

a) Zu Beginn des Jahres 1992 wr.ude der Abteilung physik der Fakultät
Mathematik und Naturwissenschaften an der TU Dresden das personal
des frtiheren Instituts für Physik und Didaktik der physik der aufgelö-
sten Pädagogischen Hochschule zugeordnet. Der Fachbereich mit 22
Professoren und 12 Dozenten gliedert sich nunmehr in die g Institute füLr
Theoretische Physik, Tieftemperaturphysik, Strahlenschutzphysik, An-
gewandte Photophysik, Kern- und Teilchenphysik, Kristallographie und
Festkörperphysik, Oberflächenphysik, Angewandte physik und Didak-
tik sowie Physikalische Metallkunde. Der Aufsplitterung in eine große
Zahl von Instituten entspricht eine vielzahl meist sehr spezieller, nicht
erkennbar in einem inneren Zusammenhang stehender Forschungsfel-
der. Sie gehören mit Ausnahme der Kern- und Teilchenphysik in den
sehr weit gefaßten Bereich der Physik der kondensierten Materie. Mit
Einschränkungen gilt dies sogar ftir die Strahlenschutzphysik (Wechsel-
wirkung von Strahlung mit Materie).

Der Fachbereich Physik hat bisher kein detailliert ausgeführtes Ent-
wickh.mgskonzept vorgelegt. Er hat sich darauf beschränkt, die vorhan-
denen und einige als Ergänzung des Spektrums vorgesehene Arbeits-
richtungen auf eine beantragte Anzahl von 24 Professuren zu verteilen
und thematisch entsprechend der seit kurzem bestehenden Institute zu
gliedern. Konkrete Vorschläge für die Bildung von Arbeitsschwerpunk-
ten liegen noch nicht vor.

Der Fachbereich verweist auf gewichtige Veränderungen im Umfeld der
TU Dresden, die die weitere Entwicklung auch des Fachbereichs physik
beeinflussen werden und nennt u. a. die Grti,ndung der Blaue Liste-Insti-
tute füLr Festkörperphysik und Werkstofforschung in Dresden und des
Forschungszentrums Rossendorf, der Fraunhofer-Einrichtungen und
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die spätere Eingliederung zweier Max-Planck-Arbeitsgruppen (,,Mecha-
nik heterogener Festkörper" und ,,Theorie komplexer und kortelierter
Elektronensysteme"). Insgesamt zeichnet sich im Raum Dresden die
Bildung eines materialwissenschaftlichen Schwerpunkts ab, innerhalb
dessen die Erforschung metallischer, keramischer und polymerer Fest-
körper ein besonderes Gewicht haben wird. Der Fachbereich nennt als
weiteres profilbestimmendes Arbeitsgebiet der Physik in Dresden die
Kern- und Teilchenphysik.

Die SHK empfiehlt bei einigen Zusammenfassungen von Arbeitsgebie-
ten eine Ausstattung mit 11 C4- und B C3-Stellen (ohne Didaktik).

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates läßt sich die zuki.i'nftige Ent-
wicklung des Fachbereichs Physik nicht von der seines wissenschaft-
lichen Umfeldes trennen. Das gilt für die Grundlagenforschung in der
Kernphysik durch die Bildung des Instituts für Kern- und Hadronen-
physik am Forschungszentrum Rossendorf, das nach einer Empfehlung
des Wissenschaftsrates eng mit der TU Dresden verbunden sein sollte,
und reicht hinein in die vielfältigen, die Materialforschung betreffenden
Entwicklungen. Letztere beruhen in erheblichem Umfang ebenfalls auf
den Empfehlungen des Wissenschaftsrates zu den früheren Instituten
der AdW. Unter ihnen findet sich die Anregung, das Institut für Festkör-
perphysik und Werkstofforschung solle erhebliche Anteile eines neuen
Studiengangs Materialwissenschaften gemeinsam mit den Ingenieurwis-
senschaften uld den naturwissenschaftlichen Grundlagenfächern tra-
gen.39) Dies muß sich in der ktinftigen Struktur des Fachbereichs Physik
niederschlagen.

Der Fachbereich sollte die Gesamtkonstellation im Raum Dresden als
Chance begreifen, sich bei wünschenswerter Ausprägung eines eigenen
Frofrls zu einem leistungsfähigen Partner geeigneter, an Zusammenar-
beit interessierter ingenieurwissenschaftlicher Institute der TU Dresden
und außeruniversitärer Einrichtungen zu entwickeln. Durch den weitge-
henden Verzicht auf die halbleiterphysikalisch-orientierte Materialfor-
schung und die Konzentration auf metallische, keramische und polyme-
re Festkörper sind daftiLr gute Voraussetzungen gegeben. Zusammen mit
dem Schwerpunkt in der Kern- und Teilchenphysik und geringfügigen
fachlichen Erweiterungen (Atom- und Molektilphysik, Optoelektronik)
kann der Fachbereich Physik auch eine hinreichend breit angelegte
Ausbildung von Diplom-Physikern dr..rchfl.ihren.

Der Wissenschaftsrat hält die Ausstattung des Fachbereichs mit rd. 20
Professorenstellen (einschließlich Didaktik) ftir angemessen. Dieser
auch von der LHSK vorgesehene Stellenrahmen erlaubt es nicht, die
bisher vorhandenen Arbeitsrichtungen einfach in Berufungsgebiete zu
überführen. Zumindest mittelfristig muß eine Fachbereichsstruktur ge-

39) Siehe: Wissenschaftsrat, Stellungnahmen zu den außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR auf dem Gebiet
der Physik. Köln 1992, S. 106f.
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schaffen werden, die es gestattet, die oben umrissenen Aufgaben zu er-
füllen. Der wissenschaftsrat sieht darin die entscheidende Entwick-
lungsaufgabe der nächsten Jahre.

Ein spezielles Problem stellt das Institut für Strahlenschutzphysik dar,
ftiLr das der Fachbereich im FLahmen der geforderten 24 professuren je
eine C4- und C3-Professur vorgesehen hatte. Bei einer geringen Ausstat-
tung hält es der wissenschaftsrat nicht für vertretbar, zwei der stellen
für das o. g. spezialgebiet vorzusehen. sollte nachweislich ein schwer zu
befriedigender Bedarf an qualifizierten strahlenschutzphysikern bei
gleichzeitigem Mangel an Ausbildungsplätzen bestehen, so wäre es eine
Entscheidung des Fleistaates Sachsen, ob an der TU Dresden hierfür Ka-
pazitäten vorgehalten werden sollen. Der wissenschaftsrat regt eine prti-
fung dieser Frage durch eine spezielle Gutachtergruppe der SHK auf der
Basis eines vorzulegenden Konzepts des Fachbereichs an.

AbteilungChemie

a) Die Abteilung Chemie der TU Dresden ist einer der größten Chemie-
Fachbereiche an den Hochschulen der neuen Länder. Hier waren 1b
Professoren und 10 Dozenten in den Instituten fiir Anorganische Che-
mie, Organische Chemie, Physikalische Chemie und Elektrochemie,
Analytische Chemie, Technische Chemie, Malcomolekulare Chemie
und Textilchemie, Lebensmittelchemie und Technische Biochemie und
am Lehrstuhl für Kolloidchemie tätig.

Forschungsschwerpunkte des Fachbereichs liegen bei Untersuchr_rngen
zu ,,Struktur und physikalisch-chemischen Eigenschaften von Hoch-
temperatur-Supraleitern zr.rr Anwendung in Drähten und Bändern,,
(Verbundprojekt mit den Instituten für Experimentalphysik und Tief-
temperaturphysik der TU sowie dem Institut für Werkstofforschung
Dresden), schadstoffarmen Galvanotechnikprozessen und in den poly-
merwissenschaften, in denen unter dem Thema ,,Reaktive Polymere,,
ein Sonderforschungsbereich und fü,r das Thema ,,Geordnete polymer-
strukturen" ein Graduiertenkolleg unter Beteiligung des Blaue Liste-In-
stituts für Polymerforschung Dresden beantragt werden sollen.

Der Fachbereich geht davon aus, daß die Zahl der Studienanfünger bis
1994 erheblich ansteigen wird und rechnet mit 140 Anfängern im
Diplom-Studiengang. Hinzu kommen Dienstleistr.rngen für andere Stu-
diengänge der TU. Der Fachbereich hält hierfi.iLr eine Personalausstat-
tung mit L4 C4- und 9 C3-Frofessuren fliLr erforderlich. Die Forschungs-
schwerpunkte und die bisherige Institutsorganisation sollen dabei zu-
nächst nicht verändert werden (mit Ausnahme der Integration des Lehr-
stuhls für Kolloidchemie in die Physikalische Chemie). Bis auf eine C4-
Stelle fi.ir Klinische Biochemie, die der kü,nftigen Medizinischen Fakul-
tät zugeordnet werden soll, unterstützt die SHK diese Personalanforde-
rungen. Mittelfristig möchte der Fachbereich in Verbindung mit einem
Neubau ein vollintegriertes Department-System einfrihren, in dem ge-
meinsame Werkstätten r.rnd Lager betrieben werden sollen.
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b) Der Wissenschaft$at unterstützt die Bestrebungen des Fachbereichs
Chemie zur organisatorischen Straffung, wie sie in den Planungen zu ei-
nem Departmentsystem zum Ausdruck kommen, da die bisherige Insti-
tutsstruktur zu stark differenziert ist. Die von der SHK empfohlene Per-
sonalausstattung erscheint im Vergleich zu der vom Wissenschaftsrat
angegebenen Grundausstattung großzügig bemessen, zumal keine Grün-
de fiiLr einen erhöhten Bedarf vorliegen. Auch der Studiengang Lebens-
mittelchemie, flir den zwei Professuren vorgesehen sind (zuzüglich an-
teiliger Kapazitäten der Biochemie) rechtfertigt nicht den geplanten Per-
sonalbestand.

Falls an der TU Dresden zu einem späteren Zeitpunkt ein Fachbereich
Biologie aufgebaut und ein Diplomstudiengang Biologie eingerichtet
wird, sollte das Fach Biochemie in diesen Fachbereich verlagert werden.

Biowissenschaften

a) Bisher gibt es in der Abteilung Human- und Biowissenschaften ein In-
stitut frir Humanbiologie, das aus dem Fachbereich Psychologie hervorge-
gangen ist. Hauptarbeitsgebiet des mit 1 Professor und 2 Dozenten ausge-
statteten Instituts ist die experimentelle psycho-physische Belastungs-/
Beanspruchungsanalyse. Biologische Kapazitäten bestanden weiterhin
mit dem Institut ftir Hydrobiologie in der Fakultät für Bau-, Wasser- und
Forstwesen mit tragender Funktion in den gewässerkundlichen Studien-
gängen und in den forstbiologischen Instituten der gleichen Fakullät am
Standort Tharandt sowie in der Fachrichtung Landschaftsarchitektur.

Der Senat der Hochschule hat im Jahr 1991 die Wiedereinführung des
1968 durch die dritte Hochschulreform abgeschafften Studiengangs Bio-
logie beschlossen. Diese Entscheidung steht im Zusammenhang mit der
Eingliederung der Pädagogischen Hochschule und dem Aufbau einer
Medizinischen Fakultät. Die Hochschule beabsichtigt, aulbauend auf
einem üblichen Grundstudium der Biologie im Hauptstudium vier tech-
nisch ausgerichtete biologische Spezialisierungsrichtungen anzubieten.

Das von derHochschule beschlossene Stellenkonzept sieht für eine küLnf-
tige Abteilung Biologie insgesamt 9 C4- und 6 C3-Professuren vor. Diese
sollen sich wie folgt auf Institute verteilen: Humanbiologie einschließlich
Biophysik 2 C4lI C3, Botanik 2 C4ll C3, Zoologie einschließlich Tier-
psychologie 2 C4ll C3, Mikrobiologie I C4l2 C3 und Genetik L C4l I C3;
hinzu kommen soll ein Lehrstuhl für Didaktik der Biologie (C4).

Die SHK vertritt hierzu die Auffassung, daß die Entscheidung über den
Aufbau einer eigenständigen Biologie mit Diplom-Studiengang im Zu-
sammenhang mit der Entscheidung über den Aufbau einer Medizini-
schen Fakultät an der TU Dresden geftillt werden sollte. HierftiLr stelle
der Stellenplan der Hochschule ein diskutables Plarrungsgenist dar. Da
in Sachsen sonst nur in Leipzig Biologen ausgebildet werden, hält die
SHK den Aufbau eines weiteren Studiengangs für vertretbar.

186



b) Der Wissenschaftsrat rät davon ab, in Dresden kurzfristig einen
eigenständigen Fachbereich Biologie mit einem Diplomstudiengang auf-
zubauen, da hierfü,r im Augenblick fast keine voraussetzungen beste-
hen. Die vorhandenen biologischen Institute sind sehr spezialisiert und
in andere studiengänge integriert. sie könnten keine wesentliche Funk-
tion bei der Ausbildung von Diplom-Biologen übernehmen. Darüber
hinaus ist derzeit auch kein Bedarf des Arbeitsmarktes nach einer Aus-
weitung der Ausbildungskapazität für Biologie erkennbar. Ebenfalls
nieht empfohlen wird die Einriehtung eines Lehramtsstudienganges
Biologie, den es bereits in Leipzig gibt. vielmehr sollten für die neuauf-
zubauende Medizinische Fakultät einzelne biologische Institute errichtet
werden, die in dieser auch ihr wissenschaftliches umfeld finden können.
Die hierflir erforderlichen Investitionen füLr: Gebäude und Geräte sind
bereits beträchtlich.

Ge o wis s e n s c h afte n / G e odäs ie / Geo grap hi e

a) In der Abteilung Geodäsie und Kartographie (Fakultät fü_r Bau-, Was-
ser- und Forstwesen) war der einzige Studiengang für Geodäsie in der
DDR angesiedelt; darüber hinaus wurde auch der Studiengang Kartogra-
phie angeboten. In den Instituten füLr Planetare Geodäsie, fi.iLr photo-
grammetrie und Fernerkundung, für Kartographie und Geographie so-
wie dem Geodätischen Institut waren zuletzt b professoren und 6 Dozen-
ten tätig. Zum Institut füLr Planetare Geodäsie gehörte der Lehrstuhl ftiLr
Astronomie und das Lohrmann-Observatorium.

Im Zusammenhang mit der Integration der Pädagogischen Hochschule
hat die TU beschlossen, die Geographieausbildung mit einem Diplom-
studiengang und im Rahmen der Lehramtsstudiengänge aufzubauen.
Darüber hinaus will sich die Abteilung neben der Fortftihrung der Stu-
diengänge füLr Geodäsie und Kartographie am Aufbau des Studiengangs
Umwelt und Raumplanung beteiligen. Als Personalausstattung sieht die
TU insgesamt 12 C4- und 9 C3-Professuren vor. Die einzelnen Institute
sollen dabei wie folgt ausgestattet werden:

- Institut für Planetare Geodäsie (einschl. Astronomie) ; 2 C4l I CZ,
- Geodätisches Institut (einschl. der neuen Fachrichtung Bodenord-

nung und BodenwirLschaft): 2 C4lL C3,
- Institut für Photogrammetrie und Fernerkundung: 2 C4,
- Institut füLr Kartographie (Thematische, Theoretische und Topogra-

phische Kartographie, Kartentechnik und Geoinformationssysteme):
2C4/3C3,

- Institut fti,r Geographie: 4 C4-Professuren für Allgemeine und Regro-
nale Physische Geographie (Mitteleuropa), Allgemeine Wirtschafts-
und Sozialgeographie, Landschaftslehre sowie 4 C3-professuren für
Wirtschafts- und Sozialgeographie Ost- und Südosteuropas, Raumord-
nung, Theoretische Geographie und Didaktik der Geographie.

Die SHK unterstützt die Pläne der Hochschule zur Einrichtung eines
Studiengangs Geographie; die Ausbildung von Geodäten soll fortgeftitrrt
werden. Darüber hinaus rät sie aufgrund der Nähe zur Bergakademie
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Fyeiberg vom Aufbau der Geowissenschaften ab, da diese dort breit ver-
treten sind. Vielmehr sei eine enge Kooperation mit dem dortigen Fach-
bereich Geowissenschaften anzustreben. Als Personalausstattung emp-
flrehlt die SHK ftiLr die Geodäsie/Kartographie 5 C4- und 5 C3-Professu-
ren sowie für die Geographie 3 C4- und 2 C3-Frofessuren'

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist die von der SHK emp-
fohlene Personalausstattung ausreichend fü,r den Aufbau leistungsftihi-
ger Institute, die eine breit angelegte Ausbildung fi.ir die Diplomstudien-
gänge und das Lehramt in der Geographie anbieten können. Da Karto-
graphie und Fernerkundung innerhalb der Geodäsie vertreten sind,
überschreitet die Personalausstattung ftir Geographie die in II.7. genann-

te Grundausstattung. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, den Personalauf-
bau zeitlich zu strecken. Gemäß den Ausführungen in Abschnitt II'4.
sollte ein Diplomstudiengang Geographie nur in engem Zusammenhang
mit der Geologie, Geophysik und Mineralogie betrieben werden' Der
Wissenschaftsrat unterstreicht daher die Notwendigkeit der von der
SHK vorgesehenen engen Zusammenarbeit zwischen der TU Dresden
und der Bergakademie Freiberg, die förmlich vereinbart werden sollte.

2.4. Bergakademie Freiberg (BAF)

Die ursprünglich auf die montanistischen Fächer beschränkte Berg-
akademie Freiberg ist seit den 50er Jahren durch eine beträchtliche Aus-
weitung des Fächerspektrums allmählich zu einer kleinen Technischen
Universität ausgebaut worden. In seinen Empfehlungen zu den Inge-
nieurwissenschaften hat der Wissenschaftsrat betont, daß ,,eine Weiter-
führung der BAF als Technische Universität nur dann strukturpolitisch
sinnvoll und angemessen (ist), wenn sie sich als kleine Hochschule mit
einem schmalen, eng aufeinander abgestimmten leistungsfähigen Stu-
dienangebot in den Ingenieurwissenschaften profiliert und dabei den
montanistischen Disziplinen weiterhin besondere Bedeutung schenkt.
Bei der Weiterentwicklung der BAF sollte daher eine Konsolidierung
und gezielte Modernisierung der hier bisher schon gepflegten Arbeits-
schwerpunkte unbedingt den Vorrang vor einer Erweiterung ihres
Fächerspektrums. . . r;nd weiterem Kapazitätsausbau" haben. Chancen
werden in der Entwicklung eines speziellen Profils in den Arbeitsberei-
chen Bergbau- und Hüttenwesen sowie Werkstoffwissenschaften
gesehen.40)

Die Sächsische Hochschulkommission hat sich dieser Haltung prinzi-
piell angeschlossen. Sie hat darüber hinausgehend gefordert, daß die
Naturwissenschaften in diesem Prozeß eine Rolle übernehmen müßten,
die über die Funktion von Hilfswissenschaften für den montan-techni-
schen Bereich hinausgeht.

40) Wissenschaftsrat: Empfehlungen zu den Ingenieulwissenschaften an den Universi-
täten und Technischen Hochschulen der neuen Läinder. In: Ders., Empfehlungen zur
künftigen Struktur der Hochschullandschaft in den neuen Ländern und im Ostteil von
Berlin. Teil II. Köln 1992, S. 203 ff.
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Die Fachbereiche Mathematik, Physik, chemie und Geowissenschaften
sind in einer Fakultlit für Mathematik und Naturwissenschaften zusarn-
mengefaßt; es bestehen Berührungspunkte mit den Fachbereichen Geo-
technik und Bergbau sowie Technische Informatik der Fakultät fiir
Technische Wissenschaften.

F ac h b ere i c h M ath e matik

a) Der Fachbereich Mathematik gliedert sich in die Lehrsttihle ftir wahr-
scheinlichkeitstheorie und stochastische Modelle, Mathematische stati-
stik, Mathematische Optimierung, Angewandte Analysis, Analysis,
Theoretische Mathematik sowie Numerik und Informatik, in denen ins-
gesamt acht Professoren und vier Dozenten tätig waren. Hauptgebiete
der Forschung waren Mathematische statistik, optimale versuöhspla-
nung, Optimierung und Steuerungstheorie, Angewandte Analysis. Die
Arbeitsgruppe stochastische Geometrie wird ebenso wie der Lehrstuhl
für Angewandte Analysis an dem am Institut ftir Metallkunde angesie-
delten Graduiertenkolleg,,werkstoffphysikatische Modellienrng't mit-
wirken. Der Lehrstuhl Angewandte Analysis ist darüber hinaus an dem
in Vorbereitung befindlichen Graduiertenkolleg,,Analysis und Numerik
von Problemen der mathematischen Physik" der TU chemnitz beteiligt.
Die Arbeitsgruppe,,wahrscheinlichkeitstheorie/Stochastische prozesse
und Modelle" will mit einem selbständigen Teilprojekt ,,stochastisches
Modell zur Gefährdungseinschätzung von Altlasten,, am Forschungs-
schwerpunkt ,,Altlasten des Erzgebirges,, der Bergakademie mit-
arbeiten.

Zuktinftig will der Fachbereich seine bisherigen inhalilichen Schwer-
punlte fortentwickeln und darüber hinaus Anwendungsfächer für den
neu eingerichteten Diplomstudiengang Technomathematik aus- bzw.
aufbauen. Er hält hierfrir eine Ausstattung mit 6 c4- und 4 c3-professu-
ren füLr erforderlich, die er in zwei Instituten für Angewandte Mathema-
tik sowie den Instituten füLr Theoretische Mathematik und fiiLr stochastik
ansiedeln will. Die sHK empfrehlt für die Fleiberger Mathematik eine
Ausstattung mit 5 C4- und 4 C3-Professuren.

b) Die Mathematik an Technischen universitäten sollte nach Auffas-
sung des wissenschaftsrates technisch und damit anwendungsorientiert
ausgerichtet sein. Diese Ausrichtung sollte sich nicht auf ein Nebenfach
Technische Mathematik o. ä. beschränken, sondern Grundlage für die
Gesamtkonzeption der Forschung und der Lehre im Diplomstudiengang
Mathematik sein. Deswegen hiilt der wissenschaftsrat auch das parallele
Angebot eines eigenen studienganges Technomathematik ftiLr überflüs-
sig. Angesichts der vorgesehenen Personalkapazität sollte die Fleiberger
Mathematik ihre Kräfte nicht in zwei parallele Mathematik-Studiengän-
ge zersplittern und die Institutsstruktur weniger differenziert planen.

Die vom Fachbereich beantragte personelle Ausstattung fi.ir die Mathe-
matik ist knapp bemessen, wäre jedoch zunächst ausreichend. Zur emp-
fohlenen Einbindung der Informatik in den Fachbereich Mathematik
siehe den folgenden Abschnitt.
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Informatik

a) Zur Unterstützung des Strukturwandels der Hochschule empfiehlt die
LHSK den Aufbau eines Diplomstudienganges Informatik mit einer
kleinen studentenzahl. Das Land will dagegen zunächst eine technisch-
orientierte Informatik aufbauen, die sich auf Dienstleistungen für andere
Studiengänge beschränken soll. HierftiLr soll der Fachbereich Technische
Informatik fortgeführt und mit je 4 C4- und c3-Frofessuren in den Insti-
tuten für Automatisierungstechnik, Elektrotechnik und Informatik aus-
gestattet werden.

b) Im Hinblick auf die absehbaren Schwierigkeiten bei der Besetzung
von Professuren in Informatik und den mit Priorität zu verfolgenden
Planungen für einen, neben Chemnitz und Dresden, dritten sächsischen
Fachbereich Informatik an der universität Leipzig sollten die Planungen
für Freiberg vorerst zurückgestellt werden (vgl. die Empfehlung zum
stufenweisen Ausbau der Informatik in Kapitel II.3.). In Fbeiberg sollten
vorerst 2 bis 3 Professuren ftir Informatik geschaffen werden, die im
Fachbereich Mathematik anzusiedeln wären.

Fachbereich Physik

a) Zurr:- Fachbereich Physik gehörten 4 Professuren (davon 2 vakant)
und 1 Dozentur in den Instituten ftiLr Experimentelle Physik, Angewand-
te Physik und Theoretische Physik. Bis zur Neugliederung der Bergaka-
demie im Jahre 1990, in dem der Fachbereich Physik entstand, waren
die Physiker ledigtich in der naturwissenschaftlichen Grundausbildung
der Ingenieurstudiengänge tätig.

Der Fachbereich Physik strebt an, nach Erweiterung seiner personellen
und sächlichen Ausstattung einen eigenständigen Diplomstudiengang
Physik anzubieten. Er beruft sich dabei auf eine Empfehlung der SHK,
die diesen Studiengang unter den Bedingungen empfiehlt, daß erstens
die Personalausstattung auf 3 C4- und 2 C3-Stellen erhöht und zweitens
in Chemnitz, Dresden und Leipzig die Aufnahmekapazität für Studien-
anflinger gesenkt wird.

b) Der Wissenschaftsrat kann sich dieser Empfehlung nicht anschließen
und verweist insofern auf die ,,Empfehlungen zu den Ingenieurwissen-
schaften" (S. 204). F\ir einen fachlich beschrlinkten Ausbau der Physik
in Freiberg wird derzeit keine ausreichende fachliche Basis und auch
kein Bedarf gesehen. Der Wissenschaftsrat empfrehlt, einen eigensflindi-
gen Diplomstudiengang an der Bergakademie Fleiberg vorerst nicht ein-
zurichten, sondern der Sanierung und Konsolidierung der bestehenden
leistungsfähigen Physikfachbereiche den Vorrang zu geben.

Die von der SHK empfohlene personelle Ausstattung reicht aus, um die
Ausbildungsverpflichtungen in der Mathematisch-Naturwissenschaft-
lichen Fakultät und in der Fakultät füLr Technische Wissenschaften zu
befriedigen. Zukünftig sollte verstärkt darauf geachtet werden, daß die
Forschungsinteressen der neu bemfenen Physik-Professoren sich besser
in die Entwicklungsschwerpunkte der Bergakademie einfügen und zu
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deren Stärkung beitragen. welche Akzente hierbei zu setzen sind, wird
entscheidend von der zukiinftigen Entwicklung der Kernbereiche der
Bergakademie abhängen. In Betracht käme beispielsweise die Hoch-
druckphysik, die ein hohes Kooperationspotential mit den Geowissen-
schaften aufweist. weiterhin bietet sich eine enge verzahnung mit der
werkstoffivissenschaftlichen Forschr.rng an. Im Diplom"trdi"rtg.ng
werkstoffwissenschaften könnte im Hauptstudium eine physikalisch
orientierte vertiefungsrichtung angeboten werden. Der vy'issenschaftsrat
gibt dem Angebot solcher spezialisierungsrichtungen in Ingenieurstu-
diengängen den vorzug gegenüber spezialisierten physik-biplomstu-
diengängen.

Fachbereich Chemie

a) Der Fachbereich chemie mit sechs professoren und acht Dozenten
besteht seit der umstrukturierung der BAF im Jahre 1gg0 aus den ftiLnf
Instituten ftiLr Anorganische, Physikalische, organische, Technische und
Analytische chemie. Die wissenschafuiche Tätigkeit der letzten Jahre
war in allen Instituten fast ausschließlich auf angewandte Flagen zuge-
schnitten. Künftig will sich der Fachbereich an dem schon 

"r-äh.rtenübergreifenden Forschungsschwerpunkt,,Altlasten des Erzgebirges" der
Bergakademie beteiligen.

Nach dem willen des Fachbereichs soll die chemische Forschung wei-
terhin eng mit Arbeitsgruppen arn Institut füLr Mineralogie, Geochemie
und Lagerstättenkunde, am Institut für Bohrtechnik und Fluidbergbau,
am Institut für Keramische werkstoffe und am Institut fiir Geologie ver-
flochten bleiben.

Der Diplomstudiengang chemie soll fortgeführt werden, woftiLr eine
Ausstattung mit insgesamt 11 Professuren angestrebt wird, die in ftinf
Instituten angesiedelt werden sollen (Anorganische, organische, physi-
kalische, Analytische und rechnische chemie). Die SHK hat eine stel-
lenausstattung im gleichen Gesamtumfang empfohlen.

b) Der wissenschaftsrat hält eine Einbindung der chemie in die an der
Bergakademie vorhandenen schwerpunkte der Forschung insbesondere
in den Geo- und werkstoffwissenschaften für sehr wüLnschenswert. un-
ter dieser voraussetzung und einer geeigneten Zusammenfassung in
drei Institute fi.iLr Anorganische und Analytische chemie, physikalische
chemie sowie organische und rechnische chemie wäre ein Diplomstu-
diengang auch mit nur 12 Professuren - d. h. einer mehr als von der
SHK vorgesehen, aber 4 weniger als die Mindestausstattung nach II.T.
vorsieht - zu betreiben. unter Bedarfsgesichtspunkten schließt jedoch
die Fortfütrrung des Diplomstudiengangs in Fleiberg die GriiLndung
eines Fachbereichs Chemie mit Diplomstudiengang in Chemnitz aus.

F ac h b ere i c h Ge owis se nsc h afte n

a) Der Fachbereich Geowissenschaften der Bergakademie war der einzi-
ge, der in der DDR die drei Diplomstudiengainge Geologie, Mineralogie
und Geophysik anbot. Er gliedert sich in die Institute für Geologie, Geo-
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physik sowie Mineralogie, Geochemie und Lagerstättenlehre mlt zrietzt
insgesamt zwölf Professoren und sechs Dozenten. Schwerpunkte der
Forschung waren insbesondere Bio- und Lithostratigraphie des Tafel-
deckgebirges und der Varisziden, Geschütztheitsbewertung von Grund-
wasserressourcen, Lagerstättenforschung und Brennstoffgeologie,
gesteins- und lagerstättenbildende Prozesse, Umweltgeochemie und
Umweltgeophysik sowie Interpretationsmethoden der angewandten
Geophysik.

Frir die Zukunft strebt der Fachbereich den Erhalt der gegenwärtigen

Stellenausstattung an. Durch Umwidmung sollen neue Schwerpunkte
gesetzt werden. Nach den Vorstellungen des Fachbereichs sollen C3-
Professuren ftiLr Sedimentologie, Isotopengeochemie und Kristallogra-
phie eingerichtet werden. Die insgesamt 8 C4- und 7 C3-Stellen sollen
wie folgt den Instituten zugeordnet werden: Geologie 3 C4l3 C3; Minera-
logie, Geochemie und Lagerstättenlehre 3 C4l2C3; Geophysik 2C412C3.

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist mit diesen 15 Profes-
suren, die auch von der SHK empfohlen wr.rrden, der Au{bau eines
leistungsfähigen geowissenschaftlichen Fachbereichs mit einer Reihe
anderswo nieht vertretener Schwerpunkte möglich. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn berücksichtigt wird, daß im Studiengang Geotechnik 2

weitere C4-Professuren füLr Bodenmechanik und Felsmechanik sowie 1

C3-Professur ftir Ingenieurgeologie und Deponietechnik angesiedelt
werden sollen. Die Planungen gehen über die in II.7. empfohlene
Grundausstattung deutlich hinaus, sind aber aufgrund der regionalen
Schwerpunktsetzung gerechtfertigt.

2.5. Universität Leipzig

An der Universität Leipzig bestehen die Fachbereiche füLr Mathematik/
Informatik, Physik, Chemie und Biowissenschaften. Zum Fachbereich
Physik gehört ein Institut für Geophysik, Geologie und Meteorologie.
Zuktinftig soll es eine Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultät I
mit den Fachbereichen Mathematik/Informatik, Physik und Geowissen-
schaften sowie eine Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultät II
mit den Fachbereichen Chemie und Biowissenschaften geben. Die Uni-
versität strebt die Wiedereinrichtung von grundständigen Studiengän-
gen in den Geowissenschaften und in der Pharmazie an.

F achberei c h M ath e m at ik / I n for m at i k

a) Im Fachbereich Mathematik waren zuletzt 13 Professoren und 9 Do-
zenten in den Abteilungen Algebra, Analysis, Funktionalanalysis/Ma-
thematische Physik, Informationsverarbeitung/Numerik, Optimierung,
Wirtschaftsmathematik, Stochastik und Numerik sowie Didaktik der
Mathematik tätig.

Anfang 1992 beschloß die DFG die Einrichtung einer Forschergruppe
,,Nichtlineare Funktionalanalysis und mathematische Probleme der
Kontinuumsmechanik", dessen Sprecher und vier weitere Mitglieder
zum Leipziger Fachbereich gehören. Ein Hochschullehrer ist am DFG-
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Schwerpunktprogramm ,,Anwendungsbezogene Optimierung und
Steuerung" und ein weiterer am DFG-Projekt ,,Seminar Sophus Lie" be-
teiligt.

Im Jahre 1989 wurde die Sektion Informatik dr.rch Zusammenftitrrung
von Personal aus den Sektionen Mathematik, Theoretische und Ange-
wandte Sprachwissenschaft sowie dem Organisations- und Rechenzen-
trum der Universität gebildet. In den Arbeitseinheiten Automatische
Sprachverarbeitung, Modellierung und Simulation sowie Mathemati-
sche Informatik waren zuletzt 5 Professoren und 4 Dozenten tätig. An-
fang 1992 wr.rde die Informatik als Institut dem Fachbereich Mathema-
tik zugeordnet.

Der Fachbereich will seine bisherigen Forschungsschwerpunkte fortfüh;-
ren. Er hält in der Mathematik 10 C4- und 7 C3-Professuren frir erforder-
lich. Der Personalbedarf wird u. a. mit der Nachfrage nach Service-Lehr-
veranstaltungen begnindet. Drei der Professuren weisen einen besonde-
ren Bezug zur Informatik auf.

Für die Informatik geht der Fachbereich von einem zusätzlichen Perso-
nalbedarf in Höhe von 7 C4- und 3 C3-Professuren aus. Neben dem Stu-
diengang Diplom-Informatik sieht er einen Studiengang ftiLr das Lehr-
amt an Gymnasien vor.

Die Empfehlung der SHK weist demgegenüber für die Mathematik
lediglich 6 C4- und 7 C3-Professuren und ftir die Informatik 6 C4- sowie 4
C3-Professuren aus.

b) Der Fachbereich Mathematik kann auf eine lange und glänzende Tla-
dition verweisen. Nach Auffassung des Wissenschaftsrates gehört er
auch heute zu den leistungsfähigsten an den Hochschulen der neuen
Länder, der einen Vergleich mit entsprechenden Fachbereichen in den
Altländem nicht zu scheuen braucht. Dieses Urteil trifft auf die Informa-
tik nicht im gleichen Maße zu.

Das vorhandene wissenschaftliche Potential der Mathematik rechtfer-
tigt die Vorstellungen des Fachbereichs zum künftigen Personalbestand.
Der Fachbereich sollte mindestens die in Kapitel IL7. empfohlene
Grundausstattung erhalten. Der Fachbereich sollte innerhalb dieser
Ausstattung 1 Professur (C4) für Numerik und wissenschaftliches Rech-
nen vorsehen, um die Arbeit der DFG-geförderten Forschergruppe wir-
kungsvoll zu ergänzen.

Der Wissenschaftsrat hält den Auf- und Ausbau der Informatik an der
Universität Leipzig für sinnvoll und billigt diesen Plänen Priorität vor
dem Ausbau in Freiberg zu. Mittelfristig sollte ein eigener Fachbereich
mit der für die Informatik empfohlenen Grundausstattung aufgebaut
werden. Im übrigen wird auf die Ausfütrrungen in Kapitel II.3. ver-
wiesen.
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Fachbereich Physik

a) Zum Fachbereich Physik gehörten zuletzt 12 Professoren, 7 außeror-
dentliche Professoren und 14 Dozenten. Neben dem Wissenschaftsbe-
reich Geophysik bestanden 11 weitere Wissenschaftsbereiche, die sich
wie folgt gliedern: Theoretische und Mathematische Physik Quanten-
feldtheorie, Festkörpertheorie und Theoretische Hochenergiephysik;
Molekülphysik und Chemische Physik Experimentalphysik, Molekül-
physik, Physik kondensierter Materie, Polymerphysik und Struktur der
Materie; Festkörperphysik: Halbleiterphysik, Angewandte Kernphysik
und Festkörpermagnetismus. Angeboten werden der Diplom-Studien-
gang Physik mit vier Spezialisierungsrichtungen und die Diplom-Stu-
diengänge Geophysik und Meteorologie, ferner - in Zusammenarbeit
mit dem Institut für Biophysik der Medizinischen Fakultät - eine Spe-
zialausbildung in Biophysik. Außerdem bildet der Fachbereich Lehrer
für Physik aus.

Der Fachbereich Physik verfügt in der theoretischen und der experi-
mentellen Physik über ein breites Ausbildungsangebot, das eine solide
Grundausbildung und vielfültige Spezialisierungen in Wahlpflicht-
fächern gewährleistet. Das 1973 eingerichtete Naturwissenschaftlich-
Theoretische Zentrum der Universität hat die disziplinäre und interdis-
ziplinäre Zusammenarbeit zwischen den Naturwissenschaften ein-
schließlich Mathematik und Informatik wirksam gefördert. Die For-
schungsschwerpunkte in der Theoretischen Physik lassen sich kenn-
zeichnen durch das Thema eines konzipierten Graduiertenkollegs
,,Quantenfeldtheorie und deren Anwendungen in der Elementarteil-
chen- und Festkörperphysik". Innerhalb der Experimentalphysik haben
sich leistungsftihige Schwerpunkte in der Physik molekularer Systeme
(mit einem breiten Spektrum, das von an Festkörperoberflächen adsor-
bierten Molekülen über die Physik von Biomembranen bis zu den aniso-
tropen Fluida und der Polymerphysik reicht) und der Festkörperphysik
mit Schwerpunkt in der Halbleiterphysik herausgebildet. Der Fachbe-
reich hat gemeinsam mit dem Blaue Liste-Institut für Oberflächenmodi-
fizierung Leipzig ein Konzept ftiLr die Einrichtung eines Sonderfor-
schungsbereichs,,Moleküle in Wechselwirkung mit Grenzflächen" erar-
beitet und plant die festkörperphysikalische Kompetenz mittelfristig
zum Aufbau eines weiteren mit dem Arbeitstitel ,,Nanokristalline Mate-
rialien" zu nutzen.

Der Fachbereich Physik beabsichtigt, sich entsprechend der soeben
skizzierten Forschungsschwerpunkte in die Institute für Theoretische
Physik, Experimentalphysik I und II und den Wissenschaftsbereich Di-
daktik der Physik zu gliedern. Für den Fall, daß kein eigener Fachbe-
reich Geowissenschaften eingerichtet würde, käme das Institut ftir Geo-
physik, Meteorologie und Geologie hinzu.

Der Fachbereich Physik geht von einer küLnftigen Ausstattung mit 19
Professuren (ohne Physikdidaktik) aus, davon 4 C4- und 3 C3-Professu-
ren in der Theoretischen Physik, im Institut für Physik kondensierter
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molekularer Systeme 4 C4- und 2 C3-Professuren sowie je 3 C4- und C3-
Professuren im Institut für Festkörperphysik. Die SHK-Empfehlung
sieht 17 Professuren (10 C4 und 7 C3) vor.

Der Fachbereich schlägt vor, den Leiter des Instituts für Oberflächen-
modifikation zum Professor ftir Physik auf eine entsprechende Leerstel-
le an der Universität zu berufen. Er ist darüber hinaus daran interessiert.
zwei erfolgreiche, im Rahmen des WIP geftirderte Arbeitsgruppen zu in-
tegrieren.

b) Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die traditionsreiche physikalische
Forschung an der Leipziger Universität zukünftig nachdrücklich zu ftir-
dern. Der Fachbereich Physik arbeitet zielstrebig an seiner Umgestal-
tung und hat dabei ein Konzept entwickelt, das dem Fachbereich wis-
senschaftliches Profil gibt und erwarten läßt, daß unter verbesserten
Arbeitsbedingungen eine in Ausbildung und Forschung hochwertige
Einrichtung entstehen wird. Der Wissenschaftsrat hält die vom Fachbe-
reich angestrebte Ausstattung mit Professuren fi.iLr angemessen. Er be-
gnißt die Verringerung der Zahl der physikalischen Institute auf drei
und den damit verbundenen Zusammenschluß verwandter Teilgebiete
unter einem Dach. Der Wissenschaftsrat rät davon ab, ein eigenständiges
Institut füLr Kernphysik aufzubauen, sondern empfiehlt, die nukleare
Festkörperphysik gemäß dem derzeitigen Planungsstand im Institut für
Experimentalphysik II anzusiedeln.

In Leipzig sollte die Kernphysik nicht aufgebaut werden, da dieses Fach-
gebiet an der TU Dresden vertreten sein wird und ein kernphysikali-
sches Grundlehrangebot durch den Fachvertreter für die angewandte
Kernphysik (nukleare Festkörperphysik) abgedeckt werden kann. Die
weiteren vom Fachbereich vorgesehenen fachlichen Erweiterungen
(2. B. Quantenoptik, ,,computational physics") lassen sich im Rahmen ei-
nes Stellenplans von 18 bis 19 Professuren (ohne Didaktik) realisieren.
Die Abgrenzung von der Dresdner Festkörper- und Materialforschung
ist mit der Konzentration auf halbleitende Materialien in Leipzig befrie-
digend erfolgt. Die enge Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Chemie
auf diesem Gebiet ist beispielhaft und sollte unbedingt erhalten bleiben.

Die räumliche Unterbringung des Fachbereichs Physik ist für die derzei-
tigen BedtiLrfnisse zufriedenstellend. Es sind jedoch kleinere Sanierungs-
maßnahmen erforcierlich. Mit dem zu erwartenden Anstieg der Studen-
tenzahlen werden Erweiterungen notwendig werden.

Fachbereich Chemie

a) Im Fachbereich Chemie waren zuletzt 14 Professoren und 19 Dozen-
ten in den Wissenschaftsbereichen Analytische Chemie, Anorganische
Chemie, Organische Chemie, Technische Chemie, Physikalische Che-
mie, Theoretische Physikalische Chemie, Kristallographie, Chemie-Di-
daktik und im interdisziplinären Institut ftir Natur- und Umweltschutz
tätig.
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Im Fachbereich standen bisher die theoretischen Arbeiten im Vorder-
grund. Darüber hinaus gab es eine stark ausgebaute Analytische Chemie,
die sich auch der Methoden- und Geräteentwicklung widmete.

Der Fachbereich geht bei seinen Personalplanungen von stark steigen-
den Studienanfängerzahlen (etwa 150 fiir den Diplom-Studiengang) und
zunehmenden Verpflichtungen für die Nebenfachausbildung aus. Die
endgriltige Bedarfsanmeldung sieht noch L3 C4- und 9 C3-Stellen vor,
einschließIich je 1 C4- und C3-Stelle für die Mineralogie und 1 C3-Stelle
für Natur- und Umweltschutz. Die bisherige Gliederung in Institute soll
aufrechterhalten werden. Die Empfehlung der SHK kommt zu l0 C4-
und 8 C3-Stellen, wobei die Professuren für Mineralogie und Umwelt-
schutz nicht auf das Kontingent der Chemie angerechnet werden.

b) Der Wissenschaftsrat empfiehlt, den Fachbereich straffer zu gliedern.
Die Theoretische Chemie und die Physikalische Chemie sollten zusam-
mengefaßt und die Analytische Chemie entweder in das Institut ftir An-
organische Chemie oder das Institut für Physikalische Chemie integriert
werden. Ein Institut für Natur- und Umweltschutz sollte fächerübergrei-
fend und nicht innerhalb eines Fachbereichs Chemie betrieben werden,
der ftir dieses jedoch Beiträge leisten könnte. Die derzeit dem Fachbe-
reich Chemie zugeordnete Kristallographie könnte in diesem verbleiben,
falls kein eigenständiger Fachbereich Geowissenschaften gebildet wird.
Sollte dies jedoch der Fall sein, so ist die Kristallographie besser dort an-
zusiedeln. Ein Institut für Kristallographie/Mineralogie innerhalb eines
Fachbereichs Chemie wäre vor allem dann sinnvoll, wenn in Koopera-
tion mit den Nachbarwissenschaften eine materialwissenschaftliche
Ausbildung möglich wird und Redundanzen vermieden werden.

Der Fachbereich Chemie wäre mit der von der SHK empfohlenen Perso-
nalkapazität gut ausgestattet, um auch eine deutliche Steigerung der
Lehrnachfrage bewältigen zu können. Die derzeit nur schwach vertrete-
ne Polymerchemie sollte durch Kooperation mit dem Institut für Ober-
flächenmodifizierung gestärkt werden. Durch Berufung des Leiters der
Max-Planck-Arbeitsgruppe,,Zeitaufgelöste Spektroskopie" in den Lehr-
körper könnte das Institut für Physikalische Chemie neue Anstöße er-
halten.

Die Gebäude des Fachbereichs sind nur noch beschränkt für den Lehr-
und Forschungsbetrieb geeignet. Dringend erforderlich sind ein Neubau
für die Anorganische und Organische Chemie sowie erhebliche Sanie-
rungsmaßnahmen füLr die Physikalische Chemie.

Fachbereich Biowissenschaften

a) Der Fachbereich Biowissenschaften gliederte sich in die Wissen-
schaftsbereiche Tierphysiologie und Immunbiologie, Zellbiologie und
Regulation, Biochemie und Genetik, Chemie biologisch aktiver Verbin-
dungen, Pflanzenphysiologie und Mikrobiologie, Taxonomie/Öt<otogie
und Botanischer Garten sowie Didaktik des Biologieunterrichts. Außer-
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dem umfaßt der Fachbereich noch einige Fachvertreter der pharmazie.
Der Schwerpunkt der Forschungsarbeiten liegt in der Neurobiologie.

Das von der DFG geförderte Graduiertenkolleg ,,Molekular- und Zellbio-
logie des Bindegewebes" ist in der Medizinischen Fakultät angesiedelt.
Es wird jedoch im wesentlichen von Absolventen naturwissenschaft-
licher Studiengänge nachgefragt.

Neben dem Diplomstudiengang Biologie und der Lehramtsausbildung
bietet der Fachbereich seit 1969 auch einen Studiengang Biochemie an,
zu dem die vormaligen Pharmakologen (nach Aufhebung ihres Instituts
und Studiengangs während der 3. Hochschulreform) wichtige Beiträge
leisteten. Nach den 1990/91 erfolgten Anpassungen der Studiengänge
sollen diese weiter angeboten werden. Der Fachbereich ist darüber hin-
aus bestrebt, die Pharmazie wieder als Studiengang einzuftihren.

Der Fachbereich will seine personelle Ausstattung verbessern. Dabei
sollen vor allem folgende Bereiche erhalten und ausgebaut werden:
Immunbiologie, Neurobiologie, Molekularbiologie der Pflanze, Phyto-
ökologie, Mikrobielle Biochemie, Biokatalyse und Enzymtechnik sowie
Regulation der Genexpression in Hefen. Er hat hierftir einen Bedarf an
10 C4- und 7 C3-Professuren angemeldet, wovon 1 C4- und 2 C3-Stellen
auf die Pharmazie entfallen. Die SHK hat diese Planungen im wesent-
lichen unterstützt uld zusätzlich je 1 weitere C4- und C3-Stelle ftir die
Pharmazie empfohlen. FüLr die Biologie selbst sind danach je 7 C4- und
C3 -Professuren vorgesehen.

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates sollte sich der Fachbereich
in der Forschung auf die Neurobiologie konzentrieren und keinen pflan-
zenorientierten Schwerpunkt entwickeln, da dieses Gebiet im benach-
barten Halle qualitativ sehr gut und mit einer großen Zahl von Arbeits-
gruppen vertreten ist. Bei der lniLnftigen Ausgestaltung sollte auf eine
enge Abstimmung mit den innerhalb der Veterinlirmedizinischen und
Medizinischen Fakultäten angesiedelten biowissenschaftlichen Institu-
ten (insbesondere Biochemie und Biophysik) geachtet werden, die zum
Teil international renommiert sind.

Die vorhandene wissenschaftliche Substanz rechtfertigt nach Auffas-
sung des Wissenschaftsrates mittelfristig den Ausbau des Fachbereichs
Biowissenschaften auf die in Abschnitt II.7. formulierte Grundausstat-
tung (9 C4- und 9 C3-Professuren). Angesichts der beträchtlichen bio-
wissenschaftlichen Kapazitäten außerhalb des Fachbereichs ist die von
der SHK empfohlene Personalausstattung kurzfristig ausreichend. Ver-
stärkt werden sollten die Bereiche Mikrobiologie, Genetik und Neuro-
biologie (2. B. Neurophysiologie und Neuropharmakologie), neu einge-
richtet werden sollten Professuren fiir Regulationsphysiologie, Zellbio-
logie und Membranphysik. Auch bei diesen Stellenausschreibungen
und -besetzungen ist auf eine enge Abstimmung mit der Medizinischen
Fakultät zu achten. Ein mikrobiologischer Arbeitsbereich sollte aus ent-
sprechenden Leipziger WlP-Gruppen aufgebaut werden.
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tr\ir den Fachbereich Biowissenschaften ist dringend ein Neubau erfor-
derlich. Spätestens im Zusammenhang mit der Neubauplanung sollte
eine Zusammenführung der Biowissenschaften aus den drei genannten
Fakultäten unter einem Dach (Biozentrum siehe II.2.) erfolgen, die zwei-
felsohne einen synergistischen Effekt hätte und den Biowissenschaften
an der Universität Leipzig neue Impulse geben könnte.

Geowissenschaften

a) Von den früheren Instituten für Geophysik, ftir Geologie und ftir
Meteorologie verblieb nach der 3. Hochschulreform (1968) nur noch der
Wissenschaftsbereich Geophysik innerhalb der Sektion Physik, der mit
einer Professur, 21 wissenschaftlichen Mitarbeitern, unter ihnen mehre-
re Habilitierte, und 31 nicht wissenschaftlichen Mitarbeitern ausgestattet
war. Der Wissenschaftsbereich betrieb mit diesem Personal das Geophy-
sikalische Observatorium in Collm (Sachsen) und das Maritime Obser-
vatorium auf Zingst (Vorpommern). Seine Lehraufgaben beschränkten
sich auf das Angebot eines Hauptstudiums in Geophysik. Er übernahm
darüber hinaus die Aufgaben eines Weiterbildungszentrums Geowissen-
schaften für postgraduales Studium in der DDR. Geforscht wurde vor-
rangrg auf den Gebieten der geophysikalischen Lagerstättenprospek-
tion, der Ingenieurgeophysik, der SeismologJre, der Quarlärgeologie, der
Physik der Hochatmosphäre und der physikalischen Ozeanographie.
Das ehemalige Institut fi.iLr Mineralogie verblieb als Wissenschafts-
bereich Kristallographie in der Sektion Chemie.

Seit 1990 werden in Leipzig wieder grundständig Diplom-Geophysiker
und Diplom-Meteorologen ausgebildet. Es besteht das Ziel, nach einer
entsprechenden Ausbauphase aus dem Institut für Geophysik, Geologie
und Meteorologie zusammen mit den Arbeitsgruppen Mineralogie und
Petrographie des Fachbereichs Chemie (Institut fi.ir Kristallographie)
und dem im Aufbau befindlichen Institut ftir Geographie einen Fachbe-
reich Geowissenschaften zu bilden. Die Hochschule hat ftir die Geowis-
senschaften 3 C4- und 3 C3-Professuren angemeldet: für Geophysik
(C4), Theoretische Geophysik (C3), Ingenieur- und Umweltgeophysik
(C3), Geologie (C4), Meteorologie und Klimatologie (C4) sowie Physi-
sche Geographie/Geoökologie (C3). Hinzu kommen noch eine C4-Pro-
fessur für Kristallographie und eine C3-Professur für Mineralogie, die
vom Fachbereich Chemie genannt wurden. Zumindest die letztere Stelle
sollte den Geowissenschaftlern zugeordnet werden.

Die Sächsische Hochschulkommission empfiehlt innerhalb dieses Stel-
lenrahmens von 8 Professuren eine Ersetzung 1 C3-Professur ftirr Geo-
physik durch Paläontologie sowie die Ergänzung der Mineralogie um
Petrographie bei gleichzeitiger Aufwertung auf C4; hinzu kommen sol-
len zwei Professuren für Anthropogeographie. Nach den Vorstellungen
der Landesregierung soll darüber hinaus eine weitere Frofessur ftiLr Geo-
graphie zur Verfügung gestellt werden.
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Gemeinsame Berufungen sind vorgesehen mit den Blaue Liste-Institu-
ten füLr Ttoposphärenforschung (1 C4l3 C3) und Länderkunde sowie im
Bereich der Geoökologie mit dem Umweltforschungszentrum.

b) Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, daß die von der Hochschule
angemeldete und der SHK empfohlene Personalausstattung für die Geo-
wissenschaften insgesamt zu knapp bemessen ist.

In der Meteorologie wäre eine zusätzliche C3-Stelle ausreichend, da ein
erheblicher Teil der Lehraufgaben durch die leitenden Wissenschaftler
des Instituts ftiLr TYoposphärenforschung (An-Institut der Universität)
übernommen werden kann.

Frir die Geographie ist auch unter Berücksichtigung der Zusammenar-
beit mit den Hallenser Geowissenschaftlern und Geographen (siehe
hierzu III.3.2.) über die Empfehlung der SHK hinaus eine weitere Pro-
fessur für Physische Geographie erforderlich. Voraussetzung füLr die
Einrichtung eines Diplomstudiengangs Geographie bleibt zudem ein be-
trächtliches Engagement der leitenden Wissenschaftler der außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen (Umweltforschungszentrum Leipzig-
Halle mit Schwerpunkt Physische Geographie, Institut ftiLr: Länderkunde
mit Schwerpunkt Anthropogeographie).

FtiLr die Geophysik ist die von der Hochschule angemeldete Ausstattung
mit drei Professuren ausreichend, sie entspricht der in II.7. beschriebe-
nen Grundausstattung. Die weitere Entwicklung der Geophysik in Leip-
zig wird begünstigt durch die Zusammenarbeit mit der Universität Halle
- eine Nebenfachausbildung in Geologie kann über die vorgesehene
Geologie-Professur hinaus abgesichert werden - und durch Einwerbung
von Lehrangeboten vom Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle
sowie voraussichtlich auch vom Geoforschungszentrum Potsdam. Auch
die Paläontologie ist in Halle vertreten und sollte daher keinesfalls zu
Lasten der Geophysik in Leipzig eingerichtet werden. Der Wissen-
schaftsrat hält es für wünschenswert, in Leipzig einen Schwerpunkt
innerhalb der Geophysik zu setzen, der neben der Behandlung globaler
geowissenschaftlicher Probleme wichtige Beiträge zur Umweltfor-
schung beisteuern könnte. Mit den vor allem geologisch ausgerichteten
Geowissenschaften in Halle sollte die Zusammenarbeit der beiden
Hochschulen vertraglich vereinbart werden. Der Aufbau eines Diplom-
studienganges Geologie sollte angesichts der Studienmöglichkeiten in
Freiberg und Halle derzeit nicht angestrebt werden. Die Wiedererrich-
tung eines Diplom-Studiengangs Mineralogie ist möglich und wird be-
fürwortet, wenn über die in Leipzig einzurichtenden Stellen hinaus
Lehrkapazität von der Universität Halle zur Verfügung gestellt wird. Es
muß aber gefordert werden, daß im Bereich Mineralogie/Kristallo-
graphie Serviceleistungen von Seiten der Festkörperchemie und Fest-
körperphysik erbracht werden. Auch hier sollte eine Abstimmung mit
der Universität Halle erfolgen.
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3. Sachsen-Anhalt

3.1. Ausgangslage und übergreifende Empfehlungen für das Land

Im Land Sachsen-Anhalt wird es künftig zwei Universitäten geben. Die
TU Magdeburg soll mittelfristig durch den Aufbau einer Medizinischen
Fakultät - unter Übernahme der derzeitigen Medizinischen Akademie -
und einer Philosophischen Fakultät, bei deren Aufbau auch Personal der
PH Magdeburg aufgenommen werden soll, zu einer Universität mit brei-
terem Spektrum, aber weiterhin technischem Schwerpunkt entwickelt
werden. Die Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) soll
durch Übernahme der Fachbereiche Verfahrenstechnik und Werkstoff-
wissenschaft der TH Merseburg um technische Fächer ergänzt werden
und auf diese Weise ein alle Fächergruppen umfassendes Spektrum er-
halten. Das erste Hochschulstrukturgesetz des Landes Sachsen-Anhalt
sieht weiterhin vor, die Fachbereiche Chemie, Mathematik und Physik
der TH Merseburg mit den entsprechenden Fachbereichen der MLU
Halle zusammenzuführen.4l) Die betroffenen Fachbereiche haben
unterdessen erste gemeinsame Planungsvorstellungen entwickelt.
Daher werden im folgenden die Fachbereiche beider Hochschulen
gemeinsam behandelt.

Die von der Landeshochschulstrukturkommission (LHSK) entwickelten
quantitativen Planungsvorstellungen, die mit dem Landeswissen-
schaftsministerium abgestimmt, jedoch noch nicht durch Haushaltsge-
setz abgesichert sind, gibt Übersicht 8 wieder.

41) Auf das Potential der TH Merseburg wird weiterhin beim Aufbau der Fachhoch-
schule Merseburg zurückgegriffen, mit dem zum 1.4.1992 begonnen wurde. Dies gilt
auch filLr die Verfahrenstechnik und Werkstoffwissenschaft.
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Übersicht 8

Empfehlung der Landeshochschulstrukturkommission Sachsen-Anhalt
für die Ausstattung der Universitäten des Landes mit professuren in den

mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern.')

Magdebug
C4 C3 insg

Mathematik
Informatik
Physik
Chemie
Biologie
Biochemie
Geowissenschaften
Geographie
Pharmazie3)

Insgesamta)

13
4

t7
30)
16

I
I

6
13

110

95
42

15
15
t4

:610
43
43
33

35

1) Ohne gemeinsame Berufungen mit außeruniversitären Einrichtungen. - 2) Davon
8-9 ku, im Stellenwert nicht festgelegt. - 3) Nicht Gegenstand dieser Stellungnahme. -
4) Summen ohne Informatik.

Der Wissenschaftsrat begnißt die Empfehlungen der LHSK für einen in
der Forschung deutlich profilierten Ausbau der Naturwissenschaften am
Standort Halle mit einem fast vollständigen Fächerspektrum. Durch
Einbeziehung der Kapazitäten der TH Merseburg in der Mathematik,
Physik und Chemie (sowie der Verfahrenstechnik und den Werkstoff-
wissenschaften) wird das vorhandene Potential gestärkt und es besteht
die Möglichkeit zum Aufbau einer leistungsf?ihigen Fakultät.

Der Wissenschaftsrat unterstützt ebenso die Planungen, die TU Magde-
burg durch eine Verbreiterung des Angebots an technischen Fächern zu
einer leistungsfähigen Technischen Universität weiterzuentwickeln. Er
ist mit der LHSK der Auffassung, daß die Naturwissenschaften in die-
sem Rahmen gestärkt werden und ein auf die Ingenieurwissenschaften
bezogenes Profil entwickeln sollen.

3.2. Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU)

Von den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern sind an der
MLU die Mathematik einschließlich eines Instituts für Informatik, die
Physik, die Chemie, die Biologie, die Biochemie/Biotechnologie, die
Pharmazie, die Geographie und die ,,Geologischen Wissenschaften" ver-
treten. Die TH Merseburg besitzt eine stark ausgebaute Chemie sowie
Mathematik, Physik und ein kleines Institut ftir Informatik.

Nach Auffassung der LHSK soll die Forschung in den Naturwissen-
schaften in Halle künftig in zwei Schwerpunktbereichen gebündelt wer-
den. Der erste soII biowissenschaftlich orientiert sein und die Fachberei-
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che Biologie, Biochemie und Chemie umfassen. Einbezogen werden sol-
len hierbei die Max-Planck-Arbeitsgruppe Peptidforschung, das Blaue
Liste-Institut für Pflanzenbiochemie und Teilbereiche des Umweltfor-
schungszentrums Leipzig-Halle. Der zweite Schwerpunkt soll den Mate-
rialwissenschaften gelten und neben den Fachbereichen Chemie,
Physik r;nd Werkstofftechnik die Max-Planck-Arbeitsgruppe Flüssigkri-
stalle, das Max-Planck-Institut füLr Mikrostrukturphysik (Halle) und die
Außenstelle des Fraunhofer-Instituts frir Werkstoffmechanik in FYeiburg
einbeziehen. Der größte Teil der naturwissenschaftlichen Fachbereiche
soll bis zum Jahr 2000 aus der Innenstadt von Halle und vom Standort
Mersebr.rrg auf einem neuen Campus zusarnmengeführt werden, langfri-
stig betrifft dies alle Fachbereiche. Das vorhandene Gelände am Wein-
berg ist auch Standort außeruniversitärer Institute, gut erschlossen und
an den öffentlichen Nahverkehr angebunden. Direkt benachbart liegt
das Areal der bisherigen Heide-Kaserne; das Land hat einen ersten Teil-
bereich des ehemaligen Militärgeländes angekauft, da auch hier Hoch-
schuleinrichtungen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen an-
gesiedelt werden sollen, z. B. die sachsen-anhaltinische Komponente
des Umweltforschungszentrums, das derzeit provisorisch in Dölzig un-
tergebracht ist. Eine Strukturkommission wurde eingesetzt, die ein
räumliches und bauliches Konzept für den Wissenschaftsstandort Halle
entwickeln soll.

Der Wissenschaftsrat hat weiterhin die Einrichtung eines Agrarökosy-
stemzentrums im Raum Halle empfohlen, in dem die Universität eine
führende Rolle spielen soll (Agrarwissenschaftliche Fakultät und Bio-
logie).

Fachbereiche Mathematik und Informatik

a) Der Fachbereich Mathematik und Informatik der MLU umfaßte je
10 Professsuren und Dozenturen, die sich auf Institute ftir Algebra/
Geometrie, Analysis, Informatik (derzeit nur 3 Dozenten), Numerische
Mathematik und eine Abteilung für Didaktik des Mathematikunter-
richts verteilten.

Zum Fachbereich Mathematik und Informatik der TH Merseburg gehör-
ten die Institute für Analysis, Angewandte Mathematik und Informatik.
In diesen bestehen die Forschungsgruppen ftir Optimierung in allge-
meinen Räumen, Diskrete Mathematik, Numerik in der Optimierung,
Stochastik, Softwaretechnologie und Graphische Datenverarbeitung.
Der Fachbereich verfügte über 7 Professuren und 4 Dozenturen im Be-
reich der Mathematik.

Die beiden Fachbereiche weisen weitgehend komplementäre inhaltliche
Profrle auf, in Halle überwiegt die reine Mathematik. Zu nennen sind
dort die Funktionentheorie und Geometrie/Topologie, in Merseburg
Stochastik, Diskrete Mathematik und Optimierung.

Ftir die Diplomstudiengänge Mathematik und Informatik sowie die
Lehramtsausbildung und für die Servicelehre sind nach dem vorläufi-
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gen Stellenplan insgesamt 17 Professuren vorgesehen. Der Fachbereich
will davon 13 für die Mathematik und zunächst 4 für die Informatik ver-
wenden. Zuwachs erhofft er sich ftir die Informatik aus den ku-Stellen,
die dem Fachbereich Chemie zunächst zugewiesen werden, um die Inte-
gration der Hochschulen besser bewältigen zu können. Nach Auffassung
der Fachbereiche sollen zukünftig in der Mathematik vier Institute be-
stehen. Das Institut ftir Optimierung und Stochasttk (2C4, 1 C3) soll sich
den Forschungsrichtungen Konvexe Analysis und Optimierung, Varia-
tionsrechnung und Optimale Steuerung sowie Stochastik widmen. Im
Institut für Analysis (2 C4,2 C3) sollen vor allem die Arbeitsrichtungen
Angewandte Analysis, die Funktionentheorie, Funktionalanalysis und
Partielle Differentialgleichungen vertreten sein, während das Institut für
Numerische Mathematik (2 C4, I C3) sich auf die Numerik von Differen-
tialgleichungen und nichtlinearen Problemen sowie das wissenschaft-
liche Rechnen konzentrieren soll. Hinzu kommt der Bereich Algebra
und Geometrie/Topologie (2 C4, 1 C3).

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist die vorgesehene Perso-
nalausstattung frir die Mathematik zunächst ausreichend. In Abhängig-
keit von der Entwicklung der Nachfrage nach Service-Lehrveranstaltun-
gen wird gegebenenfalls später ein personeller Ausbau notwendig.

Die vorgesehene Aufspaltung in verschiedene Institute erscheint künst-
lich, zumal starke Überlappungen auftreten werden. Eine derartige
Splittung der Mathematik erschwert Kooperationen. Der Wissenschafts-
rat empfrehlt deswegen die Bildung eines gemeinsamen Mathemati-
schen Instituts.

tr\ir den 1991 eingeführten Studiengang Informatik fehlt die notwendige
personelle Basis. In Hinblick darauf, daß die Professuren kurzfristig
kaum adäquat besetzt werden können, empfiehlt der Wissenschaftsrat
ftir Halle den Aufbau der Informatik vorerst zurückzustellen und den
Diplom-Studiengang nicht fortzuführen. Es sollte zunächst ein Schwer-
punkt Informatik im Mathematik-Studiengang - getragen von einem In-
stitut für Informatik im Fachbereich Mathematik - vorgesehen und erst
nach Verbreiterung der personellen Basis an das Angebot eines Neben-
fachs und später eines Diplom-Studienganges gedacht werden.

Fachbereich Physik

a) Im Fach Physik der MLU Halle waren 4 Professoren und 9 Dozenten
ttitig, die sich auf sieben Fachgebiete einschließlich der Physikdidaktik
verteilten. In der apparativen und personellen Ausstattung war der
Fachbereich in der Vergangenheit gegenüber der Physik an der Univer-
sität Leipzig stark benachteiligt. Das derzeit vorhandene Fächerspek-
trum ist zu schmal, um ein hinreichend breit gefächertes Lehrangebot zu
gewährleisten. Die Forschung beschränkte sich auf Teilgebiete der Fest-
körperphysik (Kristall-, Glas-, Oberflächenphysik, thermoelektrische
Halbleiter) mit methodischen Schwerpunkten in der Mikro- und Defekt-
strukturanalyse.
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Der Fachbereich Physik der TH Merseburg verfügte über je 6 Professu-
ren und Dozenturen, die sich gleichmäßig auf die drei Institute für Ange-
wandte Physik, Experimentalphysik und Theoretische Physik verteil-
ten. Schwerpunkt in Forschung und Lehre aller drei Institute ist die Po-
lymerphysik. Im Merseburger Zentrum,,Polymerwissenschaften und
Kunststofftechnik" arbeiten die Fachbereiche Physik, Chemie, Werk-
stoff und Verarbeitungstechnik zusammen. Die DFG fördert ein Gra-
duiertenkolleg,,Heterogene Polymere"; die Beantragung eines Sonder-
forschungsbereiches wird angestrebt.

Die Merseburger Physiker wollen ihre Arbeit im neuen Fachbereich auf
die Schwerpunkte Theorie polymerer Systeme, Dynamik und Relaxa-
tion in Polymeren sowie Physik der Polymerwerkstoffe konzentrieren.
Der Hallenser Physikfachbereich hält eine Verbreiterung des For-
schungsprofils für erforderlich und nennt für den experimentellen
Bereich die Optik/Quantenoptik. Die Theoretische Physik soll durch die
Schwerpunkte Thermodynamik/Strukturbildung und nichtlineare Phä-
nomene ergänzt werden. Auf der vorhandenen wissenschaftlichen Basis
wird die Einrichtung eines SFB ,,Festkörperphysik im Nanometer-
bereich" angestrebt.

Der vorläufige Stellenplan sieht füLr den künftigen gemeinsamen Fach-
bereich insgesamt 8 C4- und 9 C3-Stellen vor. Die beiden Fachbereiche
haben eine gemeinsame Planungzurr, Aufbau des neuen Fachbereichs
vorgelegt, der lediglich ftir die fachliche Ausrichtung zweier Professuren
noch unterschiedliche Vorschläge enthält. Demnach sollen künftig 4 C4-
und 5 C3-Professuren der Experimentalphysik, 3 C4- und 2 C3-Professu-
ren der Theoretischen Physik sowie 1 C4- und 2 C3-Professuren der An-
gewandten Physik zugewiesen werden. Mit dem Max-Planck-Institut
für Mikrostrukturphysik, das zwei experimentelle und eine theoretische
Abteilung umfassen wird, sind die Berufung der leitenden Wissenschaft-
ler als Professoren vorgesehen (3 C4-Professuren für Mikrostrukturen,
Elektronenmikroskopie und Theoretische Festkörperphysik). Gleiches
ist für die Außenstelle des Fraunhofer-Instituts füLr Mikrostruktur von
Werkstoffen und Systemen vorgesehen (1 C3/C4).

b) Der Wissenschaftsrat begfüßt das Vorhaben des Landes Sachsen-An-
halt, die beiden Physikfachbereiche zusammenzuführen. Dabei muß
darauf geachtet werden, daß die in großen Teilen sehr gut ausgewiesene
Merseburger Polymerphysikim künftigen Fachbereich Physik der MLU
Halle-Wittenberg angemessen und leistungsgerecht ausgestattet wird.
Auch die enge Zusammenarbeit mit chemischen uld verfahrenstechni-
schen Arbeitsgruppen sollte aufgrund der bisher guten Leistungen er-
halten bleiben; an keiner anderen Hochschule in Deutschland gibt es
bisher eine derartige Kombination.

Die vorgesehene Ausstattung mit Professuren ist füLr den Aufbau eines
leistungsfähigen Fachbereichs angemessen. Der künftige Fachbereich
Physik erreicht jedoch durch die bloße Zusammenfassung der beiden
bisherigen noch nicht die vom Wissenschaftsrat als notwendig erachtete
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fachliche Breite. Die notwendigen und vorgesehenen fachlichen Ergän-
zungen lassen sich nach Auffassung des Wissenschaftsrates innerhalb
des geplanten Stellenrahmens realisieren. In Zusammenarbeit mit dem
neuen Max-Planck-Institut fi.ir Mikrostrukturforschung ist auf dem Ge-
biet der Mikrostrukturphysik der Aufbau eines Forschungsschwerpunk-
tes möglich, der sich fachlich gut gegenüber der wesentlich breiter ange-
legten Leipziger Physik abgrenzen ließe. Die notwendigen und vorgese-
henen fachlichen Ergänzungen lassen sich nach Auffassung des Wissen-
schaftsrates innerhalb des geplanten Stellenrahmens realisieren.

Ein Aufbau der nuldearen Festkörperphysik, die im Fachbereich Physik
der Universität Leipzig angesiedelt ist, wird nicht empfohlen. Eine Zu-
sammenarbeit in der Forschung auf diesem Gebiet und ein entsprechen-
der Lehrimport aus dieser nahegelegenen Universität sollte angestrebt
werden.

Die in Halle vorhandenen räumlichen Kapazitäten sind zwar qualitativ
befriedigend, jedoch keinesfalls quantitativ ausreichend für den künfti
gen Fachbereich und die vorgesehenen Studienplatzzahlen. Die Geräte-
ausstattung wurde erheblich erweitert und ist jetzt in einigen Bereichen
qualitativ gut.

Fachbereich Chemie

a) Der Fachbereich Chemie der MLU Halle umfaßt die Institute für An-
organische und Allgemeine Chemie, Technische Chemie, Organische
Chemie, Physikalische Chemie und Analytische Chemie. Er verfügte
über 11 Professuren und 14 Dozenturen. Besondere Schwerpunkte der
chemischen Forschung in Halle sind die synthetische Chemie und die
physikalisch-chemische Flüssigkristallforschung (die zweitgenannte
von internationaler Bedeutung) sowie metallorganische Chemie, Fest-
körper- und Polymerchemie: Arbeitsbereiche, die auch in Merseburg
vertreten sind.

Die Max-Planck-Gesellschaft fördert eine Arbeitsgruppe,,Flüssigkristal-
le" an der Hochschule. Arbeitsgruppen aus der Physikalischen und
Organischen Chemie, der Biologie und der Pharmazie bereiten - ge-
meinsam mit den Universitäten Leipzig und Jena - die Antragsstellung
für einen SFB ,,Mesogene und Biomesogene Organisationsstrukturen"
vor.

Der Fachbereich Chemie der TH Merseburg gliedert sich in die Institute
für Anorganische, Organische, Physikalische, Technische und Makro-
molekulare Chemie sowie füLr Analytik und Umweltchemie. Mit 21 Pro-
feisoren und 16 Dozenten war er der größte Chemie-Fachbereich in den
neuen Ländern. Die Arbeitsrichtungen sind vor allem Metallorganische
Chemie und Festkörperchemie im Anorganischen Institut, Kinetik,
Phasengleichgewichte und Stofftrennung im Physikalisch-chemischen
Institut, Synthesen, mechanistische Untersuchungen und Werkstoffe im
Organischen Institut, heterogene Katalyse und organische Synthesepro-
zesse im Institut fijr Technische Chemie. Seit der Vereinigung wurde in

205



den einschlägigen internationalen Zeitschriften qualitativ gut und relativ
häufig publiziert. Die DFG fördert ein Graduiertenkolleg,,Umweltanaly-
tik, Schadstoffeliminierung und Werkstoffrecycling".

Die l,andeshochschulstrukturkommission hat für die Zusammenfrih-
rung der beiden Fachbereiche eine vorübergehend höhere Ausstattung
des neuen Fachbereichs mit insgesamt 30 Professuren empfohlen, von
denen acht bis neun künftig umgewidmet werden sollen. Der zeitweilige
höhere Personalbedarf wird u. a. mit der Ausbildung an zwei Standorten
begründet. In diesem Zusammenhang wurde einem Neubau für den
Fachbereich Chemie erste Priorität verliehen. Die ,,überzähligen" Pro-
fessorenstellen sollen zum Auf- und Ausbau ,,aktueller Fachbereiche
(Biologie, Informatik)" umgewidmet werden. Nach dem gemeinsamen
Vorschlag der beiden Fachbereiche sollen sich die Professuren zunächst
wie folgt auf die Institute verteilen: Anorganische Chemie (2 C4, 4 C3),
Organische Chemie (2 C4,5 C3), Physikalische Chemie (2 C4, 5 C3),
Technische Chemie und Makromolekulare Chemie (2C4,3 C3), Analyti-
sche Chemie und Umweltchemie (l C4,4 C3). Daniber hinaus wird eine
Professur für Didaktik der Chemie friLr erforderlich gehalten. Weiterhin
soll der Leiter der Max-Planck-Arbeitsgruppe ,,Struktur und Eigen-
schaften von flüssigkristallinen Systemen" auf eine C4-Leerstelle beru-
fen werden.

b) Der Wissenschaftsrat begrüßt das Vorhaben des Landes, den Merse-
burger und den Hallenser Fachbereich zusammenzuführen; auf diese
Weise kann eine in Forschung und Lehre besonders leistungsfähige Ein-
heit entstehen. Die vorgesehene Personalausstattung erscheint ange-
messen, um die besonderen Probleme der Fusion bewältigen zu können.
Auch nach Wirksamwerden der ku-Vermerke verbliebe dem Fachbe-
reich eine Personalausstattung, die deutlich über der in II.7. genannten
Grundausstattung liegt. Aus forschungs-, regional- und industriepoliti-
schen Gründen erscheint dies gerechtfertigt42;, auch wenn die damit
verbundene Ausbildungskapazität möglicherweise nicht in vollem Um-
fang ausgelastet werden kann. Hieraus folgt jedoch, daß aus arbeits-
marktpolitischen GrüLnden eine Ausbildung von Diplom-Chemikern an
der TU Magdeburg auf absehbare Zeit nicht in Betracht kommen sollte.

Die in der Organischen Chemie entwickelte enge Zusammenarbeit mit
dem Blaue Liste-Institut füLr Pflanzenbiochemie sollte fortgesetzt wer-
den. Die Technische Chemie und die Polymerchemie besitzen dagegen
starke Affinitäten zur Polymerphysik sowie zur Materialwissenschaft
und zur Verfahrenstechnik. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, die
Möglichkeiten zum Aufbau einer eigenständigen Einheit ,,Angewandte
Naturwissenschaften" zu prüfen, in denen die genannten physikalischen
und chemischen Arbeitsrichtungen aufgehen könnten.

42) Aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage der Nachfolgebetriebe der frühe-
ren Chemie-Kombinate ist die lndustrieforschung fast völlig zum Erliegen gekommen.
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Der vorgesehene Neubau von Gebäuden ftir die chemie besitzt nach An-
sicht des wissenschaftsrates im vergleich zur Biologie nachrangige zeit-
liche Priorität, da die vorhandenen Labortrakte in Halle und Merseburg
befriedigende Arbeitsmöglichkeiten bieten und mit vertretbarem Auf-
wand modernisiert werden können. Ein Neubau für den Fachbereich
Biologie erscheint dagegen kurzfristig erf'orderlich. Mittelfristig sollte
auch der Fachbereich Chemie auf den vorgesehenen Campus Weinberg
verlegt werden.

Fachbereiche Biolo§e und Biochemie/Biotechnologie

a) Der Fachbereich Biologie verfügte über 6 Professuren und 10 Dozen-
turen in den Instituten für Genetik, Geobotanik und Botanischer Garten,
Mikrobiologie, Pflanzen- und Zellphysiologie sowie Zoologie und in der
Abteilung für Biologie-Didaktik. Die Region Halle ist schon seit langem
ein Zentrum der Pflanzenbiochemie. Die außeruniversitären Kapazitä-
ten sind jetzt in den Blaue Liste-Instituten für Pflanzengenetik (Gaters-
leben) und für Pflanzenbiochemie (Halle) ansarnmengefaßt. Auch an
der Universität steht diese Arbeitsrichtung im Vordergrund. Der Fach-
bereich Biologie ist jedoch relativ schwach ausgestattet, was vor allem
darauf zurückzuführen ist, daß ein eigenständiger Fachbereich Bioche-
mie besteht.

Im Jahre 1990 verselbständigte sich das Institut ftiLr Biochemie zu einem
eigenständigen Fachbereich Biochemie/Biotechnologie. Dieses Institut
war wegen der vermuteten technologiepolitischen Relevanz der Fach-
richtung besonders gefördert worden. Bereits seit lgGB fungierte es als
Ttäger eines eigenständigen Studiengangs. Der Fachbereich gliedert
sich derzeit in das Institut fi.ir Biochemie - mit den Abteilungen für Bio-
organische Chemie, füLr Enzymologie und fi-iLr: Allgemeine und Pflanzen-
biochemie - und das Institut füLr: Biotechnologie sowie das Technikum,
an denen insgesamt 11 Professoren und Dozenten tätig sind.

Schwerpunkte der Forschung waren bisher Arbeiten zur ökologischen
Biochemie (Pflanzliche Wirkstofforschung und Bio-Indikation) und zu
den Strukturbeziehungen von Proteinen. Die Max-Planck-Arbeitsgrup-
pe,,Enzymologie der Peptidbindtmg" entstammt dem Fachbereich. Die
DFG ftirdert in Halle ein Graduiertenkolleg zum Thema ,,Struktur und
Funktion von Proteinen", das im wesentlichen vom Fachbereich Bio-
chemie getragen werden soll. Biotechnologische Arbeiten sind dagegen
bisher, trotz beträchtlicher Investitionen in Labors und Geräte in den
80er Jahren, kaum unternommen worden.

Der Fachbereich Biologie soll gemäß vorläufrgem Stellenplan für Pro-
fessorenstellen künftig über 6 C4- und 10 C3-Stellen verfügen. Nach
Vorstellung des Fachbereichs soll seine Gliederung in Institute nicht
verändert und die Professuren wie folgt auf diese verteilt werden: Gene-
tk I C4l2 C3, Geobotanlk I C4l2 C3, Milaobiologie 1 C4ll C3, Pflanzen-
und Zellphysiologie I C4l2 C3 sowie Zoologie 2 C4/3 C3. Darüber hin-
aus sind gemeinsame Berufungen vorgesehen mit den beiden Blaue Li-

207



ste-Instituten fiiLr Pflanzenbiochemie Halle (4 C4) und füLr Pflanzengene-
tik und Kulturpflanzenforschung Gatersleben (6 C4) sowie je eine mit
dem Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle (UFZ) und dem Institut
für Gewässerforschung Magdebug (Außenstelle der GKSS Geesthacht).
Der Fachbereich strebt eine Versüirkung seiner umweltrelevanten For-
schungsaktivitäten an und will dabei mit dem UFZ kooperieren. Hier-
über ergibt sich auch eine Brücke zur Universität Leipzig, die mit dem
UFZ u. a.über die Geoökologie verbunden ist.

Der vorläufige Stellenplan sieht für den Fachbereich Biochemie künftig
eine Ausstattung mit 8 Professuren vor, von denen der Fachbereich 5 fti'r
biochemische und 3 für biotechnologische Teildisziplinen verwenden
will. Mit dem Blaue Liste-Institut ftiLr Pflanzenbiochemie besteht bereits
eine enge Zusammenarbeit, mit dem Umweltforschungszentrum soll sie
noch aufgebaut werden. In Zukunft plant man, diese Kooperation durch
gemeinsame Berufungen von leitenden Wissenschaftlern zu vertiefen.
Der Fachbereich will weiterhin den Diplomstudiengang Biochemie tra-
gen und ist am Diplomstudiengang Biologie beteiligt. Die naturwissen-
schaftliche Grundlagenausbildung in der Medizin wird von deren theo-
retischen Instituten eigenständig durchgeführt. Nach Auffassung der
Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät sollen die beiden
Fachbereiche längerfristig wieder zusammengeführt und ggf. Teil eines
Biozentrums werden.

b) Der Wissenschaftsrat unterstützt die Auffassung der Fakultät, die bei-
den Fachbereiche Biologie und Biochemie wieder zu vereinigen, da die
organisatorische Trennung im Jahre 1990 nicht fachlich begftiLndet war.
Mittel- bzw. langfristig sollte unter Einschluß der medizinisch-biologi-
schen Fachgebiete ein Biozentrum aufgebaut werden, das auf dem Cam-
pus Weinberg auch räumlich zusammengeführt werden kann. In Halle
bietet sich in den Biowissenschaften auch ein Schwerpunkt Pflanzen-
biochemie/-physiologie an. Der Aufbau eines entsprechenden Schwer-
punktes würde die vereinigten Fachbereiche der Universität zu einem
gleichrangigen Partner der beiden Blaue Liste-Institute werden lassen.
Seine personelle Kapazität würde spürbar über der in II.7. dargelegten
Grundausstattung für einen Fachbereich Biologie liegen und wäre mit-
telfristig nur dann gerechtfertigt, wenn sich der geplante Bereich Bio-
technologie zu einer leistungsfähigen Einheit entwickeln wtirde. Dies
gilt um so mehr, als dem Fachbereich durch die gemeinsamen Berufun-
gen mit den außeruniversitären Forschungsinstituten ein beträchtliches
zusätzliches Potential in Forschung und Lehre zuwächst. tr\ir den Auf-
bau der Biotechnologie wären allerdings beträchtliche Investitionen er-
forderlich.

Der derzeitige Fachbereich Biologie muß nach Auffassung des Wissen-
schaftsrates kurzfristig räumlich angemessen untergebracht werden.
Dies sollte in unmittelbarer Nähe des in den 80er Jahren neu errichteten
Gebäudes füLr das Biotechnikum geschehen.
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Fachb e re ic h Geowis s e ns c ha ft en

a) Der Fachbereich Geowissenschaften besteht aus dem Institut für Geo-
graphie sowie dem Institut flir Geologische Wissenschaften und Geisel-
talmuseum. Die Abteilung Physische Geographie verfügte über je 3 Pro-
fessuren und Dozenturen, die Abteilung Wirtschafts- und Sozialgeogra-
phie über 3 Professuren und 1 Dozentur und die Abteilung Didaktik
über je 1 Professur und 1 Dozentur. Forschungsschwerpunkte des Geo-
graphischen Instituts waren Untersuchungen zum Umweltzustand und
zu geoökologischen Problemen in Stadtregionen (am Beispiel von Halle
und ausgewählten ökologischen,,Streßräumen" Sachsen-Anhalts), die
Stadtregionsforschung und Untersuchungen zur räumlichen Gebiets-
struktur in altindustriellen Ballungsräumen als Faktor der künftigen
ökonomischen, sozialen und ökologischen Gestaltung.

Das Institut fttu' Geologische Wissenschaften und Geiseltalmuseum ver-
frigte zuletzt über 2 Professuren und 1 Dozentur. Schwerpunkte der For-
schungsarbeit waren die Regionalgeologie Mitteldeutschlands, insbeson-
dere Quartärgeologie, die Biostratigfaphie ausgewählter Formationen so-
wie die Umwelt- und Kommunalgeologie. Das Geiseltalmuseum ist ein
Paläontologisches Museum von überregionaler Bedeutung, das weiter-
hin in den Aufschlüssen des Geiseltals, nahe Halle, arbeitet.

Nach dem vorläufigen Stellenplan soll das Institut für Geographie ktinf-
tig über insgesamt 6 Professuren verfügen; von diesen hat der Fachbe-
reich in vier Fällen die Berufungsgebiete festgelegt: Physische Geogra-
phie (C4), Geoökologie (C4), Wirtschaftsgeographie (C4), Sozialgeogra-
phie (C3).

Nach dem vorläufigen Stellenplan soll das Institut für Geologische Wis-
senschaften ktinftig über 4 C4- und 3 C3-Professuren verfügen. Der
Fachbereich möchte diese ftir folgende Fachgebiete verwenden: Allge-
meine Geologie (C4), Paläontologie (C4), Angewandte Geologie/Inge-
nieurgeologie (C4), Historische Geologie und Biostratigraphie (C3), An-
gewandte Geologie/Umweltgeologie (C3), Petrographie und Lagerstät-
tenkunde (C3) sowie Mineralogie/Geochemie (C4). Eine Professur füLr
Hydrogeologie soll durch eine gemeinsame Berufung mit dem UFZ Hal-
le-Leipzig besetzt werden. Der Fachbereich möchte Diplomstudiengän-
ge für Geographie, Geologie und Mineralogie sowie die Lehramtsausbil-
dung für Geographie anbieten. Die Ausbildung im Nebenfach Geophy-
sik soll durch Zusammenarbeit mit der Universität Leipzig sichergestellt
werden.

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist die vorgesehene Perso-
nalausstattung des Fachbereichs füLr: das geplante Lehrangebot ausrei-
chend, wenn die von den unmittelbar betroffenen Wissenschaftlern ver-
abredete Zusammenarbeit zwischen den Universitäten Halle und Leip-
zig Bestand hat. Die beiden Hochschulen sollten hierüber mit Zustim-
mung der l,andesregierungen eine bilaterale Vereinbarung abschließen.
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Die geplante Zusammenarbeit mit der Universität Leipzig setzt jedoch
voraus, daß es dort zu einer abgerundeten Ausstattung des Instituts frir
Geophysik kommt (siehe hierzu Abschnitt [I.2.5.). Eine weitere Verstär-
kung könnte die vom Hallenser Fachbereich angestrebte gemeinsame
Berufung eines Geophysikers mit dem Geoforschungszentrum Potsdam
bieten. Auf die vom Fachbereich beantragte Einrichtung einer C4-Pro-
fessur für Kristallographie zur Absicherung der Ausbildung im Studien-
gang Mineralogie, für den derzeit je 1 C4- und C3-Professur vorgesehen
sind, könnte verzichtet werden, wenn aus dem Bereich der Festkörper-
physik und -chemie ein entsprechender Lehrimport sichergestellt wer-
den kann. Die bisherige Schwerpunktsetzung im Bereich der Umwelt-
und Quartärgeologie sollte beibehalten werden, insbesondere auch des-
halb, weil es in der Region eine ganze Anzahl in Europa einmaliger Auf-
schlüsse gibt und viele regionale Umweltprobleme zur Lösung anstehen.
Dies böte auch eine Möglichkeit zur Integration einer einschlägigen
WIP-Gruppe aus Leipzig.

Die sich abzeichnende komplementäre Ausrichtung der Geowissen-
schaften in Halle und Leipzig - Historische und Quartärgeologie, Palä-
ontologie und Mineralogie/Geochemie in Halle sowie Geophysik, Struk-
turgeologie, Mineralogie/Kristallographie und Petrologie in Leipzig - er-
möglicht es bei Kooperation beider Hochschulen, daß hier ein geowis-
senschaftliches Zentrum mit überregionaler Ausstrahlung entsteht und
die drei Studiengänge Geologie/Paläontologie, Mineralogie und Geophy-
sik eingerichtet werden können (die beiden erstgenannten in Halle, die
beiden letztgenannten in Leipzig).

Die vorgesehene Personalausstattung des Geographischen Instituts ist
generell ausreichend. Der Wissenschaftsrat empfiehlt jedoch, angesichts
des örtlichen Ensembles der Geowissenschaften zusätzlich eine weitere
C3-Professur ftiLr Photogrammetrie/Fernerkundung einzurichten. Diese
Frofessur sollte auf die geowissenschaftlichen Anwendungen der Fern-
erkundung ausgerichtet werden und könnte damit wichtige Funktionen
für die Geologie und die Umweltforschung erfüllen. Eine der noch nicht
inhaltlich festgelegten Frofessuren sollte für Kulturgeographie und Ge-
schichte der Geographie vorgesehen werden. Diese kulturgeographische
Professur sollte eng mit dem in GrüLndung befindlichen Zentrum zur Er-
forschung der europäschen Aufklärung in Halle zusammenarbeiten.
Weiterhin wird eine Akzentsetzung in osteuropäscher Regionalgeogra-
phie angeraten, da sich hieraus Möglichkeiten zur Zusammenarbeit mit
dem Zentrum füLr Geschichte und Kultur Osteuropas in Leipzig ergeben.

3.3. TU Magdeburg

Die TU Magdeburg war bislang eindeutig auf den Maschinenbau (ein-
schließlich der Verfahrenstechnik) ausgerichtet. Neben den Fakultäten
(: Fachbereichen) füLr Mathematik und Naturwissenschaften (im we-
sentlichen Physik) existiert noch eine Fakultät füLr: Informatik mit vier
Instituten. Die Landeshochschulstrukturkommission empfiehlt eine
Verbreiterung der fachlichen Basis der Hochschule, die durch Umwid-
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mung von Kapazitäten aus dem Maschinenbau, die Zusammenfrihrung
mit der Medizinischen Akademie und den Aufbau eines Fachbereichs
wirtschaftswissenschaften sowie eines Fachbereichs Geistes-, sozial-,
Erziehungswissenschaften erfolgen soll. Die Elektrotechnik soll über
den bisherigen stand hinaus ausgebaut werden; für die Naturwissen-
schaften ist eine verstärkung vorgesehen, wobei diese ihren charakter
als begleitende Fächer der Ingenieurwissenschaften stärker entwickeln
sollen. Eine verbreiterung ihres derzeitigen fachlichen profils wird für
erforderlich erachtet. Über die eventuelle Einrichtung eines Fachs Bio-
logie soll im Zusammenhang mit der noch ausstehenden planung fiir die
künftige Medizinische Fakultät entschieden werden. Für die L,ehreraus-
bildung wird eine Beschränkung auf das bislang schon angebotene
Lehramt für berufsbildende schulen empfohlen, wofi.ir der geisteswis-
senschaftliche und der wirtschaftswissenschafuiche Fachbereich Beiträ-
ge leisten sollen.

FakulEitftu Mathematik

a) Die Fakultät frtu Mathematik besaß ftir ihre Institute für Diskrete und
Numerische Mathematik, Analysis, Mathematische Optimierung, Ma-
thematische stochastik und Didaktik der Mathematik eine personalaus-
stattung von 6 Professoren und 7 Dozenten (davon waren 1gg1 1 Frofes-
sur und 3 Dozenturen unbesetzt). Schwerpunkte der Forschung lagen in
der kombinatorischen Optimierung, der numerischen Analysis (Model-
lierung und Berechnung mechanischer systeme) r.rnd in der stochastik.
Die Forschungsgruppe Theoretische Informatik (Hauptarbeitsgebiet:
Theorie formaler Sprachen) soll in die Fakultät fliLr Informatik tibe"-
wechseln. Gemeinsam mit wissenschaftlern der Institute ftir Festkör-
permechanik, Prozeßmeßtechnik, ftiLr Strömungsmaschinen und für In-
formations-/Kommunikationssysteme haben vertreter der Analysis und
der Mathematischen optimierung eine Arbeitsgruppe für paralleles
Rechnen gebildet, die das Ziel der schaffung eines interdisziplinären
Zentrums für Parallelverarbeitung verfolgt.

Der vorläufige stellenplan ftir Professoren sieht ftir die Mathematik
ktinftig 15 stellen vor, die sich wie folgt auf vier neugeschnittene Institu-
te verteilen sollen: Analysis r-rnd Numerik 3 c4l2 c3, Mathematische sto-
chastik 2 C4ll C3, Mathematische Optimierung 2 C4/l C3, Grundlagen
der Mathematik (Algebra, Geometrie, Kombinatorik, Didaktik der Ma-
thematik) 2C4/2C3.

Die Fakultät ftiLr Mathematik will in Abgrenzung insbesondere zur TU
Braunschweig ihr eigenes fachliches Profil schärfen und dabei die Berei-
che Numerik, Optimierung und Stochastik betonen. Darüber hinaus
werden Überlegungen zum möglichen Angebot von Studiengängen füLr
Wirtschafts- und für Technomathematik angestellt.

b) Die vorgesehene Ausstattung der Mathematik entspricht quantitativ
der in Abschnitt II.7. dargestellten Grundausstattung. Da innerhalb der
Naturwissenschaften nur eine geringe Nachfrage nach service-Leistun-
gen der Mathematik bestehen wird, ist der Personalbestand bis auf wei-

2tl



teres auch ftir die Mathematik-Grundausbildung in den Ingenieurwis-
senschaften ausreichend. Die starke Betonung der Angewandten Mathe-
matik ist durchaus angemessen und unterstreicht das Profil einer Tech-
nischen Universität. Bei der Besetzung der Stellen für Grundlagen der
Mathematik sollte darauf geachtet werden, daß ein inhaltlicher Bezug
zur theoretischen Informatik hergestellt wird. Andernfalls müßte die
vorgesehene Ausstattung ftiLr die Theoretische Informatik in der Fakultät
fi.ir Informatik, die bisher nur über 2 von 15 Professuren verfügen soll,
aufgestockt werden.

Eine Aufspaltung der Mathematik in mehrere Institute sollte vermieden
werden. Der Wissenschaftsrat empfiehlt ein gemeinsames Mathemati-
sches Institut.

Im Hinblick auf die ftir die TU Magdeburg geplanten Wirtschaftswissen-
schaften erscheint die Entwicklung eines Studienganges Wirtschafts-
mathematik vertretbar.

Fakultät für lVa turwissen schaften

a) Die Faku1tät friLr Naturwissenschaften umfaßt die Institute ftir Techni-
sche Physik, Experimentelle Physik, Theoretische Physik, Vakuumphy-
sik und -technik, für Didaktik der Physik und das Chemische Institut; in
ihnen waren 8 Professoren und 5 Dozenten tätig (davon 1 Professor und
1 Dozent im Chemischen Institut). Die Fakultät war ursprünglich aus-
schließlich frir die naturwissenschaftliche Grundlagenausbildung der
Ingenieure zuständig, betreibt jedoch seit 1968 einen Diplomstudien-
gang für Physik. Außerdem ist sie an der Ausbildung von Berufsschul-
lehrern beteiligt. Von den Arbeitsgebieten in der Physik sind insbeson-
dere die Festkörpertheorie (quasi-kristalline Systeme, Ladungstransport
in unkonventionellen Festkörpern und Quantenspinsysteme) und die
festkörper-physikalischen Vorhaben der Materialwissenschaften (Ther-
modynamik von Legierungen, Phasen- und Segregationskinetik, Ele-
mentarprozesse der Materialschädigung, Deformation und Bruch) zu er-
wähnen. Das Chemische Lnstitut war bisher in der Forschung vor allem
in der Untersuchung von Verbrennungsvorgängen und grundlagen-
orientierten tribochemischen Vorhaben tätig.

Die Fakultät strebt an, im Interesse eines vollständigen Angebots fti'r
einen Diplomstudiengang Physik die vorhandenen Arbeitsbereiche aus-
zubauen und erheblich zu ergänzen. Sie hat hierfür einen Ausstattungs-
bedarf mit 17 Professoren und 50 wissenschaftlichen Mitarbeitern ange-
meldet.

Der vorläufige Stellenplan sieht für die Physik der TU Magdeburg insge-
samt 14 Frofessuren (einschließlich einer Didaktik-Professur) in nur
noch zwei Instituten vor. Das Institut füLr Theoretische Physik soll 3 C4-
und 2 C3-Frofessuren umfassen, das Institut füLr Experimentalphysik
6 C4- und 2 C3-Professuren. Schwerpunkte sollen in der Festkörper-,
Material- und Biophysik liegen. Außerdem sind weitere sechs Professu-
ren im Chemischen Institut vorgesehen fie eine ftir Anorganische, Orga-
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nische, Physikalische, Analytische und rechnische chemie sowie fiiLr
Didaktik der chemie). Die Fakultät plant, ktiLnftig chemie als zweites
Fach für die Lehramtsausbildung anzubieten und strebt perspektivisch
den Au1bau eines Diplomstudiengangs an.

b) Der wissenschaftsrat ist der Auffassung, daß trotz anerkannter Lei-
stungen in der theoretischen Physik und einigen experimentellen Teil-
bereichen an der TU Magdeburg keine tragfähige Basis für einen eigen-
ständigen, in Forschung und Lehre konkurrenzfähigen Fachbereich
Physik besteht. Bei einem Ausbau ginge es in Magdeburg zumindest in
der Experimentalphysik de facto um einen Neuaufbau mit erheblichen
Investitionskosten. Der wissenschaftsrat hält die dringend erforderliche
Konsolidierung des Fachbereichs physik an der MLU Halle-wittenberg
friLr vorrangig und empfiehlt, von der Einrichtung eines vollausgestatte-
ten Fachbereichs Physik mit eigenem Diplomstudiengang an der TU
Magdeburg vorerst abzusehen. Der wissenschaftsrat spricht sich weiter
dafiir aus, einen kleineren Physikfachbereich mit starker Dienstlei-
stungsorientierung in der Lehre fortzuftitrren und dessen Forschungs-
aktivitäten so zu orientieren, daß dadurch eine sttirkung der ingenieur-
wissenschaftlichen Forschung an der TU Magdeburg erwartet werden
kann. Das gilt nach dem beabsichtigten Aufbau eines elektrotechni-
schen Fachbereichs beispielsweise für die Materialforschung orientiert
an den Anwendungen in der Mikro- und Optoelektronik.

Der Fachbereich sollte weiterhin an der Ausbildung von Berufsschulleh-
rern beteiligt werden.

Als Personalausstattung ftiLr das chemische Institut erscheint je I c4/c}-
Professur (was etwa der bisherigen entsprechen würde) als ausreichend,
um die chemie-Ausbildung in Ingenieurstudiengängen sicherzustellen.
von einer Lehramtsausbildung in der chemie sollte angesichts des pro-
fils der Hochschule abgesehen werden. Da an der TU Magdeburg die
Materialwissenschaften bisher nicht entwickelt sind, sollte die Einbezie-
hung der Fachvertreter der chemie in eine Forschungskooperation mit
einer vollausgebauten chemie an einer anderen Hochschule erwogen
werden-

4. ThüLringen

4.1. Ausgangslage und übergreifende Empfehlungen ftir das Land

Die Planungen des Landes Thtiringen haben zrtm Ziel, die Friedrich-
schiller-universität (FSU) Jena als ,,klassische" universität mit breitem
Fächerspektrum fortzuführen und sehen hierzu einige fachliche Abrun-
dungen vor. In Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates wurde die Technische Fakultät nicht fortgeführt; ein Teil
des ingenieurwissenschaftlichen Personals wurde an die neugegnindete
Fachhochschule Jena berufen, andere Wissenschaftler werden an die
mathematisch-naturwissenschaftliche Fakultät der FSU Jena berufen
werden. Die Technische Hochschule Ilmenau, die bisher ganz überwie-
gend auf die Elektrotechnik ausgerichtet war, soll mittel- und längerfri-
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stig zur Technischen universität des Landes ausgebaut und zunächst um
die Fächer Informatik, Maschinenbau und wirtschaftsingenieurwesen
ergänzt werden.

Die Hochschule ftir Architektur und Bauwesen weimar soll mit leicht
verbreitertem Profrl fortgeführt werden und das für die Studiengänge
des Bauwesens notwendige Lehrangebot in den naturwissenschaft-
lichen Grundlagenfächern (Mathematik, Physik, chemie) selbst erbrin-
gen. vorgesehen ist ferner ein Hauptstudium Angewandte Informatik,
das auf dem Grundstudium Informatik aufbaut, das in Thüringen nur in
Jena und Ilmenau möglich sein soll. Analog zu anderen ähnlich gelager-

ten Fällen empflrehlt der wissenschaftsrat ftir die Fachvertreter aus den
Naturwissenschaften und der Informatik eine Zweitmitgliedschaft in ei-
nem voll ausgebauten Fachbereich einer anderen Hochschule'

Die vorgesehene Personalausstattung für die naturwissenschaftlichen
Fächer an der TH Ilmenau und der FSU Jena (siehe Übersicht 9) bildet
eine gute Voraussetzung zuln Aufbau leistungsfähiger Fächer. Der Wis-
senschaftsrat empfiehlt, bis auf weiteres außer in der Mathematik und
Informatik naturwissenschaftliche Diplomstudiengänge nur in Jena an-
zubieten. Die Naturwissenschaftler in Ilmenau sollten durch Zweitmit-
gliedschaften in die korrespondierenden Fachbereiche der FSU Jena

eingebunden werden, vor allem um wissenschaftlichen Nachwuchs in
Physik und chemie ausbilden zu können. An der universität Jena lassen

die sich durch das fast vollständig vorhandene naturwissenschaftliche
Fächerspektrum ergebenden Kooperationsmöglichkeiten Synergie-
effekte erwarten.
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Übersicht 9

Derzeit ftir die Universitäten des Landes Thüringen
vorgesehene Ausstattung der mathematisch-naturwissenschaftlichen

Ilmenau
C3 img

Mathematik
Informatik
Physik
Chemie
Biologie
Geowissenschaften3)
Geographie
Pharmazie3)
Ernährungswissensch. 3)

Insgesamt

108
75

L2 t2
10 11

109
63
43
44
44

68 59

18
L2
24
2l
1e)
9
7

I
8

126

5813
10616
246
11

1818

l) Ohne gemeinsame Berufungen mit außeruniversitären Instituten. - 2) Zuzüglich
I C4-, I C3-Professur ftiLr Umweltwissenschaft. - 3) Zum Teil über ku-stellenpro-
gramm.

4.2. Technische Hochschule Ilmenau

Alle naturwissenschaftlichen Kapazitäten der TH Ilmenau sind in der
Fakultät ftir Mathematik und Naturwissenschaften zusammengefaßt.
Die Informatik ist Teil der Fakultät für Informatik und Automatisierung.

Die Fakultät füLr Mathematik und Natr.rwissenschaften gliedert sich in
die Institute fiiLr: Mathematik und Physik, welche verschiedene Fachge-
biete als eigentliche Arbeitseinheiten umfassen. Als eigenständiger Stu-
diengang dieser Fakultät wurde bislang nur die Mathematik mit den
Richtungen Technomathematik und Wirtschaftsmathematik angeboten.
Aufgrund der sehr geringen Anmeldezahlen wurden im Wintersemester
L99ll92 keine Studienanfänger fi.iLr den im Aufbau befindlichen Diplom-
Studiengang Physik aufgenommen. Dies soll voraussichtlich erst wieder
zum Wintersemester 1994/95 geschehen. Ebenfalls geplant ist die Betei-
ligung an der Ausbildr.rng ftiLr das Lehramt an berufsbildenden Schulen.

I ns titut fitr M ath e m atik

a) Im Institut füLr Mathematik waren 9 Professoren und 4 Dozenten in
den Fachgebieten Analysis und Dynamische Systeme, Analysis und
Steuerungstheorie, Stochastik, Wirtschaftsmathematische Methoden,
Numerische Mathematik, Diskrete Mathematik und Theoretische Infor-
matik, Optimierung und Geometrie sowie Operations Research tätig.
Schwerpunkte in der Forschung bestanden in Optimierung, Operations
Research, Stochastik auch mit Blickrichtung auf die Ingenieurwissen-
schaften und die Informatik. In der Reinen Mathematik bestand ein
Schwerpunkt in der Graphentheorie.
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Der vom Wissenschaftsministerium des Landes gebilligte Personal-
strukturplan der TH llmenau sieht ftir die Mathematik 5 C4- und 8 C3-
Professuren vor, die vor allem der Analysis, der Numerischen Mathema-
tik und der Statistik/Wirtschaftsmathematischen Methoden gewidmet
sein sollen. Die Hochschule strebt mittelfristig eine schrittweise Erweite-
rung der Stellenaustattung um eine C4-Professur friLr Wahrscheinlich-
keitsrechnung und Mathematische Statistik sowie je eine C4- und C3-
Professur ftir Theoretische Mathematik an.

b) Nach Auffassung des Wissenschaftsrates ist die vorgesehene Austat-
tung der Mathematik zwar knapp, angesichts der geringen Größe der
Hochschule jedoch zunächst ausreichend. Mit den von der Hochschule
angestrebten personellen Erweiterungen würde ein guter quantitativer
Ausbaustand erreicht. Der Wissenschaftsrat würde es begrtißen, wenn
die vom Fachbereich angestrebten Professuren für Theoretische Mathe-
matik Berührungspunkte zur Informatik aufwiesen.

Institut für Physik

a) Das Institut ftir Physik umfaßt die Fachgebiete Theoretische Physik,
Experimentalphysik, Angewandte Physik, Halbleiterphysik und Physi-
kalische Chemie; in ihnen waren 5 Professoren und 2 Dozenten tätig. Die
Schwerpunkte der Forschung lagen bei der Charakterisierung von Halb-
leitern und Halbleiterstrukturen sowie der Bestimmung ihrer Eigen-
schaften und Eigrrung für mikroelektronische Bauelemente und stoff-
erkennende chemische Festkörpersensoren. Die früher im Rahmen der
Sektion Physik und Technik elektronischer Bauelemente bestehende
enge Zusammenarbeit mit Arbeitsgruppen, die nunmehr der Fakultät
füLr Elektrotechnik und Informationstechnik angehören, will man weiter
pflegen.

Der vom Wissenschaftsministerium des Landes gebilligte Personal-
strukturplan sieht ftiLr die Physik 2 C4- und 4 C3-Professuren (davon je
1 C4- und C3-Professur ftiLr Theoretische Physik) und 1 C4-Professur fiir
Chemie vor. Die Hochschule strebt mittelfristig eine schrittweise Erwei-
terung der Stellenausstattung in der Physik auf insgesamt 12 Professu-
ren an; für die Chemie soll nach Einrichtung einer weiteren Professur
füLr Organische und Polymerchemie ein selbständiges Institut ftir Che-
mie gegri.indet werden. Künftige Schwerpunkte der physikalischen For-
schung sollen in Zusammenarbeit mit den technischen Fachrichtungen
der Hochschule definiert werden und insbesondere Nanometerphysik,
Magnetismus und magnetische Materialen sowie Biophysik zum Gegen-
stand haben.

b) Wie bereits in den Empfehlungen zu den Ingenieurwissenschaften
ausgeführt, hält der Wissenschaftsrat die vorhandene Personalausstat-
tung der Ilmenauer Physik für eine solide Physikausbildung in den In-
genieurstudiengängen für ausreichend. Ein eigenständiger Diplomstu-
diengang Physik würde erhebliche Ausbauanstrengungen erfordern.
Auch mittelfristig erscheint der Aufbau eines grundständigen Diplom-
studiengangs der Physik nicht vordringlich, u. a. weil hierfür auch ein
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Ausbau der chemie erforderlich wäre. Mit relativ geringem Aufwand
könnte dagegen ein studienschwerpunkt rechnische physik in verbin-
dung mit dem Diplomstudiengang Elektrotechnik/Informationstechnik
eingerichtet werden.

wie bisher sollten die in Ilmenau tätigen physiker ihre Arbeitsgebiete so
wählen, daß sie sich in das ingenieurwissenschafiliche profrl der Hoch-
schule einfügen (insbesondere Elektro- und Informationstechnik). Den
Ilmenauer Physikprofessoren sollte eine Zweitmitgliedschaft in der
Physikalisch-Astronomischen Fakultät der universität Jena ermöglicht
werden, um die Betreuung von Diplomanden und Doktoranden formal
zu erleichtern. Die physikalische Forschung an der TH Ilmenau würde
dadurch wesentlich gefiirdert. Ahnliches gilt fiir die Chemie. In diesem
Fach sollte zusätzlich die Physikalische chemie und die Anorganische
Festkörperchemie vertreten sein.

Informatik

Das Fach Informatik wurde bisher von den Instituten füLr praktische In-
formatik sowie Theoretische und rechnische Informatik innerhalb der
Fakultit für Informatik und Automatisierung von insgesamt 3 professo-
ren und 4 Dozenten vertreten. Seit 1990 besteht der Diplomstudiengang
Informatik; bereits vorher wurden Informatik-Themen in Diplom-
arbeiten der Automatisierungstechnik bearbeitet. Zukünftig soll der Stu-
diengang über insgesamt 10 C4- und 6 C3-Professuren verfligen.

Zur Informatik an der TH Ilmenau, die hier nur der Votlsfiindigkeit hal-
ber erwähnt wird, hat der Wissenschaftsrat bereits in seinen Empfehlun-
gen zu den Ingenieurwissenschaften Stellung genommen. Die seither er-
folgte Aufbauplanung erscheint sachgerecht.

4.3. Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU)

Zur FSU gehören derzeit die Mathematische, die Physikalisch-Astrono-
mische, die Chemische und die Biologische Fakultät. Die Hochschule
plant die Einrichtung eines Geographischen Instituts und eines Geowis-
senschaftlichen Instituts mit den Fachrichtungen Geologie, Geophysik
und Mineralogie, eines Instituts füLr Pharmazie und eines Instituts fiir Er-
nährungswissenschaften. Die vorgesehene Personalausstattung erreicht
in allen Fällen zumindest die in II.7. empfohlene Grundausstattung.

M ath e m at i s c h e F akultät

a) Die Mathematische Fakult it gliedert sich in das Mathematische Insti-
tut sowie die Institute fi.iLr Angewandte Mathematik, Stochastik, Theore-
tische und Praktische Informatik, fi.iLr Angewandte und Technische In-
formatik sowie die Abteilung für Didaktik. Insgesamt waren dort 16 Pro-
fessoren und I Dozenten tätig. Jena war ein international anerkannter
Schwerpunkt der Theoretischen Informatik (Algorithmische Geometrie,
Kompledtätstheorie). Schwerpunkte der Forschung in der Mathematik
liegen in der Analysis (Funktionalanalysis: Funktionenräume und Inte-
graltransformationen) und der Stochastik (Markovsche Prozesse, Sto-

2t7



chastische Geometrie, Anwendungen in der Physik); sie fanden auch in-
temationale Beachtung. Die DFG fordert ein Graduiertenkolleg ,,Analy-
tische und stochastische Strukturen und Systeme"'

Ftir die l«inftige Personalausstattung liegt ein vom Ministerium bestätig-

ter stellenplan vor, der den Entwicklungsvorstellungen des Fachbe-

reichs Rechnung trägt. Er umfaßt für die Mathematik 10 C4- und 8 C3-

Professuren mit den Berufungsgebieten Analysis, Mathematische Phy-
sik, Geometrie, Algebra, Wahrscheinlichkeitstheorie, Mathematische
Statistik, Numerik, Operationsforschung, Angewandte Stochastik, Zah-

lentheorie, Stochastische Analysis, Angewandte Statistik und Didaktik.
Hinzukommen sollen je 1 Dozent auf Dauer für Algebra und Geschichte
der Mathematik. Die Ausbauplanung flir die Informatik sieht 7 C4- und
5 C3-Professuren vor, davon 3 Professuren für die Theoretische Infor-
matik, 5 Professuren fti[ die Praktische Informatik sowie 4 weitere flir
Angewandte und Technische Informatik.

b) Die vorgesehene Stellenausstattung erlaubt sowohl in der Mathema-
tik als auch in der Informatik den Aufbau leistungsfähiger Einrichtun-
gen. Nach Ansicht des Wissenschaftsrates kommt es jetzt darauf an,

durch eine ausreichende Anzahl von FYemdberufungen das vorhandene
gute wissenschaftliche Potential zu stärken und einige zusätzliche inno-
vatorische Impulse zu ermöglichen. Die Berufungsgebiete sollten nicht
zu eng gefaßt werden, weil sonst die Auswahl der zu Berufenden unnötig
eingeschränkt würde.

Falls ein gemeinsamer Fachbereich (hochschulinterne Bezeichnung: Fa-

kultät) Mathematik/Informatik erhalten bleibt, was der wissenschaftsrat
angesichts der für Jena vorgesehenen Fachbereichsgrößen begfüßen
würde, sollten zwei Abteilungen gebildet werden, wobei auf Möglich-
keiten der Kooperation bei den Stellenbesetzungen geachtet werden
muß.

Phy sik al i s ch - Astr o no mische F akul tä$3)

a) Die Physikalisch-Astronomische Fakultät gliedert sich in Institute für
Optik und Quantenelektronik, Festkörperphysik, Angewandte Physik,
Angewandte Optik, Festkörpertheorie und Theoretische Optik, in das
Theoretisch-Physikalische Institut, das Astrophysikalische Institut und
Universitätssternwarte sowie in die Arbeitsgruppe Physik-Astronomie-
Didaktik. In diesen Einrichtungen waren 14 Professoren und 10 Dozen-
ten tätig mit gewachsenen Forschungsschwerpunkten, auf die sich die
Physikalisch-Astronomische Fakultät auch zuktiLnftig stützen will: in der
Theoretischen Physik die Gravitationstheorie, Quantentheorie/Quanten-
optik, Festkörpertheorie und Theoretische Optik und in der Experimen-
talphysik die Quantenelektronik, die Röntgenoptik, die Festkörperphy-
sik sowie die Astrophysik der instellaren Materie unter dem Aspekt der
Sternentstehung und -entwicklung. Drei dieser Arbeitsgebiete werden

43) Bis zum Auslaufen der technikwissenschaftlichen Studiengänge lautet die Bezeich-
nung Physikalisch-Astronomisch-Teehnische Fakultät.
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derzeit in Form von Max-Planck-Arbeitsgruppen zusätzlich geftirdert
(Gravitationstheorie, Rtintgenoptik sowie Sternentstehung und -ent-
wicklung). Zum Thema ,,Physik und Chemie diirrner Schichten,, hat die
FSU den Antrag auf Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs ge-
stellt.

Die Fakultät beabsichtigt, mit dem ortsansässigen Fraunhofer-Institut
ftir Angewandte Optik und Feinmechanik (60 Stellen) sowie dem Lan-
desinstitut für Physikalische Hochtechnologie (g0 planstellen, d.avon 34
Wissenschaftler) eng zusammenzuarbeiten und deren leitende Wissen-
schaftler gleichzeitig als Frofessoren zu berufen. Darüber hinaus wird
die Kooperation mit der feinmechanisch-optischen Industrie auf den Ge-
bieten der Optik, der düLnnen Schichten und der Mikrostrukturen ge-
sucht. Weiterhin soll der Leiter der Landessternwarte Tautenburg
(24 Planstellen, davon I Wissenschaftler) auf eine Professur an der Fa-
kultät berufen werden.

Der vom ThtiLringischen Ministerium füLr Wissenschaft und Kunst zu-
nächst bestätigte Stellenplan umfaßt gemäß Übersicht g je 12 C4- und
C3-Professuren, deren Verteilung auf die Arbeitsschwerpunkte im De-
tail festgelegt ist. Aufgrund des Ergebnisses der Haushaltsverhandlun-
gen mit dem Finanzminister ist unter Beibehaltung der Zielausstattung
eine noch mit der Hochschule im einzelnen festzulegende Verringerung
der Zahl der Professuren vorgesehen. Die Fakultät möchte die bisherige
Institutsstruktur fortschreiben, wobei die Institute fiir Angewandte Phy-
sik und Angewandte Optik um eine technische Komponente ergänzt
werden sollen. Ftir die Theoretische Physik sind im Theoretisch-physi-
kalischen Institut und im Institut für Festkörperphysik und Theoreti-
sche Optik insgesamt 8 Professuren vorgesehen.

Die Hochschulstrukturkommission des Landes Thüringen hat den An-
trag der F§U auf Einrichtung eines Studiengangs ,,Physikalische Inge-
nieurwissenschaften" abgelehnt und statt dessen empfohlen, als Be-
standteil des Diplomstudiengangs Physik die Studienrichtung,,Techni-
sche Physik" anzubieten. Innerhalb der Physikalisch-Astronomischen
Fakultät soll ein Technisehes Institut eingerichtet werden, dessen Auf-
gabe es sein soll, fiir das nichtphysikalische Nebenfach Technik ein ent-
sprechendes Lehrangebot bereitzustellen. Es soll mit 1 C4- und 4 C3-
Professuren ausgestattet werden (Materialwissenschaft, Elektronik,
Oberflächenbearbeitung, Angewandte Mechanik und Aktorik/Sen-
sorik).

b) Die vorgesehene Stellenausstattung bietet bei angemessener Berück-
sichtigung bisher fehlender Teilgebiete der Physik sehr gute Vorausset-
zungen für den Aufbau eines leistungsfähigen Fachbereichs (Fakultät),
der eine solide Grundausbildung vermitteln und darüber hinaus ein
recht breites Spektrum vertiefender L,ehrveranstaltungen anbieten
kann. Letztere ergeben sich zwangsläufig aus den gewachsenen For-
schungsschwerpunkten in der relativistischen Physik, der Quanten-
optik, der Festkörperphysik und verschiedenen erfolgreich betriebenen
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Richtungen der Angewandten Physik. Der wissenschaftsrat bedauert
die detaillierte und starre Zuordnung der Professuren zu eng begrenzten
Berufungsgebieten, die als bloße Fortschreibungen des wissenschaft-
lichen status quo die Gefahr in sich bergen, daß selbst innerhalb der er-

haltenswerten Forschungsschwerpunkte eine Neuorientierung nicht
oder nur sehr zeitverzögert zustande kommt.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die bisherige Feingliederung in der Bin-
nenstruktur der Physikalisch-Astronomischen Fakultät aufzugeben und
größere Organisationseinheiten mit größerer innerer Flexibilität zu bil-
den. Die Schaffung einer Studienrichtung Technische Physik wird un-
terstützt. Zu den erforderlichen Lehrangeboten könnten die gemeinsam

mit der FSU berufenen leitenden wissenschaftler aus dem Institut füLr

Physikalische Hochtechnologie und gegebenenfalls aus dem Fraun-
hofer-Institut fiiLr Angewandte optik und Feinmechanik entscheidend
beitragen.

Angesichts der Leistungsftihigkeit des vorhandenen Potentials der Phy-
sikalisch-Astronomischen Fakultät und ihrer Entwicklungsplanung so-

wie der örtlichen Konzentration von wissenschaftlichen und techni-
schen Kapazitäten auf dem Gebiet der Mikrosystemtechnologien/Fein-
werktechnik mit Betonung der Optik und Optoelektronik in außeruni-
versitären Forschgngseinrichtungen und Industriebetrieben hält der
Wissenschaftsrat die von der Kommission Grundlagenforschung des

BMFT erwogene Grtindung eines Hochleistungslaserlabors (Krypton-
fluorid-Kurzpulslaser) am Standort Jena füLr eine tragfähige Möglich-
keit.aa)

Chemische Fakultät

a) An der Chemischen Fakultät der FSU waren 15 Professoren und
10 Dozenten an den 5Instituten ftiLr Anorganische und Analytische Che-
mie, Organische und Makromolekulare Chemie, Physikalische Chemie,
Technische Chemie und Glaschemie tätig. In Jena besteht eine langiäh-
rige Tradition auf dem Gebiet der metallorganischen Chemie, die die
Forschungsaktivität des Instituts für Anorganische und Analytische
Chemie weiterhin prag|. Zu nennen sind dort außerdem die Festkörper-
chemie und die Spurenanalytik. Das Institut für Organische und Makro-
molekulare Chemie ist vor allem an Vorhaben der Materialforschung
(neue Polymere) und zu nachwachsenden Rohstoffen (Zellulose und
Zellulosederivate) beteiligt; das Institut ftir Technische Chemie arbeitet
gemeinsam mit dem Institut für Technische Mikrobiologie auf dem Ge-
biet der Schmierstoffadditive. Das Institut für Glaschemie befaßt sich
vor allem mit Untersuchungen zu Struktur und Eigenschaften von Glä-
sern und Glaskeramiken sowie von Glasbildungsprozessen und beteiligt
sich an der Neuentwicklung von Werkstoffen. Das Institut für Physikali-

++) Si"t"' fooaerulg der Grundlagenforschung durch den Bundesminister für For-
schung und Technologie. Empfehlungen der Kommission Grundlagenforschung (Kom-
missionsberichtvom 18. Dezember 1991), S. 74.
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sche chemie ist in der Grenzflächenchemie, Molekülspektroskopie und
photophysikalischen chemie aktiv. Die Max-planck-Gesellschaft ftir-
dert an der Fakultät eine Arbeitsgruppe ,CO2-Chemie,, mit einer perso-
nellen Ausstattung von 21 wissenschaftlichen und technischen Mitarbei-
tern. Diese knüpft an Arbeiten zur homogenkatalytischen cooligomeri-
sation mit co2 und Aktivierung von co2 an heterogenen Katalysatoren
in den Instituten fiir Anorganische bzw. Technische Chemie an.

Mehrere Arbeitsgruppen der Chemischen Fakultät wollen sich an dem
von der Physikalisch-Astronomischen Fakultät initiierten SFB,,physik
und Chemie dünner Schichten" beteiligen.

Die chemische Fakultät will ihre bisherige Institutsgliederung beibehal-
ten und mittelfristig zwei weitere Institute für Analytische chemie und
Umweltchemie aufbauen. Unter Beteiligung der Biologischen und Me-
dizinischen Fakultät soll vom wintersemester 1gg2/g3 an ein Studien-
gang ,,Umweltchemie" eingeftihrt werden, der auf dem viersemestrigen
Grundstudium der chemie aufbaut. Der vom wissenschaftsministerium
des Landes bestätigte Personalstrukturplan sieht für die Fakultät insge-
samt 10 C4-und 11 C3-Professuren vor. Die Institute für Anorganische,
Organische und Physikalische Chemie sollen jeweils mit 2 C4- und 2 C3-
Stellen ausgestattet werden, die Technische und Analytische sowie die
Glaschemie und Umweltchemie mit jeweils einer C4- und einer C3-Stel-
le; hinzu kommt die Didaktik der Chemie mit einer C3-professur.

b) Der wissenschaftsrat hält die beschriebene Personalausstattung für
geeignet, einen leistungsfähigen Chemie-Fachbereich zu betreiben. Er
regt allerdings an, die bisherige Gliedertrng und Schwerpunktsetzung
der Fakultät zu überprüfen. Die Analytische chemie sollte im Institut
für Anorganische Chemie verbleiben und zusammen mit der Einbezie-
hung der MPG-Arbeitsgruppe ,,CO2-Chemie" dazu beitragen, die dort
vorherrschenden Arbeiten zur metallorganischen Chemie vor allem me-
thodisch zu ergänzen. Die beiden bisherigen Spezialinstitute für Techni-
sche Chemie und Glaschemie sollten ki.inftig eine organisatorische Ein-
heit bilden und im Rahmen der anstehenden Neuorientierung der Ar-
beitsgebiete Schwerpunkte im Bereich der Umwelttechnologie und
Festkörperchemie setzen. Eine Verstärkung dieses Instituts könnte
durch eine Einbindung der Chemie-Professoren an der TH Ilmenau in
die Forschung und Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses er-
folgen.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wird davon abgeraten, einen gesonderten
Diplomstudiengang Umweltchemie einzurichten. Das Fach sollte ledig-
lich als Studienrichtung innerhalb des Diplomstudiengangs Chemie vor-
gesehen werden.

Biologische Fakultät

a) Die Biologische Fakultät bestand bisher aus den Instituten ftir Allge-
meine Zoologie und Tierphysiologie, Spezielle Zoolog1e und Evolutions-
biologie mit Phyletisehem Museum, Allgemeine Botanik, Spezielle Bo-
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tanik mit Herbarium Hausknecht und Botanischem Garten, Mikrobiol0-
gie (mit den Abteilungen Allgemeine und Technische Mikrobiologie so-

wie Mikrobielle Biochemie), ökologie, Biochemie und Biophysik sowie
umweltund Ernährung. von denbisherigen Arbeiten sind insbesondere
die untersuchungen ztJrn mikrobiellen sekundärstoffwechsel als
Grundlage für die biotechnologische Nutzung von Mikroorganismen
von der Wirkstoffproduktion bis hin zum Um- und Abbau von Schad-
stoffen zu nennen. verwandte Arbeitsbereiche bestanden auch am frü-
heren Zentralinstitut für Mikrobiologie und Experimentelle Therapie
(ZIMET). Der Biologischen Fakultät angeschlossen ist das Institut fi.iLr

Geschichte der Medizin, Naturwissenschaften und Technik' Ernst-Hek-
kel-Haus, das nicht nur das damit in Verbindung stehende Museum und
Arbeiten zur Geschichte der Biologie betreibt, sondem darüber hinaus
noch Arbeitsgruppen zur Geschichte der Geowissenschaften, der Medi-
zin, der Naturwissenschaften und Mathematik sowie zur Technikwissen-
schaft umfaßt.

In Jena bestehen erhebliche Kapazitäten in den außeruniversitären For-
schungseinrichtungen. Sie befinden sich zum einen in dem Blaue Liste-
Institut ftir Molekulare Biotechnologie, an dem zukunftsweisende Me-
thoden der Biotechnologie insbesondere Erkennungsprinzipien biologi-
scher Makromoleküle, zugrundeliegende Informationsstrukturen und
-inhalte sowie daraus erwachsende räumlich und zeitlich gerichtete Ak-
tivitäten (u. a. Sequenzdetermination, Ttansport, Sorting) erforscht wer-
den sollen (Stammpersonal: 1 20 Mitarbeiter, davon 46 Wissenschaftler).

Außerdem entsteht das Hans-KnöIl-Institut fi.ir Naturstofforschung, des-

sen Sockelfinanzierung allein vom Lande ThtiLringen getragen wird
(Stammpersonal: 80 Personen, davon 32 Wissenschaftler). Das Institut
soll anwendungsnah tätig sein auf den Gebieten der Bioverfahrensent-
wicklung, der mikrobiologischen Grundlagen der Wirkstoffproduktion,
der funktionellen Wirkstoffcharakterisierung und der Biochemie mit
den Schwerpunkten Strukturau-fklärung, Analytik und Modifizierung
von wirkstoffen. Die leitenden wissenschaftlerpositionen beider Institu-
te sollen gemeinsam mit der FSU Jena besetzt werden. Darüber hinaus
sind, getragen von den erfolgreichen WIP-Antragstellern aus dem
ZIMET, die Institute füLr Molekularbiologie sowie ftir Virologie und Ex-
perimentelle Mikrobiologie an der FSU Jena gegründet worden. Es ist
beabsichtigt, im FLahmen eines ku-Stellen-Frogramms das erstgenannte
Institut in die Biologische Fakultät und das letztgenannte in die Medizi-
nische Fakultät zu überftihren.

Ein Strukturkonzept für die künftige Gestaltung der Biowissenschaften
an der Universität ist derzeit in Arbeit. Der vom Ministerium bestätigte
Personalstrukturplan aus dem Oktober 1991 sieht insgesamt 10 C4- und
9 C3-stellen fi.ir die Biologische Fakultät vor, davon eine C4-Stelle für
Geschichte der Naturwissenschaften und eine c3-Stelle für Didaktik der
Biologie. Weiterhin sollen der Fakultät je eine C4- und C3-Professur füLr:

Umweltwissenschaft zugeordnet werden, bei denen die Federftihrung
fiir einen Aufbaustudiengang,,Umweltsicherung" liegen soll.
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b) Der wissenschaftsrat ist der Auffassung, daß mit der vorgesehenen
Ausstattung an Frofessuren angesichts der erheblichen außeruniversitä-
ren wissenschaftlichen Kapazitäten, von denen wichtige Beiträge zur
akademischen Lehre und zur Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses erwartet werden können, der Aufbau eines leistungsfähigen
Fachbereichs Biologie, dessen schwerpunkte in der Forschung-naturge-
mäß in der Mikrobiologie liegen würde, realisiert werden kann.

Mitden

- Instituten ftir Biochemie und Biophysik, Mikrobiologie, Genetik, Zoo_
logie und dem neugegnirrdeten Institut für Molekularbiologie der Bio-
logischen Fakultät,

- Zentren füLr Biochemie und Pathobiochemie; Milaobiologie, Immuno-
logie und Hygiene sowie Pharmakologie und Toxikologie sowie den
beiden neugegrtirrdeten Instituten fiir Experimentelle Mikrobiologie
und Virologie der Medizinischen Fakultät,

- Forschungsrichtungen steroidchemie und Nachwachsende Rohstoffe
sowie dem physikalisch-chemischen Methodenpotential der Chemi-
schen Fakultät und

- den außeruniversitären Forschungseinrichtungen wie dem Blaue
Liste-Institut f{iLr Molekulare Biotechnologie und dem Hans-Knöll-In-
stitut für Naturstofforschung

ist in Jena ein beachtliches trnd z. T. modernes Forschungs- und Ausbil-
dungspotential auf den Gebieten der Biologie, Chemie sowie Medizin
und dem Grenzgebiet zwischen ihnen vorhanden. Gemäß den Aussagen
in Kapitel IL2. bietet sich die FSU daher in hervorragender Weise zum
Aufbau eines Biozentrums an. BegtiLnstigend wirkt dabei, daß z. B. Beru-
fungen für das Blaue Liste-Institut gemeinsam mit der FsU vorgenom-
men werden sollen und bei den Professoren der Biologie und Chemie
ein Generationswechsel bevorsteht, der es erlauben würde, bei den
Nachfolge-Berufungen das Konzept eines Biozentrums zu berücksich-
tigen.

Für die Mikrobiologie reichen 2 Lehrsttihle aus (2. B. Allgemeine Mikro-
biologie und Spezielle Mikrobiologie, entweder ftiLr Biotechnologie oder
fi.ir Molekularbiologie). Hier könnten die Arbeiten zum mikrobiellen Ab-
bau von Schadstoffen weiterbetrieben werden. Biophysik und Bioche-
mie sollten jeweils durch eine C4-Professur vertreten sein. Wissen-
schaftsgeschichte ist ein innerhalb der deutschen Hochschullandschaft
nur schwach vertretenes Gebiet, daher sollte dieses Institut als Jenaer
Spezifität erhalten bleiben. Das Herbar Hausknecht ist eine besonders
renommierte und wichtige wissenschaftliche Einrichtung und sollte un-
bedingt fortgeftihrt werden, wozu aber eine bessere Unterbringung er-
forderlich ist. Bei moderner Kompaktlagerung sollten hierfür maximal
2000 m'zgenügen.

Da ein Teil der Institutsgebäude mit sinnvollem Kostenaufwand nicht
mehr saniert werden kann und ein Teil des gegenwärtig von den Natr.r-
wissenschaften genutzten Geländes durch andere Fächer genutzt wer-
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den soll, sind Neubauten erforderlich. Der wissenschaftsrat empfiehlt in
diesem Zusammenhang die Disziplinen des Biozentrums gemeinsam

mit anderen Bereichen der Biologie und chemie an einem neuen stand-
ort zusammenzuführen.

Geowissenschaften und Geographie

a) Das Institut ftir Geowissenschaften der universität Jena wurde im
Rahmen der 3. Hochschulreform 1968 aufgelöst, die von ihm getragenen

studiengänge eingestellt. Teile der Geophysik und der Geologie sowie
das observatorium Moxawurden zu einerAußenstelle des im Jahre 1969

während der Akademiereform neu geschaffenen Zentralinstituts für
Physik der Erde (ZIPE) mit Hauptsitz in Potsdam. Einige Mineralogen
konnten ihre Arbeiten in der Sektion Chemie fortsetzen. Mit Rücken-
deckung durch das Wissenschaftsministerium des Landes begann die
Hochschule im Jahre 1990 Planungsarbeiten füLr die Wiedererrichttrng
der Geowissenschaften und der Geographie. Die Planungen sehen ein
Institut für Geographie und ein Geowissenschaftliches Institut mit den
Fächern Geologie, Geophysik und Mineralogie vor.

Der vom Landesministerium bestätigte Stellenplan ftir die Geogtaphie
sieht 4 C4- und 3 C3-Stellen vor, davon 4 für die physische Geographie
(darin enthalten eine Stelle f{ir Fernerkundung) und 3 für die Anthropo-
geographie. F ür das Geowissenschaftliche Institut hat die FSU 6 C4- und
3 C3-Stelten vorgeschlagen. Die LHSK unterstützt die Wiedereinrich-
tung dieser Fächer in einem gemeinsamen Institut mit der von der
Hochschule vorgesehenen Personalausstattung. Beim Aufbau des Insti-
tuts sollen die WlP-geforderten Wissenschaftler aus dem Jenaer Insti-
tutsteil des frtiheren ZIPE berücksichtigt werden. Einbezogen werden
sollen weiterhin Wissenschaftler des ehemaligen Instituts für Quarttirpa-
läontologie Weimar, dessen Mitarbeiter jetzt als Arbeitsgruppe an der
FSU tätig sind.

b) Die vorgesehene Personalausstattung fi.ir die Geographie überschrei-
tet die in II.7. empfohlene Grundausstattung und bietet somit gute Vor-
aussetzungen zum Aufbau eines leistungsfähigen Instituts. Da auch die
anderen Geowissenschaften vorgesehen sind, ist die Einrichtung eines
Diplomstudiengangs vertretbar. Die vorgesehene Professur für Ferner-
kundung und Luftbildauswertung sollte als Bindeglied zu den anderen
Geowissenschaften genutzt werden.

Über die von der Hochschule angemeldete Personalausstattung für das
Institut füf Geowissenschaften hinaus sollte mittelfristig an die Einrich-
tung einef weiteren Professur ftiLr Mineralogie gedacht werden, da die
vorgesehene Professur für Kosmochemie zwar die Forschungsaktiwitä-
ten in der Physikalisch-Astronomischen Fakultät gut ergänzt, aber fti
einen Diplomstudiengang Mineralogie zu speziell ausgerichtet ist. Wei-
terhin sollte, entsprechend dem Vorschlag der Planungskommission
Geowissenschaften der FSU, die Leitung der Arbeitsgruppe Quartärpa-
läontologie bei einem Hochschullehrer (C3-Professor) liegen, um so die
Paläontologie-Ausbildung des Studiengangs Geologie/Paläontologie zu
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gewfirleisten. sonst entspricht die geplante Ausstattung mit professu-
ren der in II.7. genannten Grundausstattung ftir die Geowissenschaften
und ist für den Betrieb aller drei Diplomstudiengänge ausreichend.

Das ftir die unterbringung des Geowissenschaftlichen Instituts vorge-
sehene Gebäude der früheren ZlPE-Außenstelle ist dafl.ir geeignet und
bedarf mr relativ geringfügiger Modernisierungen und Erweiterungen.
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fV. Zusammenfassung

Diese Empfehlungen, die der Wissenschaftsrat auf Bitten der neuen
Länder vorlegt, wollen Anregungen für die mittel- und längerfristige
Entwicklung der mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer geben.

Die Stellungnahme bezieht sich auf die Universitäten Greifswald, Halle,
Jena, Leipzig und Rostock, die Technischen Universitäten Chemnitz,
Dresden und Magdeburg, die Technische Hochschule Ilmenau und die
Bergakademie FYeiberg. Einbezogen sind die Fächer Mathematik, Infor-
matik, Physik, Chemie, Biologie, Geographie und Geowissenschaften'

Leitlinien

Der Wissenschaftsrat hat sich in seinen Empfehlungen zu den mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Fachbereichen von dem ftir den gesam-

ten Hochschulbereich geltenden Prinzip leiten lassen, in Lehre und For-
schung der neuen Länder rasch hochwertige und wettbewerbsftihige
Einrichtungen zu schaffen. Er hat dabei folgende Grundsätze beachtet:

1. Der Konsolidierung als leistungsfähig ausgewiesener Fachbereiche
sollte Vorrang eingeräumt werden vor dem Kapazitätsaufbau an wei-
teren Standorten, wenn dem nicht zwingende Gründe entgegen-
stehen.

2. Nicht an allen um- oder neugebildeten Fachbereichen wird sich kurz-
fristig ein hinreichend breites fachliches Spektrum realisieren lassen.
Dies muß jedoch ein außerordentlich wichtiges Planungsziel bleiben,
um wettbewerbsfähige, ftiLr Studenten wie fiir Wissenschaftler attrak-
tive Fachbereiche aufzubauen, die auch im Wettbewerb um Drittmit-
tel für die Forschung konkurrieren können. Dabei ist darauf zu ach-
ten, daß eine Balance hergestellt wird zwischen der ausbildungsbe-
dingten Erfordernis einer angemessenen fachlichen Breite und der
Notwendigkeit, in der Forschung leistungsfähige Schwerpunkte zu
bilden.

3. Bei benachbarten Hochschulen ist eine Abstimmung der Fächer und
Schwerpunkte notwendig. Im Füahmen der überregionalen Koopera-
tion sollten im Einzelfall auch Verbundlösungen in der Lehre einge-
setzt werden, um dadurch das Lehrangebot an Standorten mit engem
Fächerspektrum zu vervollständigen.

4. Die tradierte disziplinäre Gliederung innerhalb verwandter Fächer-
gruppen sollte im Hinblick auf die neuere Wissenschaftsentwickhrng,
äieäurcfr eine besondere Dynamik an den Rändern und in den Über-
schneidungsbereichen von Disziplinen gekennzeichnet ist, überdacht
werden zugunsten interdisziplinärer Organisationsformen fi.ir Lehre
und Forschung. Dies gilt beispielsweise für die Biowissenschaften,
die Umwelt- und die Materialwissenschaften.

5. Nicht jedes naturwissenschaftliche Fach, das an einer Hochschule
eingerichtet ist, muß deswegen auch einen eigenständigen disziplinä-
ren Studiengang tragen. Dagegen sprechen nicht nur Gesichtspunkte
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der Ausrichtung naturwissenschaftlicher Forschung zum Beispiel an
den Technischen Universitäten, sondern auch überlegungen zur
Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes für Naturwissenschaftler.
verglichen mit den übrigen Naturwissenschaften bietet der Arbeits-
markt fl.ir Geowissenschaftler, Geographen und Biologen außerhalb
der Hochschulen und außeruniversitärer Forschungsinstitute nur in
einem geringeren Umfang ausbildungsadäquate Berufspositionen.
Dieser Gesichtspunkt gebietet Zurückhaltung beim Aufbau zusätz-
licher Ausbildungskapazitäten, die über die in den neuen Ländern
bereits vorhandenen Studienmöglichkeiten für die Natr.uwissen-
schaften hinausgehen.

Personelle Grundausstattung

Ftir die Naturwissenschaften ist eine personelle Ausstattung anzustre-
ben, die es den Hochschulen der neuen Länder erlaubt, qualifizierte
Lehre anzubieten und im nationalen und internationalen wettbewerb in
der Forschung und bei der Einwerbung von Drittmitteln bestehen zu
können. Dies setzt gerade in den Naturwissenschaften Forschr.rngsgrup-
pen ausreichender Größe voraus. Dabei läßt sich die personalausstattung
nicht aus den aktuellen oder den erwarteten Studentenzahlen ableiten,
wie dies in ftilschlicher umkehrung der füLr Zwecke der Berechnung von
Zulassungszahlen entwickelten Kapazitätsverordnung bisweilen ange-
nommen wird. Vielmehr ist für eine angemessene Ausstattung eines
Faches, das einen grundständigen Diplomstudiengang anbietet, eine
Grundausstattung erforderlich, die unabhängig von der Studentenzahl
festgelegt werden muß. Der wissenschaftsrat empfiehlt ftir die einzelnen
naturwissenschaftlichen Fächer eine Grundausstattung, die diesen Ge-
sichtspunkten Rechnung trägt (s. II.7.).

Investitionsbedarf

An allen Hochschulen ist der Investitionsbedarf füLr die mathematisch-
naturwissenschaftlichen Fächer beträchtlich. Er erreicht vielfach die
Größenordnung, die füLr: einen kompletten Neubau erforderlich ist. Un-
beschadet der Tatsache, daß flir die einzelnen Hochschulen detaillierte
Entwickltrngs- und Investitionsplanungen erstellt werden müssen, wird
eine überschlägige Abschätzung des voraussichtlichen Investitionsbe-
darfs vorgenommen, um die Größenordnung der krinftig anstehenden
Investitionen deutlich zu machen.

Bei Anwendung der geltenden Kostenrichtwerte sind füLr den Neubau
eines mittelgroßen naturwissenschaftlichen Fachbereichs 4g0 Mio DM
erforderlich. Für eine erste Baustufe, die in den g0er Jahren erforderlich
ist, ist von einem dringenden Neubaubedarf bei rund b0 % der Bauten ftir
Chemie und Biologie und rund 2SVobeiden übrigen Bauten auszugehen.
FtiLr die Informatik, die vielfach erst im Aufbau und zumeist nicht ange-
messen ausgestattet ist, sind kurzfristige Ausbaumaßnahmen und Ge-
räteinvestitionen erf'orderlich. Insgesamt wird der jährliche Investitions-
bedarf für die mathematisch-naturwissenschaftlichen Fachbereiche in
den nächsten ftiLnf Jahren auf rund 300 bis 350 Mio DM geschätzt. Der
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Wissenschaftsrat weist Bund und Länder auf diese erheblichen Investi-
tionskosten hin, die in den kommenden Jahren im Rahmen des Hoch-
schulbauforderungsgesetzes abgedeckt werden.

Überblick über fächerbezogene Empfehlungen

Fi.ir die Mathematik sind an allen Universitäten eigenständige Fach-
bereiche mit Diplomstudiengängen vorgesehen. Angesichts der grundle-
genden Bedeutung der Mathematik und der vielftiltigen, lehrbezogenen
Verflechtungen dieses Faches hält der Wissenschaftsrat dies für notwen-
dig und arlgemessen. In Freiberg, Greifswald und Ilmenau ist die derzeit
vorgesehene Personalausstattung nur knapp ausreichend und bedarf
mittelfristig der Erweiterung. Die leistungsftihigen und niveauprägen-
den Fachbereiche in Leipzig (insbesondere mathematische Methoden
der Physik und Steuerungstheorie), Jena (Funktionalanalysis und Sto-
chastik) und an der Humboldt-Universität sollten auch kü'nftig als be-
sondere Schwerpunkte der mathematischen Forschung gefördert
werden.

Ftir die Mathematik an den Technischen Universitäten empfiehlt der
Wissenschaftsrat ein betont anwendungsorientiertes Profil.

Ein Diplomstudiengang Informatik wurde bis 1989 nr.r an den Techni-
schen Universitäten Dresden, Chemnitz und Magdeburg sowie an der
Universität Rostock angeboten. Seit 1989/90 haben mehrere Universitä-
ten Studiengänge füLr Informatik eingeführt, andere planen dies. Die per-
sonelle Basis ftir die neu eingerichteten Studiengänge ist vielfach nicht
ausreichend. Der Wissenschaftsrat unterstützt zwar die Bestrebungen,
längerfristig an allen Universitäten die Informatik zumindest als Neben-
fach anzubieten, der Aufbau eigenständiger Diplomstudiengänge sollte
jedoch nicht an allen Hochschulen parallel und mit gleicher Priorität er-
folgen, weil hierfür das erforderliche Potential an berufungsfähigen Wis-
senschaftlern fehlt.

Dresden, das bisherige Zentrum der Informatik-Forschung, sollte weiter
gefordert werden; in Jena und an der Humboldt-Universität bestehen in
der theoretischen Informatik Kristallisationskerne füLr eine leistungs-
ftihige Forschung. An diesen Universitäten sowie an der Universität
Leipzig sollten die Fachbereiche rasch weiter ausgebaut werden um die
bereits aufgenommene Ausbildung von Diplom-Informatikern qualifi-
ziert durchfi.iLhren zu können. An der Universität Greifswald ist die vor-
gesehene Personalausstattung auch für das Angebot eines Nebenfach-
studiums zu knapp. Hier sollte ebenso wie in Halle und Freiberg die In-
formatik vorerst als Schwerpunkt des Mathematikstudiums gelehrt und
in einem zweiten Schritt später eine Nebenfachausbildung angeboten
werden. Erst bei weiterem personellen Ausbau ist an eigene Diplomstu-
diengänge zu denken. Der Wissenschaftsrat verweist auf seine Empfeh-
Iungen für ein besonderes ,,Informatik-Programm" für die neuen Län-
der, das den Aufbau der Informatik gezielt fördert, wie dies in den 70er
Jahren in den alten Ländern geschah. Er bittet den Bund, das ftir die
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alten Länder Ende der 70er Jahre ausgelaufene programm in den neuen
Ländern für fünf bis sechs Jahre wieder aufzulegen.

Zu unterschiedlichen Empfehlungen kommt der wissenschaftsrat ftiLr
das Fach Physik an den verschiedenen standorten. An den universitä-
ten in Jena und Leipzig befinden sich leistungsstarke Fachbereiche phy-
sik, deren dringend empfohlene Konsoldierung einen vergleichsweise
geringen Aufwand erfordert. Größere Anstrengungen sind an der TU
Dresden und an den universitäten in Halle und Rostock erforderlich,
um durch umstrukturierung und/oder Ausbau das fachliche spektrum
so zu erweitern, daß dadurch die volle Leistungsftihigkeit in Forschung
und Lehre hergestellt wird. An der universität Greifswald ist die fiir den
Fachbereich Physik vorgesehene Ausstattung mit professuren zu knapp
bemessen; auch die empfohlene Zusammenarbeit mit der universität
Rostock kann lediglich für eine übergangsperiode die Fortsetzung eines
eigenen Diplomstudiengangs ermöglichen.

Der wissenschaftsrat empfiehtt an den Technischen universitäten in
FYeiberg und Ilmenau Diplomstudiengänge physik vorerst nicht einzu-
richten und in chemnitz sowie Magdeburg fieweils mit existierenden Di-
plomstudiengängen) einen Ausbau der physik nicht vorzunehmen, son-
dern der sanierung und Konsolidierung bestehender leistungsfähiger
Einrichtungen den vorrang zu geben. Kurzfristig sollten sich die an die-
sen Technischen universitäten tätigen Physiker darauf konzentrieren,
durch ihre Forschung die ingenieurwissenschaftlichen Schwerpunkte zu
stärken.

Aufbauend auf gewachsenen stärken an den einzelnen standorten llißt
sich nach Auffassung des wissenschaftsrates regional eine abgestimmte
Schwerpunktsetzung in der Forschung erreichen. Die in der physik be-
sonders zahlreichen außeruniversitären Forschungsinstitute bieten die
chance, die Bildung von schwerpunkten zu unterstützen und fachlich
zu ergänzen.

Auch ftir die chemie empfiehlt der wissenschaftsrat lediglich an den
klassischen universitäten und der TU Dresden die Korrsolidiertrng bzw.
den wiederaufbau voll ausgestatteter chemie-Fachbereiche mit einem
eigenen Diplomstudiengang. Einen Sonderfall stellt der Fachbereich
Chemie der Bergakademie FYeiberg dar, dessen Arbeitsfelder eng mit
denjenigen der Geowissenschaften und der werkstoffwissenschaften
verknüpft sind; aufgrund des vorhandenen Potentials wird die Fortfüh-
rung des Diplomstudiengangs an dieser Hochschule beflirwortet. An der
TU Chemnitz sollte lediglich ein eng begrenzter Ausbau der Chemie vor-
gesehen werden, der sich an den ingenieurwissenschaftlichen Schwer-
punkten der Hochschule (insbesondere Werkstoffwissensehaft) orien-
tiert. F{ir die TH Ilmenau und die TU Magdeburg hält der wissenschafts-
rat eine auf die BedüLrfnisse der Ingenieurwissenschaften in der Grund-
lagenausbildung begrenzte Chemie fi.ir ausreichend. Den Fachvertretern
sollte hier eine Zweitmitgliedschaft in vollausgebauten Chemie-Fachbe-
reichen benachbarter Hochschulen eingeräumt werden. Die an den
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Hochschulen entstandenen besonders leistungsfähigen schwerpunkte
chemischer Forschung an derTU Dresden in der Polymerchemieund an

der Universität Halle (unter Aufnahme Merseburger Aktivitäten) in der
physikalisch-chemischen Flüssigkristallforschung und der Polymerche-
mie sollten weiter gefordert werden'

Fachbereich e Biolo§e rrrit eigenständigen studiengängen gibt es bislang
in den neuen Ländern an den Universitäten Berlin (HU), Greifswald,
Halle, Jena, Leipz€ und Rostock. Diese sollten zunächst konsolidiert
und, angesichts der erst schwach vertretenen zell- und molekularbiolo-
gischen Arbeitsrichtungen, gezielt ausgebaut werden. Ftir die Techni-
sche Universität Magdeburg empfiehlt der Wissenschaftsrat, die Biologie
zunächst auf die BedtiLrfnisse der an dieser Hochschule aufzubauenden
Medizinischen Fakultät zu begrenzen und von einem eigenen Studien-
gang in Biologie abzusehen; gleiches gilt für die TU Dresden, sofern es

dort zur Errichtung einer Medizinischen Fakultät kommt. Erhaltenswer-
te und weiter zu entwickel:rde Forschungsschwerpunkte bestehen bei
den beiden an der Ostsee gelegenen Universitäten hinsichtlich der Mee-
res- und Brackwasserökologie sowie der Bodenforschung, in Halle in
den pflanzenbezogenen Disziplinen (insbesondere Biochemie und Ge-
netik), an der Universität Leipzig in der Neurobiologie und an der Uni-
versität Jena in der Mikrobiologie sowie der Wirkstoff- gnd Naturstoffor-
schung. Insbesondere in Halle und Jena bestehen beträchtliche Kapazi-
täten in außeruniversitären Forschungsinstituten, die die genannten
Schwerpunktsetzungen unterstützen können.

Der Wissenschaftsrat regt für die Universitäten Halle, Jena und Leipzig
an, die einschlägigen biochemischen und molekular-biologischen
Arbeitsgruppen aus der Biologie, der Chemie, der Medizin und der Vete-
rinärmedizin in einem Biozentrum zusarnmenzufütrren, um der wach-
senden Notwendigkeit zu enger fachübergreifender Kooperation in der
Forschung durch Abbau der institutionellen Schranken zu entsprechen.
Biozentren könnten sich zu leistungsstarken Kooperationspartnern
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen entwickeln.

Die Geowissenschaften und die Geographiewaren nicht an allen Univer-
sitäten der neuen Länder vertreten. Der Wissenschaftsrat unterstützt die
Konsolidierung der Geowissenschaften an der Universität Greifswald
(Geographie, Geologie, Mineralogie) und an der Bergakademie Freiberg
(Geologie, Geophysik, Mineralogie/Geochemie). An den Universitäten
Halle trnd Leipzig sollen, aufbauend auf vorhandenen geologischen
Kapazitäten innerhalb der Geographie (Halle) und der Geophysik, die
der Sektion Physik zugeordnet war (Leipzig), die Geowissenschaften in
enger Abstimmung und mit komplementären Schwerpunkten wieder-
errichtet werden. In Leipzig erscheint weiterhin die Wiedereinrichtung
der Meteorologie in Verbindung mit dem neugegnirrdeten Blaue Liste-
Institut fi.ir Tloposphärenforschung sinnvoll. Für die TU Dresden wird
die Ergänzung der auf die Geodäsie beschränkten Geowissenschaften
um die Geographie gutgeheißen, sofern eine enge Abstimmung mit dem
Fachbereich Geowissenschaften der Bergakademie Freiberg erfolgt.
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Einen Neuaufbau stellt die Einrichtung von studiengängen für Geogra-
phie, Geologie, Mineralogie und Geophysik an der univärsität Jena äar,
die sich jedoch teilweise auf Potentiale eines früheren Akademieinstituts
stützenkann.

Am Aufbau bzw. der weiterentwicklung der Materialwßsenschaften in
chemnitz, Dresden und Halle wirken universitäre Arbeitsgruppen aus
chemie, Physik und den Ingenieurwissenschaften mit außäruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen zusarnmen. Der wissenschaftsrat bereitet
derzeit eine eigene stellungnahme zur l<tirrftigen Entwicklung der Mate-
rialwissenschaften an den universitäten in west- und ostdäutschland
vor.
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Anlagen

Übersicht 10

Personalausstattung naturwissenschaftlicher Fachbereiche
an Hochschulen der neuen Länder

(stand 1.12. 1991 lt. umfrage des wissenschaftsrates vom Herbst 1gg1)
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Hochschule/
Fachbereich Profess. Dozenten

mbefr.
Ass.

Oberss.

b€fr.
Ass.

techn.l)
Percnal

sonstigesr)
nichtwiss.
Personal

Greifswald

Mathematik/
Informatik'z)

Physik')
davon
Theor. Physik

Chemie

Biologie

Geographie
Fachrichtung
Geologie

davon
Geophysik
Mineralogie

I
6

10

6

6

I

1

3

7

5

I

11

4

4

t4

t4

30)

28

11)

t4

5

13

20

11

I

11

1

1

2t

ol

7(

11

-26

7,6

2

,4

,5

,2

,5

Rostock

Mathematik

Physik6)
davon
Theor. Physik

Chemie
davon Außen-
stelle Güstrow

Biologie

15

13

5

I
1

11

L2

11

6

t0

4

I

32)

41)

11

22

4

44

t4

28

I

18

10

4

32n)

3

2t,t5

66

l0

5

1

3,75
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noch: Übersicht 10

tlochschule/
Fachbereich

Prcfes. Dozenten
unbefr.

As.
Obemss.

befr.
Ass.

techn.I)
Pemnal

sonstigesl)
nichtwis.
Pereonal

Halle-Wittenberg

Mathematik/
InformatilC)

Physik
davon
Theor. Physik

Chemie
davon
Techn. Chemie

Biologie
davon
Botan. Garten

Biochemie/
Biotechnologie

Geowissen-
schaften

davon
Geographie
Geol. Wiss./
Museum

10

4

1

11

1

6

I

7

2

10

I
1

t4

3

10

7

5

2

34,58

40

4

51

10

28

6

L7

t4

3

5

10

1

23

2

13

4

2

2

5

19

(78)

20

1

1r)

5,5

0,5

18

4

r0

r5

i5

t9

5

4

Mersebwg

Mathematik/
Informatik")

Physik
davon
Theor. Physik

Chemie
davon Techn.
u. Makroelek.
Chemie

6

6

2

2L

6

4

5

1

16

4

16

20

2

40

10

4

I

2

44,4

1.5,7

,

8

99,8

18,1

18

1

23,9

3,3
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noch: Übersicht 10

Hoch*hule/
Fachbereich Profes. Dozenten

unbefr.
Ass.

Obems-

befr.
Ass.

ttrhn.)
Personal

mnstigesr)
nichtwiss.
Personal

Magdeburg

Mathematik

Fakulüit f. Natur-
wiss. (Physik
und Chemie)

davon
Theor. Physik
Chem. Institut

6

8

3
1

I

5

1

1

24

55

4
11

T4

15

3

29

2

13

7

1

2

Ilmenau'2)

Mathematik

Physik'3)
davon
Theor. Physik

Physik. Chemie

I
5

2

1

4

2

25

8

2

2

5

6

2

1

6

11

1

1

Jena

Mathematik
davon
Inst. f. Theor.
u. Praktische
Informatik

Physik
davon
Theor. Physik
Astrophysik/
Sternwarte

Chemie
davon
Glaschemie

Biologie'a)

16

2

t4

4

1

i5

1

11

8

1

10

3

1

10

3

10

88

20

94

16

6

77,5

10

58

t7

3

30

8

1

35,3

2

2l

24

I
217

3

4

130,2

20

7L

16

38

2

5

30,5

4

58

Chemnitz
Mathematik

Physik
davon
Theor. Physik

Chemie

11

I
2

2

t4

I
2

3

36

74

5

16

26

16

1

3

29

45

18

3

11

1

IC
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Hmhschule/
Fachbereich

Profess Dozenten
unbefr.

Ass.
Oberms.

befr.
Ass.

techn.l)
Pereonal

snstigesl)
nichtwiss.
Pemnal

Dresden

Mathematikl5)

Physik
davon
Theor. Physik

Chemie
davon
Lebensmittel-
Chemie

Inst. für
Humanbiologie

Geowissen-
schaftent6)
(Geodäsie/
Kartographie)

davon
Planet.Geodäs.
Geodäsie
Photogr./FE
Kartogr./Geogr

19

22

3

15

2

I

5

1

2

2

t4

T2

3

10

2

6

1

2
3

46

70

11

70

7

3

22

5
6
3
8

I
34

5

60

3

2

o,

2

5

11

82

133

9

11

16

2

16

2

FYeiberg

Mathematik")
davon
Numerik und
Informatik

Physik
davon
Theor. Physik

Chemie

Geowissen-
schaften

davon
Geophysik
Geologie
Mineralogie/
Geochemie/
Lagerst. Kund

I

1

4

1

6

t2

1

6

5

4

1

1

I

6

2

4

15

2

18

2

2L

9()

8
10

11

5

5

1

2r

L2

2
6

4

I

30

1

4l

32

1

l1

20

4

5

1

6

I

1

4

3
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Hochschule/
Fachbereich Profess- Dozenten

mbefr.
Ass.

Oberus.

befr.
Ass.

techn.r)
Personal

somtrgesr)
nichtwiss.
Pemnal

Leipzig
Mathematik

davon
Inform.verarb.

Informatik

Physik'8)
davon
Theor. Physik
Geowiss.

Chemie
davon
Mineralogie/
Kristallo-
glaphie

Biologie
davon
Bot. Garten

Geowissen-
schaften

davon
Geophysik
Geologie
Meteorologie

13

2

5

t2

5
1

t4

1

8

I

1

I

0

4

2I

6

19

3

I

60

5

30

99

16
16

81

B

50

1

16

I

3
6

I

2

23

4
5

44

5

T2

5

3

2

2

92

1

t7

64,4

8

60

22

t7

11

t4

52

2
16

46,3

1

10

1

16

Potsdam

Mathematikl'g)

Physik
davon
Theor. Physik

Chemie

Biologie

Umwelt-
wissenschaften

Geowissen-
schaften
(bislang nur
Geographie)

6

2

1

3

4

1

5

1

3

3

1

,

10

15

4

15r)

L4")

1

t7

t2
,

1

4

4

5

1

t7

23

4

2,5

2

4

5

5
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1) Bei stellenbmchteilen: umgerechnet in vollbeschäf,tigteneinheiten, 2) zusÄtzl.

ti f.em.ff-ffO, 3) zusätzl. 14 Irkt./LHD, 4) ruzngl. 1 Lekt./LHD, 5) zuztigl. 6 L€kt'/
LHD,6) incl.'ükt./LgD, ?) zusät21. 11 Lekt./LHD,8) incl.2 sonstige Habilitierte,
9) incl.-2 Forschungsingenieure, 10) befristete und unbefristete Assistenten, 11) zu-

rät t. O r.m.lf-HD, 12) iusät2l. 1 Lekt./LHD, 13) zusätzl. 3 Lekt./LHD, 14) einschl. Bo-

tanischer Garien, ca. 30 Beschäftigte, 15) ntsätzl.4l Lekt./LHD, 16) Fakulfüt friu: Bau-,

Wasser-, Forstwesen, 17) zusätzl. I Irkt.iLHD, 18) 22 Beschäftigte, dav91 6- Wissen-

schaftler, arbeiten in den Observatorien Collm und Zingst, 19) zusätzl. 1 1'5 Lekt./LHD'
20) zuzügl. B Leld., 2l) zttzijigl.2 Lekt. und 3 LHD.
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Übersicht 11

Verzeichnis der an den Universitäten der neuen Länder
eingerichteten mathematisch-naturwissenschaftlichen

Arbeitsgruppen der Max-planck_Gesellschaft

Berlin
- Algebraische Geometrie und Zahlentheorie
- Röntgenbeugung an Schichtsystemen
- Zellteilungsregulation und Gensubstitution
- Quantenchemie
- Dimensionsreduzierte Halbleiter
- Nichtklassische Strahlung

Dresden
- Mechanik heterogener Festkörper
- Theorie komplexer und korrelierter Elektronensysteme

Halle
- Enzymologie der Peptidbindung
- S5mthese, Struktur und Eigenschaften von flüssigkristallinen

Systemen

Jena
- CO2-Chemie
- Physik und Chemie des instellaren Staubes
- Gravitationstheorie
- Röntgenoptik
- Regulation der DNA-Replikation des bacillus subtilis
- Modulation der Signalübertragung von Wachstumsfaktoren

Leipzig
- Zeitaufgelöste Spektroskopie

Potsdam
- Fehlertolerantes Rechnen
- Partielle Differentialgleichungen und Komplexe Analysis

Nichtlineare Dynamik (in der Astrophysik)

Rostock
- Theoretische Vielteilchensysteme
- Komplexkatalyse
- Asymmetrische Katalyse

Außerdem bestehen in Berlin Außenstellen der Max-planck-Institute
ftiLr Extraterrestrische Physik und ftiLr plasmaphysik (Ipp), beide Gar-
ching.
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Fraunhofer- Einrichtung
Dresden

Fraunhofer- Einrichtung

Fraunhofer- Einrichtung
Dresden

Übersicht 12

Verzeichnis der Fraunhofer-Einrichtung mit
mathematisch- naturwissenschaftlichen Arbeitsrichtungen

Fraunhofer-Einrichtung ftir angewandte optik und Feinmechanik, Jena

Flaunhofer-Einrichtung für angewandte Polymerforschung, Teltow-
Seehof

für Elektronenstrahl- und Plasmatechnik,

fiir Software- und Systemteehnik, Berlin

für Werkstoffphysik und Schichttechnologie,

Außenstelle für biochemische Ökotoxikotogie des Fraunhofer-Instituts
füLr Umweltchemie und Ökotoxikologie (Schmallenberg), Bergholz-
Rehbrücke

Außenstelle ftir graphische Datenverarbeitung des FYaunhofer-Instituts
fü,r graphische Datenverarbeitung (Darmstadt), Rostock

Außenstelle ftiLr Milaostruktur von werkstoffen und Systemen des

FYaunhofer-Instituts fi-iLr Werkstoffmechanik (Freiburg), Halle

Außenstelle fiiLr Polymerverbunde des Fraunhofer-Instituts füLr ange-

wandte Materialforschung (Bremen), Teltow-Seehof

Außenstelle fiir Pulvermetallurgie und Verbundwerkstoffe des Fraun-
hofer-Instituts ftiLr angewandte Materialforschung (Bremen), Dresden

Außenstelle für Luftchemie des Fraunhofer-Instituts für atmosphärische
Umweltforschung (Garmisch-Partenkirchen), Berlin
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